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LIEBE KOLLEGINNEN 
UND KOLLEGEN,

erneut waren die Tarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst der Länder herausfor-
dernd. Zum zweiten Mal nach den Verhandlungen mit Bund und Kommunen musste eine 
Tarifauseinandersetzung für den öffentlichen Dienst unter Pandemiebedingungen geführt 
werden. Hinzu kam, dass sich die Arbeitgeber einmal mehr hinter ihrer Forderung nach einer 
Änderung des § 12 TV-L verschanzten. Dieser Kern der Eingruppierungsregelungen ist für 
die Gewerkschaften nicht verhandelbar. Denn eine neue Definition des „Arbeitsvorgangs“ 
würde für viele Kolleginnen und Kollegen zu einer schlechteren Eingruppierung und damit 
zu einer schlechteren Bezahlung führen. Eine Neufassung konnte auch in dieser Tarifrunde 
abgewehrt werden. Inzwischen wissen wir, dass die von den Arbeitgebern dazu eingereichte 
Verfassungsbeschwerde vom Bundesverfassungsgericht nicht angenommen wurde.

Steigende Corona-Zahlen sorgten dafür, dass diese Tarifverhandlungen nicht nur eine 
Auseinandersetzung mit dem Arbeitgeber, sondern auch ein Wettlauf mit der Zeit 
waren. Denn die Bedingungen für Streikversammlungen und andere öffentlichkeitswirk-
same Aktionen mit vielen Menschen verschlechterten sich täglich. Viel Kreativität war 
gefragt. Die Pandemie sorgte dafür, dass immer mehr in die sozialen Medien verlagert 
wurde. Es gab neben Online-Streiks viele andere gute öffentlichkeitswirksame Aktionen, 
die wir auch in weiteren Tarifrunden ohne Pandemie etablieren können.

Auch die Redaktionsverhandlungen zogen sich wieder lange hin, da auch hier um jedes 
Wort gestritten wurde – inzwischen eher die Regel denn die Ausnahme. Unter dem  
Einigungsdruck, der durch die Pandemie noch erhöht wurde, wurde so manches nicht  
zu Ende gedacht und in die Redaktionsverhandlungen verlagert. 

Verbesserungen bei den Eingruppierungsregelungen konnten nicht erreicht werden. 
Die Tarifparteien haben sich beim Abschluss auf wenige Themen konzentriert, denn die 
Arbeitgeber haben alle Erwartungen der Gewerkschaften als „strukturelle“ Themen vom 
Tisch gewischt. Über die Forderung nach einer stufengleichen Höhergruppierung wurde 
nicht einmal verhandelt. In den Tarifverträgen des öffentlichen Dienstes in Hessen sowie 
bei Bund und Kommunen ist diese Regelung lange eingeführt. Auch die Forderung der 
GEW nach der endgültigen Einführung der Paralleltabelle für angestellte Lehrkräfte und 
weitere Verbesserungen der Lehrkräfte-Entgeltordnung wurde mit dieser Argumentation 
abgewehrt – obwohl es seit 2017 dazu eine Verhandlungszusage gibt.
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Der Tarifabschluss vom 29. November 2021 umfasst für den Organisationsbereich der 
GEW folgende Komponenten:

•	� Steuer- und sozialabgabenfreie Corona-Sonderzahlung in Höhe von 1.300 Euro, für 
Auszubildende und Praktikant*innen 650 Euro, auszahlbar spätestens im März 2022. 

•	 Lineare Entgeltsteigerung um 2,8 Prozent ab dem 1. Dezember 2022.
•	 Laufzeit von 24 Monaten bis zum 30. September 2023.
•	� Erhöhung der Entgelte für Auszubildende und Praktikant*innen zum 1. Dezember 

2022 um 50 Euro, in Gesundheitsberufen 70 Euro.
•	� Gesprächszusage für eine Bestandsaufnahme der Beschäftigungsbedingungen  

studentischer Hilfskräfte.

Dem Engagement der studentischen Beschäftigten ist es zu verdanken, dass seit Anfang 
des Jahres ein Forschungsbericht vorliegt, der Grundlage für die Gespräche über die 
Bestandsaufnahme der Beschäftigungsbedingungen der studentischen Hilfskräfte ist. 
Ein erstes Gespräch mit der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) dazu hat bereits 
stattgefunden.

Der TV-L sichert faire Arbeitsbedingungen für die rund 800.000 Beschäftigten im öffent
lichen Dienst der Länder. Diese Tarifrunde hat wieder gezeigt, welche Bedeutung der 
TV-L als einer der wichtigsten Flächentarifverträge hat. Wir haben viel erreicht. Aber es 
bleibt noch viel zu tun.

Nur gemeinsam können Beschäftigte und Gewerkschaft Schritt für Schritt Verbesserun-
gen der manteltariflichen Regelungen erreichen. Das ist auch für die im Herbst 2023 
anstehende Tarifrunde unser Ziel.

Frankfurt am Main, Februar 2023

Daniel Merbitz
Mitglied des Geschäftsführenden Vorstandes der GEW
Arbeitsbereich Tarif- und Beamtenpolitik 
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I. 
ERLÄUTERUNGEN ZUM  

EINGRUPPIERUNGSRECHT DES TV-L

Eingruppierungsrecht der Länder 
Das geltende Eingruppierungsrecht beruht auf einer Einigung der Tarifvertragsparteien 
aus dem Jahre 2009. Diese wurde mit der Entgeltordnung in Anlage A zum TV-L, die 
zum 1. Januar 2012 in Kraft getreten ist, umgesetzt. Die bestehenden Tätigkeitsmerk-
male der Vergütungsordnungen und Lohngruppenverzeichnisse zum BAT/BAT-O bzw. 
MTArb/MTArb-O wurden redaktionell bereinigt. Aus den redaktionell bereinigten 
Tätigkeitsmerkmalen und zusätzlichen länderspezifischen Tätigkeitsmerkmalen wurden 
Funktionsmerkmale gebildet, die zusammen mit den Eingruppierungsgrundsätzen die 
neue Entgeltordnung zum TV-L bilden. Im nächsten Schritt wurden andere Eingruppie-
rungsmodelle in ausgewählten Verwaltungen/Einrichtungen versuchsweise und rein 
rechnerisch erprobt. Geplant war, diese Modelle anderthalb Jahre nach ihrer Einführung 
hinsichtlich ihrer Auswirkungen und Tauglichkeit zu überprüfen.
Dieses Eingruppierungsrecht zum TV-L war somit nicht der „große Wurf“, denn die teil-
weise sehr betagten Tätigkeitsmerkmale wurden weitgehend unverändert übernommen 
und entsprechen nicht immer den veränderten Tätigkeitsinhalten und Qualifikations-
standards. Hinsichtlich der Tätigkeitsmerkmale für Beschäftigte in den Gesundheitsbe-
rufen und einer Reihe weiterer Tätigkeitsmerkmale bestand zwischen den Tarifvertrags-
parteien Einvernehmen, dass die Auswirkungen neuer Berufe und berufsrechtlicher 
Entwicklungen auf die Eingruppierung noch verhandelt werden sollen.
In der Tarifrunde 2017 wurde vereinbart, die Entgeltordnung weiterzuentwickeln und 
dies bis zur nächsten Tarifrunde vorzubereiten. Als Folge davon wurde in der Tarifeini-
gung 2019 vereinbart, dass die Tätigkeitsmerkmale der Entgeltordnung Sozial- und Erzie-
hungsdienstes des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) der Kommunen zum 
1. Januar 2020 auf die Länder übertragen wird. In § 52 TV-L wurden Sonderregelungen 
für den Sozial- und Erziehungsdienst vereinbart. Die Tabellenentgelte sind in der neuen 
Anlage G festgelegt. 

1. Geltungsbereich
Seit dem 1. Januar 2012 gibt es im Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) ein neues tarifliches Eingruppierungsrecht. Die Beschäftigten des Landes Hessen, 
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das nicht Mitglied der TdL ist, haben seit 1. Juli 2014 eine eigenen Entgeltordnung, die 
Anlage A zum Tarifvertrag für das Land Hessen (TV-H), die sich an der Entgeltordnung 
des TV-L orientiert.
Von den neuen Eingruppierungsregelungen sind nur diejenigen Beschäftigten erfasst, für 
die auch der TV-L gilt. Dabei kommt es nicht auf den Zeitpunkt an, an dem das Arbeits-
verhältnis begründet wurde. Allerdings gibt es eine Reihe besonderer Regelungen für 
diejenigen, deren Arbeitsverhältnis am 31. Dezember 2011 schon und am 1. Januar 2012
noch bestanden hat (vorhandene Beschäftigte). Auf diese Besonderheiten wird im Ab-
schnitt „Überleitung“ noch eingegangen. 
Im Organisationsbereich der GEW gilt das tarifliche Eingruppierungsrecht für die vom 
Geltungsbereich des TV-L erfassten Beschäftigten an Hochschulen und für die Beschäf-
tigten im Sozial- und Erziehungsdienst der Länder, deren Eingruppierung auch bisher 
schon in der Anlage 1 a (Vergütungsordnung) zum BAT/BAT-O geregelt war.
Für die Lehrkräfte an allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen hat die TdL 
2015 mit dem deutschen beamtenbund und tarifunion (dbb) eine Entgeltordnung, den 
„Tarifvertrag über die Eingruppierung und die Entgeltordnung für die Lehrkräfte der 
Länder“ (TV EntgO-L) vereinbart. Dieser Tarifvertrag ist zum 1. August 2015 in Kraft 
getreten und galt direkt nur für die Mitglieder der vertragsschließenden Parteien, also 
auf Arbeitnehmerseite für die Mitglieder der im dbb organisierten Lehrerverbände. Die 
TdL hat diesen Vertrag dennoch auf alle angestellten Lehrkräfte unabhängig von ihrer 
Gewerkschaftszugehörigkeit angewendet. Auch die Neueinstellungen ab 1. August 2015 
wurden nach dem TV EntgO-L eingruppiert. In der Tarifrunde 2017 haben auch GEW und 
ver.di den TV EntgO-L abgeschlossen. Einzelheiten dazu zu finden sich ab Seite 187 in 
dieser Broschüre.

2. Bestandteile des tariflichen Eingruppierungsrechts
Die tariflichen Eingruppierungsregelungen zum TV-L (Entgeltordnung im weiteren Sinne) 
sind ein wesentlicher Bestandteil des tariflichen Bezahlungssystems für den öffentlichen 
Dienst der Länder. Aus ihnen ergibt sich, in welcher Entgeltgruppe die/der Beschäftigte 
eingruppiert ist. Zu den Eingruppierungsregelungen gehören die Grundsätze der Ein-
gruppierung (§§ 12 und 13 TV-L) sowie die Entgeltordnung (im engeren Sinne), die nach 
einer bestimmten Systematik die Tätigkeitsmerkmale und deren Zuordnung zu einer 
Entgeltgruppe enthält. Darüber hinaus ist im tariflichen Eingruppierungsrecht auch eine 
Reihe von Zulagen geregelt. Hierbei handelt es sich um solche Zulagen, bei denen ein 
besonders enger Zusammenhang mit den jeweiligen Tätigkeitsmerkmalen besteht. 
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3. Eingruppierungsgrundsätze
Die Eingruppierungsgrundsätze entsprechen den Regelungen, die aus den BAT/BAT-O 
bekannt sind.
Von Bedeutung ist in dieser Hinsicht die sogenannte Eingruppierungsautomatik. Sie 
besagt, dass die/der Beschäftigte in der Entgeltgruppe eingruppiert ist, deren Tätigkeits-
merkmale der gesamten, nicht nur vorübergehend auszuübenden Tätigkeit entspre-
chen. In welcher Entgeltgruppe die/der Beschäftigte eingruppiert ist, ergibt sich somit 
unmittelbar aus der Tätigkeit. Etwas anderes gilt nur dann, wenn im Arbeitsvertrag 
eine übertarifliche Eingruppierung vereinbart wurde. Darauf müssen jedoch besondere 
Umstände hinweisen. Folge der Eingruppierungsautomatik ist auch die korrigierende 
Rückgruppierung. Sie tritt ein, wenn die Anforderungen nicht den Tätigkeitsmerkmalen 
der bisherigen Entgeltgruppe entsprechen, sondern den Tätigkeitsmerkmalen einer 
niedrigeren Entgeltgruppe. 

4. Tätigkeitsmerkmale
Der umfangreichste Teil des Eingruppierungsrechts zum TV-L sind die Tätigkeitsmerkma-
le. Die Bewertungsgrundlage sind Arbeitsvorgänge. Arbeitsvorgänge sind nicht einzelne 
Tätigkeiten, sondern die Tätigkeiten, die zusammen zu einem Arbeitsergebnis führen. 
Alle Tätigkeiten, die für das Erreichen des Ergebnisses erforderlich sind, ergeben somit 
zusammen den Arbeitsvorgang. Ein Arbeitsvorgang kann aus verschiedenen Zusammen-
hangstätigkeiten bestehen. Zur Erstellung eines Gebührenbescheids sind z. B. gründliche 
und vielseitige Fachkenntnisse ebenso erforderlich wie die an sich geringer bewertete 
Tätigkeit der Dateneingabe in einen Rechner. Letztere ist eine Zusammenhangstätigkeit, 
die nicht für sich bewertet werden darf. Es gibt allerdings auch Eingruppierungen, bei 
denen die gesamte auszuübende Tätigkeit als ein Arbeitsvorgang zu werten ist, wie z. B. 
bei Erzieherinnen. Alle Tätigkeiten, die von Erzieherinnen zur Erziehung von Kindern 
ausgeübt werden, bilden einen Arbeitsvorgang. Nur Tätigkeiten, die damit nichts zu tun 
haben, dürfen gesondert bewertet werden. 
Innerhalb der Tätigkeitsmerkmale gibt es teilweise sogenannte „Heraushebungsmerk-
male, z. B. „mit schwierigen Tätigkeiten“, „mit besonderer Verantwortung“ oder „deren 
Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung heraushebt“.
Die Arbeitsvorgänge müssen mindestens im Umfang von 50 v. H. der Arbeitszeit dem je-
weiligen Tätigkeitsmerkmal entsprechen. Etwas anderes gilt nur, wenn in dem jeweiligen 
Tätigkeits-/Heraushebungsmerkmal ein anderes zeitliches Maß, wie z. B. ein Drittel der 
Arbeitszeit oder „ganz überwiegend“, was in etwa 25 Prozent der Arbeitszeit entspricht, 
geregelt ist. 
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Für die Eingruppierung in die entsprechende Entgeltgruppe muss die in der Entgelt-
gruppe geforderte Qualifikation vorliegen. Liegt sie nicht vor, ist die/der betreffende 
Beschäftigte eine Entgeltgruppe niedriger eingruppiert, es sei denn, dass auch „sonstige 
Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre-
chende Tätigkeiten ausüben“, in dem jeweiligen Tätigkeitsmerkmal erfasst sind. Dabei 
ist zu beachten, dass das Merkmal der sonstigen Beschäftigten mit gleichwertigen 
Fähigkeiten und Erfahrungen nur dann erfüllt ist, wenn Fähigkeiten und Erfahrungen 
vorliegen, aufgrund derer die/der Beschäftigte genauso umfassend einsetzbar ist wie die 
Beschäftigten, die über die geforderte Qualifikation verfügen. 

5. Aufbau
Die Entgeltordnung ist in vier Teile untergliedert. Teil I enthält die allgemeinen Tätig-
keitsmerkmale für den Verwaltungsdienst, Teil II die Tätigkeitsmerkmale für besondere 
Beschäftigtengruppen, Teil III die Tätigkeitsmerkmale für körperlich/handwerklich 
geprägte Tätigkeiten und Teil IV die Tätigkeitsmerkmale für die Pflegeberufe. Die Teile 
sind wiederum in Abschnitte und diese in Unterabschnitte untergliedert. In den Unter-
abschnitten sind die Tätigkeitsmerkmale in Fallgruppen der jeweiligen Entgeltgruppe 
zugeordnet. 
Abweichend vom BAT enthält Teil I (Allgemeinen Tätigkeitsmerkmale für den Verwal-
tungsdienst) nur noch diejenigen Fallgruppen des Allgemeinen Teils der Vergütungs-
ordnung (Anlage 1 a zum BAT/BAT-O), deren Tätigkeitsmerkmale in Form unbestimmter 
Rechtsbegriffe beschrieben sind. Die funktionsbezogenen Tätigkeitsmerkmale und die 
Tätigkeitsmerkmale, die, wie z. B. Tätigkeiten in der Forschung, bestimmte Bereiche 
betreffen, sind jetzt in den Abschnitten des Teils II geregelt (Teil II Abschnitt 6). Der Teil 
II beinhaltet auch die Tätigkeitsmerkmale für Beschäftigte des Sozial- und Erziehungs-
dienstes der Länder (Teil II Abschnitt 20). Mit Wirkung zum 1. Januar 2020 sind die 
Tätigkeitsmerkmale angepasst worden. Sie entsprechen nun den Tätigkeitsmerkmalen 
im Bereich des TVöD VKA. Die Entgeltgruppen beziehen sich auf die neu geschaffene 
S-Tabelle (Anlage G zum TV-L). 
In dieser Broschüre abgedruckt sind nur die Abschnitte, die den Organisationsbereich 
der GEW betreffen. 

6. Der Grundsatz der Spezialität und die Auffangfunktion von Teil I
Für das Verhältnis zwischen den als unbestimmte Rechtsbegriffe geregelten Tätigkeits-
merkmalen des Teils I und den besonderen Tätigkeitsmerkmalen des Teils II gilt nicht das 
Günstigkeitsprinzip, sondern der Grundsatz der Spezialität. Der Grundsatz der Spezialität 
besagt, dass die Tätigkeitsmerkmale des Teils I bei Beschäftigten, deren Tätigkeitsmerk-
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male in den besonderen Teilen der Entgeltordnung geregelt sind, keine Anwendung 
finden. Hierzu ist in der Vorbemerkung Nr. 1 Absatz 2 Satz 2 zu allen Entgeltgruppen 
Folgendes geregelt: „Die Tätigkeitsmerkmale des Teils I gelten für diese Beschäftigten 
weder in der Entgeltgruppe, in der ihre Tätigkeit in Teil II aufgeführt ist, noch in einer 
höheren Entgeltgruppe.“ Ausnahmen hiervon gelten für Beschäftigte in den Entgelt-
gruppen 13 bis 15 mit dem Tätigkeitsmerkmal „sonstige Beschäftigte, die aufgrund 
gleichwertiger Kenntnisse und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten auszuüben 
haben“, wenn dieses Tätigkeitsmerkmal nicht in Teil II geregelt ist sowie für Ärzte, Zahn-
ärzte, Tierärzte und Apotheker.
Die Tarifvertragsparteien wollten mit der Entgeltordnung alle denkbaren Tätigkeiten im 
öffentlichen Dienst der Länder regeln. Deshalb kommt in Fällen , in denen die überwie-
gend auszuübende Tätigkeit durch Arbeitsvorgänge gekennzeichnet ist, für die es in Teil 
II keine Tätigkeitsmerkmale gibt, den Tätigkeitsmerkmalen des Teils I gegenüber dem 
Teil II auch eine begrenzte Auffangfunktion zu. Derartige unbewusste Tariflücken können 
unter bestimmten Voraussetzungen durch die Gerichte geschlossen werden, wobei 
zunächst die Tätigkeitsmerkmale für artverwandte und vergleichbare Tätigkeiten infrage 
kommen. Ist dies nicht möglich, muss geprüft werden, ob bzw. welche Tätigkeitsmerk-
male des Teils I erfüllt sind. Die Auffangfunktion des Teils I ist jedoch nicht unbegrenzt. 
Nach der Rechtsprechung setzt sie voraus, dass im weitesten Sinne noch ein Zusammen-
hang zur Verwaltungstätigkeit besteht. Die Begrenzung der Auffangfunktion des Teils I 
hat in Nr. 1 Absatz 3 der Vorbemerkungen zu allen Entgeltgruppen ihren Niederschlag 
gefunden: „Für Beschäftigte, deren Tätigkeit nicht in Teil II aufgeführt ist, gelten die Tä-
tigkeitsmerkmale des Teils I, sofern in Satz 2 nicht etwas anderes geregelt ist. Die Tätig-
keitsmerkmale der Entgeltgruppen 2 bis 12 des Teils I gelten nur, sofern die auszuübende 
Tätigkeit einen unmittelbaren Bezug zu den eigentlichen Aufgaben der betreffenden 
Verwaltungsdienststellen, -behörden oder -institutionen hat.“ In der Niederschrift haben 
die Tarifvertragsparteien erklärt, dass „sie sich einig (sind), dass die allgemeinen Merk-
male für den Verwaltungsdienst (Teil I der Entgeltordnung) eine Auffangfunktion in dem 
gleichen Umfang besitzen wie – bestätigt durch die ständige Rechtsprechung des BAG – 
die bisherigen ersten Fallgruppen des allgemeinen Teils der Anlage 1 a zum BAT/BAT-O.“
Der Grundsatz der Spezialität gilt nicht nur für das Verhältnis zwischen den Tätigkeits-
merkmalen des Teils I und des Teils II, sondern auch zwischen den einzelnen Teilen, 
Abschnitten und deren Unterabschnitte. Für den Sozial- und Erziehungsdienst der Länder 
stellt die Vorbemerkung zu Teil II Abschnitt 20 (Beschäftigte im Sozial- und Erziehungs-
dienst) klar, dass „die Tätigkeitsmerkmale dieses Abschnitts insgesamt, nicht aber die 
Zusammenfassung von Tätigkeitsmerkmalen in den jeweiligen Unterabschnitten für sich 
eine abschließende spezielle Eingruppierungsregelung im Sinne der Rechtsprechung des 
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BAG (z. B. Urt. vom 5. Juli 2006 – 4 AZR 555/05) dar(stellen).“ So können z. B. Erzieherin-
nen mit staatlicher Anerkennung bei Erfüllen der Voraussetzungen als sonstige Beschäf-
tigte nach den in Unterabschnitt 4 aufgeführten Tätigkeitsmerkmalen eingruppiert sein, 
obwohl sie nur in den Tätigkeitsmerkmalen des Unterabschnitts 6 ausdrücklich benannt 
sind.“

7. Protokollerklärungen
Die Protokollerklärungen aus dem BAT, in denen bestimmte Anforderungen des jewei-
ligen Tätigkeitsmerkmals definiert werden, sind im Wesentlichen unverändert in die 
Entgeltordnung übertragen worden. Zum Teil wurden sie auch als Vorbemerkungen zu 
den einzelnen Unterabschnitten aufgenommen, wenn sie für alle Entgelt-/Fallgruppen 
des jeweiligen Unterabschnitts von Bedeutung sind. 

8. Höhere Eingruppierung in den Entgeltgruppen 2 bis 8
Von großer Bedeutung ist die höhere Eingruppierung von Beschäftigten, die bei hypo-
thetischer Fortgeltung des BAT/BAT-O nach einer Bewährungszeit von höchstens sechs 
Jahren aus einer Vergütungsgruppe (Vergütungsgruppen X bis V c) in eine höhere Vergü-
tungsgruppe aufgestiegen wären. Damit wird für den größten Teil dieser Beschäftigten 
die Absenkung des Bezahlungsniveaus, die aufgrund der im TV-L gegenüber dem BAT/
BAT-O fehlenden Aufstiege eingetreten ist, überwunden. 

9. Höhere Eingruppierung in den Entgeltgruppen 9a und höher
Beschäftigte, die bei Fortgeltung des BAT/BAT-O nach einer fünf- bzw. sechsjährigen Be-
währung aus der Vergütungsgruppe II a in die Vergütungsgruppe I b aufgestiegen wären, 
sind in der Entgeltgruppe 14 eingruppiert. Dadurch erhöht sich jedoch das Entgelt nicht 
tatsächlich, weil diese Beschäftigten bereits bis zum 31. Dezember 2012 zu ihrem Entgelt 
aus der Entgeltgruppe 13 eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem 
Entgelt der Entgeltgruppe 13 und der Entgeltgruppe 14 erhalten haben. 
Beschäftigte, die bei Fortgeltung des BAT/BAT-O nach einer elf- bzw. fünfzehnjährigen 
Bewährung in Vergütungsgruppe II a in die Vergütungsgruppe I b aufgestiegen wären, 
bleiben in der Entgeltgruppe 13 Ü (die zum 1. November 2006 übergeleiteten Beschäf-
tigten) bzw. in der Entgeltgruppe 13 (die nach dem 31. Oktober 2006 neu eingestellten 
Beschäftigten).
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10. Entzerrung der Entgeltgruppe 9
Anstelle der „kleinen“ Entgeltgruppe 9 (mit verlängerten Stufenlaufzeiten und ohne 
Stufe 6) gibt es seit dem 1.Januar 2019 eine Entgeltgruppe 9a mit den normalen 
Stufenlaufzeiten und sechs Stufen. Die bisherige „große“ EG 9 heißt nun EG 9b. Für die 
Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst heißt dies, dass sie mit Wirkung zum 
1. Januar 2019 von der „kleinen“ Entgeltgruppe 9 in die Entgeltgruppe 9a bzw. von der 
regulären Entgeltgruppe 9 in die Entgeltgruppe 9b übergeleitet werden. Mit Wirkung 
zum 1. Januar 2020 erfolgt dann über eine Tabelle (Seite 82) die Zuordnung zur neu
geschaffenen S-Tabelle.

11. Zulagen
Im Organisationsbereich der GEW sind die folgenden Zulagen geregelt:
•	 die Heimzulage und
•	 die Entgeltgruppenzulagen
Die Heimzulage steht für die Dauer der Tätigkeit in einem Erziehungsheim, einem Kinder- 
oder einem Jugendwohnheim oder in einer vergleichbaren Einrichtung (Heim) in Höhe 
von 61,36 Euro zu, wenn in dem Heim überwiegend behinderte Menschen im Sinne des 
§ 2 SGB IX oder Kinder und/oder Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierig-
keiten zum Zwecke der Erziehung, Ausbildung oder Pflege ständig untergebracht sind. 
Andernfalls beträgt die Heimzulage 30,68 Euro (vgl. jeweils Vorbemerkung Nr. 1 zu Teil II 
Abschnitt 20 Unterabschnitt 20.1., 20.4., 20.5. und 20.6.).
Eine dynamisierungsfähige Entgeltgruppenzulage erhalten die ab 1.1.2012 neu einge-
stellten Beschäftigten, die bei Fortgeltung des BAT/BAT-O nach einer Bewährungszeit 
von insgesamt höchstens sechs Jahren Anspruch auf eine Vergütungsgruppenzulage 
gehabt hätten. 

12. Überleitung in die Entgeltordnung zum TV-L
Beschäftigten, für die das neue tarifliche Eingruppierungsrecht ab 1. Januar 2012 gilt und 
die am 31. Dezember 2011 schon und am 1. Januar 2012 noch im Arbeitsverhältnis zu 
dem entsprechenden TdL-Mitglied stehen (vorhandene Beschäftigte), verbleiben für die 
Dauer, in der sich ihre bisher auszuübende Tätigkeit nicht ändert, in der Entgeltgruppe, 
die für sie zum 31. Dezember 2011 maßgeblich war. Wie zwischen den Tarifvertragspar-
teien vereinbart, soll damit verhindert werden, dass die einzelnen Arbeitgeber anlässlich 
der Einführung des neuen tariflichen Eingruppierungsrechts die Eingruppierungen 
überprüfen. Zudem soll damit gewährleistet werden, dass nur in denjenigen Fällen eine 
Höhergruppierung erfolgt, in denen sich unter Berücksichtigung der beruflichen Pers-
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pektive und weiterer Entgeltbestandteile (z. B. der Jahresleistungsprämie) das Entgelt 
auch tatsächlich erhöht. Ändert sich allerdings die auszuübende Tätigkeit, werden auch 
diese Beschäftigten mit dem Beginn der jeweils neuen Tätigkeit gemäß dem neuen tarif-
lichen Eingruppierungsrechts eingruppiert.
In der Tarifeinigung 2019 wurde für den Sozial- und Erziehungsdienst (SuE) vereinbart, 
dass ab Januar 2020 die in den Kommunen geltende S-Tabelle des TVöD VKA auf den 
Länderbereich übertragen wird. Die Zuordnung der Entgeltgruppen erfolgt über eine 
Tabelle (S. 82).

13. Höhergruppierung
Die vorhandenen Beschäftigten, die aufgrund der neuen tariflichen Eingruppierungs
regelungen höhergruppiert werden könnten, können die entsprechende Höhergruppie-
rung beantragen. 
Der Antrag kann formlos gestellt werden. Allerdings ist aus Beweisgründen die Schrift-
form zu empfehlen.
Er konnte nur bis zum 31. Dezember 2012 gestellt werden. Hat das Arbeitsverhältnis zum 
1. Januar 2012 geruht, beginnt die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der 
Tätigkeit. Zu beachten ist, dass es sich bei dieser Frist (bis 31. Dezember 2012 bzw. ein 
Jahr) um eine Ausschlussfrist handelt. Deshalb kann eine Höhergruppierung aufgrund 
der Einführung der Entgeltordnung zum TV-L nach Ablauf der Ausschlussfrist nicht mehr 
beantragt werden. Relevant ist diese Regelung also nur für diejenigen, deren Arbeits-
verhältnis am 1. Januar 2012 geruht hat und entweder noch ruht oder vor weniger als 
einem Jahr wieder aufgenommen wurde.
Eine beantragte Höhergruppierung wirkt auf den 1. Januar 2012 zurück. D. h., die/der 
Beschäftigte erhält rückwirkend ab 1. Januar 2012 ihr/sein Entgelt aus der höheren 
Entgeltgruppe. 
Die Grundlage für die Stufenzuordnung ist § 17 Abs. 4 TV-L. Darin ist geregelt, dass die/
der Beschäftigte in der höheren Entgeltgruppe derjenigen Stufe zugeordnet ist, deren 
Betrag mindestens dem Betrag der bisherigen Stufe entspricht. Das gilt auch für eine 
Höhergruppierung aus einer individuellen Endstufe. In der Stufe der höheren Entgelt-
gruppe beginnt sodann die Stufenlaufzeit von neuem. Eine Anrechnung der in der bis
herigen Entgeltgruppe zurückgelegten Stufenlaufzeit erfolgt also nicht.
Bei Höhergruppierung wird aufgrund des § 17 Abs. 4 TV-L ein Garantiebetrag gezahlt, 
wenn der Unterschiedsbetrag zwischen der bisherigen Entgeltgruppe und Stufe und der 
Entgeltgruppe und Stufe, in die die Höhergruppierung erfolgt, den Garantiebetrag unter-
schreitet. In den Fällen, in denen eine Besitzstandszulage für Vergütungsgruppenzulagen 
(§ 9 TVÜ-L) oder eine Entgeltgruppenzulage gezahlt wird oder nach Höhergruppierung 

– 13 –

ERLÄUTERUNGEN ZUM EINGRUPPIERUNGSRECHT DES TV-L



zu zahlen ist, fließt diese auch in die Berechnungsgrundlage für den Unterschiedsbetrag 
ein. In der Tarifrunde 2019 wurden die Garantiebeträge deutlich auf 180 Euro für die 
Entgeltgruppen 9a bis 15 und auf 100 Euro für die Entgeltgruppen 1 bis 8 erhöht. 
Diese Garantiebeträge sind nicht – wie zuvor – dynamisiert, das heißt sie bleiben für die 
Laufzeit der mit dem Tarifabschluss am 2. März 2019 vereinbarten Entgelttabellen und 
Erhöhungsschritte unverändert. In den Redaktionsverhandlungen hatten die Gewerk-
schaften eine Klarstellung gefordert, wie die Garantiebeträge nach dem 30. September 
2021 wieder dynamisiert werden. Dies hat die TdL abgelehnt, weil es nicht Gegenstand 
der Tarifeinigung und daher in der kommenden Lohnrunde zu klären sei. 
Die erhöhten Garantiebeträge gelten auch für Höhergruppierungen vor dem 1. Januar 
2019, aber nur für Beschäftigte, die bereits einen Anspruch auf einen Garantiebetrag 
hatten, d. h. deren Zugewinn durch die Höhergruppierung geringer war als die zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Garantiebeträge.

14. Anrechnung auf Strukturausgleich
Bei Beschäftigten, die zum 1. November 2006 aus den BAT/BAT-O in den TV-L übergelei-
tet wurden und denen nach § 12 TVÜ-L in Verbindung mit der Anlage 3 zum TVÜ-L ein 
Strukturausgleich gezahlt wird, wird der Höhergruppierungsgewinn auf den Strukturaus-
gleich angerechnet.

15. Eingruppierung ohne Antrag
Die Beschäftigten, denen bisher zur Entgeltgruppe 13 eine Zulage in Höhe des Unter-
schiedsbetrages zwischen der Entgeltgruppe 13 und der Entgeltgruppe 14 gezahlt wurde 
(Vergütungsgruppe II a BAT/BAT-O: nach fünf- bzw. sechsjähriger Bewährung Aufstieg 
nach I b), sind zum 1. Januar 2012 stufengleich in Entgeltgruppe 14 eingruppiert. Es han-
delt sich hier um eine Eingruppierung, sodass es keines Antrags bedarf. Ferner erfolgt 
keine Anrechnung des Unterschiedsbetrages auf den Strukturausgleich. 

16. Entgeltgruppenzulage beantragen
Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis über den 31. Dezember 2011 hinaus fortbesteht 
und die wegen Eingruppierungsvorgängen in der Zeit zwischen dem 1. November 2006 
und dem 31. Dezember 2011 aufgrund der mit dem TV-L weggefallenen Vergütungsgrup-
penzulagen keinen Anspruch auf eine solche Zulage mehr hatten, können die Zahlung 
einer vergleichbaren Entgeltgruppenzulage beantragen. 
Der Antrag ist an keine Form gebunden. Hinsichtlich der Ausschlussfrist gilt dasselbe wie 
für den Antrag auf Höhergruppierung (siehe Ziffer 12). 
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Die Zahlung einer Entgeltgruppenzulage ist keine Höhergruppierung. Sie wird deshalb 
auch nicht auf einen etwaigen Strukturausgleich angerechnet. 

17. Geltendmachung
Leistet der Arbeitgeber nach Antragsstellung nicht antragsgemäß, muss der entspre-
chende Anspruch -wie jeder andere Anspruch- gegenüber dem Arbeitgeber schriftlich 
geltend gemacht werden. Hierfür gilt eine sechsmonatige Ausschlussfrist (§ 37 TV-L). 
Diese Frist beginnt erst mit der Fälligkeit der höheren Bezahlung, d. h. mit dem auf die 
Antragstellung folgenden Monatsende. 

II. 
BESITZSTANDSREGELUNGEN

Die Besitzstandsregelungen wegen weggefallener Aufstiege und Vergütungsgruppen
zulagen für die aus dem BAT/BAT-O in den TV-L übergeleiteten Beschäftigten werden 
vom tariflichen Eingruppierungsrecht der Entgeltordnung nicht berührt. Das heißt, dass 
die zum 1. November 2006 in den TV-L übergeleiteten Beschäftigten auch nach dem 
31. Dezember 2011 die ihnen anstelle der weggefallenen Aufstiege und Vergütungs-
gruppenzulagen gewährten Besitzstandsleistungen für die Dauer erhalten, in der die 
besonderen Voraussetzungen für diese Leistungen erfüllt werden. 
Das Gleiche gilt auch für die Besitzstandsleistungen wegen weggefallener Aufstiege 
und die für Vergütungsgruppenzulagen vereinbarte Verlängerung des Stichtags auf den 
31. Oktober 2012. 
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III. 
TARIFVERTRAG  

FÜR DEN ÖFFENTLICHEN DIENST  
DER LÄNDER (TV-L)

vom 12. Oktober 2006

in der Fassung des Änderungstarifvertrages vom 29. November 2021

und den hierzu erfolgten Niederschriftserklärungen1)

– Auszug –

Präambel
Die Tarifvertragsparteien bekennen sich zur Gleichbehandlung aller Geschlechter.  
Sie sind sich einig, soweit in diesem Tarifvertrag Berufs- oder Tätigkeitsbezeichnungen 
bzw. Beschäftigtenbegriffe verwendet werden, dass diese für alle Geschlechter gelten.

1) Die Niederschriftserklärungen sind kein Bestandteil des Tarifvertrages.
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A. ALLGEMEINER TEIL

ABSCHNITT I 
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

§ 1
Geltungsbereich

(1)	� Dieser Tarifvertrag gilt für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Beschäftigte),  
die in einem Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber stehen, der Mitglied der Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder (TdL) oder eines Mitgliedverbandes der TdL ist.

Protokollerklärungen zu § 1 Absatz 1:

1.	� Der TV-L findet in Bremen und Bremerhaven keine Anwendung auf Beschäf-
tigte, die unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages über die Geltung des 
VKA-Tarifrechts für die Arbeiter und die arbeiterrentenversicherungspflich-
tigen Auszubildenden des Landes und der Stadtgemeinde Bremen sowie der 
Stadt Bremerhaven vom 17. Februar 1995 fallen. Für die Bestimmung des 
persönlichen Geltungsbereichs findet § 38 Absatz 5 Satz 2 entsprechende 
Anwendung.

2.	� Die Tarifvertragsparteien werden bis spätestens zum 31. Dezember 2006 
eine abschließende Regelung zum Geltungsbereich des TV-L in Bremen und 
Bremerhaven entsprechend einer Einigung auf landesbezirklicher Ebene 
vereinbaren.

(2)	 Dieser Tarifvertrag gilt nicht für 
	 a)	� Beschäftigte als leitende Angestellte im Sinne des § 5 Absatz 3 Betriebsverfas-

sungsgesetz, wenn ihre Arbeitsbedingungen einzelvertraglich besonders verein-
bart sind, sowie für Chefärztinnen und Chefärzte.

	 b)	� Beschäftigte, die ein über das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 15 beziehungs-
weise Ä 4 hinausgehendes regelmäßiges Entgelt erhalten, die Zulage nach § 16 
Absatz 5 bleibt hierbei unberücksichtigt.
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	 c)	 Beschäftigte, für die der TV-Fleischuntersuchung-Länder gilt,
	 d)	� Beschäftigte, für die die Tarifverträge für Waldarbeiter tarifrechtlich oder einzel-

arbeitsvertraglich zur Anwendung kommen,
	 e)	� Auszubildende, Schülerinnen/Schüler, Volontärinnen/Volontäre und Praktikan-

tinnen/Praktikanten,
	 f)	� Beschäftigte, für die Eingliederungszuschüsse nach den §§ 217 ff. SGB III gewährt 

werden,
	 g)	 Beschäftigte, die Arbeiten nach den §§ 260 ff. SGB III verrichten,
	 h)	� Leiharbeitnehmerinnen/Leiharbeitnehmer von Personal-Service-Agenturen, 

sofern deren Rechtsverhältnisse durch Tarifvertrag geregelt sind,
	 i)	 geringfügig Beschäftigte im Sinne von § 8 Absatz 1 Nr. 2 SGB IV,
	 j)	� künstlerisches Theaterpersonal, Orchestermusikerinnen/Orchestermusiker 

sowie technisches Leitungspersonal und technisches Theaterpersonal nach Maß-
gabe der hierzu vereinbarten Protokollerklärungen,

	 k)	� Beschäftigte, die
		  aa)	� in ausschließlich Erwerbszwecken dienenden landwirtschaftlichen Verwal-

tungen und Betrieben, Weinbaubetrieben, Gartenbau- und Obstanbaubetrie-
be und deren Nebenbetrieben tätig sind,

		  bb)	�in landwirtschaftlichen Verwaltungen und Betrieben einschließlich der einer 
Verwaltung oder einem Betrieb nicht landwirtschaftlicher Art angeglieder-
ten Betriebe (z. B. Lehr- und Versuchsgüter), Gartenbau-, Weinbau- und 
Obstanbaubetriebe und deren Nebenbetrieben tätig sind und unter den 
Geltungsbereich eines landesbezirklichen Tarifvertrages fallen,

	 l)	 Beschäftigte in den Bayerischen Spielbanken,
	 m)	 bei deutschen Dienststellen im Ausland eingestellte Ortskräfte,
	 n)	� Beschäftigte der Bayerischen Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten  

und Seen, die bei der Bayerischen Seenschifffahrt GmbH in den Betriebsteilen 
Ammersee und Starnberger See in einer Beschäftigung tätig sind, die vor dem  
1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter unterlag,

	 o)	� Beschäftigte, die mit der Wartung von Wohn-, Geschäfts- und Industriegebäuden 
in einer vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter unterlie-
genden Beschäftigung beauftragt sind, wie z. B. Hauswarte, Liegenschaftswarte,

	 p)	� Beschäftigte des Landes Berlin, die als Bauarbeiter der Knobelsdorff-Schule/ 
Oberstufenzentrum Bautechnik I, als Begleiter von Behinderten oder als Schul-
wegbegleiter beschäftigt werden.
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Protokollerklärungen zu § 1 Absatz 2 Buchstabe j:

1.	� 1Technisches Leitungspersonal umfasst technische Direktorinnen/Direk-
toren, Leiterinnen/Leiter der Ausstattungswerkstätten, des Beleuchtungs
wesens, der Bühnenplastikerwerkstatt, des Kostümwesens/der Kostüm-
abteilung, des Malsaals, der Tontechnik sowie Chefmaskenbildnerinnen/
Chefmaskenbildner. 2Für die benannten Funktionen kann in den Theatern je 
künstlerischer Sparte jeweils nur eine Beschäftigte/ein Beschäftigter bestellt 
werden.

2.	� Unter den TV-L fallen Bühnenarbeiterinnen/Bühnenarbeiter sowie Kosme-
tikerinnen/Kosmetiker, Rüstmeisterinnen/Rüstmeister, Schlosserinnen/
Schlosser, Schneiderinnen/Schneider, Schuhmacherinnen/Schumacher, 
Tapeziererinnen/Tapezierer, Tischlerinnen/Tischler einschließlich jeweils der 
Meisterinnen/Meister in diesen Berufen, Orchesterwartinnen/Orchester-
warte, technische Zeichnerinnen/Zeichner und Waffenmeisterinnen/Waf-
fenmeister.

3.	� In der Regel unter den TV-L fallen Beleuchterinnen/Beleuchter, Beleuch-
tungsmeisterinnen/Beleuchtungsmeister, Bühnenmeisterinnen/Bühnen-
meister, Garderobieren/Garderobiers bzw. Ankleiderinnen/Ankleider, 
Gewandmeisterinnen/Gewandmeister, Requisitenmeisterinnen/Requisiten-
meister, Requisiteurinnen/Requisiteure, Seitenmeisterinnen/Seitenmeister, 
Tonmeisterinnen/Tonmeister, Tontechnikerinnen/Tontechniker und Veran-
staltungstechnikerinnen/Veranstaltungstechniker.

4.	� In der Regel nicht unter den TV-L fallen Inspektorinnen/Inspektoren, 
Kostümmalerinnen/Kostümmaler, Maskenbildnerinnen/Maskenbildner, 
Oberinspektorinnen/Oberinspektoren, Theatermalerinnen/Theatermaler 
und Theaterplastikerinnen/Theaterplastiker.
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Protokollerklärung zu § 1 Absatz 2 Buchstabe k:

Vom Geltungsbereich dieses Tarifvertrages nicht ausgenommen sind die 
Beschäftigten
1.	� in Gärten, Grünanlagen und Parks einschließlich der dazu gehörenden 

Gärtnereien,
2.	 des Staatsweingutes Meersburg, 
3.	� der den Justizvollzugsanstalten in Bayern angegliederten landwirtschaft

lichen Betriebe,
4.	� im landwirtschaftlichen Betriebszweig der Schloss- und Gartenverwaltung 

Herrenchiemsee,
5.	� der Bayerischen Landesanstalt für Landwirtschaft hinsichtlich der dort 

beschäftigten Pferdewärter, Gestütswärter und Pferdewirte, des Landes
gestütes Celle und des Landgestüts Warendorf,

6.	� in Rheinland-Pfalz in den Dienstleistungszentren Ländlicher Raum (DLR) 
Westerwald-Osteifel, Eifel, Rheinpfalz, Mosel, Rheinhessen-Nahe- 
Hunsrück, Westpfalz.

Niederschriftserklärung zu § 1 Absatz 2 Buchstabe b:

Bei der Bestimmung des regelmäßigen Entgelts werden Leistungsentgelt,  
Zulagen und Zuschläge nicht berücksichtigt.

(3)	 Dieser Tarifvertrag gilt ferner nicht für
	 a)	� Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 
	 b)	� wissenschaftliche und künstlerische Hilfskräfte,
	 c)	� studentische Hilfskräfte,
	 d)	� Lehrbeauftragte an Hochschulen, Akademien und wissenschaftlichen 

Forschungseinrichtungen.
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Protokollerklärungen zu § 1 Absatz 3:

1.	� Ausgenommen sind auch wissenschaftliche und künstlerische Assisten- 
tinnen/Assistenten, Oberassistentinnen/Oberassistentinnen, Oberingenieu- 
rinnen/-Oberingenieure und Lektoren beziehungsweise die an ihre Stelle 
tretenden landesrechtlichen Personalkategorien, deren Arbeitsverhältnis 
am 31. Oktober 2006 bestanden hat, für die Dauer des ununterbrochen 
fortbestehenden Arbeitsverhältnisses.

2.	� Ausgenommen sind auch künstlerische Lehrkräfte an Kunst- und Musikhoch-
schulen, deren Arbeitsverhältnis am 31. Dezember 2011 bestanden hat, für die 
Dauer des ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses.

Niederschriftserklärung zu § 1 Absatz 3:

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass studentische Hilfskräfte 
Beschäftigte sind, zu deren Aufgabe es gehört, das hauptberufliche wissenschaft-
liche Personal in Forschung und Lehre sowie bei außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen zu unterstützen.

Niederschriftserklärung zu § 1 Absatz 3 und § 40:

Soweit es vereinbart ist, gilt dieser Tarifvertrag auch an außeruniversitären  
Forschungseinrichtungen, die nicht unter den Geltungsbereich des TV-L fallen.

(4)	� 1Neben den Regelungen des Allgemeinen Teils (§§ 1 bis 39) gelten Sonderregelungen 
für nachstehende Beschäftigtengruppen:

	 a)	 Beschäftigte an Hochschulen und Forschungseinrichtungen (§ 40),
	 b)	 Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken (§ 41),
	 c)	 Ärztinnen und Ärzte außerhalb von Universitätskliniken (§ 42),
	 d)	 Nichtärztliche Beschäftigte in Universitätskliniken und Krankenhäusern (§ 43),
	 e)	 Beschäftigte als Lehrkräfte (§ 44),
	 f)	 Beschäftigte an Theatern und Bühnen (§ 45),
	 g)	 Beschäftigte auf Schiffen und schwimmenden Geräten (§ 46),
	 h)	� Beschäftigte im Justizvollzugsdienst der Länder und im feuerwehrtechnischen 

Dienst der Freien und Hansestadt Hamburg sowie des Landes Berlin (§ 47),
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	 i)	 Beschäftigte im forstlichen Außendienst (§ 48),
	 j)	� Beschäftigte in landwirtschaftlichen Verwaltungen und Betrieben, Weinbau-  

und Obstanbaubetrieben (§ 49),
	 k)	 Beschäftigte in Zentren für Psychiatrie Baden-Württemberg (§ 50),
	 l)	 Beschäftigte im Kampfmittelbeseitigungsdienst (§ 51),
	 m)	 Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst (§ 52).
	 2Die Sonderregelungen sind Bestandteil des TV-L.

§ 2 
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

(1)	 Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen.
(2)	� 1Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeitgeber dürfen nur begründet 

werden, wenn die jeweils übertragenen Tätigkeiten nicht in einem unmittelbaren 
Sachzusammenhang stehen. 2Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhältnis.

(3)	� 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie 
können gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

(4)	� 1Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine 
kürzere Zeit vereinbart ist. 2Bei Übernahme von Auszubildenden im unmittelbaren 
Anschluss an das Ausbildungsverhältnis in ein Arbeitsverhältnis entfällt die Probe-
zeit.

§ 3 
Allgemeine Arbeitsbedingungen

(1)	� 1Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist gewissenhaft und ordnungsgemäß 
auszuführen. 2Die Beschäftigten müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur frei-
heitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen.

(2)	� Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetz-
liche Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegen-
heit zu wahren; dies gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus.

(3)	� 1Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder 
sonstige Vergünstigungen mit Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. 2Ausnahmen 
sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich. 3Werden den Beschäftigten 
derartige Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverzüglich 
anzuzeigen.

(4)	� 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäftigten ihrem Arbeitgeber 
rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit 
untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der 
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arbeitsvertraglichen Pflichten der Beschäftigten oder berechtigte Interessen des 
Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 3Für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst kann 
eine Ablieferungspflicht nach den Bestimmungen, die beim Arbeitgeber gelten, zur 
Auflage gemacht werden. 

(5)	� 1Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Beschäftigte zu 
verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie zur Leistung der 
arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit in der Lage sind. 2Bei dem beauftragten 
Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt, Personalarzt oder Amtsarzt handeln, soweit 
sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt haben. Die Kosten 
dieser Untersuchung trägt der Arbeitgeber.

(6)	� 1Die Beschäftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personal-
akten. 2Sie können das Recht auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich 
Bevollmächtigte/n ausüben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren 
Personalakten erhalten. 4Die Beschäftigten müssen über Beschwerden und Behaup-
tungen tatsächlicher Art, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden 
können, vor Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 5Ihre Äußerung ist zu 
den Personalakten zu nehmen.

(7)	� Für die Schadenshaftung der Beschäftigten finden die Bestimmungen, die für die 
Beamten des jeweiligen Landes jeweils gelten, entsprechende Anwendung. 

§ 4 
Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung

(1)	� 1Beschäftigte können aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen versetzt oder 
abgeordnet werden. 2Sollen Beschäftigte an eine Dienststelle oder einen Betrieb 
außerhalb des bisherigen Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich länger als drei 
Monate abgeordnet werden, so sind sie vorher zu hören.
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Protokollerklärungen zu § 4 Absatz 1:

1.	� Abordnung ist die vom Arbeitgeber veranlasste vorübergehende Beschäfti-
gung bei einer anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben 
oder eines anderen Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden 
Arbeitsverhältnisses.

2.	� Versetzung ist die vom Arbeitgeber veranlasste, auf Dauer bestimmte 
Beschäftigung bei einer anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb 
desselben Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhält-
nisses.

Niederschriftserklärung zu § 4 Absatz 1: 

Der Begriff „Arbeitsort“ ist ein generalisierter Oberbegriff; die Bedeutung 
unterscheidet sich nicht von dem bisherigen Begriff „Dienstort“.

(2)	� 1Beschäftigten kann im dienstlichen/betrieblichen oder öffentlichen Interesse mit 
ihrer Zustimmung vorübergehend eine mindestens gleich vergütete Tätigkeit bei 
einem Dritten zugewiesen werden. 2Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund 
verweigert werden. 3Die Rechtsstellung der Beschäftigten bleibt unberührt. 4Bezüge 
aus der Verwendung nach Satz 1 werden auf das Entgelt angerechnet.

Protokollerklärung zu § 4 Absatz 2:

Zuweisung ist – unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses – die 
vorübergehende Beschäftigung bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem 
der TV-L nicht zur Anwendung kommt.

(3)	� 1Werden Aufgaben der Beschäftigten zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen 
des Arbeitgebers bei weiter bestehendem Arbeitsverhältnis die arbeitsvertraglich 
geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen (Personalgestellung). 
2§ 613a BGB sowie gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 
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Protokollerklärung zu § 4 Absatz 3:

1Personalgestellung ist – unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnis-
ses – die auf Dauer angelegte Beschäftigung bei einem Dritten. 2Die Modalitäten 
der Personalgestellung werden zwischen dem Arbeitgeber und dem Dritten 
vertraglich geregelt.

§ 5 
Qualifizierung

(1)	� 1Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen 
Interesse von Beschäftigten und Arbeitgebern. 2Qualifizierung dient der Steigerung 
von Effektivität und Effizienz des öffentlichen Dienstes, der Nachwuchsförderung 
und der Steigerung von beschäftigungsbezogenen Kompetenzen. 3Die Tarifvertrags-
parteien verstehen Qualifizierung auch als Teil der Personalentwicklung.

(2)	� 1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach diesem Tarifvertrag ein Angebot 
dar. 2Aus ihm kann für die Beschäftigten kein individueller Anspruch außer nach 
Absatz 4 abgeleitet werden. 3Es kann durch freiwillige Betriebsvereinbarung wahr
genommen und näher ausgestaltet werden. 4Entsprechendes gilt für Dienstverein-
barungen im Rahmen der personalvertretungsrechtlichen Möglichkeiten. 5Weiter
gehende Mitbestimmungsrechte werden dadurch nicht berührt.

(3)	� 1Qualifizierungsmaßnahmen sind
	 a)	� die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen  

für die übertragenen Tätigkeiten (Erhaltungsqualifizierung),
	 b)	� der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung),
	 c)	� die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung  

(Qualifizierung für eine andere Tätigkeit; Umschulung)  
und 

	 d)	� die Einarbeitung bei oder nach längerer Abwesenheit  
(Wiedereinstiegsqualifizierung).

	� 2Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme wird dokumentiert und den 
Beschäftigten schriftlich bestätigt.
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(4)	� 1Beschäftigte haben – auch in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 Buchstabe d – An-
spruch auf ein regelmäßiges Gespräch mit der jeweiligen Führungskraft. 2In diesem 
wird festgestellt, ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht. 3Dieses Gespräch 
kann auch als Gruppengespräch geführt werden. 4Wird nichts anderes geregelt, ist 
das Gespräch jährlich zu führen.

(5)	 Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen gelten als Arbeitszeit.
(6)	� 1Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten Qualifizierungsmaßnahme – ein-

schließlich Reisekosten – werden grundsätzlich vom Arbeitgeber getragen, soweit 
sie nicht von Dritten übernommen werden. 2Ein möglicher Eigenbeitrag wird in 
einer Qualifizierungsvereinbarung geregelt. 3Die Betriebsparteien sind gehalten, die 
Grundsätze einer fairen Kostenverteilung unter Berücksichtigung des betrieblichen 
und individuellen Nutzens zu regeln. 4Ein Eigenbeitrag der Beschäftigten kann in 
Geld und/oder Zeit erfolgen.

(7)	� 1Für eine Qualifizierungsmaßnahme nach Absatz 3 Satz 1 Buchstabe b oder c kann 
eine Rückzahlungspflicht der Kosten der Qualifizierungsmaßnahme in Verbindung 
mit der Bindung der/des Beschäftigen an den Arbeitgeber vereinbart werden. 2Da-
bei kann die/der Beschäftigte verpflichtet werden, dem Arbeitgeber Aufwendungen 
oder Teile davon für eine Qualifizierungsmaßnahme zu ersetzen, wenn das Arbeits-
verhältnis auf Wunsch der/des Beschäftigten endet. 3Dies gilt nicht, wenn die/der 
Beschäftigte nicht innerhalb von sechs Monaten entsprechend der erworbenen 
Qualifikation durch die Qualifizierungsmaßnahme beschäftigt wird, oder wenn 
die Beschäftigte wegen Schwangerschaft oder Niederkunft gekündigt oder einen 
Auflösungsvertrag geschlossen hat. 4Die Höhe des Rückzahlungsbetrages und die 
Dauer der Bindung an den Arbeitgeber müssen in einem angemessenen Verhältnis 
stehen.

(8)	� Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten können in die Qualifizierungsplanung einbe
zogen werden.

(9)	� Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmaßnahmen 
so angeboten werden, dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermöglicht 
wird.
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ABSCHNITT II 
ARBEITSZEIT

§ 6
Regelmäßige Arbeitszeit

(1)	� 1Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit ausschließlich der 
Pausen

	 a)	� wird für jedes Bundesland im Tarifgebiet West auf der Grundlage der festgestell-
ten tatsächlichen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit im Februar 2006 
ohne Überstunden und Mehrarbeit (tariflich und arbeitsvertraglich vereinbarte 
Arbeitszeit) wegen der gekündigten Arbeitszeitbestimmungen von den Tarifver-
tragsparteien nach den im Anhang zu § 6 festgelegten Grundsätzen errechnet,

	 b)	� beträgt im Tarifgebiet West 38,5 Stunden für die nachfolgend aufgeführten 
Beschäftigten:

		  aa)	Beschäftigte, die ständig Wechselschicht- oder Schichtarbeit leisten, 
		  bb)	�Beschäftigte an Universitätskliniken, Landeskrankenhäusern, sonstigen Kran-

kenhäusern und psychiatrischen Einrichtungen, mit Ausnahme der Ärztinnen 
und Ärzte nach Buchstabe d,

		  cc)	� Beschäftigte in Straßenmeistereien, Autobahnmeistereien, Kfz-Werkstätten, 
Theatern und Bühnen, Hafenbetrieben, Schleusen und im Küstenschutz, 

		  dd)	�Beschäftigte in Einrichtungen für schwerbehinderte Menschen (Schulen, 
Heime) und in heilpädagogischen Einrichtungen,

		  ee)	�Beschäftigte, für die der TVöD gilt oder auf deren Arbeitsverhältnis vor der 
Einbeziehung in den TV-L der TVöD angewandt wurde,

		  ff)	 Beschäftigte in Kindertagesstätten in Bremen, 
		  gg)	� Beschäftigte, für die durch landesbezirkliche Vereinbarung eine regelmäßige 

wöchentliche Arbeitszeit von 38,5 Stunden festgelegt wurde,
	 c)	 beträgt im Tarifgebiet Ost 40 Stunden,
	 d)	� beträgt für Ärztinnen und Ärzte im Sinne des § 41 (Sonderregelungen für 

Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken) im Tarifgebiet West und im 
Tarifgebiet Ost einheitlich 42 Stunden.

	� 2Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die 
Arbeitszeit eingerechnet. 3Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf fünf Tage, aus drin-
genden betrieblichen/dienstlichen Gründen auch auf sechs Tage verteilt werden.  
4Die unterschiedliche Höhe der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit nach Satz 1 Buchstaben a und b bleibt ohne Auswirkung auf das Tabellen-
entgelt und die in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile.
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(2)	� 1Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
ist ein Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend von Satz 1 
kann bei Beschäftigten, die ständig Wechselschicht oder Schichtarbeit zu leisten 
haben, sowie für die Durchführung so genannter Sabbatjahrmodelle ein längerer 
Zeitraum zugrunde gelegt werden.

(3)	� 1Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse zulassen, wird die/der Be-
schäftigte am 24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Tabellen-
entgelts und der sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile von 
der Arbeit freigestellt. 2Kann die Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/dienst-
lichen Gründen nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von 
drei Monaten zu gewähren. 3Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert sich für jeden 
gesetzlichen Feiertag, sowie für den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf 
einen Werktag fallen, um die dienstplanmäßig ausgefallenen Stunden.

Protokollerklärung zu § 6 Absatz 3 Satz 3:

Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit betrifft die Beschäftigten, die 
wegen des Dienstplans am Feiertag frei haben und deshalb ohne diese Regelung 
nacharbeiten müssten.

(4)	� Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen kann auf der Grundlage einer 
Betriebs-/Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Absatz 1, 2 und des § 12 Arbeits-
zeitgesetz von den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden.

Protokollerklärung zu § 6 Absatz 4:

In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an Sonn- und Feiertagen die 
tägliche Arbeitszeit auf bis zu zwölf Stunden verlängert werden, wenn dadurch 
zusätzliche freie Schichten an Sonn- und Feiertagen erreicht werden.

(5)	� Die Beschäftigten sind im Rahmen begründeter betrieblicher/dienstlicher Notwen-
digkeiten zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schicht
arbeit sowie – bei Teilzeitbeschäftigung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder 
mit ihrer Zustimmung – zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Überstunden und 
Mehrarbeit verpflichtet.

(6)	� 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor 
von bis zu 45 Stunden eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors 
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geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2  
Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(7)	� 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tägliche 
Rahmenzeit von bis zu zwölf Stunden eingeführt werden. 2Die innerhalb der täglichen 
Rahmenzeit geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach 
Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(8)	� Die Absätze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schicht-
arbeit.

(9)	� Für einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/der ein Personalvertretungsgesetz An
wendung findet, kann eine Regelung nach den Absätzen 4, 6 und 7 in einem landes- 
bezirklichen Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht ein-
vernehmlich zustande kommt und der Arbeitgeber ein Letztentscheidungsrecht hat.

(10)	�1In Verwaltungen und Betrieben, in denen auf Grund spezieller Aufgaben (z. B. Aus
grabungen, Expeditionen, Schifffahrt) oder saisonbedingt erheblich verstärkte Tätig
keiten anfallen, kann für diese Tätigkeiten die regelmäßige Arbeitszeit auf bis zu 60 
Stunden in einem Zeitraum von bis zu sieben Tagen verlängert werden. 2In diesem 
Fall muss durch Verkürzung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit bis zum 
Ende des Ausgleichszeitraums nach Absatz 2 Satz 1 ein entsprechender Zeitausgleich 
durchgeführt werden. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Beschäftigte gemäß §§ 41 
bis 43.

(11)	�1Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswär-
tigen Geschäftsort als Arbeitszeit. 2Für jeden Tag einschließlich der Reisetage 
wird jedoch mindestens die auf ihn entfallende regelmäßige, durchschnittliche 
oder dienstplanmäßige Arbeitszeit berücksichtigt, wenn diese bei Nichtberück-
sichtigung der Reisezeit nicht erreicht würde. 3Überschreiten nicht anrechenbare 
Reisezeiten insgesamt 15 Stunden im Monat, so werden auf Antrag 25 v. H. dieser 
überschreitenden Zeiten bei fester Arbeitszeit als Freizeitausgleich gewährt und 
bei gleitender Arbeitszeit im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften auf die 
Arbeitszeit angerechnet. 4Der besonderen Situation von Teilzeitbeschäftigten ist 
Rechnung zu tragen. 5Soweit Einrichtungen in privater Rechtsform oder andere 
Arbeitgeber nach eigenen Grundsätzen verfahren, sind diese abweichend von den 
Sätzen 1 bis 4 maßgebend.
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§ 7 
Sonderformen der Arbeit

(1)	� 1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen 
Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen Beschäf-
tigte durchschnittlich längstens nach Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht 
herangezogen werden. 2Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in 
denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gear-
beitet wird. 3Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden 
Nachtarbeit umfassen.

(2)	� Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wech-
sel des Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitab-
schnitten von längstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne 
von mindestens 13 Stunden geleistet wird.

(3)	� Bereitschaftsdienst leisten Beschäftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers 
außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle 
aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen.

(4)	� 1Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers 
außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden 
Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen. 2Rufbereitschaft wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass Beschäftigte vom Arbeitgeber mit einem Mobiltelefon 
oder einem vergleichbaren technischen Hilfsmittel ausgestattet sind.

(5)	� Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.
(6)	� Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschäftigte über die vereinbarte 

regelmäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 
Vollbeschäftigten (§ 6 Absatz 1 Satz 1) leisten.

(7)	� Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, 
die über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§ 6 Ab-
satz 1) für die Woche dienstplanmäßig beziehungsweise betriebsüblich festgesetz-
ten Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der folgenden Kalender
woche ausgeglichen werden.
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(8)	� Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Überstunden, die 
	 a)	� im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 6 Absatz 6 über  

45 Stunden oder über die vereinbarte Obergrenze hinaus,
	 b)	� im Falle der Einführung einer täglichen Rahmenzeit nach § 6 Absatz 7 außerhalb 

der Rahmenzeit, 
	 c)	� im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit über die im Schichtplan festge-

legten täglichen Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan vorgesehenen 
Arbeitsstunden, die bezogen auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im 
Schichtplanturnus nicht ausgeglichen werden, 

	 angeordnet worden sind.

§ 8 
Ausgleich für Sonderformen der Arbeit

(1)	� 1Beschäftigte erhalten neben dem Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzu-
schläge. 2Die Zeitzuschläge betragen – auch bei Teilzeitbeschäftigten – je Stunde

	 a)	 für Überstunden  
		  –	 in den Entgeltgruppen 1 bis 9b� 30 v. H.,
		  –	 in den Entgeltgruppen 10 bis 15 � 15 v. H.,
	 b)	 für Nachtarbeit � 20 v. H., 
	 c)	 für Sonntagsarbeit � 25 v. H.,
	 d)	 bei Feiertagsarbeit 
		  –	 ohne Freizeitausgleich � 135 v. H.,
		  –	 mit Freizeitausgleich � 35 v. H.,
	 e)	 für Arbeit am 24. Dezember und am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr � 35 v. H., 
	 f)	� für Arbeit an Samstagen von 13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht im  

Rahmen von Wechselschicht- oder Schichtarbeit anfällt,� 20 v. H.
	� des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen 

Entgeltgruppe. 3Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach Satz 2 Buchstabe c 
bis f wird nur der höchste Zeitzuschlag gezahlt. 4Auf Wunsch der Beschäftigten können, 
soweit ein Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die betrieblichen/dienstlichen 
Verhältnisse es zulassen, die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschläge entsprechend dem 
jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde in Zeit umgewandelt (faktorisiert) und ausge-
glichen werden. 5Dies gilt entsprechend für Überstunden als solche.
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Protokollerklärung zu § 8 Absatz 1:

Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung nach 
der jeweiligen Entgeltgruppe und der individuellen Stufe, höchstens jedoch nach 
der Stufe 4.

Protokollerklärung zu § 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d:

1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeich-
net werden. 2Falls kein Freizeitausgleich gewährt wird, werden als Entgelt ein-
schließlich des Zeitzuschlags und des auf den Feiertag entfallenden Tabellenent-
gelts höchstens 235 v. H. gezahlt.

(2)	� 1Überstunden sind grundsätzlich durch entsprechende Freizeit auszugleichen; für 
die Zeit des Freizeitausgleichs werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen, 
in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. 2Sofern kein 
Arbeitszeitkonto nach § 10 eingerichtet ist, oder wenn ein solches besteht, die/der 
Beschäftigte jedoch keine Faktorisierung nach Absatz 1 geltend macht, erhält die/
der Beschäftigte für Überstunden (§ 7 Absatz 7), die nicht bis zum Ende des dritten 
Kalendermonats – möglichst aber schon bis zum Ende des nächsten Kalendermonats – 
nach deren Entstehen mit Freizeit ausgeglichen worden sind, je Stunde 100 v. H. des 
auf die Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe 
und Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4. 3Der Anspruch auf den Zeitzuschlag für 
Überstunden nach Absatz 1 besteht unabhängig von einem Freizeitausgleich.

(3)	� 1Für Beschäftigte der Entgeltgruppen 15 und 15 Ü bei obersten Landesbehörden sind 
Mehrarbeit und Überstunden durch das Tabellenentgelt abgegolten. 2Beschäftigte 
der Entgeltgruppen 13, 13 Ü und 14 bei obersten Landesbehörden erhalten nur dann 
ein Überstundenentgelt, wenn die Leistung der Mehrarbeit oder der Überstunden für 
sämtliche Beschäftigte der Behörde angeordnet ist; im Übrigen ist über die regelmä-
ßige Arbeitszeit hinaus geleistete Arbeit dieser Beschäftigten durch das Tabellenent-
gelt abgegolten. 3Satz 1 gilt auch für Leiterinnen/Leiter von Dienststellen und deren 
ständige Vertreterinnen/-Vertreter, die in die Entgeltgruppen 14 und 15 und 15 Ü 
eingruppiert sind. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Beschäftigte der Freien Hansestadt 
Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg.

(4)	� Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und die aus betrieblichen/dienst-
lichen Gründen nicht innerhalb des nach § 6 Absatz 2 Satz 1 oder 2 festgelegten 
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Zeitraums mit Freizeit ausgeglichen werden, erhält die/der Beschäftigte je Stunde 
100 v. H. des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jewei
ligen Entgeltgruppe und Stufe.

Protokollerklärung zu § 8 Absatz 4:

Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ sind nicht die Stunden gemeint, die im Rah-
men von Gleitzeitregelungen im Sinne der Protokollerklärung zu Abschnitt II 
anfallen, es sei denn, sie sind angeordnet worden.

(5)	� 1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale je Entgeltgruppe gezahlt. 2Für 
eine Rufbereitschaft von mindestens zwölf Stunden wird für die Tage Montag bis 
Freitag das Zweifache, für Samstag, Sonntag sowie für Feiertage das Vierfache des 
tariflichen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt. 3Maßgebend 
für die Bemessung der Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft 
beginnt. 4Für Rufbereitschaften von weniger als zwölf Stunden werden für jede an-
gefangene Stunde 12,5 v. H. des tariflichen Stundenentgelts nach der Entgelttabelle 
gezahlt. 5Die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme innerhalb der Rufbereitschaft 
mit einem Einsatz außerhalb des Aufenthaltsorts im Sinne des § 7 Absatz 4 ein-
schließlich der hierfür erforderlichen Wegezeiten wird auf eine volle Stunde gerun-
det und mit dem Entgelt für Überstunden sowie etwaiger Zeitzuschläge nach Absatz 
1 bezahlt. 6Wird die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort 
im Sinne des § 7 Absatz 4 telefonisch (z. B. in Form einer Auskunft) oder mittels 
technischer Einrichtungen erbracht, wird abweichend von Satz 5 die Summe dieser 
Arbeitsleistungen am Ende des Rufbereitschaftsdienstes auf die nächsten vollen  
30 oder 60 Minuten gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie etwaiger 
Zeitzuschläge nach Absatz 1 bezahlt; dauert der Rufbereitschaftsdienst länger als  
24 Stunden (z. B. an Wochenenden), erfolgt die Aufrundung nach jeweils 24 Stun-
den. 7Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend, soweit die Buchung auf das Arbeitszeitkon-
to nach § 10 Absatz 3 Satz 2 zulässig ist. 8Für die Zeit der Rufbereitschaft werden 
Zeitzuschläge nicht gezahlt. 
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Protokollerklärung zu § 8 Absatz 5:

Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die eine Pauschale gezahlt 
wird, ist auf den Tag des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen.

Niederschriftserklärung zu § 8 Absatz 5:

a)	� Zur Erläuterung von § 8 Absatz 5 und der dazugehörigen Protokollerklärung 
sind sich die Tarifvertragsparteien über folgendes Beispiel einig: „Beginnt 
eine Wochenendrufbereitschaft am Freitag um 15 Uhr und endet am Montag 
um 7 Uhr, so erhalten Beschäftigte folgende Pauschalen: Zwei Stunden für 
Freitag, je vier Stunden für Samstag und Sonntag, keine Pauschale für Mon-
tag. Sie erhalten somit zehn Stundenentgelte.

b)	� Zur Erläuterung von § 8 Absatz 5 Satz 6 sind sich die Tarifvertragsparteien 
über folgendes Beispiel einig: 
Während eines Rufbereitschaftsdienstes von Freitag 16 Uhr bis Montag 
8 Uhr werden Arbeitsleistungen am Aufenthaltsort in folgendem Umfang 
geleistet:

	 –	 Freitag 21.00 Uhr bis 21.08 Uhr (8 Minuten),
	 –	� Samstag 8.00 Uhr bis 8.15 Uhr (15 Minuten)  

sowie 15.50 Uhr bis 16.18 Uhr (28 Minuten),
	 –	�� Sonntag 9.00 Uhr bis 9.35 Uhr (35 Minuten)  

sowie 22.00 Uhr bis 22.40 Uhr (40 Minuten).
	 Es werden aufgerundet:
	 –	 8 und 15 Minuten = 23 Minuten auf 30 Minuten,
	 –	 28 und 35 Minuten = 63 Minuten auf 1 Stunde 30 Minuten,
	 –	 40 Minuten auf 60 Minuten (1 Stunde).

(6)	� 1Das Entgelt für Bereitschaftsdienst wird durch besonderen Tarifvertrag geregelt. 
2Bis zum In-Kraft-Treten einer Regelung nach Satz 1 gelten die in dem jeweiligen Be-
trieb/der jeweiligen Verwaltung/Dienststelle am 31. Oktober 2006 jeweils geltenden 
Bestimmungen fort. 3Das Bereitschaftsdienstentgelt kann, soweit ein Arbeitszeitkon-
to (§ 10) eingerichtet ist und die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen 
(Absatz 1 Satz 4), im Einvernehmen mit der/dem Beschäftigten im Verhältnis 1:1 in 
Freizeit (faktorisiert) abgegolten werden. 4Weitere Faktorisierungsregelungen kön-
nen in einer einvernehmlichen Dienst- oder Betriebsvereinbarung getroffen werden.
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Protokollerklärung zu § 8 Absatz 6:

Unabhängig von den Vorgaben des Absatzes 6 kann der Arbeitgeber einen Frei-
zeitausgleich anordnen, wenn dies zur Einhaltung der Vorschriften des Arbeits-
zeitgesetzes erforderlich ist.

Niederschriftserklärung zu § 8 Absatz 6:

Die Faktorisierung erfolgt entsprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz einer 
Stunde des vereinbarten Bereitschaftsdienstentgeltes.

(7)	� 1Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechsel-
schichtzulage von 105 Euro monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig Wechsel-
schichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 0,63 Euro pro Stunde.

(8)	� 1Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von  
40 Euro monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig Schichtarbeit leisten, erhalten 
eine Schichtzulage von 0,24 Euro pro Stunde.

§ 9 
Bereitschaftszeiten

(1)	� 1Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/der Beschäftigte am Arbeits-
platz oder einer anderen vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfügung halten 
muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbständig, gegebenenfalls auch auf Anordnung, 
aufzunehmen; in ihnen überwiegen die Zeiten ohne Arbeitsleistung. 2Für Beschäftig-
te, in deren Tätigkeit regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschafts-
zeiten fallen, gelten folgende Regelungen:

	 a)	� Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als tarifliche Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).
	 b)	� Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeits-

zeit nicht gesondert ausgewiesen.
	 c)	� Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit 

darf die Arbeitszeit nach § 6 Absatz 1 nicht überschreiten.
	 d)	� Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich  

48 Stunden wöchentlich nicht überschreiten.
	� 3Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorübergehend angelegte Organisa-

tionsmaßnahme besteht, bei der regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang 
Bereitschaftszeiten anfallen.
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(2)	� 1Die Anwendung des Absatzes 1 bedarf im Geltungsbereich eines Personalver-
tretungsgesetzes einer einvernehmlichen Dienstvereinbarung. 2§ 6 Absatz 9 gilt 
entsprechend.

(3)	� 1Für Hausmeisterinnen/Hausmeister und für Beschäftigte im Rettungsdienst und in 
Rettungsdienstleitstellen, in deren Tätigkeit regelmäßig und in nicht unerheblichem 
Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gilt Absatz 1 entsprechend; Absatz 2 findet keine 
Anwendung. 2Für Beschäftigte im Rettungsdienst und in Rettungsdienstleitstellen 
beträgt in diesem Fall die zulässige tägliche Höchstarbeitszeit zwölf Stunden zuzüg-
lich der gesetzlichen Pausen.

Protokollerklärung zu § 9 Absatz 1 und 2:

Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht- und Schichtarbeit.

§ 10 
Arbeitszeitkonto

(1)	� 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wer-
den. 2Für einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/der ein Personalvertretungsgesetz 
Anwendung findet, kann eine Regelung nach Satz 1 auch in einem landesbezirklichen 
Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich 
zustande kommt und der Arbeitgeber ein Letztentscheidungsrecht hat. 3Soweit ein 
Arbeitszeitkorridor (§ 6 Absatz 6) oder eine Rahmenzeit (§ 6 Absatz 7) vereinbart 
wird, ist ein Arbeitszeitkonto einzurichten.

(2)	� 1In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto im 
ganzen Betrieb/in der ganzen Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet wird. 2Alle 
Beschäftigten der Betriebs-/Verwaltungsteile, für die ein Arbeitszeitkonto eingerich-
tet wird, werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.

(3)	� 1Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei Anwendung des nach § 6 Absatz 2 
festgelegten Zeitraums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht 
durch Freizeit ausgeglichene Zeiten nach § 8 Absatz 1 Satz 5 und Absatz 4 sowie in 
Zeit umgewandelte Zuschläge nach § 8 Absatz 1 Satz 4 gebucht werden. 2Weitere 
Kontingente (zum Beispiel Rufbereitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) können 
durch Betriebs-/Dienstvereinbarung zur Buchung freigegeben werden. 3Die/Der 
Beschäftigte entscheidet für einen in der Betriebs-/Dienstvereinbarung festgelegten 
Zeitraum, welche der in Satz 1 beziehungsweise Satz 2 genannten Zeiten auf das 
Arbeitszeitkonto gebucht werden.
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(4)	� Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen 
Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach 
Absatz 3 Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein. 

Niederschriftserklärung zu § 10 Absatz 4:

Durch diese Regelung werden aus dem Urlaubsrecht entlehnte Ansprüche nicht 
begründet.

(5)	� In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu 
treffen:

	 a)	� Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das höchstzulässige 
Zeitguthaben (bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums anfallen dürfen; 

	 b)	� Fristen für das Abbuchen von Zeitguthaben oder für den Abbau von Zeitschulden 
durch die/den Beschäftigten;

	 c)	� die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten  
(zum Beispiel an so genannten Brückentagen) vorzusehen;

	 d)	� die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich 
kurzfristig widerruft.

(6)	� 1Der Arbeitgeber kann mit der/dem Beschäftigten die Einrichtung eines Langzeit-
kontos vereinbaren. 2In diesem Fall ist der Betriebs-/Personalrat zu beteiligen und – 
bei Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers – eine Regelung zur Insolvenzsicherung zu 
treffen.

§ 11 
Teilzeitbeschäftigung

(1)	� 1Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte 
Arbeitszeit vereinbart werden, wenn sie 

	 a)	 mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 
	 b)	� einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 

tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche beziehungsweise 
betriebliche Belange nicht entgegenstehen.

	� 2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fünf Jahre zu 
befristen. 3Sie kann verlängert werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate 
vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stellen. 4Bei der Gestaltung 
der Arbeitszeit hat der Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen beziehungsweise 

– 40 –

TARIFVERTRAG FÜR DEN ÖFFENTLICHEN DIENST DER LÄNDER (TV-L)



betrieblichen Möglichkeiten der besonderen persönlichen Situation der/des 
Beschäftigten nach Satz 1 Rechnung zu tragen.

(2)	� Beschäftigte, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen eine Teilzeit
beschäftigung vereinbaren wollen, können von ihrem Arbeitgeber verlangen, dass  
er mit ihnen die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung mit dem Ziel erörtert,  
zu einer entsprechenden Vereinbarung zu gelangen.

(3)	� Ist mit früher Vollbeschäftigten auf ihren Wunsch eine nicht befristete Teilzeit
beschäftigung vereinbart worden, sollen sie bei späterer Besetzung eines Vollzeit-
arbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen der dienstlichen beziehungsweise 
betrieblichen Möglichkeiten bevorzugt berücksichtigt werden. 

Protokollerklärung zu Abschnitt II:

1Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungs-
rechte unabhängig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (§ 6 
Absatz 6 und 7) möglich; dies gilt nicht bei Schicht- und Wechselschichtarbeit. 2In 
den Gleitzeitregelungen kann auf Vereinbarungen nach § 10 verzichtet werden. 
3Sie dürfen keine Regelungen nach § 6 Absatz 4 enthalten. 4Bei In-Kraft-Treten 
dieses Tarifvertrages bestehende Gleitzeitregelungen bleiben unberührt

ABSCHNITT III 
EINGRUPPIERUNG, ENTGELT UND SONSTIGE LEISTUNGEN

§ 12 
Eingruppierung

(1)	� 1Die Eingruppierung der/des Beschäftigten richtet sich nach den Tätigkeitsmerk
malen der Entgeltordnung (Anlage A). 2Die/Der Beschäftigte erhält Entgelt nach der 
Entgeltgruppe, in der sie/er eingruppiert ist. 3Die/Der Beschäftigte ist in der Entgelt-
gruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihr/ihm nicht nur 
vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht. 4Die gesamte auszuübende Tätig-
keit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich mindes-
tens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen 
eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe 
erfüllen. 5Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung 
mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt werden (zum Beispiel vielseitige Fachkennt-
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nisse), sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob diese Anforderung erfüllt 
ist, insoweit zusammen zu beurteilen. 6Werden in einem Tätigkeitsmerkmal mehrere 
Anforderungen gestellt, gilt das in Satz 4 bestimmte Maß, ebenfalls bezogen auf die 
gesamte auszuübende Tätigkeit, für jede Anforderung. 7Ist in einem Tätigkeitsmerk-
mal ein von Satz 4 oder 6 abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt dieses. 8Ist in 
einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person der/des 
Beschäftigten bestimmt, muss auch diese Anforderung erfüllt sein.

Protokollerklärungen zu § 12 Absatz 1:

1.	� 1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangs-
arbeiten), die, bezogen auf den Aufgabenkreis der/des Beschäftigten, zu 
einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen 
(zum Beispiel unterschriftsreife Bearbeitung eines Aktenvorgangs, eines 
Widerspruchs oder eines Antrags, Betreuung bzw. Pflege einer Person oder 
Personengruppe, Fertigung einer Bauzeichnung, Erstellung eines EKG, Durch-
führung einer Unterhaltungs- bzw. Instandsetzungsarbeit). 2Jeder einzelne 
Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich der 
Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten werden.

2.	� Eine Anforderung im Sinne der Sätze 4 und 5 ist auch das in einem Tätig-
keitsmerkmal geforderte Herausheben der Tätigkeit aus einer niedrigeren 
Entgeltgruppe.

(2)	 Die Entgeltgruppe der/des Beschäftigten ist im Arbeitsvertrag anzugeben.

§ 13 
Eingruppierung in besonderen Fällen

1Ist der/dem Beschäftigten eine andere, höherwertige Tätigkeit nicht übertragen 
worden, hat sich aber die ihr/ihm übertragene Tätigkeit (§ 12 Absatz 1 Satz 3) nicht nur 
vorübergehend derart geändert, dass sie den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als 
ihrer/seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht (§ 12 Absatz 1 Satz 4 bis 8), und hat 
die/der Beschäftigte die höherwertige Tätigkeit ununterbrochen sechs Monate lang 
ausgeübt, ist sie/er mit Beginn des darauffolgenden Kalendermonats in der höheren 
Entgeltgruppe eingruppiert. 2Für die zurückliegenden sechs Kalendermonate gilt § 14 
sinngemäß. 3Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tätigkeit durch Urlaub, Ar-
beitsbefreiung, Arbeitsunfähigkeit, Kur- oder Heilverfahren oder Vorbereitung auf eine 
Fachprüfung für die Dauer von insgesamt nicht mehr als sechs Wochen unterbrochen 
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worden, wird die Unterbrechungszeit in die Frist von sechs Monaten eingerechnet.  
4Bei einer längeren Unterbrechung oder bei einer Unterbrechung aus anderen Gründen 
beginnt die Frist nach der Beendigung der Unterbrechung von neuem. 5Wird der/dem 
Beschäftigten vor Ablauf der sechs Monate wieder eine Tätigkeit zugewiesen, die den 
Tätigkeitsmerkmalen ihrer/seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht, gilt § 14 sinn
gemäß.

§ 14 
Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit

(1)	� Wird Beschäftigten vorübergehend eine andere Tätigkeit übertragen, die den 
Tätigkeitsmerkmalen einer höheren Entgeltgruppe entspricht, und wurde diese 
Tätigkeit mindestens einen Monat ausgeübt, erhalten sie für die Dauer der Aus-
übung eine persönliche Zulage rückwirkend ab dem ersten Tag der Übertragung 
der Tätigkeit. 

Niederschriftserklärung zu § 14 Absatz 1:

a)	� 1Ob die vorübergehend übertragene höherwertige Tätigkeit einer höheren 
Entgeltgruppe entspricht, bestimmt sich bis zum 31. Dezember 2011 nach 
den gemäß § 18 Absatz 3 TVÜ-Länder fortgeltenden Regelungen des § 22 
Absatz 2 BAT/BAT-O bzw. den entsprechenden Regelungen für Arbeiterinnen 
und Arbeiter. 2Für Beschäftigte, die gemäß Teil II Abschnitt B der Anlage 1 
a zum BAT/BAT-O eingruppiert sind, sowie für Beschäftigte, die unter § 17 
Abs. 10 TVÜ-Länder fallen, gilt Satz 1 auch über den 31. Dezember 2011 fort. 
3Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass diese Niederschriftserklärung im 
Zusammenhang mit einer neuen Entgeltordnung überprüft wird.

b)	� Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass die vertretungsweise Übertra-
gung einer höherwertigen Tätigkeit ein Unterfall der vorübergehenden 
Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit ist.

(2)	� 1Durch landesbezirklichen Tarifvertrag kann für bestimmte Tätigkeiten festgelegt 
werden, dass die Voraussetzung für die Zahlung einer persönlichen Zulage bereits 
erfüllt ist, wenn die vorübergehend übertragene Tätigkeit mindestens drei Arbeits-
tage angedauert hat. 2Die Beschäftigten müssen dann ab dem ersten Tag der Vertre-
tung in Anspruch genommen worden sein.

(3)	� 1Die persönliche Zulage bemisst sich für Beschäftigte in den Entgeltgruppen 9a bis 
14 aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Betrag, der sich für die/den Beschäftigte/n 
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bei dauerhafter Übertragung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 bis 3 ergeben hätte. 2Für 
Beschäftigte, die in eine der Entgeltgruppen 1 bis 8 eingruppiert sind, beträgt 
die Zulage 4,5 v. H. des individuellen Tabellenentgelts der/des Beschäftigten; bei 
vorübergehender Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit über mehr als eine 
Entgeltgruppe gilt Satz 1 entsprechend.

§ 15 
Tabellenentgelt

(1)	� 1Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein Tabellenentgelt. 2Die Höhe bestimmt 
sich nach der Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der für sie/ihn 
geltenden Stufe.

(2)	 Die Höhe der Tabellenentgelte ist in den Anlagen B und C festgelegt.
(3)	� 1Im Rahmen von landesbezirklichen Regelungen können für an- und ungelernte 

Tätigkeiten in von Outsourcing und/oder Privatisierung bedrohten Bereichen in den 
Entgeltgruppen 1 bis 4 Abweichungen von der Entgelttabelle bis zu einer dort ver-
einbarten Untergrenze vorgenommen werden. 2Die Untergrenze muss im Rahmen 
der Spannbreite des Entgelts der Entgeltgruppe 1 liegen. 3Die Umsetzung erfolgt 
durch Anwendungsvereinbarung.

Niederschriftserklärung zu § 15:

Als Tabellenentgelt gilt auch das Entgelt aus der individuellen Zwischenstufe und 
der individuellen Endstufe.

§ 16 
Stufen der Entgelttabelle

(1)	� 1Die Entgeltgruppen 2 bis 15 umfassen jeweils sechs Stufen. 2Die Abweichungen von 
Satz 1 sind in den jeweiligen Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltordnung geregelt.

(2)	� 1Bei der Einstellung werden die Beschäftigten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine 
einschlägige Berufserfahrung vorliegt. 2Verfügen Beschäftigte über eine einschlägige 
Berufserfahrung von mindestens einem Jahr aus einem vorherigen befristeten oder 
unbefristeten Arbeitsverhältnis zum selben Arbeitgeber, erfolgt die Stufenzuord-
nung unter Anrechnung der Zeiten der einschlägigen Berufserfahrung aus diesem 
vorherigen Arbeitsverhältnis. 3Ist die einschlägige Berufserfahrung von mindestens 
einem Jahr in einem Arbeitsverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben 
worden, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise – bei Einstellung 
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nach dem 31. Januar 2010 und Vorliegen einer einschlägigen Berufserfahrung von 
mindestens drei Jahren – in Stufe 3. 4Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei 
Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruf-
lichen Tätigkeit ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn 
diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit förderlich ist.

Protokollerklärungen zu § 16 Absatz 2:

�1.	� Einschlägige Berufserfahrung ist eine berufliche Erfahrung in der übertrage-
nen oder einer auf die Aufgabe bezogen entsprechenden Tätigkeit.

2.	� Ein Berufspraktikum nach dem Tarifvertrag über die vorläufige Weitergel-
tung der Regelungen für die Praktikantinnen/Praktikanten beziehungsweise 
nach dem Tarifvertrag über die Regelung des Arbeitsbedingungen der Prak-
tikantinnen/Praktikanten der Länder gilt grundsätzlich als Erwerb einschlägi-
ger Berufserfahrung.

3.	� Ein vorheriges Arbeitsverhältnis im Sinne des Satzes 2 besteht, wenn 
zwischen dem Ende des vorherigen und dem Beginn des neuen Arbeits
verhältnisses ein Zeitraum von längstens sechs Monaten liegt; bei Wissen-
schaftlerinnen/Wissenschaftlern ab der Entgeltgruppe 13 verlängert sich  
der Zeitraum auf längstens zwölf Monate.

(2a)	�Der Arbeitgeber kann bei Einstellung von Beschäftigten im unmittelbaren Anschluss 
an ein Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst (§ 34 Absatz 3 Satz 3 und 4) die beim 
vorherigen Arbeitgeber nach den Regelungen des TV-L, des TVÜ-Länder oder eines 
vergleichbaren Tarifvertrages erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder 
teilweise berücksichtigen; Absatz 2 Satz 4 bleibt unberührt.

(3)	� 1Die Beschäftigten erreichen die jeweils nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhängigkeit 
von ihrer Leistung gemäß § 17 Absatz 2 – nach folgenden Zeiten einer ununterbroche-
nen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):

	 –	 Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 
	 –	 Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 
	 –	 Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 
	 –	 Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und  
	 –	� Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.
	� 2Die Abweichungen von Satz 1 sind in den jeweiligen Tätigkeitsmerkmalen der 

Entgeltordnung geregelt.
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Niederschriftserklärung zu § 16 Absatz 3 Satz 2:

Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass stichtagsbezogene 
Verwerfungen zwischen übergeleiteten Beschäftigten und Neueinstellungen 
entstehen können.

(4)	� 1Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. 2Einstellungen erfolgen zwingend in der 
Stufe 2 (Eingangsstufe). 3Die jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren in der vor-
angegangenen Stufe erreicht; § 17 Absatz 2 bleibt unberührt.

(5)	� 1Zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs, zur Bindung von 
qualifizierten Fachkräften oder zum Ausgleich höherer Lebenshaltungskosten kann 
Beschäftigten abweichend von der tarifvertraglichen Einstufung ein bis zu zwei 
Stufen höheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg gewährt werden. 2Beschäftigte 
mit einem Entgelt der Endstufe können bis zu 20 v. H. der Stufe 2 zusätzlich erhalten. 
3Die Zulage kann befristet werden. 4Sie ist auch als befristete Zulage widerruflich.

§ 17 
Allgemeine Regelungen zu den Stufen

(1)	� Die Beschäftigten erhalten das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe vom Beginn 
des Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht wird.

(2)	� 1Bei Leistungen der Beschäftigten, die erheblich über dem Durchschnitt liegen, kann 
die erforderliche Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verkürzt werden. 
2Bei Leistungen, die erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderli-
che Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verlängert werden. 3Bei einer 
Verlängerung der Stufenlaufzeit hat der Arbeitgeber jährlich zu prüfen, ob die Vor-
aussetzungen für die Verlängerung noch vorliegen. 4Für die Beratung von schriftlich 
begründeten Beschwerden von Beschäftigten gegen eine Verlängerung nach Satz 2 
beziehungsweise 3 ist eine betriebliche Kommission zuständig. 5Die Mitglieder der 
betrieblichen Kommission werden je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Betriebs-/
Personalrat benannt; sie müssen dem Betrieb/der Dienststelle angehören. 6Der 
Arbeitgeber entscheidet auf Vorschlag der Kommission darüber, ob und in welchem 
Umfang der Beschwerde abgeholfen werden soll.
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Protokollerklärung zu § 17 Absatz 2:

Die Instrumente des § 17 Absatz 2 unterstützen die Anliegen der Personal
entwicklung.

Protokollerklärung zu § 17 Absatz 2 Satz 2:

Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder  
einer Berufskrankheit gemäß §§ 8 und 9 SGB VII beruhen, ist diese Ursache in 
geeigneter Weise zu berücksichtigen.

Protokollerklärung zu § 17 Absatz 2 Satz 6:

Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Entscheidung über die  
leistungsbezogene Stufenzuordnung.

(3)	� 1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sinne des § 16 Absatz 3 Satz 1 
stehen gleich:

	 a)	 Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz, 
	 b)	 Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 22 bis zu 39 Wochen,
	 c)	 Zeiten eines bezahlten Urlaubs, 
	 d)	� Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich 

ein dienstliches beziehungsweise betriebliches Interesse anerkannt hat, 
	 e)	� Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im 

Kalenderjahr, 
	 f)	� Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit.
	� 2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von 

Satz 1 erfasst werden, und Elternzeit sowie Zeiten einer Unterbrechung bei Beschäf-
tigten, die für eine jahreszeitlich begrenzte regelmäßig wiederkehrende Tätigkeit in 
einem Beschäftigungsverhältnis stehen (Saisonbeschäftigte), sind unschädlich; sie 
werden aber nicht auf die Stufenlaufzeit angerechnet.  
3Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren erfolgt eine Zuordnung zu der 
Stufe, die der vor der Unterbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht 
niedriger als bei einer Neueinstellung; die Stufenlaufzeit beginnt mit dem Tag 
der Arbeitsaufnahme. 4Zeiten, in denen Beschäftigte mit einer kürzeren als der 
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regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten 
beschäftigt waren, werden voll angerechnet.

(4)	� 1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe werden die Beschäftigten derjeni-
gen Stufe zugeordnet, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt erhalten, 
mindestens jedoch der Stufe 2; bei Eingruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe 
wird die Zuordnung zu den Stufen so vorgenommen, als ob faktisch eine Eingruppie-
rung in jede der einzelnen Entgeltgruppen stattgefunden hätte. 2Beträgt der Unter-
schiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt 
nach Satz 1 weniger als 100 Euro in den Entgeltgruppen 2 bis 8 beziehungsweise 
weniger als 180 Euro in den Entgeltgruppen 9a bis 15, so erhält die/der Beschäftigte 
während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrags einen 
Garantiebetrag von monatlich 100 Euro (Entgeltgruppen 2 bis 8) beziehungswei-
se 180 Euro (Entgeltgruppen 9a bis 15), steht der/dem Beschäftigten neben dem 
bisherigen und/oder neuen Tabellenentgelt eine Entgeltgruppenzulage oder eine 
Besitzstandszulage nach § 9 oder § 17 Absatz 5 Satz 2 TVÜ-Länder zu, wird für die 
Anwendung des Halbsatzes 1 die Entgeltgruppenzulage bzw. Besitzstandszulage 
dem jeweiligen Tabellenentgelt hinzugerechnet und anschließend der Unterschieds-
betrag ermittelt. 3Ist der Garantiebetrag höher als der Unterschiedsbetrag bei stu-
fengleicher Zuordnung, wird als Garantiebetrag der Unterschiedsbetrag gezahlt.4Die 
Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Höhergrup-
pierung. 5Bei einer Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die/der 
Beschäftige der in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen. 6Die/Der 
Beschäftigte erhält vom Beginn des Monats an, in dem die Veränderung wirksam 
wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 5 festgelegten 
Stufe der betreffenden Entgeltgruppe, gegebenenfalls einschließlich des Garantiebe-
trags.
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Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 1 2. Halbsatz:

Für Lehrkräfte im Sinne von Nr. 4 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgelt-
ordnung als „Erfüller“ gilt die Höhergruppierung von der Entgeltgruppe 11 in die 
Entgeltgruppe 13 nicht als „Eingruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe“.

 
Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 2 und 3:

Für Beschäftigte, die bis zum 31. Dezember 2018 höhergruppiert wurden, richtet 
sich der Anspruch auf einen Garantiebetrag ab 1. Januar 2019 nur dann nach 
§ 17 Absatz 4 Satz 2 und 3, wenn sie am 31. Dezember 2018 Anspruch auf einen 
Garantiebetrag nach § 17 Absatz 4 Satz 2 in der bis zum 31. Dezember 2018 gel-
tenden Fassung hatten.

 

Niederschriftserklärung zu § 17: 

1Sofern Beschäftigte, die am 1. Januar 2008 in Entgeltgruppen eingruppiert 
sind, für die ein Bemessungssatz von 100 v. H. gilt, zwischen dem 1. Januar und 
dem 31. Dezember 2009 auf Dauer Tätigkeiten übertragen werden, die einer 
Vergütungsgruppe zugeordnet wären, für die nach der Protokollerklärung zu § 15 
Abs. 1 TV-L noch ein Bemessungssatz von 92,5 v. H. maßgebend ist, gelten in der 
neuen Entgeltgruppe die Tabellenwerte der Anlage B 2 beziehungsweise B 3 zum 
TV-L. 2Als Entgeltstufe ist diejenige Stufe maßgebend, die sich ergeben würde, 
wenn für alle Tabellenwerte ein einheitlicher Bemessungssatz gelten würde. 
3Liegt der neue Tabellenwert unter dem bisherigen Tabellenwert, wird eine Be-
sitzstandszulage in Höhe des Differenzbetrages und zusätzlich der Garantiebetrag 
in sinngemäßer Anwendung der § 17 Abs. 4 Satz 2 TV-L gezahlt.
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§ 18 
– gestrichen –

§ 19 
Erschwerniszuschläge

(1)	� 1Erschwerniszuschläge werden für Arbeiten gezahlt, die außergewöhnliche Er-
schwernisse beinhalten. 2Dies gilt nicht für Erschwernisse, die mit dem Berufs oder 
Tätigkeitsbild verbunden sind, das der Eingruppierung zugrunde liegt.

(2)	� Außergewöhnliche Erschwernisse im Sinne des Absatzes 1 ergeben sich grundsätz-
lich nur bei Arbeiten 

	 a)	 mit besonderer Gefährdung, 
	 b)	 mit extremer nicht klimabedingter Hitzeeinwirkung, 
	 c)	 mit besonders starker Schmutz- oder Staubbelastung,
	 d)	 mit besonders starker Strahlenexposition oder 
	 e)	 unter sonstigen vergleichbar erschwerten Umständen.
(3)	� Zuschläge nach Absatz 1 werden nicht gewährt, soweit der außergewöhnlichen 

Erschwernis durch geeignete Vorkehrungen, insbesondere zum Arbeitsschutz, aus-
reichend Rechnung getragen wird.

(4)	� 1Die Zuschläge betragen in der Regel 5 bis 15 v. H. – in besonderen Fällen auch ab-
weichend – des auf eine Stunde entfallenden Anteils des monatlichen Tabellenent-
gelts der Stufe 2 der Entgeltgruppe 2. 2Teilzeitbeschäftigte erhalten Erschwerniszu-
schläge, die nach Stunden bemessen werden, in voller Höhe; sofern sie pauschaliert 
gezahlt werden, gilt dagegen § 24 Absatz 2.

(5)	� 1Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die Höhe der Zuschläge werden tarifvertrag-
lich vereinbart. 2Bis zum In-Kraft-Treten eines entsprechenden Tarifvertrages gelten 
die bisherigen tarifvertraglichen Regelungen fort.

(6)	� Beschäftigte im Sinne von § 38 Absatz 5 Satz 2 im Außendienst des Straßenbetriebs-
dienstes und Straßenbaus und im Außendienst des Küstenschutzes der Wasserbau-
verwaltung erhalten für jeden Kalendermonat, für den ihnen Erschwerniszuschläge 
nach den Abschnitten A, M oder R des Zuschlagskataloges zum Tarifvertrag über 
die Lohnzuschläge gemäß § 29 MTL II (TVZ zum MTL) bzw. der entsprechenden Re-
gelungen im Tarifvertrag über die Lohnzuschläge gemäß § 29 MTArb-O für Arbeiter 
der Länder (TVZ zum MTArb-O-TdL) zustehen, zusätzlich einen Pauschalbetrag von 
monatlich 25 Euro; § 24 Absatz 2 findet Anwendung.
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Niederschriftserklärung zu § 19 Abs. 6:

Die Tarifvertragsparteien sind sich einig, dass die Pauschalzahlung nach § 19  
Absatz 6 TV-L nur für diejenigen Monate gezahlt wird, für die der/dem Beschäf-
tigten Erschwerniszuschläge aufgrund tatsächlicher Arbeitsleistung oder im 
Wege der Entgeltfortzahlung nach § 21 TV-L zustehen.

§ 19a
Zulagen

(1)	� 1Beschäftigte in Justizvollzugseinrichtungen, in abgeschlossenen Vorführberei-
chen der Gerichte, in Psychiatrischen Krankenhäusern und in Abschiebehaftein-
richtungen erhalten unter den gleichen Voraussetzungen und in der gleichen 
Höhe eine monatliche Zulage (Vollzugszulage), wie sie entsprechende Beamte 
des Arbeitgebers als Amts- oder Stellenzulage zum Ausgleich der besonderen 
Anforderungen im jeweiligen Bereich erhalten. 2Die Vollzugszulage wird nur für 
Zeiträume gezahlt, für die den Beschäftigten Tabellenentgelt, Urlaubsentgelt oder 
Entgelt im Krankheitsfall zusteht. 3Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes  
(§ 23 Absatz 3) zu berücksichtigen. 4Die Vollzugszulage ist kein zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt.

Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 1:

Der Anspruch auf die Vollzugszulage besteht, wenn die Beschäftigten überwie-
gend in den jeweiligen Einrichtungen beziehungsweise Bereichen beschäftigt 
sind.

(2)	� Die Vollzugszulage vermindert sich, wenn für denselben Zeitraum
	 a)	� den nach Teil I, II oder III der Entgeltordnung zum TV-L eingruppierten Beschäf-

tigten eine Wechselschicht- oder Schichtzulage zusteht, um die Hälfte dieser 
Zulage,

	 b)	� den nach Teil IV der Entgeltordnung zum TV-L eingruppierten Beschäftigten eine 
Wechselschichtzulage zusteht, um 25,56 Euro,

	 c)	� eine Zulage nach den Vorbemerkungen Nr. 9 oder10 und/ oder 11 zu Teil IV Ab-
schnitt 1 bzw. der Vorbemerkung Nr. 7 zu Teil IV Abschnitt 2 der Entgeltordnung 
zum TV-L zusteht, um 90,00 Euro,
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	 d)	� eine Gefahrenzulage nach § 1 Absatz 1 Nr. 5 des Tarifvertrages zu § 33 Absatz 1 
Buchstabe c BAT – ggf. i. V. m. dem TV Zulagen Ang-O – zusteht, um 15,34 Euro,

	 e)	� ein Zuschlag nach Abschnitt F Nr. 2 der Anlage zum Tarifvertrag über die Lohn
zuschläge gemäß § 29 MTL II (TVZ zum MTL) – ggf. i. V. m. dem TVZ zum MTArb-
O-TdL – zusteht, um 15,34 Euro;

	� in den Fällen der Buchstaben c und d beträgt die Verminderung insgesamt höchs-
tens 90,00 Euro.

§ 20  
Jahressonderzahlung

(1)	� Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis stehen, haben Anspruch auf 
eine Jahressonderzahlung.

(2)	 1Die Jahressonderzahlung beträgt bei Beschäftigten in den Entgeltgruppen

ab dem Kalenderjahr 2022

1 bis 4 87,43 v. H.

5 bis 8 88,14 v. H.

9a bis 11 74,35 v. H.

12 und 13 46,47 v. H.

14 und 15 32,53 v. H.

der Bemessungsgrundlage nach Absatz 3. 2Für die Anwendung des Satzes 1 werden 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Ü bei einem Bezug des Tabellenentgelts aus den 
Stufen 2 und 3 der Entgeltgruppe 13, im Übrigen der Entgeltgruppe 14 zugeordnet. 

Niederschrifterklärung zu § 20 Absatz 2 Satz 1:

Die Tarifvertragsparteien stimmen überein, dass die Beschäftigten der Entgelt-
gruppe 2 Ü zu den Entgeltgruppen 1 bis 8 und die Beschäftigten der Entgeltgrup-
pe 15 Ü zu den Entgeltgruppen 14 bis 15 gehören.

(3)	� 1Bemessungsgrundlage im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 ist das monatliche Entgelt, das 
den Beschäftigten in den Kalendermonaten Juli, August und September durchschnitt-
lich gezahlt wird; unberücksichtigt bleiben hierbei das zusätzlich für Überstunden 
und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen 
Mehrarbeits- oder Überstunden), Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien. 
2Der Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September. 3Bei 
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Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nach dem 31. August begonnen hat, tritt an 
die Stelle des Bemessungszeitraums der erste volle Kalendermonat des Arbeitsver-
hältnisses; anstelle des Bemessungssatzes der Entgeltgruppe am 1. September tritt 
die Entgeltgruppe des Einstellungstages. 4In den Fällen, in denen im Kalenderjahr der 
Geburt des Kindes während des Bemessungszeitraums eine elterngeldunschädliche 
Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, bemisst sich die Jahressonderzahlung nach dem 
Beschäftigungsumfang am Tag vor dem Beginn der Elternzeit.

Protokollerklärung zu § 20 Absatz 3:

1Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden 
die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt 
auch bei einer Änderung des Beschäftigungsumfangs. 2Ist im Bemessungszeit-
raum nicht für alle Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten 
Entgelte der drei Monate addiert, durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt  
geteilt und sodann mit 30,67 multipliziert. 3Zeiträume, für die Krankengeldzu-
schuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei unberücksichtigt. 4Besteht während 
des Bemessungszeitraums an weniger als 30 Kalendertagen Anspruch auf Ent-
gelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalendertage Anspruch  
auf Entgelt bestand, maßgeblich.

(4)	� 1Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 vermindert sich um ein Zwölftel für jeden 
Kalendermonat, in dem Beschäftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung 
des Entgelts nach § 21 haben. 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, 
für die Beschäftigte kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen 

	 a)	� Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem 
1. Dezember beendet und die Beschäftigung unverzüglich wieder aufgenommen 
haben, 

	 b)	  �Beschäftigungsverboten nach § 3 Absätze 1 und 2 Mutterschutzgesetz, 
	 c)	� Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeit

gesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am 
Tag vor Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf Zuschuss zum Mut-
terschaftsgeld bestanden hat.

	� 3Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalendermonate, in denen Beschäftigten 
Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe des zustehenden 
Krankengelds oder einer entsprechenden gesetzlichen Leistung ein Krankengeldzu-
schuss nicht gezahlt worden ist.
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(5)	� 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für November ausgezahlt. 
2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausge-
zahlt werden.

(6)	� 1Beschäftigte, die bis zum 20. Mai 2006 Altersteilzeitarbeit vereinbart haben, 
erhalten die Jahressonderzahlung auch dann, wenn das Arbeitsverhältnis wegen 
Rentenbezugs vor dem 1. Dezember endet. 2In diesem Falle treten an die Stelle des 
Bemessungszeitraums gemäß Absatz 3 die letzten drei Kalendermonate vor Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses.

§ 21 
Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung

1In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 22 Absatz 1, § 26 und § 27 werden das 
Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile 
weitergezahlt. 2Nicht in Monatsbeträgen festgelegte Entgeltbestandteile werden als 
Durchschnitt auf Basis der letzten drei vollen Kalendermonate, die dem maßgebenden 
Ereignis für die Entgeltfortzahlung vorhergehen (Berechnungszeitraum), gezahlt. 3Ausge-
nommen hiervon sind das zusätzlich gezahlte Entgelt für Überstunden und Mehrarbeit 
(mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Mehrarbeits- oder Überstunden sowie 
etwaiger Überstundenpauschalen), Leistungsentgelte, Jahressonderzahlungen sowie 
besondere Zahlungen nach § 23.
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Protokollerklärungen zu § 21 Satz 2 und 3:

1.	� 1Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberechnung nach Satz 2 
sind Kalendermonate, in denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhältnis 
bestanden hat. 2Hat das Arbeitsverhältnis weniger als drei Kalendermonate 
bestanden, sind die vollen Kalendermonate, in denen das Arbeitsverhält-
nis bestanden hat, zugrunde zu legen. 3Bei Änderungen der individuellen 
Arbeitszeit werden die nach der Arbeitszeitänderung liegenden vollen Kalen-
dermonate zu Grunde gelegt.

2.	� 1Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 beträgt 1/65 aus der Summe der zu 
berücksichtigenden Entgeltbestandteile, die für den Berechnungszeit-
raum zugestanden haben, wenn die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
durchschnittlich auf fünf Tage verteilt ist. 2Maßgebend ist die Verteilung der 
Arbeitszeit zu Beginn des Berechnungszeitraums. 3Bei einer abweichenden 
Verteilung der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt entsprechend Satz 1 und 
2 zu ermitteln. 4Sofern während des Berechnungszeitraums bereits Fortzah-
lungstatbestände vorlagen, bleiben bei der Ermittlung des Durchschnitts 
nach Satz 2 die für diese Ausfalltage auf Basis des Tagesdurchschnitts zuste-
henden Beträge sowie die Ausfalltage selbst unberücksichtigt. 

3.	� 1Liegt zwischen der Begründung des Arbeitsverhältnisses oder der Änderung 
der individuellen Arbeitszeit und dem maßgeblichen Ereignis für die Entgelt-
fortzahlung kein voller Kalendermonat, ist der Tagesdurchschnitt anhand der 
konkreten individuellen Daten zu ermitteln. 2Dazu ist die Summe der zu be-
rücksichtigenden Entgeltbestandteile, die für diesen Zeitraum zugestanden 
haben, durch die Zahl der tatsächlich in diesem Zeitraum erbrachten Arbeits-
tage zu teilen. 

4.	  �1Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpas-
sung ein, sind die berücksichtigungsfähigen Entgeltbestandteile, die vor 
der Entgeltanpassung zustanden, um 90 v. H. des Vomhundertsatzes für die 
allgemeine Entgeltanpassung zu erhöhen. 2Der Erhöhungssatz beträgt für  
-	 vor dem 1. Januar 2021 zustehende Entgeltbestandteile 1,26 v. H. und  
-	 vor dem 1. Dezember 2022 zustehende Entgeltbestandteile 2,52 v. H.

– 55 –

TARIFVERTRAG FÜR DEN ÖFFENTLICHEN DIENST DER LÄNDER (TV-L)



Niederschriftserklärung zu § 21 Satz 2

Bereitschaftsdienstentgelte und Rufbereitschaftsentgelte einschließlich des 
Entgelts für die Inanspruchnahme während der Rufbereitschaft fallen unter die 
Regelung des § 21 Satz 2.

§ 22 
Entgelt im Krankheitsfall

(1)	� 1Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an der Arbeits-
leistung verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer 
von sechs Wochen das Entgelt nach § 21. 2Bei erneuter Arbeitsunfähigkeit infolge 
derselben Krankheit sowie bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die ge-
setzlichen Bestimmungen. 3Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 
1 und 2 gilt auch die Arbeitsverhinderung im Sinne von § 3 Absatz 2, § 3a und § 9 
Entgeltfortzahlungsgesetz.

Protokollerklärung zu § 22 Absatz 1 Satz 1:

Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder 
grob fahrlässig herbeigeführt wurde.

(2)	� 1Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Absatz 1 erhalten die Beschäftigten für die 
Zeit, für die ihnen Krankengeld oder entsprechende gesetzliche Leistungen gezahlt 
werden, einen Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen 
den tatsächlichen Barleistungen des Sozialleistungsträgers und dem Nettoentgelt. 
2Nettoentgelt ist das um die gesetzlichen Abzüge verminderte Entgelt im Sinne des 
§ 21; bei freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Beschäf-
tigten ist dabei deren Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag abzüglich 
Arbeitgeberzuschuss zu berücksichtigen. 3Bei Beschäftigten, die in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherungsfrei oder die von der Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Krankenversicherung befreit sind, sind bei der Berechnung des 
Krankengeldzuschusses diejenigen Leistungen zu Grunde zu legen, die ihnen als 
Pflichtversicherte in der gesetzlichen Krankenversicherung zustünden.
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Protokollerklärung zu § 22 Absatz 2:

Im Falle der Arbeitsverhinderung nach § 3a Entgeltfortzahlungsgesetz stehen 
den tatsächlichen Barleistungen des Sozialversicherungsträgers das Krankengeld 
nach § 44a SGB V oder die tatsächlichen Leistungen des privaten Krankenversi-
cherungsträger oder des Beihilfeträgers gleich.

(3)	 1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäftigungszeit (§ 34 Absatz 3) 
	 a)	 von mehr als einem Jahr längstens bis zum Ende der 13. Woche und 
	 b)	� von mehr als drei Jahren längstens bis zum Ende der 39. Woche seit dem Beginn der 

Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt. 2Maßgeblich für die Berech-
nung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschäftigungszeit, die im Laufe der krankheits-
bedingten Arbeitsunfähigkeit vollendet wird. 3Innerhalb eines Kalenderjahres kann 
das Entgelt im Krankheitsfall nach Absatz 1 und 2 insgesamt längstens bis zum Ende 
der in Absatz 3 Satz 1 genannten Fristen bezogen werden; bei jeder neuen Arbeits-
unfähigkeit besteht jedoch mindestens der sich aus Absatz 1 ergebende Anspruch.

(4)	� 1Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus 
gezahlt; § 8 Entgeltfortzahlungsgesetz bleibt unberührt. 2Krankengeldzuschuss 
wird zudem nicht über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an Beschäftigte eine 
Rente oder eine vergleichbare Leistung auf Grund eigener Versicherung aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebe-
nenversorgung oder aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung erhalten, die nicht 
allein aus Mitteln der Beschäftigten finanziert ist. 3Überzahlter Krankengeldzuschuss 
und sonstige Überzahlungen gelten als Vorschuss auf die in demselben Zeitraum 
zustehenden Leistungen nach Satz 2; die Ansprüche der Beschäftigten gehen inso-
weit auf den Arbeitgeber über. 4Der Arbeitgeber kann von der Rückforderung des 
Teils des überzahlten Betrags, der nicht durch die für den Zeitraum der Überzahlung 
zustehenden Bezüge im Sinne des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, absehen, es sei 
denn, die/der Beschäftigte hat dem Arbeitgeber die Zustellung des Rentenbescheids 
schuldhaft verspätet mitgeteilt.

§ 23 
Besondere Zahlungen

(1)	� 1Einen Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen nach Maßgabe des Vermögensbil-
dungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung haben Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis 
voraussichtlich mindestens sechs Monate dauert. 2Für Vollbeschäftigte beträgt die 
vermögenswirksame Leistung für jeden vollen Kalendermonat 6,65 Euro. 3Der Anspruch 
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entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem die/der Beschäftigte dem Arbeitge-
ber die erforderlichen Angaben schriftlich mitteilt, und für die beiden vorangegangenen 
Monate desselben Kalenderjahres; die Fälligkeit tritt nicht vor acht Wochen nach Zu-
gang der Mitteilung beim Arbeitgeber ein. 4Die vermögenswirksame Leistung wird nur 
für Kalendermonate gewährt, für die den Beschäftigten Tabellenentgelt, Entgeltfort-
zahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 5Für Zeiten, für die Krankengeldzuschuss 
zusteht, ist die vermögenswirksame Leistung Teil des Krankengeldzuschusses. 6Die 
vermögenswirksame Leistung ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

(2)	� 1Beschäftigte erhalten ein Jubiläumsgeld bei Vollendung einer Beschäftigungszeit 
(§ 34 Absatz 3)

	 a)	 von 25 Jahren	  in Höhe von 	 350 Euro,
	 b)	 von 40 Jahren 	  in Höhe von 	 500 Euro. 
	 2Teilzeitbeschäftigte erhalten das Jubiläumsgeld in voller Höhe.
(3)	� 1Beim Tod von Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nicht geruht hat, wird der Ehe-

gattin/dem Ehegatten oder den Kindern ein Sterbegeld gewährt; der Ehegattin/dem 
Ehegatten steht die Lebenspartnerin/der Lebenspartner im Sinne des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes gleich. 2Als Sterbegeld wird für die restlichen Tage des Sterbe-
monats und – in einer Summe – für zwei weitere Monate das Tabellenentgelt der/
des Verstorbenen gezahlt. 3Die Zahlung des Sterbegeldes an einen der Berechtigten 
bringt den Anspruch der Übrigen gegenüber dem Arbeitgeber zum Erlöschen; die 
Zahlung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wirkung.

(4)	� Für die Erstattung von Reise- und Umzugskosten sowie Trennungsgeld finden die Be-
stimmungen, die für die Beamtinnen und Beamten des Arbeitgebers jeweils gelten, 
entsprechende Anwendung.

§ 24 
Berechnung und Auszahlung des Entgelts

(1)	� 1Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile 
ist der Kalendermonat, soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas Abweichendes 
geregelt ist. 2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats (Zahltag) für den laufen-
den Kalendermonat auf ein von der/dem Beschäftigten benanntes Konto innerhalb 
eines Mitgliedstaats der Europäischen Union. 3Fällt der Zahltag auf einen Samstag 
oder auf einen Wochenfeiertag, gilt der vorhergehende Werktag, fällt er auf einen 
Sonntag, gilt der zweite vorhergehende Werktag als Zahltag. 4Entgeltbestandteile, die 
nicht in Monatsbeträgen festgelegt sind, sowie der Tagesdurchschnitt nach § 21 sind 
am Zahltag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, fällig. 
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Protokollerklärungen zu § 24 Absatz 1:

1.	� Teilen Beschäftigte ihrem Arbeitgeber die für eine kostenfreie beziehungs-
weise kostengünstigere Überweisung in einen anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union erforderlichen Angaben nicht rechtzeitig mit, so tragen 
sie die dadurch entstehenden zusätzlichen Überweisungskosten.

2.	� Soweit Arbeitgeber die Bezüge am 15. eines jeden Monats für den laufenden 
Monat zahlen, können sie jeweils im Dezember eines Kalenderjahres den 
Zahltag vom 15. auf den letzten Tag des Monats gemäß Absatz 1 Satz 1 ver-
schieben.

(2)	� Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist, erhalten Teilzeit-
beschäftigte das Tabellenentgelt (§ 15) und alle sonstigen Entgeltbestandteile in dem 
Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit 
an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter entspricht.

(3)	� 1Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestand-
teile nicht für alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den 
Anspruchszeitraum entfällt. 2Besteht nur für einen Teil eines Kalendertags Anspruch 
auf Entgelt, wird für jede geleistete dienstplanmäßige oder betriebsübliche Arbeits-
stunde der auf eine Stunde entfallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der sons-
tigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile gezahlt. 3Zur Ermittlung 
des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die in Monatsbeträgen festgelegten 
Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
zeit (§ 6 Absatz 1 und entsprechende Sonderregelungen) zu teilen.

(4)	� 1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein Bruchteil eines Cents von min-
destens 0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden. 
2Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen gerundet. 3Jeder 
Entgeltbestandteil ist einzeln zu runden.

(5)	� Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt 
Absatz 3 entsprechend.

(6)	� Einzelvertraglich können neben dem Tabellenentgelt zustehende Entgeltbestand-
teile (zum Beispiel Zeitzuschläge, Erschwerniszuschläge, Überstundenentgelte) 
pauschaliert werden.
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§ 25 
Betriebliche Altersversorgung

1Die Beschäftigten haben Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung unter Eigenbeteiligung. 2Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag über die 
betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag 
Altersversorgung – ATV) in seiner jeweils geltenden Fassung und für Beschäftigte der 
Freien und Hansestadt Hamburg das Hamburgische Zusatzversorgungsgesetz in seiner 
jeweils geltenden Fassung.

ABSCHNITT IV 
URLAUB UND ARBEITSBEFREIUNG

§ 26 
Erholungsurlaub

(1)	 1Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter 
Fortzahlung des Entgelts (§ 21). 2Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf 
fünf Tage in der Kalenderwoche beträgt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr 
30 Arbeitstage. 3Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen die Beschäftigten 
dienstplanmäßig oder betriebsüblich zu arbeiten haben oder zu arbeiten hätten, 
mit Ausnahme der auf Arbeitstage fallenden gesetzlichen Feiertage, für die kein 
Freizeitausgleich gewährt wird. 4Bei einer anderen Verteilung der wöchentlichen  
Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche erhöht oder vermindert sich der 
Urlaubsanspruch entsprechend. 5Verbleibt bei der Berechnung des Urlaubs ein 
Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen 
Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag 
bleiben unberücksichtigt. 6Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr 
gewährt werden; er kann auch in Teilen genommen werden.

Protokollerklärung zu § 26 Absatz 1 Satz 6:

Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend gewährt werden; dabei soll ein 
Urlaubsteil von zwei Wochen Dauer angestrebt werden.
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(2)	 Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden Maßgaben:
	 a)	�� Im Falle der Übertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Monaten 

des folgenden Kalenderjahres angetreten werden. Kann der Erholungsurlaub 
wegen Arbeitsunfähigkeit oder aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht bis 
zum 31. März angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten. 

	 b)	� Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Jahres, steht als 
Erholungsurlaub für jeden vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel 
des Urlaubsanspruchs nach Absatz 1 zu; § 5 Bundesurlaubsgesetz bleibt unbe-
rührt. 

	 c)	� Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs 
einschließlich eines etwaigen tariflichen Zusatzurlaubs für jeden vollen Kalender-
monat um ein Zwölftel.

	 d)	� Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt.

§ 27 
Zusatzurlaub

(1)	� 1Für die Gewährung eines Zusatzurlaubs gelten die für die Beamten des jeweiligen 
Landes jeweils maßgebenden Bestimmungen für Grund und Dauer sinngemäß. 2Die 
beamtenrechtlichen Bestimmungen gelten nicht für den Zusatzurlaub für Wechsel-
schichtarbeit, Schichtarbeit und Nachtarbeit.

(2)	� Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit nach § 7 Absatz 1 oder ständig 
Schichtarbeit nach § 7 Absatz 2 leisten und denen die Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 
1 oder Absatz 8 Satz 1 zusteht, erhalten einen Arbeitstag Zusatzurlaub

	 a)	 bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammenhängende Monate und 
	 b)	 bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende Monate.
(3)	� Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit (z. B. ständige Vertreter) 

erhalten Beschäftigte, denen die Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 2 oder Absatz 8 
Satz 2 zusteht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub für 

	 a)	� je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Wechselschichtarbeit geleistet 
haben, und

	 b)	� je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Schichtarbeit geleistet haben.
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(4)	� 1Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme 
von § 208 SGB IX wird nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr ge
währt. 2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr 
zusammen 35 Arbeitstage nicht überschreiten. 3Satz 2 ist für Zusatzurlaub nach den 
Absätzen 2 und 3 hierzu nicht anzuwenden. 4Bei Beschäftigten, die das 50. Lebens-
jahr vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine Höchstgrenze von 36 Arbeits-
tagen; maßgebend für die Berechnung der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im 
Laufe des Kalenderjahres vollendet wird.

(5)	 Im Übrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Absatz 2 Buchstabe b entsprechend.

Protokollerklärung zu § 27 Absatz 2 und 3:

1Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder 
Wechselschichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzun-
gen nach Absatz 2 oder 3 erfüllt sind. 2Für die Feststellung, ob ständige Wechsel-
schichtarbeit oder ständige Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung durch 
Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, bezahlten Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit in 
den Grenzen des § 22 unschädlich.

§ 28 
Sonderurlaub

Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf die Fort-
zahlung des Entgelts Sonderurlaub erhalten.
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§ 29 
Arbeitsbefreiung

(1) �1Nur die nachstehend aufgeführten Anlässe gelten als Fälle nach § 616 BGB, in 
denen Beschäftigte unter Fortzahlung des Entgelts in dem angegebenen Ausmaß 
von der Arbeit freigestellt werden:
a) �Niederkunft der Ehefrau/der Lebenspartnerin im Sinne des 

Lebenspartnerschaftsgesetzes 
ein Arbeitstag,

b) �Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Lebenspartnerin/des 
Lebenspartners im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, 
eines Kindes oder Elternteils 

zwei Arbeitstage,

c) �Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund an einen 
anderen Ort 

ein Arbeitstag,

d) 25- und 40-jähriges Arbeitsjubiläum ein Arbeitstag,
e) schwere Erkrankung

aa) �einer/eines Angehörigen, soweit sie/er ein Arbeitstag  
im selben Haushalt lebt, 

ein Arbeitstag  
im Kalenderjahr,

bb) �eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein Anspruch nach 
§ 45 SGB V besteht – oder bestanden hat, 

bis zu vier  
Arbeitstage  
im Kalenderjahr,

cc) �einer Betreuungsperson, wenn Beschäftigte deshalb die 
Betreuung ihres Kindes, das das 8. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat oder wegen körperlicher, geistiger oder 
seelischer bis zu Behinderung dauernd pflegebedürftig 
ist, übernehmen müssen 

bis vier  
Arbeitstage  
im Kalenderjahr.

�2Eine Freistellung nach Buchstabe e erfolgt nur, soweit eine andere Person zur 
Pflege oder Betreuung nicht sofort zur Verfügung steht und die Ärztin/der Arzt in 
den Fällen der Doppelbuchstaben aa und bb die Notwendigkeit der Anwesenheit 
der/des Beschäftigten zur vorläufigen Pflege bescheinigt. 3Die Freistellung darf 
insgesamt fünf Arbeitstage im Kalenderjahr nicht überschreiten. 
f) �Ärztliche Behandlung von Beschäftigten, wenn diese 

während der Arbeitszeit erfolgen muss, 
erforderliche 
nachgewiesene 
Abwesenheitszeit 
einschließlich 
erforderlicher 
Wegezeiten.

– 63 –

TARIFVERTRAG FÜR DEN ÖFFENTLICHEN DIENST DER LÄNDER (TV-L)



Niederschriftserklärung zu § 29 Absatz 1 Buchstabe f:

Die ärztliche Behandlung erfasst auch die ärztliche Untersuchung und die ärztlich 
verordnete Behandlung. 

(2)	� 1Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten nach deutschem Recht besteht 
der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts, wenn die Arbeitsbefreiung gesetz-
lich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten nicht außerhalb der Arbeitszeit, 
gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können; soweit die 
Beschäftigten Anspruch auf Ersatz des Entgelts geltend machen können, besteht 
kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung.

	� 2Das fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die 
Leistungen der Kostenträger. 3Die Beschäftigten haben den Ersatzanspruch geltend 
zu machen und die erhaltenen Beträge an den Arbeitgeber abzuführen.

(3)	� 1Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen Arbeitsbefreiung unter Fort-
zahlung des Entgelts bis zu drei Arbeitstagen gewähren. 2In begründeten Fällen kann 
bei Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt werden, wenn die 
dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten.

Protokollerklärung zu § 29 Absatz 3 Satz 2:

Zu den „begründeten Fällen“ können auch solche Anlässe gehören, für die kein 
Anspruch auf Arbeitsbefreiung besteht (z. B. Umzug aus persönlichen Gründen).

(4)	 1Auf Antrag kann den gewählten Vertreterinnen/Vertretern der Bezirksvorstände, 
der Landesbezirksvorstände, der Landesbezirksfachbereichsvorstände, der Bundes-
fachbereichsvorstände, der Bundesfachgruppenvorstände sowie des Gewerk-
schaftsrates beziehungsweise entsprechender Gremien anderer vertragsschlie-
ßender Gewerkschaften zur Teilnahme an Tagungen Arbeitsbefreiung bis zu acht 
Werktagen im Jahr unter Fortzahlung des Entgelts erteilt werden; dringende dienst-
liche oder betriebliche Interessen dürfen der Arbeitsbefreiung nicht entgegenste-
hen. 2Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen mit der TdL oder ihren Mitgliedern kann 
auf Anfordern einer der vertragsschließenden Gewerkschaften Arbeitsbefreiung 
unter Fortzahlung des Entgelts ohne zeitliche Begrenzung erteilt werden.

(5)	 Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und von Berufsbildungsausschüssen nach 
dem Berufsbildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in Organen von Sozialversiche-
rungsträgern kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts 
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gewährt werden, sofern nicht dringende dienstliche oder betriebliche Interessen 
entgegenstehen.

(6)	 In den Fällen der Absätze 1 bis 5 werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen 
Entgeltbestandteile, die in Monatsbeträgen festgelegt sind, weitergezahlt.

ABSCHNITT V 
BEFRISTUNG UND BEENDIGUNG  

DES ARBEITSVERHÄLTNISSES

§ 30 
Befristete Arbeitsverträge

(1)	� 1Befristete Arbeitsverträge sind zulässig auf Grundlage des Teilzeit- und Befristungs
gesetzes sowie anderer gesetzlicher Vorschriften über die Befristung von Arbeits-
verträgen. 2Für Beschäftigte, auf welche die Regelungen des Tarifgebiets West 
Anwendung finden und deren Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversiche-
rung der Angestellten unterlegen hätte, gelten die Besonderheiten in den Absätzen 
2 bis 5; dies gilt nicht für Arbeitsverhältnisse, für welche die §§ 57a ff. Hochschul-
rahmengesetz beziehungsweise gesetzliche Nachfolgeregelungen unmittelbar oder 
entsprechend gelten.

(2)	� 1Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge mit sachlichem Grund sind nur zulässig, 
wenn die Dauer des einzelnen Vertrages fünf Jahre nicht übersteigt; weitergehende 
Regelungen im Sinne von § 23 Teilzeit- und Befristungsgesetz bleiben unberührt. 
2Beschäftigte mit einem Arbeitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung von Dauer
arbeitsplätzen bevorzugt zu berücksichtigen, wenn die sachlichen und persönlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind.

(3)	� 1Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund soll in der Regel zwölf Monate 
nicht unterschreiten; die Vertragsdauer muss mindestens sechs Monate betragen. 
2Vor Ablauf des Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber zu prüfen, ob eine unbefristete 
oder befristete Weiterbeschäftigung möglich ist.

(4)	� 1Bei befristeten Arbeitsverträgen ohne sachlichen Grund gelten die ersten sechs 
Wochen und bei befristeten Arbeitsverträgen mit sachlichem Grund die ersten 
sechs Monate als Probezeit. 2Innerhalb der Probezeit kann der Arbeitsvertrag mit 
einer Frist von zwei Wochen zum Monatsschluss gekündigt werden.

(5)	� 1Eine ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit ist nur zulässig, wenn die 
Vertragsdauer mindestens zwölf Monate beträgt. 2Nach Ablauf der Probezeit 
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beträgt die Kündigungsfrist in einem oder mehreren aneinander gereihten Arbeits-
verhältnissen bei demselben Arbeitgeber 

	 –	 von insgesamt mehr als sechs Monaten vier Wochen, 
	 –	 von insgesamt mehr als einem Jahr sechs Wochen 
	 zum Schluss eines Kalendermonats, 
	 –	 von insgesamt mehr als zwei Jahren drei Monate, 
	 –	 von insgesamt mehr als drei Jahren vier Monate 
	 zum Schluss eines Kalendervierteljahres.
	� 3Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschädlich, es sei denn, dass das 

Ausscheiden von der/dem Beschäftigten verschuldet oder veranlasst war. 4Die 
Unterbrechungszeit bleibt unberücksichtigt.

Protokollerklärung zu § 30 Absatz 5:

Bei mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhältnissen führen weitere 
vereinbarte Probezeiten nicht zu einer Verkürzung der Kündigungsfrist.

(6)	� Die §§ 31 und 32 bleiben von den Regelungen der Absätze 3 bis 5 unberührt.

§ 31 
Führung auf Probe

(1)	� 1Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Gesamtdauer 
von zwei Jahren vereinbart werden. 2Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine höchs-
tens zweimalige Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig. 3Die beiderseitigen 
Kündigungsrechte bleiben unberührt.

(2)	� Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 auszuübenden Tätigkeiten mit 
Weisungsbefugnis.

(3)	� 11Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber, kann der/
dem Beschäftigten vorübergehend eine Führungsposition bis zu der in Absatz 1 
genannten Gesamtdauer übertragen werden. 2Der/Dem Beschäftigten wird für die 
Dauer der Übertragung eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe und dem sich bei Höher-
gruppierung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 bis 3 ergebenden Tabellenentgelt gewährt. 
3Nach Fristablauf endet die Erprobung. 4Bei Bewährung wird die Führungsfunktion 
auf Dauer übertragen; ansonsten erhält die/der Beschäftigte eine der bisherigen 
Eingruppierung entsprechende Tätigkeit.
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§ 32 
Führung auf Zeit

(1)	� 1Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Dauer von vier 
Jahren vereinbart werden. 2Folgende Verlängerungen des Arbeitsvertrages sind zulässig:

	 a)	� in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine höchstens zweimalige Verlängerung bis zu 
einer Gesamtdauer von acht Jahren, 

	 b)	� ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreimalige Verlängerung bis zu einer 
Gesamtdauer von zwölf Jahren.

	� 3Zeiten in einer Führungsposition nach Buchstabe a bei demselben Arbeitgeber 
können auf die Gesamtdauer nach Buchstabe b zur Hälfte angerechnet werden. 4Die 
allgemeinen Vorschriften über die Probezeit (§ 2 Absatz 4) und die beiderseitigen 
Kündigungsrechte bleiben unberührt.

(2)	� Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 auszuübenden Tätigkeiten mit 
Weisungsbefugnis.

(3)	� 1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber, kann der/dem 
Beschäftigten vorübergehend eine Führungsposition bis zu den in Absatz 1 genann-
ten Fristen übertragen werden. 2Der/Dem Beschäftigten wird für die Dauer der 
Übertragung eine Zulage gewährt in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe und dem sich bei Höhergrup-
pierung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 bis 3 ergebenden Tabellenentgelt, zuzüglich eines 
Zuschlags von 75 v. H. des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten 
der Entgeltgruppe, die der übertragenen Funktion entspricht, zur nächsthöheren 
Entgeltgruppe nach § 17 Absatz 4 Satz 1 bis 3. 3Nach Fristablauf erhält die/der Be-
schäftigte eine der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tätigkeit; der Zuschlag 
und die Zulage entfallen. 

§ 33 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung

(1)	� Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung
	 a)	� mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftigte das gesetzlich festgelegte 

Alter zum Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat, 
	 b)	� jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auflösungsvertrag).
(2)	� 11Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid 

eines Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach die/der 
Beschäftigte voll oder teilweise erwerbsgemindert ist. 2Die/Der Beschäftigte hat den 
Arbeitgeber von der Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrichten. 
3Beginnt die Rente erst nach der Zustellung des Rentenbescheids, endet das Arbeits-
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verhältnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden -Tages. 4Liegt im Zeit-
punkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine nach § 175 SGB IX erforderliche 
Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit 
Ablauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des Integrationsamtes. 
5Das Arbeitsverhältnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des Rentenversiche-
rungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt wird. 6In diesem Fall ruht das Arbeitsver-
hältnis für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird; beginnt die Rente 
rückwirkend, ruht das Arbeitsverhältnis ab dem ersten Tag des Monats, der auf den 
Monat der Zustellung des Rentenbescheids folgt.

(3)	� Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet beziehungsweise ruht das Arbeits-
verhältnis nicht, wenn die/der Beschäftigte nach ihrem/seinem vom Rentenver-
sicherungsträger festgestellten Leistungsvermögen auf ihrem/seinem bisherigen 
oder einem anderen geeigneten und freien Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden 
könnte, soweit dringende dienstliche beziehungsweise betriebliche Gründe nicht 
entgegenstehen und die/der Beschäftigte innerhalb von zwei Wochen nach Zugang 
des Rentenbescheids ihre/seine Weiterbeschäftigung schriftlich beantragt.

(4)	� 1Verzögert die/der Beschäftigte schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht sie/er 
Altersrente nach § 236, § 236a oder § 236b SGB VI oder ist sie/er nicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung versichert, so tritt an die Stelle des Rentenbescheids 
das Gutachten einer Amtsärztin/eines Amtsarztes oder einer/eines nach § 3 Absatz 
5 Satz 2 bestimmten Ärztin/Arztes. 2Das Arbeitsverhältnis endet in diesem Fall mit 
Ablauf des Monats, in dem der/dem Beschäftigten das Gutachten bekannt gegeben 
worden ist.

(5)	� 1Soll die/der Beschäftigte, deren/dessen Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 Buchstabe 
a geendet hat, weiterbeschäftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag 
abzuschließen. 2Das Arbeitsverhältnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen 
zum Monatsende gekündigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts anderes verein-
bart ist.

§ 34 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses

(1)	� 1Die Kündigungsfrist beträgt bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des 
Arbeitsverhältnisses zwei Wochen zum Monatsschluss. 2Im Übrigen beträgt die 
Kündigungsfrist bei einer Beschäftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2)  
bis zu einem Jahr 			   ein Monat zum Monatsschluss,  
von mehr als einem Jahr	 	 6 Wochen, 
von mindestens 5 Jahren 	 3 Monate, 
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von mindestens 8 Jahren 	 4 Monate, 
von mindestens 10 Jahren 	 5 Monate, 
von mindestens 12 Jahren 	 6 Monate 
zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

(2)	� 1Arbeitsverhältnisse von Beschäftigten, die das 40. Lebensjahr vollendet haben und 
unter die Regelungen des Tarifgebiets West fallen, können nach einer Beschäfti-
gungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von mehr als 15 Jahren durch den Arbeitgeber 
nur aus einem wichtigen Grund gekündigt werden. 2Soweit Beschäftigte nach den 
bis zum 31. Oktober 2006 geltenden Tarifregelungen unkündbar waren, bleiben sie 
unkündbar.

(3)	� 1Beschäftigungszeit ist die Zeit, die bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsverhältnis 
zurückgelegt wurde, auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unberücksichtigt bleibt die 
Zeit eines Sonderurlaubs gemäß § 28, es sei denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt 
des Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches oder betriebliches Interesse aner-
kannt. 3Wechseln Beschäftigte zwischen Arbeitgebern, die vom Geltungsbereich die-
ses Tarifvertrages erfasst werden, werden die Zeiten bei dem anderen Arbeitgeber 
als Beschäftigungszeit anerkannt. 4Satz 3 gilt entsprechend bei einem Wechsel von 
einem anderen öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber.

§ 35 
Zeugnis

(1)	� Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die Beschäftigten Anspruch auf  
ein schriftliches Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit; es muss sich auch auf 
Führung und Leistung erstrecken (Endzeugnis).

(2)	� Aus triftigen Gründen können Beschäftigte auch während des Arbeitsverhältnisses 
ein Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis).

(3)	� Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhältnisses können die Beschäftigten 
ein Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufiges Zeugnis).

(4)	� Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind unverzüglich auszustellen.
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ABSCHNITT VI 
ÜBERGANGS- UND SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§ 36 
Anwendung weiterer Tarifverträge

1Die in der Anlage 1 TVÜ-Länder Teil C aufgeführten Tarifverträge und Tarifvertragsrege-
lungen gelten fort, soweit im TVÜ-Länder, in seinen Anlagen oder in diesem Tarifvertrag 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 2Die Fortgeltung dieser Tarifverträge be-
schränkt sich auf den bisherigen Geltungsbereich (z. B. Arbeiter/Angestellte; Tarifgebiet 
Ost/Tarifgebiet West). 3Für das Land Berlin finden ferner die im Tarifvertrag zur Überlei-
tung der Beschäftigten des Landes Berlin in das Tarifrecht der TdL (TV Wiederaufnahme 
Berlin) aufgeführten Tarifverträge und Tarifvertragsregelungen mit den dort genannten 
Maßgaben Anwendung.

§ 37 
Ausschlussfrist

(1)	� 1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer 
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von den Beschäftigten oder vom 
Arbeitgeber schriftlich geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht 
die einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus.

(2)	� Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozialplan.

§ 38 
Begriffsbestimmungen

(1)	� Sofern auf die Tarifgebiete Ost oder West Bezug genommen wird, gilt Folgendes:
	 a)	� Die Regelungen für das Tarifgebiet Ost gelten für die Beschäftigen, deren Ar-

beitsverhältnis in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet be-
gründet worden ist und bei denen der Bezug des Arbeitsverhältnisses zu diesem 
Gebiet fortbesteht. 

	 b)	 Für die übrigen Beschäftigten gelten die Regelungen für das Tarifgebiet West.
	 c)	� Abweichend von den Buchstaben a und b gelten für Beschäftigte, die in einem 

Arbeitsverhältnis zum Land Berlin stehen, einheitlich die Regelungen des Tarif
gebietes West, soweit nicht ausdrücklich für das Land Berlin etwas anderes 
bestimmt ist.

(2)	� Sofern auf die Begriffe „Betrieb“, „betrieblich“ oder „Betriebspartei“ Bezug genom-
men wird, gilt die Regelung für Verwaltungen sowie für Parteien nach dem Personal-
vertretungsrecht entsprechend; es sei denn, es ist etwas anderes bestimmt.
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(3)	� Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur ohne Entscheidung der 
Einigungsstelle vor.

(4)	� Leistungsgeminderte Beschäftigte sind Beschäftigte, die ausweislich einer Beschei-
nigung des beauftragten Arztes (§ 3 Absatz 5) nicht mehr in der Lage sind, auf Dauer 
die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung in vollem Umfang zu erbringen, ohne 
deswegen zugleich teilweise oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im Sinne des 
SGB VI zu sein.

(5)	� 1Die Regelungen für Angestellte finden Anwendung auf Beschäftigte, deren Tätigkeit 
vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten unterlegen hätte. 2Die 
Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter finden Anwendung auf Beschäftigte, deren 
Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter unterlegen hätte.

§ 38a 
Übergangsvorschrift zu § 1 Absatz 2 Buchstabe j

1Auf technisches Theaterpersonal mit überwiegend künstlerischer Tätigkeit, mit dem 
am 31. Mai 2015 arbeitsvertraglich eine überwiegend künstlerische Tätigkeit vereinbart 
ist, findet § 1 Absatz 2 Buchstabe j in der bis zum 31. Mai 2015 geltenden Fassung für 
die Dauer des ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses weiter Anwen-
dung. 2Auf technisches Theaterpersonal, mit dem am 31. Mai 2015 arbeitsvertraglich 
die Anwendung des TV-L vereinbart ist, findet der TV-L unabhängig von § 1 Absatz 2 
Buchstabe j in der ab dem 1. Juni 2015 geltenden Fassung für die Dauer des ununterbro-
chen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses weiter Anwendung. 3Als ununterbrochen 
fortbestehend gilt das Arbeitsverhältnis auch, wenn im beiderseitigen Einvernehmen 
an ein befristetes Arbeitsverhältnis ohne Unterbrechung ein neues Arbeitsverhältnis zu 
demselben Arbeitgeber abgeschlossen wird.

§ 38b 
Übergangsvorschriften

1Bei Beschäftigten, die Pflichtmitglied einer auf landesrechtlicher oder bundesrechtlicher 
Grundlage errichteten berufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne von § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI sind, endet das Arbeitsverhältnis abweichend von § 33 Absatz 1 
Buchstabe a mit Erreichen der für die jeweilige Versorgungseinrichtung nach dem Stand 
vom 1. April 2019 geltenden Altersgrenze für eine abschlagsfreie Altersrente, sofern 
dies zu einem späteren Zeitpunkt als nach § 33 Absatz 1 Buchstabe a erfolgt. 2Nach 
dem 1. April 2019 wirksam werdende Änderungen der satzungsmäßigen Bestimmungen 
der Versorgungseinrichtungen im Hinblick auf das Erreichen der Altersgrenze für eine 
abschlagsfreie Altersrente sind nur dann maßgeblich, wenn die sich daraus ergebende 
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Altersgrenze mit der gesetzlich festgelegten Altersgrenze zum Erreichen der Regelalters-
rente übereinstimmt.

§ 39 
In-Kraft-Treten, Laufzeit

(1)	� 1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. November 2006 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 
treten § 26 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe b und c sowie § 27 am 1. Januar 2007 in 
Kraft.

(2)	� Dieser Tarifvertrag kann von jeder Tarifvertragspartei mit einer Frist von drei Mona-
ten zum Schluss eines Kalenderhalbjahres schriftlich gekündigt werden.

(3)	� 1Abweichend von Absatz 2 kann von jeder Tarifvertragspartei auf landesbezirklicher 
Ebene schriftlich gekündigt werden 

	 a)	� § 6 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Kalendermo-
nats. 2Eine solche Kündigung erfasst zugleich auch abweichende Regelungen der 
tariflichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit für besondere Beschäftigten-
gruppen in den Sonderregelungen, 

	 b)	 § 20 mit einer Frist von drei Monaten zum 31. Dezember eines Kalenderjahres,
	 c)	� § 23 Absatz 2 mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Kalender

monats.
(4)	� Abweichend von Absatz 2 können ferner schriftlich gekündigt werden 
	 a)	� die Vorschriften des Abschnitts II mit einer Frist von einem Monat zum Schluss 

eines Kalendermonats, 
	 b)	� unabhängig von Buchstabe a § 8 Absatz 1 mit einer Frist von drei Monaten zum 

Schluss eines Kalendervierteljahres, 
	 c)	� die §§ 12 bis 14 und die Entgeltordnung (Anlage A) insgesamt und ohne Nach

wirkung mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalenderhalbjahres, 
	 d)	� § 23 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Kalender

monats, 
	 e)	� § 26 Absatz 1 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalenderjahres, 
	 f)	� die Abschnitte 10, und 25 des Teils II der Entgeltordnung gemeinsam mit einer 

Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalenderhalbjahres; die Nachwirkung 
dieser Vorschriften wird ausgeschlossen,

	 g)	� die Entgelttabellen (Anlagen B, C, D und G mit einer Frist von einem Monat zum 
Schluss eines Kalendermonats, frühestens jedoch zum 30. September 2023; eine 
Kündigung nach Absatz 2 umfasst nicht die Entgelttabellen.
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B. 
SONDERREGELUNGEN

§ 40 
Sonderregelungen für Beschäftigte an Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen

Nr. 1
Zu § 1 – Geltungsbereich –

Diese Sonderregelungen gelten für die Beschäftigten der Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen der Länder, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

Niederschriftserklärung zu § 40 Nr. 1 (betreffend § 1 TV-L): 

Hochschulen im Sinne von § 40 Nr. 1 sind die Hochschulen nach dem jeweiligen 
Landesrecht. 

Nr. 2
Zu § 3 – Allgemeine Arbeitsbedingungen –

1.	� § 3 Absatz 1 gilt in folgender Fassung: 
„(1)	�1Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist gewissenhaft und ordnungsgemäß 

in Übereinstimmung mit der Zielsetzung der Einrichtung, insbesondere der spezifi-
schen Aufgaben in Forschung, Lehre und Weiterbildung auszuführen. 2Die Beschäf-
tigten müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen.“

2.	� § 3 Absatz 4 gilt in folgender Fassung:
„(4)	�1Nebentätigkeiten haben die Beschäftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher 

schriftlich anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder 
mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertrag-
lichen Pflichten der Beschäftigten oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers 
zu beeinträchtigen. 3Für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst kann eine Ablie-
ferungspflicht nach den Bestimmungen, die beim Arbeitgeber gelten, zur Auflage 
gemacht werden.“

– 73 –

TARIFVERTRAG FÜR DEN ÖFFENTLICHEN DIENST DER LÄNDER (TV-L)



3.	� In § 3 werden folgende Absätze 8 und 9 angefügt:
„(8)	�1Der Arbeitgeber hat bei der Wahrnehmung des Direktionsrechts die Grundrechte 

der Wissenschaftsfreiheit und der Kunstfreiheit sowie das Grundrecht der Gewis-
sensfreiheit zu beachten. 2Für Konfliktfälle wird eine Ombudsperson oder eine 
Schlichtungskommission durch die Betriebsparteien bestimmt, die Empfehlungen 
zur Konfliktlösung aussprechen kann. 3Gesetzliche Ansprüche bleiben von den Emp-
fehlungen der Schlichtung unberührt. 

(9)	� Soweit in § 53 Abs. 2 Hochschulrahmengesetz genannten befristet Beschäftigten 
Aufgaben übertragen werden, die auch der Vorbereitung einer Promotion oder der 
Erbringung zusätzlicher wissenschaftlicher Leistungen förderlich sind, soll ihnen im 
Rahmen ihrer Dienstaufgaben ausreichend Gelegenheit zu eigener wissenschaftli-
cher Arbeit gegeben werden.“

Nr. 3
Zu § 6 – Regelmäßige Arbeitszeit –

1.	 § 6 Absatz 2 gilt in folgender Fassung:
„(2)	�1Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 

ist ein Zeitraum von einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend von Satz 1 kann 
bei Beschäftigten, die ständig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben 
sowie für die Durchführung so genannter Sabbatjahrmodelle, ein längerer Zeitraum 
zugrunde gelegt werden.“

2.	 § 6 Absatz 6 gilt in folgender Fassung:
„(6)	�1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann für bestimmte Beschäftigtengruppen oder 

Beschäftigtenbereiche ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 48 Stunden 
eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusätzlichen 
Arbeitsstunden werden innerhalb eines Jahres ausgeglichen. 3§ 6 Absatz 2 Satz 2 bleibt 
unberührt.“

3.	 Es wird folgender Absatz 12 angefügt:
„(12)	�Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann für bestimmte Beschäftigtengruppen oder 

Beschäftigtenbereiche vereinbart werden, dass die Verteilung der Arbeitszeit unter 
Berücksichtigung betrieblicher Belange vom Beschäftigten selbstverantwortlich 
festgelegt werden kann.“
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Nr. 4
Zu § 7 – Sonderformen der Arbeit –

§ 7 Absatz 8 gilt in folgender Fassung:
„(8) �Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Überstunden, die 
	 a)	� im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 6 Absatz 6 über  

48 Stunden oder über die vereinbarte Obergrenze hinaus, 
	 b)	� im Falle der Einführung einer täglichen Rahmenzeit nach § 6 Absatz 7 außerhalb 

der Rahmenzeit, 
	 c)	� im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit über die im Schichtplan festge-

legten täglichen Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan vorgesehenen 
Arbeitsstunden, die bezogen auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im 
Schichtplanturnus nicht ausgeglichen werden, 

	 angeordnet worden sind.“

Nr. 5
Zu § 16 – Stufen der Entgelttabelle –

1.	 § 16 Absatz 2 gilt in folgender Fassung:
„(2)	�1Bei der Einstellung werden die Beschäftigten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine 

einschlägige Berufserfahrung vorliegt. 2Verfügen Beschäftigte über eine einschlägige 
Berufserfahrung von mindestens einem Jahr aus einem vorherigen befristeten oder 
unbefristeten Arbeitsverhältnis zum selben Arbeitgeber, erfolgt die Stufenzuord-
nung unter Anrechnung der Zeiten der einschlägigen Berufserfahrung aus diesem 
vorherigen Arbeitsverhältnis. 3Ist die einschlägige Berufserfahrung von mindestens 
einem Jahr in einem Arbeitsverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben 
worden, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise – bei Einstellung 
nach dem 31. Januar 2010 und Vorliegen einer einschlägigen Berufserfahrung von 
mindestens drei Jahren – in Stufe 3.

	� 4Werden Beschäftigte in den Entgeltgruppen 13 bis 15 eingestellt, gilt ergänzend: 
Zeiten mit einschlägiger Berufserfahrung an anderen Hochschulen oder außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen werden grundsätzlich anerkannt. 5Dasselbe gilt 
für Beschäftigte in den Entgeltgruppen 9a bis 12, wenn sie im Rahmen der Planung, 
Vorbereitung, Durchführung, Aus- und/oder Bewertung von wissenschaftlichen 
Vorhaben einen wesentlichen Beitrag leisten. 

	� 6Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des 
Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise 
für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene 
Tätigkeit förderlich ist.“
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1a.	 § 16 Absatz 2 a gilt in folgender Fassung:
„(2a)	�Der Arbeitgeber kann bei Einstellung von Beschäftigten im unmittelbaren Anschluss 

an ein Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst (§ 34 Absatz 3 Satz 3 und 4) die beim 
vorherigen Arbeitgeber nach den Regelungen des TV-L, des TVÜ-Länder oder eines 
vergleichbaren Tarifvertrages erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder 
teilweise berücksichtigen; Absatz 2 Satz 6 bleibt unberührt.“

2.	 § 16 Absatz 5 gilt in folgender Fassung:
„(5)	��1Zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs, zur Bindung von 

qualifizierten Fachkräften oder zum Ausgleich höherer Lebenshaltungskosten kann 
Beschäftigten abweichend von der tarifvertraglichen Einstufung ein bis zu zwei Stu-
fen höheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg gewährt werden. 2Beschäftigte mit 
einem Entgelt der Endstufe können bis zu 20 v. H. der Stufe 2 zusätzlich erhalten. 
3Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit einem Entgelt der Endstufe können 
bis zu 25 v. H. der Stufe 2 zusätzlich erhalten. 4Dies gilt jedoch nur, wenn

	 a)	� sie aufgrund ihrer fachlichen Qualifikation besondere projektbezogene  
Anforderungen erfüllen oder 

	 b)	� eine besondere Personalbindung beziehungsweise Personalgewinnung erreicht 
werden soll.

	 5Die Zulage kann befristet werden. 6Sie ist auch als befristete Zulage widerruflich.“

Nr. 6
Zu § 18

§ 18 gilt in folgender Fassung:

§ 18 
Besondere Zahlung im Drittmittelbereich, Leistungszulage und -prämie

„(1)	�1Beschäftigte im Drittmittelbereich können vom Arbeitgeber eine Sonderzahlung 
erhalten. 2Voraussetzung ist, dass nach Deckung der Einzel- und Gemeinkosten des 
Drittmittelvorhabens entsprechende Erträge aus Mitteln privater Dritter verbleiben. 
3Die Beschäftigten müssen zudem durch besondere Leistungen bei der Einwerbung 
der Mittel oder der Erstellung einer für die eingeworbenen Mittel zu erbringenden 
beziehungsweise erbrachten Leistung beigetragen haben. 4Die Sonderzahlung kann 
bis zu 10 v. H. ihres Jahrestabellenentgelts betragen. 5Sie ist nicht zusatzversor-
gungspflichtig. 

(2)	� 1Der Arbeitgeber kann Beschäftigten unabhängig von Absatz 1 eine Leistungszulage 
zahlen, wenn sie dauerhaft oder projektbezogen besondere Leistungen erbringen. 
2Die Zulage kann befristet werden. 3Sie ist auch als befristete Zulage widerruflich. 
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(3)	� Der Arbeitgeber kann Beschäftigten unabhängig von Absatz 1 eine einmalige Leis-
tungsprämie zahlen, wenn sie besondere Leistungen erbracht haben.“

Niederschriftserklärung zu § 40 Nr. 6 (betreffend § 18 Absätze 2 und 3 TV-L):

a)	� Die Tarifvertragsparteien stimmen darin überein, dass in der nächsten 
Tarifrunde weitergehende Regelungen zur dienstlichen beziehungsweise 
betrieblichen Ausgestaltung geprüft werden, wenn in der Praxis erhebliche 
Umsetzungsprobleme erkennbar sind.

b)	� Die Gewerkschaften weisen darauf hin, dass etwaige Mittel für Leistungs-
zulagen und Leistungsprämien nach den Absätzen 2 und 3 vom Arbeitgeber 
aufzubringen sind.

Nr. 7
Zu § 26 – Erholungsurlaub –

§ 26 Absatz 2 gilt in folgender Fassung: 
„(2) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden Maßgaben: 
	 a)	� Im Falle der Übertragung muss der Erholungsurlaub bis zum 30. September des 

folgenden Jahres genommen sein. 
	 b)	� Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Jahres, steht als Erho-

lungsurlaub für jeden vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel des 
Urlaubsanspruchs nach Absatz 1 zu; § 5 Bundesurlaubsgesetz bleibt unberührt.

	 c)	� Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsur-
laubs einschließlich eines etwaigen tariflichen Zusatzurlaubs für jeden vollen 
Kalendermonat um ein Zwölftel. 

	 d)	� Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt.“

Nr. 8
Zu § 30 – Befristete Arbeitsverträge –

§ 30 Absatz 2 gilt in folgender Fassung: 
„(2) 	�1Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge mit sachlichem Grund sind nur zulässig, 

wenn die Dauer des einzelnen Vertrages sieben Jahre nicht übersteigt; weitergehen-
de Regelungen im Sinne von § 23 Teilzeit- und Befristungsgesetz bleiben unberührt. 
2Beschäftigte mit einem Arbeitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung von 
Dauerarbeitsplätzen bevorzugt zu berücksichtigen, wenn die sachlichen und per
sönlichen Voraussetzungen erfüllt sind.“
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Niederschriftserklärung zu § 40 Nr. 8 (betreffend § 30 TV-L):

Die Tarifvertragsparteien werden bis zum 30. September 2007 prüfen, ob und 
inwieweit aufgrund der erhöhten Mobilitätsanforderungen bei wissenschaft
lichen Beschäftigten in Befristungsfällen, die nicht aufgrund des Hochschul
rahmengesetzes beziehungsweise der gesetzlichen Nachfolgeregelungen oder im 
Rahmen einer Vertretungsregelung erfolgen, eine Überbrückungsleistung  
im Sinne einer Härtefallregelung gezahlt werden kann, wenn im Anschluss an 
eine befristete Beschäftigung keine zeitnahe Anschlussbeschäftigung erfolgt.

Niederschriftserklärung zu § 40 Nr. 8 und § 41 Nr. 19 (betreffend § 30 TV-L):

Die Tarifvertragsparteien erwarten eine verantwortungsbewusste Handhabung 
der Befristungen im Wissenschaftsbereich.

Nr. 9
Künstlerische Lehrkräfte an Kunst- und Musikhochschulen

in Baden-Württemberg und Bayern:
1Für künstlerische Lehrkräfte an Kunst- und Musikhochschulen in Baden-Württemberg 
und Bayern gelten § 44 Nummern 2 und 3 entsprechend. 2An die Stelle der Schulferien 
treten dabei die Semesterferien.

§ 41 
Sonderregelungen für Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken

 – nicht abgedruckt –

§ 42 
Sonderregelungen für Ärztinnen und Ärzte außerhalb von 

Universitätskliniken
– nicht abgedruckt –

§ 43 
Sonderregelungen für die nichtärztlichen Beschäftigten in 

Universitätskliniken und Krankenhäusern
– nicht abgedruckt –
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§ 44  
Sonderregelungen für Beschäftigte als Lehrkräfte

Nr. 1
Zu § 1 – Geltungsbereich –

1Diese Sonderregelungen gelten für Beschäftigte als Lehrkräfte an allgemeinbildenden 
Schulen und berufsbildenden Schulen (zum Beispiel Berufs-, Berufsfach- und Fachschu-
len). 2Sie gelten nicht für Lehrkräfte an Schulen und Einrichtungen der Verwaltung, die 
der Ausbildung oder Fortbildung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes dienen, 
sowie an Krankenpflegeschulen und ähnlichen der Ausbildung dienenden Einrichtungen, 
soweit es sich nach den in den Ländern jeweils geltenden landesrechtlichen Regelungen 
nicht um berufsbildende Schulen handelt.

Protokollerklärung: 

Lehrkräfte im Sinne dieser Sonderregelungen sind Personen, bei denen die Ver-
mittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten im Rahmen eines Schulbetriebes der 
Tätigkeit das Gepräge gibt.

Nr. 2
Zu Abschnitt II – Arbeitszeit –

1Die §§ 6 bis 10 finden keine Anwendung. 2Es gelten die Bestimmungen für die entspre-
chenden Beamten in der jeweils geltenden Fassung. 3Sind entsprechende Beamte nicht 
vorhanden, so ist die Arbeitszeit im Arbeitsvertrag zu regeln.

Nr. 2a
Zu Abschnitt III – Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen –

Die §§ 12 bis 14, 16 und 17 finden Anwendung nach Maßgabe der §§ 3 bis 7 des Tarif-
vertrages über die Eingruppierung und die Entgeltordnung für die Lehrkräfte der Länder 
(TV EntgO-L) in der jeweils geltenden Fassung.

Nr. 3
Zu Abschnitt IV – Urlaub und Arbeitsbefreiung –

(1)	� 1Der Urlaub ist in den Schulferien zu nehmen. 2Wird die Lehrkraft während der 
Schulferien durch Unfall oder Krankheit arbeitsunfähig, so hat sie dies unverzüglich 
anzuzeigen. 3Die Lehrkraft hat sich nach Ende der Schulferien oder, wenn die Krank-
heit länger dauert, nach Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit zur Arbeitsleistung 
zur Verfügung zu stellen.
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(2)	� 1Für eine Inanspruchnahme der Lehrkraft während der den Urlaub in den Schulferien 
übersteigenden Zeit gelten die Bestimmungen für die entsprechenden Beamten. 
2Sind entsprechende Beamte nicht vorhanden, regeln dies die Betriebsparteien.

Nr. 4
Zu Abschnitt V – Befristung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses –

Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf des 
Schulhalbjahres (31. Januar beziehungsweise 31. Juli), in dem die Lehrkraft das gesetzlich 
festgelegte Alter zum Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat.

§ 45 
Sonderregelungen für Beschäftigte an Theatern und Bühnen

– nicht abgedruckt – 

§ 46 
Sonderregelungen für Beschäftigte auf Schiffen  

und schwimmenden Geräten
– nicht abgedruckt –

§ 47 
Sonderregelungen für Beschäftigte im Justizvollzugsdienst der Länder 

sowie im feuerwehrtechnischen Dienst der Freien  
und Hansestadt Hamburg

– nicht abgedruckt – 

§ 48 
Sonderregelungen für Beschäftigte im forstlichen Außendienst

– nicht abgedruckt – 

§ 49 
Sonderregelungen für Beschäftigte in landwirtschaftlichen  

Verwaltungen und Betrieben, Weinbau- und Obstanbaubetrieben
– nicht abgedruckt –

§ 50 
Sonderregelungen für Beschäftigte in Zentren für Psychiatrie  

Baden-Württemberg
– nicht abgedruckt –
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§ 51
Sonderregelungen für Beschäftigte im Kampfmittelbeseitigungsdienst

– nicht abgedruckt –

§ 52 
Sonderregelungen für Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst

Nr. 1
Zu § 1 – Geltungsbereich –

Diese Sonderregelungen gelten für die Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst. 

Nr. 2
Zu § 15 – Tabellenentgelt –

§ 15 Absatz 2 gilt in folgender Fassung:
„(2)	Die Höhe der Tabellenentgelte ist in der Anlage G festgelegt.“

Nr. 3
Zu § 16 – Stufen der Entgelttabelle –

1.	� § 16 Absatz 1 Satz 1 gilt in folgender Fassung: 
„1Die Entgeltgruppen S 2 bis S 18 umfassen sechs Stufen.“

2.	� § 16 Absatz 2 Satz 3 gilt für die Entgeltgruppen S 3 bis S 18 in folgender Fassung: 
„3Ist die einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr in einem Arbeits-
verhältnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben worden, erfolgt die Einstellung 
in die Stufe 2, beziehungsweise – bei Vorliegen einer einschlägigen Berufserfahrung 
von mindestens vier Jahren – in Stufe 3.“ 

3.	� § 16 Absatz 3 Satz 1 gilt für die Entgeltgruppen S 3 bis S 18 in folgender Fassung: 
„1Die Beschäftigten erreichen die jeweils nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhän-
gigkeit von ihrer Leistung gemäß § 17 Absatz 2 – nach folgenden Zeiten einer unun-
terbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeitgeber 
(Stufenlaufzeit):

	 Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,
	 Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2,
	 Stufe 4 nach vier Jahren in Stufe 3,
	 Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4,
	 Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.“
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Nr. 4
	 Zuordnung der Entgeltgruppen

Soweit in diesem Tarifvertrag auf bestimmte Entgeltgruppen der Anlage B Bezug  
genommen wird, entspricht:

die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe

S 2 2
S 3 4
S 4 5

S 5 (nicht besetzt) 6
S 6 (nicht besetzt), S 7, S 8a, S 8b 8

S 9, S 10 (nicht besetzt), S 11a 9a
S 11b, S 12, S 13, S 14 9b

S 15, S 16 10
S 17 11
S 18 12
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Anhang zu § 6 Regelung der durchschnittlichen regelmäßigen  
wöchentlichen Arbeitszeit im Tarifgebiet West
(1)	 Grundsätze der Berechnung 
	 a)	� Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit ausschließlich der 

Pausen wird für jedes Bundesland im Tarifgebiet West auf der Grundlage der 
festgestellten tatsächlichen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit im 
Februar 2006 ohne Überstunden und Mehrarbeit (tariflich und arbeitsvertraglich 
vereinbarte Arbeitszeit) von den Tarifvertragsparteien einvernehmlich festge-
legt.

	 b)	� 1Die Differenz zwischen der bisherigen tariflichen Arbeitszeit zur tatsächlichen 
Arbeitszeit wird verdoppelt, dabei werden aber nicht mehr als 0,4 Stunden für 
den zweiten Teil der Verdoppelung der Differenz berücksichtigt. 2Das Ergebnis 
ist die Gesamtdifferenz. 3Die Gesamtdifferenz wird der bisherigen tariflichen 
Arbeitszeit zugerechnet. 

	 c)	� 1Für die Beschäftigten beziehungsweise Beschäftigtengruppen, welche die 
Tarifvertragsparteien in § 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa bis 
ff festgelegt haben beziehungsweise die durch landesbezirkliche Vereinbarung 
nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe gg einbezogen sind, be-
trägt die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit ausschließlich 
der Pausen 38,5 Stunden. 2Das auf diese Beschäftigten (einschließlich der Ärzte 
nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe d) entfallende Volumen der Differenz zu der 
Arbeitszeit nach Buchstabe b wird auf die Beschäftigten in den anderen Beschäf-
tigungsbereichen übertragen und erhöht beziehungsweise verringert für diese 
das Ergebnis der nach Buchstabe b errechneten regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit. 3Unter Berücksichtigung der Ergebnisse nach Satz 1 und 2 wird die 
Gesamtdifferenz mit einem ermittelten Faktor multipliziert.

(2)	 Feststellungen und Berechnungen
	� 1Die tatsächliche durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit im Monat Februar 2006, 

ermittelt nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a, beträgt nach den Feststellungen  
der Tarifvertragsparteien in 
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	 Baden-Württemberg 		  38,95 Stunden
	 Bayern				   39,33 Stunden
	 Bremen			   38,795 Stunden
	 Hamburg			   38,73 Stunden
	 Niedersachsen			   38,92 Stunden
	 Nordrhein-Westfalen		  39,20 Stunden
	 Rheinland-Pfalz			   38,75 Stunden
	 Saarland			   38,80 Stunden
	 Schleswig-Holstein		  38,60 Stunden

	 2Ergebnisse der Berechnungen nach Absatz 1 Buchstabe b:

Land
§ 6 Absatz 1 

Satz 1  
Buchstabe a

Bisherige  
tarifliche

Arbeitszeit § 15 
Abs. 1 BAT

Differenz

Gesamt
differenz

nach Absatz 1
Buchstabe b

Baden-Württemberg 38,95 38,50 0,45 0,85

Bayern 39,33 38,50 0,83 1,23

Bremen 38,795 38,50 0,295 0,59

Hamburg 38,73 38,50 0,23 0,46

Niedersachsen 38,92 38,50 0,42 0,82

Nordrhein-Westfalen 39,20 38,50 0,70 1,10

Rheinland-Pfalz 38,75 38,50 0,25 0,50

Saarland 38,80 38,50 0,30 0,60

Schleswig-Holstein 38,60 38,50 0,10 0,20

	� 3Die Tarifvertragsparteien in den Ländern errechnen aufgrund der Daten nach 
Absatz 1 Buchstabe b und Buchstabe c die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit für 
die Beschäftigten nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a. 4Ist eine Einigung über die 
Daten und das ermittelte Ergebnis zur Arbeitszeit in einem Land nicht zu erzielen, 
werden die Tarifvertragsparteien auf Bundesebene in einer gemeinsamen Kommis-
sion eine abschließende Festlegung vornehmen.

	� 5Zur praktischen Umsetzung ermitteln die Tarifvertragsparteien auf Bundesebene 
entsprechend dem festgestellten Ergebnis unter Berücksichtigung des Absatzes 1 
Buchstabe c einen Faktor, mit dem die Gesamtdifferenz nach Absatz 1 Buchstabe b 
multipliziert wird. 
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	� 6Danach ergibt sich für die Ermittlung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit  
in den einzelnen Bundesländern jeweils folgender Faktor: 

	 Land 				    Faktor
	 Baden-Württemberg 	 46,47
	 Bayern			  32,60
	 Bremen		  66,44
	 Hamburg		  84,78
	 Niedersachsen		  48,54
	 Nordrhein-Westfalen	 36,21
	 Rheinland-Pfalz		  78,00
	 Saarland		  65,83
	 Schleswig-Holstein	 193,50

	 7Die Ergebnisse werden auf volle Hundertstel gerundet.

Aus diesen Berechnungen ergeben sich für die einzelnen Bundesländer  
die folgenden Arbeitszeiten (Diese Tabelle ist nicht Bestandteil des Tarifvertrages):

Land Zeit

Baden-Württemberg 39:30
Bayern 40:06
Brandenburg 40:00
Bremen 39:12
Hamburg 39:00
Mecklenburg-Vorpommern 40:00
Niedersachsen 39:48
Nordrhein-Westfalen 39:50
Rheinland-Pfalz 39:00
Saarland 39:30
Sachsen 40:00
Sachsen-Anhalt 40:00
Schleswig-Holstein 38:42
Thüringen 40:00
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C.  
ANLAGEN

ANLAGE A

ENTGELTORDNUNG ZUM TV-L
– Auszug –

Gliederung
Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung
Teil I 		  Allgemeine Tätigkeitsmerkmale für den Verwaltungsdienst1)

Teil II 		  Tätigkeitsmerkmale für bestimmte Beschäftigtengruppen2)

		  1.	 Beschäftigte in Archiven, Bibliotheken und Museen2)

	  6.		 Beschäftigte in der Forschung 
	 20.		 Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst
	 20.1	� Leiterinnen von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für erwachsene 

Menschen mit Behinderung
	 20.2	 Leiterinnen von Kindertagesstätten
	 20.3	� Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderungen oder 

von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung
	 20.4	� Sozialarbeiter/Sozialpädagogen, Kinder- und Jugendpsychotherapeuten/ 

Psychagogen, Bewährungshelfer, Heilpädagogen
	 20.5	 Beschäftigte im handwerklichen Erziehungsdienst 
	 20.6	 Erzieherinnen, Kinderpflegerinnen

Teil III 		  Beschäftigte mit körperlich/handwerklich geprägten Tätigkeiten3) 
Teil IV 		  Beschäftigte im Pflegedienst3) 
		  1.	 Beschäftigte in der Pflege
		  2.	 Leitende Beschäftigte in der Pflege
		  3.	 Lehrkräfte in der Pflege

1) �	 Die Tätigkeitsmerkmale des Teils I sind in der Broschüre nur auszugsweise abgedruckt.

2) �	 Vom Teil II sind in der Broschüre nur die Tätigkeitsmerkmale der Abschnitte 1, 6 und 20 abgedruckt.

3) �	 Die Tätigkeitsmerkmale der Teile III und IV sind in der Broschüre nicht abgedruckt.
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Vorbemerkungen zu allen Teilen 
der Entgeltordnung

1.	 (1)	� Für das Verhältnis der Teile I und II zueinander gelten die Regelungen der Absätze 
2 bis 4.

	 (2)	� 1Für Beschäftigte, deren Tätigkeit in besonderen Tätigkeitsmerkmalen des Teils II 
aufgeführt ist, gelten nur die Tätigkeitsmerkmale dieses Teils. 2Die Tätigkeits-
merkmale des Teils I gelten für diese Beschäftigten weder in der Entgeltgruppe, 
in der ihre Tätigkeit in Teil II aufgeführt ist, noch in einer höheren Entgeltgruppe. 
3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für sonstige Beschäftigte der Entgeltgruppen 13 
bis 15 des Teils I, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten im Sinne des Teils I ausüben, es sei denn, dass ihre 
Tätigkeit in besonderen Tätigkeitsmerkmalen des Teils II aufgeführt ist. 4Abwei-
chend von Satz 1 gelten die Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppen 14 und 15 
des Teils I auch für Ärzte, Apotheker und Zahnärzte, die außerhalb von Kran-
kenhäusern oder Einrichtungen, in denen die betreuten Personen in ärztlicher 
Behandlung stehen, beschäftigt werden, sowie ferner für Tierärzte.

	 (3)	� 1Für Beschäftigte, deren Tätigkeit nicht in Teil II aufgeführt ist, gelten die Tätig-
keitsmerkmale des Teils I, sofern in Satz 2 nicht etwas anderes geregelt ist. 2Die 
Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppen 2 bis 12 des Teils I gelten nur, sofern die 
auszuübende Tätigkeit einen unmittelbaren Bezug zu den eigentlichen Aufgaben 
der betreffenden Verwaltungsdienststellen, -behörden oder -institutionen hat.

Niederschriftserklärung zu Nr. 1 Abs. 3 der Vorbemerkungen zu allen 
Teilen der Entgeltordnung

Die Tarifvertragsparteien sind sich einig, dass die allgemeinen Merkmale für den 
Verwaltungsdienst (Teil I der Entgeltordnung) eine Auffangfunktion in dem glei-
chen Umfang besitzen wie – bestätigt durch die st. Rspr. des BAG – die bisherigen 
ersten Fallgruppen des allgemeinen Teils der Anlage 1 a zum BAT/ BAT-O.

	 (4)	� 1Ist in einem Tätigkeitsmerkmal des Teils I oder II eine Vorbildung oder Ausbil-
dung als Anforderung bestimmt, sind Beschäftigte, die die geforderte Vorbildung 
oder Ausbildung nicht besitzen, 

		  –	� wenn nicht auch „sonstige Beschäftigte“ von diesem Tätigkeitsmerkmal 
erfasst werden oder 
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		  –	� wenn auch „sonstige Beschäftigte“ von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst 
werden, diese Beschäftigten jedoch nicht die Voraussetzungen des „sonsti-
gen Beschäftigten“ erfüllen, 

		�  bei Erfüllung der sonstigen Anforderungen dieses Tätigkeitsmerkmals in der 
nächst niedrigeren Entgeltgruppe eingruppiert. 2Satz 1 gilt entsprechend für 
Tätigkeitsmerkmale, die bei Erfüllung qualifizierter Anforderungen eine höhere 
Eingruppierung vorsehen; Satz 1 gilt nicht, wenn die Entgeltordnung für diesen 
Fall ein Tätigkeitsmerkmal (z. B. „in der Tätigkeit von …“) enthält.“ 3Gegenüber 
den Entgeltgruppen 14 und 13 Ü gilt hierbei die Entgeltgruppe 13 als nächst 
niedrigere Entgeltgruppe

2.	� Für Beschäftigte mit körperlich/handwerklich geprägten Tätigkeiten gelten nur die 
Tätigkeitsmerkmale des Teils III.

Protokollerklärung:

In Teil III sind nur die Beschäftigten eingruppiert, die bei Fortgeltung des alten 
Rechts im Lohngruppenverzeichnis des MTArb/MTArb-O eingereiht gewesen 
wären.

3.	� Für Beschäftigte im Pflegedienst gelten nur die Tätigkeitsmerkmale des Teils IV.
4.	� 1Die Entgeltordnung zum TV-L (Anlage A) gilt nur für diejenigen Lehrkräfte, für die in 

den Teilen II oder IV ein besonderes Tätigkeitsmerkmal vereinbart ist. 2Für Beschäftigte 
als Lehrkräfte, die unter den Geltungsbereich des § 44 fallen, gelten ausschließlich die 
Eingruppierungsregelungen der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L).

5.	� Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe 1 des Teils I gilt unabhängig von den Num-
mern 1 und 3 für Tätigkeiten der Teile II und IV.

6.	� 1Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Beschäftigten abhängig 
ist, rechnen hierzu auch Angehörige der vergleichbaren Besoldungsgruppen. 2Bei der 
Zahl der unterstellten bzw. beaufsichtigten oder der in dem betreffenden Bereich be-
schäftigten Personen zählen Teilzeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis der mit 
ihnen im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit eines 
Vollzeitbeschäftigten. 3Für die Eingruppierung ist es unschädlich, wenn im Organisa-
tions- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht besetzt sind.

– 88 –

ENTGELTORDNUNG ZUM TV-L



Niederschriftserklärung zu Nr. 6 der Vorbemerkungen zu allen Teilen 
der Entgeltordnung

Die Tarifvertragsparteien sind sich einig, dass bei etwaigen Veränderungen in der 
Ämterstruktur durch Landesbeamtenrecht die Zuordnung geprüft und gegebe-
nenfalls geändert wird.

7.	� Ständige Vertreter sind nicht die Vertreter in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheits-
fällen.

8.	 (1)	� 1Aufgrund des Artikels 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu 
als gleichwertig festgestellte Abschlüsse, Prüfungen und Befähigungsnachweise 
stehen ab dem Zeitpunkt ihres Erwerbs den in den Tätigkeitsmerkmalen gefor-
derten entsprechenden Anforderungen gleich. 2Ist die Gleichwertigkeit erst nach 
Erfüllung zusätzlicher Erfordernisse festgestellt worden, gilt die Gleichstellung ab 
der Feststellung.

	 (2)	� Facharbeiter mit einem im Beitrittsgebiet erworbenen Facharbeiterzeugnis, 
das nach Artikel 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu dem 
Prüfungszeugnis in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbil-
dungsdauer von mindestens drei Jahren bzw. einer kürzeren Ausbildungsdauer 
gleichgestellt ist, werden bei entsprechender Tätigkeit wie Beschäftigte mit 
erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem solchen Ausbildungsberuf 
eingruppiert.

9.	� Entgeltgruppenzulagen gelten, soweit tarifvertraglich nichts anderes vereinbart ist, 
bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 23 Absatz 3) als Bestandteil des Tabellen
entgelts.

Niederschriftserklärung zu Vorbemerkungen zu allen Teilen  
der Entgeltordnung

Soweit in der Entgeltordnung Berufs- und Tätigkeitsbezeichnungen usw. in der 
weiblichen oder in der männlichen Form verwendet werden, entspricht dies der 
Bezeichnung in den früheren Tätigkeitsmerkmalen. Die Tarifvertragsparteien 
sind sich selbstverständlich einig, dass sie auch für das jeweils andere Geschlecht 
gelten.
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Teil I 
Allgemeine Tätigkeitsmerkmale 

für den Verwaltungsdienst

Entgeltgruppe 15
1.	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und ent

sprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren 
Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus 
der Entgeltgruppe 14 Fallgruppe1 heraushebt. 

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)
2.	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und ent

sprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, denen 
mindestens fünf Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

Entgeltgruppe 14
1.	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und ent

sprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren 
Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 
13 heraushebt.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)
2.	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkei-
ten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich 
mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der 
Entgeltgruppe 13 heraushebt.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 
3.	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkei-
ten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich 
dadurch aus der Entgeltgruppe 13 heraushebt, dass sie mindestens zu einem Drittel 
hochwertige Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben erfordert. 

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)
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4.	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkei-
ten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, denen mindestens 
drei Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung 
ständig unterstellt sind.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

Entgeltgruppe 13
	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und ent

sprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)

Entgeltgruppe 12
	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, 

deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheb-
lich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)

Entgeltgruppe 11
	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst,  

deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgelt-
gruppe 9 Fallgruppe 1 heraushebt.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)

Entgeltgruppe 10
	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst,  

deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung aus der Entgeltgruppe 9 Fallgruppe1 heraushebt.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)

Entgeltgruppe 9b 
1.	� Beschäftigte der Fallgruppen 2 oder 3, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgelt-

gruppe Fallgruppe 2 oder 3 heraushebt, dass sie besonders verantwortungsvoll ist.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)
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2.	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, 
deren Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse und selbständige Leistungen 
erfordert.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3, 4 und 5)
3.	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst mit 

abgeschlossener Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit.
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 11)

Entgeltgruppe 9a 
	 Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit selbständige Leistungen erfordert. 
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 5 )

Entgeltgruppe 8 
	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem Drittel selb-

ständige Leistungen erfordert.
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nr. 5)

Entgeltgruppe 6 
	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 oder 2, deren Tätigkeit vielseitige 

Fachkenntnisse erfordert.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 6)

Entgeltgruppe 5 
1.	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, 

deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert. 
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 7)
2.	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst mit 

erfolgreich abgeschlossener Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungs-
beruf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren und entsprechender 
Tätigkeit.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 12)

Entgeltgruppe 4
1.	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst mit 

schwierigen Tätigkeiten.
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 8) 
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Niederschriftserklärung zu Teil I, Entgeltgruppe 4 Fallgruppe 1:

1Die Tarifvertragsparteien haben sich in der Entgeltgruppe 4 Fallgruppe 1 auf das 
neue Heraushebungsmerkmal „schwierige“ Tätigkeiten verständigt. 2Im Hinblick 
auf die Neustrukturierung der Tätigkeitsmerkmale in den Entgeltgruppen 3 
und 4 (Allgemeiner Teil) im Rahmen der neuen Entgeltordnung waren sie sich 
darüber einig, dass die bisher unter das Heraushebungsmerkmal „schwierigere“ 
Tätigkeiten (ehemals Vergütungsgruppe VIII Fallgruppe 1a in Teil I der Anlage 1a 
zum BAT/BAT-O und Beispielkatalog hierzu) fallenden Tätigkeiten in Abhängig-
keit ihrer jeweiligen konkreten Anforderungen der Entgeltgruppe 3 oder der 
Entgeltgruppe 4 zugeordnet werden sollen. 3Unter Bezugnahme auf den o. g. Bei-
spielkatalog werden die Tätigkeiten „Mitwirkung bei der Bearbeitung laufender 
oder gleichartiger Geschäfte nach Anleitung“, „Entwerfen von dabei zu erledigen-
den Schreiben nach skizzierten Angaben“, „Erledigung ständig wiederkehren-
der Arbeiten in Anlehnung an ähnliche Vorgänge – auch ohne Anleitung –“ der 
Entgeltgruppe 3 zugeordnet. 4Die Tätigkeiten „Führung von Karteien oder elek-
tronischen Dateien, die nach technischen oder wissenschaftlichen Merkmalen 
geordnet sind oder deren Führung die Kenntnis fremder Sprachen voraussetzt“, 
werden der Entgeltgruppe 4 zugeordnet.

2.	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst,  
deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 3 heraushebt, dass sie mindes-
tens zu einem Viertel gründliche Fachkenntnisse erfordert.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 7)

Entgeltgruppe 3
	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst  

mit Tätigkeiten, für die eine eingehende Einarbeitung bzw. eine fachliche Anlernung 
erforderlich ist, die über eine Einarbeitung im Sinne der Entgeltgruppe 2 hinausgeht.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)

Entgeltgruppe 2
	� Beschäftigte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst mit 

einfachen Tätigkeiten.
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3 und 9)
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Entgeltgruppe 1
	� Beschäftigte mit einfachsten Tätigkeiten. 
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 10)

Protokollerklärungen:

Nr. 1	 (1)	� Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hoch-
schulen sowie andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissen-
schaftliche Hochschulen anerkannt sind.

		  (2)	� 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, 
wenn das Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Dip-
lomprüfung oder mit einer Masterprüfung oder mit einer Magister-
prüfung beendet worden ist.2Diesen Prüfungen steht eine Promotion 
oder die Akademische Abschlussprüfung (Magisterprüfung) einer 
Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen die Able-
gung einer ersten Staatsprüfung oder einer Diplomprüfung oder einer 
Masterprüfung nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht 
vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbil-
dung liegt auch vor, wenn der Master an einer Fachhochschule erlangt 
wurde und den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur 
entsprechenden Qualifikationsebene eröffnet; dies setzt voraus, dass 
der Masterstudiengang das Akkreditierungsverfahren erfolgreich 
durchlaufen hat, solange dies nach dem jeweils geltenden Landesbe-
amtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. 
zur entsprechenden Qualifikationsebene gefordert ist. 

		  (3)	�� 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt vor-
aus, dass die Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, 
der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemei-
ne Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) 
oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung 
als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine 
Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semestern – ohne etwaige 
Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 2Ein 
Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, 
wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss vorgeschrieben 
sind.
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		  (4)	� Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlosse-
ne wissenschaftliche Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen 
staatlichen Anerkennungsstelle als dem deutschen Hochschulabschluss 
gleichwertig anerkannt ist.

Nr. 2	 (1) �Im Sinne der Nr. 6 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltord-
nung ist vergleichbar die Entgeltgruppe 13 der Besoldungsgruppe A 13.

		  (2)	 Bei der Zahl der Unterstellten zählen nicht mit: 
			   a)	� Beschäftigte, die nach Teil II Abschnitt 9 (Gartenbau, Landwirt-

schaft und Weinbau) eingruppiert sind,
			   b)	� Beschäftigte, die nach Teil II Abschnitt 22 (Ingenieure, technische 

Berufe) eingruppiert sind,
			   c)	� Beamte der Besoldungsgruppe A 13, soweit sie der Laufbahn des 

gehobenen Dienstes bzw. der entsprechenden Qualifikationsebene 
angehören. 

Nr. 3	�� Buchhaltereidienst im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals bezieht sich nur 
auf Tätigkeiten von Beschäftigten, die mit kaufmännischer Buchführung 
beschäftigt sind.

Nr. 4	�� Gründliche, umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in den 
Entgeltgruppen 6 und 8 sowie in Entgeltgruppe 9a geforderten gründlichen 
und vielseitigen Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der Breite 
nach.

Nr. 5	�� Selbständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnis-
sen entsprechendes selbstständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter 
Entwicklung einer eigenen geistigen Initiative; eine leichte geistige Arbeit 
kann diese Anforderung nicht erfüllen.

Nr. 6	�� 1Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf 
das gesamte Gebiet der Verwaltung/des Betriebes, in der/dem der Be-
schäftigte tätig ist, zu beziehen. 2Der Aufgabenkreis des Beschäftigten muss 
aber so gestaltet sein, dass er nur beim Vorhandensein gründlicher und 
vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbeitet werden kann.

Nr. 7	�� Erforderlich sind nähere Kenntnisse von Gesetzen, Verwaltungsvorschrif-
ten und Tarifbestimmungen usw. des Aufgabenkreises.

Nr. 8	�� Schwierige Tätigkeiten sind solche, die mehr als eine eingehende Einar-
beitung bzw. mehr als eine fachliche Anlernung i. S. der Entgeltgruppe 3 
erfordern, z. B. durch einen höheren Aufwand an gedanklicher Arbeit.

Nr. 9	�� 1Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die weder eine Vor- noch eine Aus-
bildung, aber eine Einarbeitung erfordern, die über eine sehr kurze
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		�  Einweisung oder Anlernphase hinausgeht. 2Die Einarbeitung dient dem 
Erwerb derjenigen Kenntnisse und Fertigkeiten, die für die Beherrschung 
der Arbeitsabläufe als solche erforderlich sind.

Nr. 10	 Einfachste Tätigkeiten üben z. B. aus
		  –	 Essens- und Getränkeausgeber,
		  –	 Garderobenpersonal,
		  –	� Beschäftigte, die spülen, Gemüse putzen oder sonstige Tätigkeiten im 

Haus- und Küchenbereich ausüben,
		  –	 Reiniger in Außenbereichen wie Höfen, Wegen, Grünanlagen, Parks,
		  –	 Wärter von Bedürfnisanstalten,
		  –	 Servierer,	
		  –	 Hausarbeiter und 
		  –	 Hausgehilfen. 
2Ergänzungen können durch landesbezirklichen Tarifvertrag geregelt werden.
Nr. 11	 (1)	� Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hoch-

schule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad 
mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG 
gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 

		  (2)	� 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkredi-
tierungsrats akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in 
akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien.

		  (3)	� Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Ab-
schlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits 
mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulrei-
fe) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung 
als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Min-
deststudienzeit von sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, 
Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist.

		  (4)	� Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlos-
sene Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen An-
erkennungsstelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig 
anerkannt wurde.

Nr. 12	� Anerkannte Ausbildungsberufe sind die nach dem Berufsbildungsgesetz 
oder der Handwerksordnung staatlich anerkannten oder als staatlich 
anerkannt geltenden Ausbildungsberufe.
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Niederschriftserklärung zu Teil I 

In einzelnen Abschnitten des alten Rechts unterschiedlich gefasste Tätigkeitsmerk-
male, insbesondere Merkmale mit „sonstigen Beschäftigten“ und tätigkeitsbezoge-
nen Heraushebungen, werden in der Entgeltordnung zum TV-L in einem nunmehr 
einheitlichen Aufbau aufgeführt. Die Tarifvertragsparteien sind sich darin einig, 
dass durch diese Vereinheitlichung keine materiellen Änderungen beabsichtigt sind.

Teil II 
Tätigkeitsmerkmale für bestimmte Beschäftigtengruppen

– ausgewählte Abschnitte –

1.	 Beschäftigte in Archiven, Bibliotheken, Büchereien und Museen
	 Es findet Teil I Anwendung.

6.	 Beschäftigte in der Forschung

Entgeltgruppe 15
	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und ent

sprechender Tätigkeit in der Forschung, deren Tätigkeit sich dadurch aus der 
Entgeltgruppe 14 Fallgruppe 1 heraushebt, dass sie bei schwierigen Forschungsauf-
gaben hochwertige Leistungen erfordert.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

Entgeltgruppe 14
1.	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit in der Forschung, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgelt-
gruppe 13 heraushebt, dass schwierige Forschungsaufgaben zur selbständigen und 
verantwortlichen Bearbeitung übertragen sind.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)
2.	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit in der Forschung, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgelt-
gruppe 13 heraushebt, dass mindestens zu einem Drittel schwierige Forschungsauf-
gaben zur selbständigen und verantwortlichen Bearbeitung übertragen sind.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)
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Entgeltgruppe 13
	� Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit in der Forschung sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich-
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

Protokollerklärungen:

Nr. 1		 (1)	� Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hoch-
schulen sowie andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissen-
schaftliche Hochschulen anerkannt sind.

		  (2)	� 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, 
wenn das Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Dip-
lomprüfung oder mit einer Masterprüfung oder mit einer Magisterprü-
fung beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine Promotion nur 
in den Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung 
oder einer Diplomprüfung oder einer Masterprüfung oder einer Ma-
gisterprüfung nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht 
vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbil-
dung liegt auch vor, wenn der Master an einer Fachhochschule erlangt 
wurde und den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur 
entsprechenden Qualifikationsebene eröffnet; dies setzt voraus, dass 
der Masterstudiengang das Akkreditierungsverfahren erfolgreich 
durchlaufen hat, solange dies nach dem jeweils geltenden Landesbe-
amtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. 
zur entsprechenden Qualifikationsebene gefordert ist. 

		  (3)	� 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt vor-
aus, dass die Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, 
der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine 
Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder 
eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zu-
gangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststu-
dienzeit von mehr als sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, 
Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 2Ein Bachelorstudiengang 
erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn mehr als sechs 
Semester für den Abschluss vorgeschrieben sind.
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		  (4)	� Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlosse-
ne wissenschaftliche Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen 
staatlichen Anerkennungsstelle als dem deutschen Hochschulab-
schluss gleichwertig anerkannt wurde.

Nr. 2		� 1Eine Tätigkeit in der Forschung ist die Wahrnehmung von Forschungs
aufgaben.

		�  2Forschungsaufgaben sind Aufgaben, die dazu bestimmt sind, den wissen-
schaftlichen Kenntnisstand zu erweitern, neue wissenschaftliche Methoden 
zu entwickeln oder wissenschaftliche Kenntnisse und wissenschaftliche 
Methoden auf bisher nicht beurteilbare Sachverhalte anzuwenden. 3Die 
Tätigkeitsmerkmale für Beschäftigte mit Forschungsaufgaben gelten auch 
für Ärzte, Apotheker, Tierärzte und Zahnärzte mit Forschungsaufgaben.

20. Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst

Vorbemerkung
1.	� 1Die – im Unterschied zu dem Teil II Abschnitt G der Anlage 1a zum BAT erfolgte – 

Untergliederung dieses Abschnitts dient ausschließlich der besseren Übersichtlich-
keit und nicht einer Veränderung des rechtlichen Verhältnisses der Tätigkeitsmerk-
male zueinander. 2Insbesondere stellen die Tätigkeitsmerkmale dieses Abschnitts 
insgesamt, nicht aber die Zusammenfassung von Tätigkeitsmerkmalen in den jeweili-
gen Unterabschnitten für sich eine abschließende spezielle Eingruppierungsregelung 
im Sinne der Rechtsprechung des BAG (z. B. Urt. vom 5. Juli 2006 – 4 AZR 555/05) 
dar. 3So können z. B. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung bei Erfüllen der Vor-
aussetzungen als „sonstige Beschäftigte“ nach den in Unterabschnitt 4 aufgeführten 
Tätigkeitsmerkmalen eingruppiert sein, obwohl Erzieherinnen mit staatlicher Aner-
kennung nur in Tätigkeitsmerkmalen des Unterabschnitts 6 benannt sind.

2.	� 1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung in den Unterabschnitten 1, 2 und 3 ist 
für das jeweilige Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl der vom 1. Oktober bis 31. 
Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres vergebenen, je Tag gleichzeitig 
belegbaren Plätze zugrunde zu legen. 2Eine Unterschreitung der maßgeblichen je Tag 
gleichzeitig belegbaren Plätze von nicht mehr als 5 v. H. führt nicht zur Herabgrup-
pierung. 3Eine Unterschreitung um mehr als 5 v. H. führt erst dann zur Herabgruppie-
rung, wenn die maßgebliche Platzzahl drei Jahre hintereinander unterschritten wird. 
4Eine Unterschreitung auf Grund vom Arbeitgeber verantworteter Maßnahmen 
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(z. B. Qualitätsverbesserungen) führt ebenfalls nicht zur Herabgruppierung. 5Hiervon 
bleiben organisatorische Maßnahmen infolge demografischer Handlungsnotwendig-
keiten unberührt.

20.1 Leiterinnen von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für 
erwachsene Menschen mit Behinderung

Vorbemerkungen
1.	 1Beschäftigte, die nach diesem Unterabschnitt eingruppiert sind, erhalten für die 

Dauer der Tätigkeit in einem Erziehungsheim, einem Kinder- oder einem Jugend-
wohnheim oder einer vergleichbaren Einrichtung (Heim) 

	 a)	� eine monatliche Zulage in Höhe von 61,36 Euro, wenn in dem Heim überwie-
gend Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder und/
oder Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten zum Zwecke der 
Erziehung, Ausbildung oder Pflege ständig untergebracht sind;

	 b)	� eine monatliche Zulage in Höhe von 30,68 Euro, wenn nicht überwiegend solche 
Personen ständig untergebracht sind. 

	 2Satz 1 Buchstabe a gilt für die Dauer der Tätigkeit in einem Wohnheim für erwach-
sene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX entsprechend.3Die Zulage 
wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch auf Entgelt 
oder Entgeltfortzahlung nach § 21 haben. 4Sie ist bei der Bemessung des Sterbegel-
des (§ 23 Absatz 3) zu berücksichtigen.

2.	 Erziehungsheime sind Heime, in denen überwiegend Kinder oder Jugendliche mit 
Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder oder Jugendliche mit wesentli-
chen Erziehungsschwierigkeiten ständig untergebracht sind.

3.	 Der Unterabschnitt gilt nicht für Leiterinnen bzw. ständige Vertreterinnen von Leite-
rinnen von Wohngruppen.

Entgeltgruppe S 18
	� Beschäftigte als Leiterinnen von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für 

erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX 
	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen.
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Entgeltgruppe S 17
	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für erwachsene Men-
schen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX

	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt sind.

Entgeltgruppe S 16
1.	� Beschäftigte als Leiterinnen von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für er-

wachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX.
2.	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für erwachsene Men-
schen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX

	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen bestellt sind.

Entgeltgruppe S 15
	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für erwachsene Men-
schen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX bestellt sind.

20.2 Leiterinnen von Kindertagesstätten

Vorbemerkungen
Kindertagesstätten im Sinne der Tätigkeitsmerkmale dieses Unterabschnitts sind Krip-
pen, Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungsstuben, Kinderhäuser und Kindertagesein-
richtungen der örtlichen Kindererholungsfürsorge.

Entgeltgruppe S 18
Beschäftigte als Leiterinnen von Kindertagesstätten
mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen.

Entgeltgruppe S 17
1.	� Beschäftigte als Leiterinnen von Kindertagesstätten 
	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen.
2.	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten 
	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen bestellt sind.
	 (Hierzu Protokollerklärung)
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Entgeltgruppe S 16
1.	� Beschäftigte als Leiterinnen von Kindertagesstätten 
	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen.
2.	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten 
	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen bestellt sind.
	 (Hierzu Protokollerklärung)

Entgeltgruppe S 15
1.	� Beschäftigte als Leiterinnen von Kindertagesstätten 
	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen.
2.	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten 
	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen bestellt sind.
	 (Hierzu Protokollerklärung)

Entgeltgruppe S 13
1.	 Beschäftigte als Leiterinnen von Kindertagesstätten 
	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen.
2.	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten 
	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt sind.
	 (Hierzu Protokollerklärung)

Entgeltgruppe S 9
1.	� Beschäftigte als Leiterinnen von Kindertagesstätten.
2.	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten 
	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt sind. 
	 (Hierzu Protokollerklärung)

Protokollerklärung:

Je Kindertagesstätte soll eine ständige Vertreterin der Leiterin bestellt werden.
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20.3 Leiterinnen von Kindertagesstätten  
für Menschen mit Behinderung oder  

von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung

Vorbemerkungen
Kindertagesstätten im Sinne der Tätigkeitsmerkmale dieses Unterabschnitts sind Krip-
pen, Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungsstuben, Kinderhäuser und Kindertagesein-
richtungen der örtlichen Kindererholungsfürsorge.

Entgeltgruppe S 18
	� Beschäftigte als Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinde-

rung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 
Erziehungsschwierigkeiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit 
Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX

	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen.

Entgeltgruppe S 17
1.	� Beschäftigte als Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinde-

rung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 
Erziehungsschwierigkeiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit 
Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX

		  mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen.
2.	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 
SGB IX oder für Kinder oder Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten 
oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 
SGB IX

	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt sind.
	 (Hierzu Protokollerklärung)

Entgeltgruppe S 16
1.	� Beschäftigte als Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinde-

rung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 
Erziehungsschwierigkeiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit 
Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX

	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen.
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2.	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 
Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 
SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten 
oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 
SGB IX

	 mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt sind.
	 (Hierzu Protokollerklärung)

Entgeltgruppe S 15
1.	� Beschäftigte als Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinde-

rung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 
Erziehungsschwierigkeiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit 
Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX. 

2.	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 
Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 
SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten 
oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 
SGB IX 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt sind.

	 (Hierzu Protokollerklärung)

Entgeltgruppe S 11a
	� Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen von 

Leiterinnen von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 
SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten 
oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 
SGB IX bestellt sind. 

	 (Hierzu Protokollerklärung)

Protokollerklärung:

Je Kindertagesstätte soll eine ständige Vertreterin der Leiterin bestellt werden.
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20.4 Sozialarbeiter/Sozialpädagogen, Kinder- und  
Jugendlichenpsychotherapeuten/Psychagogen, Bewährungshelfer, 

Heilpädagogen

Vorbemerkung
(1)	� 1Beschäftigte, die nach diesem Unterabschnitt eingruppiert sind, erhalten für die 

Dauer der Tätigkeit in einem Erziehungsheim, einem Kinder- oder einem Jugend-
wohnheim oder einer vergleichbaren Einrichtung (Heim) 

	 a)	� eine monatliche Zulage in Höhe von 61,36 Euro, wenn in dem Heim überwiegend 
Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder und/oder 
Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten zum Zwecke der Erzie-
hung, Ausbildung oder Pflege ständig untergebracht sind;

	 b)	� eine monatliche Zulage in Höhe von 30,68 Euro, wenn nicht überwiegend solche 
Personen ständig untergebracht sind. 

	� 2Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch 
auf Entgelt oder Entgeltfortzahlung nach § 21 haben. 3Sie ist bei der Bemessung des 
Sterbegeldes (§ 23 Absatz 3) zu berücksichtigen.

(2)	� Absatz 1 gilt nicht für Beschäftigte der Entgeltgruppe S 17 Fallgruppe 2 sowie 
Beschäftigte der Entgeltgruppe S 15 Fallgruppe 2. 

Entgeltgruppe S 18
	� Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpäda-

gogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen 
Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, 

	� deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheb-
lich aus der Entgeltgruppe S 17 Fallgruppe 1 heraushebt.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)

Entgeltgruppe S 17
1.	� Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpäda-

gogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen 
Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, 
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	� deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der 
Entgeltgruppe S 12 heraushebt.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)
2.	� Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten/Psychagogen mit staatlicher Anerken-

nung oder staatlich anerkannter Prüfung und entsprechender Tätigkeit.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 2)

Entgeltgruppe S 15
1.	� Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpäda

gogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen 
Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, 

	� deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 12 heraushebt.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)
2.	� Bewährungshelfer.

Entgeltgruppe S 14 
	� Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpäda-

gogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen 
Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, 

	� die Entscheidungen zur Vermeidung der Gefährdung des Kindeswohls treffen und 
in Zusammenarbeit mit dem Familiengericht beziehungsweise Vormundschaftsge-
richt Maßnahmen einleiten, welche zur Gefahrenabwehr erforderlich sind, oder mit 
gleichwertigen Tätigkeiten, die für die Entscheidung zur zwangsweisen Unterbrin-
gung von Menschen mit psychischen Krankheiten erforderlich sind (z. B. Sozialpsych-
iatrischer Dienst der örtlichen Stellen der Städte).

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)

Entgeltgruppe S 12
	� Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpäda-

gogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen 
Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
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Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, 

	� mit schwierigen Tätigkeiten. 
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 4)

Entgeltgruppe S 11b
	� Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpäda-

gogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen 
Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)

Entgeltgruppe S 9
	 1. 	� Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit.
		  (Hierzu Protokollerklärung Nr. 5)

	 2. 	� Beschäftigte in der Tätigkeit von Heilpädagogen mit abgeschlossener Hoch-
schulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit 
staatlicher Anerkennung.

		  (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)

Entgeltgruppe S 8b 
	� Beschäftigte in der Tätigkeit von Sozialarbeitern/Sozialpädagogen mit staatlicher 

Anerkennung.
	 (Keine Stufen 5 und 6) 

Protokollerklärungen:

Nr. 1	 (1)	� Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hoch-
schule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad 
mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG 
gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 

		  (2)	� 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkredi-
tierungsrats akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in 
akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien.

– 107 –

ENTGELTORDNUNG ZUM TV-L



		  (3)	� Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschluss-
prüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindes-
tens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) 

			�   oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung 
als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Min-
deststudienzeit von sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, 
Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist.

		  (4)	� Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlos-
sene Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen An-
erkennungsstelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig 
anerkannt wurde.

Nr. 2		�  Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten/Psychagogen mit abge-
schlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender 
Tätigkeit werden von diesem Tätigkeitsmerkmal nicht erfasst.

Nr. 3 		�  1Das „Treffen von Entscheidungen zur Vermeidung der Gefährdung des 
Kindeswohls und die Einleitung von Maßnahmen in Zusammenarbeit 
mit dem Familiengericht beziehungsweise Vormundschaftsgericht, 
welche zur Gefahrenabwehr erforderlich sind“, sind im Allgemeinen 
Sozialen Dienst bei Tätigkeiten im Rahmen der Fallverantwortung bei 

			   –	 Hilfen zur Erziehung nach § 27 SGB VIII,
			   –	 der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII,
			   –	 der Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42 SGB VIII),
			   –	 der Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten (§ 50 SGB VIII)
			�   einschließlich der damit in Zusammenhang stehenden Tätigkeiten  

erfüllt. 2Die Durchführung der Hilfen nach den getroffenen Entschei- 
dungen (z. B. Erziehung in einer Tagesgruppe, Vollzeitpflege oder 
Heimerziehung) fällt nicht unter die Entgeltgruppe S 14. 3Die in 
Aufgabengebieten außerhalb des Allgemeinen Sozialen Dienstes wie 
z. B. Erziehungsbeistandschaft, Pflegekinderdienst, Adoptionsvermitt-
lung, Jugendgerichtshilfe, Vormundschaft, Pflegschaft auszuübenden 
Tätigkeiten fallen nicht unter die Entgeltgruppe S 14, es sei denn, dass 
durch Organisationsentscheidung des Arbeitgebers im Rahmen dieser 
Aufgabengebiete ebenfalls Tätigkeiten auszuüben sind, die die Voraus-
setzungen von Satz 1 erfüllen.
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Protokollerklärung Nr.3

Zu Absatz 3 der Protokollerklärung Nr. 2 zu Entgeltgruppe 9 Fallgruppe 1 des Teils 
II Abschnitt 20 Unterabschnitt 4:
1Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD) ist eine Organisationsbezeichnung, die auch 
durch andere Begriffe wie z. B. Kommunaler Sozialer Dienst (KSD) ersetzt sein 
kann. 2Der Begriff bezeichnet hier die Aufgabenstellung des Allgemeinen Sozialen 
Dienstes und muss nicht mit der Benennung der Organisationsform bei dem 
einzelnen Arbeitgeber übereinstimmen.“

Nr. 4 		  Schwierige Tätigkeiten sind z. B. die
		  a)	 Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 
		  b)	 Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS erkrankten Personen, 
		  c)	� begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nachgehende Fürsorge 

für ehemalige Heimbewohner, 
		  d)	� begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende Fürsorge 

für ehemalige Strafgefangene, 
		  e)	� Koordinierung der Arbeiten mehrerer Beschäftigter mindestens der 

Entgeltgruppe S 9. 
Nr. 5		�  Unter Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung sind Beschäftigte  

zu verstehen, die einen nach Maßgabe der Rahmenvereinbarung über 
die Ausbildung und Prüfung an Fachschulen (Beschluss der Kultusmi-
nisterkonferenz vom 7. November 2002) gestalteten Ausbildungsgang 
für Heilpädagogen mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich ab-
geschlossen und die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung 
„staatlich anerkannte Heilpädagogin/staatlich anerkannter Heilpäda-
goge“ erworben haben.
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20.5 Beschäftigte im handwerklichen Erziehungsdienst

Vorbemerkung
1Beschäftigte, die nach diesem Unterabschnitt eingruppiert sind, erhalten für die Dauer 
der Tätigkeit in einem Erziehungsheim, einem Kinder- oder einem Jugendwohnheim oder 
einer vergleichbaren Einrichtung (Heim) eine monatliche Zulage in Höhe von 40,90 Euro, 
wenn in dem Heim überwiegend Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX 
oder Kinder und/oder Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten zum 
Zwecke der Erziehung, Ausbildung oder Pflege ständig untergebracht sind. 2Die Zulage 
wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch auf Entgelt oder 
Entgeltfortzahlung nach § 21 haben. 3Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 23 
Absatz 3) zu berücksichtigen.

Entgeltgruppe S 8b
	� Handwerksmeister, Industriemeister oder Gärtnermeister als Gruppenleiter in Aus-

bildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder Werkstätten für Menschen mit 
Behinderung.

	 (Stufe 5 nach sechs Jahren in Stufe 4 und Stufe 6 nach acht Jahren in Stufe 5)

Entgeltgruppe S 7
	� Beschäftigte mit abgeschlossener Berufsausbildung als Gruppenleiter in Ausbil-

dungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder Werkstätten für Menschen mit 
Behinderung. 

Entgeltgruppe S 4
	� Beschäftigte im handwerklichen Erziehungsdienst mit abgeschlossener Berufs

ausbildung.

20.6 Erzieherinnen, Kinderpflegerinnen

Vorbemerkung
(1)	� 1Beschäftigte, die nach diesem Unterabschnitt eingruppiert sind, erhalten für die 

Dauer der Tätigkeit in einem Erziehungsheim, einem Kinder- oder einem Jugend-
wohnheim oder einer vergleichbaren Einrichtung (Heim) 

	 a)	� eine monatliche Zulage in Höhe von 61,36 Euro, wenn in dem Heim überwie-
gend Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder und/oder 
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Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten zum Zwecke der Erzie-
hung, Ausbildung oder Pflege ständig untergebracht sind;

	 b)	� eine monatliche Zulage in Höhe von 30,68 Euro, wenn nicht überwiegend solche 
Personen ständig untergebracht sind. 

	� 2Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch 
auf Entgelt oder Entgeltfortzahlung nach § 21 haben. 3Sie ist bei der Bemessung des 
Sterbegeldes (§ 23 Absatz 3) zu berücksichtigen.

Entgeltgruppe S 17
	 Beschäftigte 
	� mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens 24 Beschäftigte mindestens 

der Entgeltgruppe S 8a.

Entgeltgruppe S 15
	 Beschäftigte 
	� mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens zwölf Beschäftigte mindes-

tens der Entgeltgruppe S 8a.

Entgeltgruppe S 9
1.	 Beschäftigte 
	� mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens acht Beschäftigte mindes-

tens der Entgeltgruppe S 8a.
2.	� Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen und Heilerzieherinnen mit staatlicher 

Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkei-
ten ausüben, 

	� mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens drei Beschäftigte mindestens 
der Entgeltgruppe S 8b. 

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

Entgeltgruppe S 8b
	� Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen und Heilerzieherinnen mit staatlicher 

Anerkennung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die auf-
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, 

	� mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten.
	� (Stufe 5 nach sechs Jahren in Stufe 4 und Stufe 6 nach acht Jahren in Stufe 5)
	� (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3) 
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Entgeltgruppe S 8a
	� Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen und Heilerzieherinnen mit staatlicher 

Anerkennung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die auf-
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2) 

Entgeltgruppe S 4
1.	� Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und 

entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, 

	 mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 4) 
2.	� Beschäftigte in der Tätigkeit von Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen oder 

Heilerzieherinnen mit staatlicher Anerkennung.
	 (Keine Stufen 5 und 6) 
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1) 

Entgeltgruppe S 3
	� Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und 

entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.

Entgeltgruppe S 2
	� Beschäftigte in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung.
	 (Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3) 

Protokollerklärungen:

Nr. 1 		�  Als entsprechende Tätigkeit von Erzieherinnen gilt auch die Tätigkeit 
in Schulkindergärten, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für nicht 
schulpflichtige Kinder und die Betreuung von über 18-jährigen Perso-
nen (z. B. in Einrichtungen für Menschen mit Behinderung im Sinne des 
§ 2 SGB IX oder für Obdachlose). 

Nr. 2		  Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind auch
		  a)	� Kindergärtnerinnen und Hortnerinnen mit staatlicher Anerkennung 

oder staatlicher Prüfung,
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		  b) 	 Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen, die in Kinderkrippen  
			   tätig sind,

		  c)	� Beschäftigte mit einem Bachelorabschluss „Kindheitspädagogik“ bzw. 
„Elementarpädagogik“, wenn sie in der Erziehung von Kindern und 
Jugendlichen eingesetzt sind, 
eingruppiert. 

Nr. 3		�  Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B. die
		  a) 	� Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen beson-

dere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung behinderter und nicht 
behinderter Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von mindestens 
einem Drittel von Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX 
in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung,

		  b)	� Tätigkeiten in Gruppen von Menschen mit Behinderung im Sinne des 
§ 2 SGB IX oder von Kindern und/oder Jugendlichen mit wesentlichen 
Erziehungsschwierigkeiten,

		  c)	 Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür,
		  d)	 Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen,
		  e)	� fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier Beschäftigte 

mindestens der Entgeltgruppe S 8a,
		  f)	� Tätigkeiten einer Facherzieherin mit einrichtungsübergreifenden Auf-

gaben.
Nr. 4		  Schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B.
		  a)	� Tätigkeiten in Einrichtungen für Menschen mit Behinderung im Sinne 

des § 2 SGB IX und in psychiatrischen Kliniken,
		  b) 	� die allein verantwortliche Betreuung von Gruppen z. B. in Randzeiten,
		  c) 	� Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen beson-

dere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung behinderter und nicht 
behinderter Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von mindestens 
einem Drittel von Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX 
in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung,

		  d) 	� Tätigkeiten in Gruppen von Menschen mit Behinderung im Sinne des 
§ 2 SGB IX oder in Gruppen von Kindern und/oder Jugendlichen mit 
wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten,

		  e) 	� Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen.“
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Teil IV Beschäftigte im Pflegedienst

3. Lehrkräfte in der Pflege

Vorbemerkungen
1.	� Dieser Abschnitt gilt nicht in den Ländern, in denen es sich bei den Krankenpflege-

schulen bzw. den Schulen für die Gesundheitsberufe nach den jeweiligen landes-
rechtlichen Regelungen um berufsbildende Schulen handelt; in diesen Ländern gilt 
stattdessen der Tarifvertrag über die Eingruppierung und die Entgeltordnung für die 
Lehrkräfte der Länder (TV EntgO-L) vom 28. März 2015 in seiner jeweils geltenden 
Fassung.

2.	 (1)	� Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen 
sowie andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche Hoch-
schulen anerkannt sind.

	 (2) �1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das 
Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplomprüfung oder 
mit einer Masterprüfung oder mit einer Magisterprüfung beendet worden ist. 
2Diesen Prüfungen steht eine Promotion nur in den Fällen gleich, in denen die 
Ablegung einer ersten Staatsprüfung oder einer Diplomprüfung oder einer 
Masterprüfung oder einer Magisterprüfung nach den einschlägigen Ausbildungs-
vorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hoch-
schulbildung liegt auch vor, wenn der Master an einer Fachhochschule erlangt 
wurde und den Zugang zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechen-
den Qualifikationsebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der Masterstudiengang 
das Akkreditierungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange dies nach dem 
jeweils geltenden Landesbeamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des höheren 
Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene gefordert ist. 

	 (3)	� 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, dass 
die Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits 
mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder 
einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den 
Abschluss eine Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semestern – ohne etwaige 
Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 2Ein Bachelor-
studiengang erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn mehr als sechs 
Semester für den Abschluss vorgeschrieben sind.
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	 (4)	� Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene wissen-
schaftliche Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Aner-
kennungsstelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt 
wurde.

3.	 (1)	� Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule 
im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit dem Zusatz 
„Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschluss-
grad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde.

	 (2)	� 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats 
akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bache-
lorausbildungsgängen an Berufsakademien.

	 (3)	� Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung 
in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens das Zeugnis der 
Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den 
Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs Semestern – ohne etwaige Praxis
semester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist.

	 (4)	� Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hoch-
schulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungs- als dem 
deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde.

Entgeltgruppe 15
Leiterinnen einer Pflegeschule.

Entgeltgruppe 14
1.	� Stellvertretende Leiterinnen einer Pflegeschule.
2.	� Fachbereichsleiterinnen einer Pflegeschule.

Entgeltgruppe 13
1.	� Lehrkräfte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und – soweit 

nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit erfolgreich absolviertem Vorbe-
reitungsdienst (Referendariat) mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäf-
tigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben.

2. 	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 1 als Leiterinnen einer Hebammen-
schule.
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Entgeltgruppe 12
1.	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als Leiterinnen einer Hebammenschule.
2. 	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 1 als stellvertretende Leiterinnen oder 

als Fachbereichsleiterinnen einer Hebammenschule.

Entgeltgruppe 11
1.	� Lehrkräfte an Pflegeschulen mit abgeschlossener Hochschulbildung und entspre-

chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähig
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.

2.	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als stellvertretende Leiterinnen oder als Fach
bereichsleiterinnen einer Hebammenschule.

Entgeltgruppe 10
	 Lehrkräfte mit entsprechender Zusatzqualifikation

Niederschrifterklärung zu Teil II

1In einzelnen Abschnitten des alten Rechts unterschiedlich gefasste Tätigkeits-
merkmale, insbesondere Merkmale mit „sonstigen Beschäftigten“ und tätigkeits-
bezogenen Heraushebungen, werden in der Entgeltordnung zum TV-L in einem 
nunmehr einheitlichen Aufbau aufgeführt. 2Die Tarifvertragsparteien sind sich 
darin einig, dass durch diese Vereinheitlichung keine materiellen Änderungen 
beabsichtigt sind.
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ANLAGE B ZUM TV-L

Entgelttabelle für Beschäftigte in den Entgeltgruppen 1 bis 15 (Monatsbeträge in Euro)
– gültig ab 1. Dezember 2022 –

Entgelt-
gruppe

Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 5.017,31 5.394,35 5.593,59 6.301,27 6.837,15 7.042,26
14 4.542,64 4.885,93 5.167,63 5.593,59 6.246,27 6.433,67
13 4.188,38 4.508,07 4.748,54 5.215,72 5.861,53 6.037,38
12 3.774,86 4.040,88 4.604,26 5.098,93 5.737,87 5.910,00
11 3.652,64 3.898,38 4.178,29 4.604,26 5.222,60 5.379,28
10 3.523,62 3.764,77 4.040,88 4.322,55 4.858,48 5.004,24
9b 3.136,59 3.369,08 3.520,54 3.939,07 4.295,09 4.423,96
9a 3.136,59 3.369,08 3.419,58 3.520,54 3.939,07 4.055,96
8 2.946,46 3.173,48 3.299,66 3.419,58 3.552,10 3.634,13
7 2.772,35 2.994,05 3.160,84 3.287,05 3.388,03 3.476,36
6 2.725,66 2.945,10 3.067,49 3.192,41 3.274,43 3.362,77
5 2.618,93 2.834,95 2.957,34 3.073,61 3.167,15 3.230,26
4 2.500,70 2.718,69 2.871,67 2.957,34 3.043,02 3.098,08
3 2.468,79 2.681,96 2.743,16 2.841,06 2.920,62 2.987,93
2 2.302,84 2.504,49 2.565,69 2.626,88 2.767,62 2.914,51
1 Je 4 Jahre 2.094,49 2.125,06 2.161,78 2.198,51 2.290,30
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ANLAGE C 
ENTGELTTABELLE FÜR PFLEGEKRÄFTE

– (nicht abgedruckt) –

ANLAGE D 
ENTGELTTABELLE FÜR ÄRZTINNEN UND ÄRZTE

– (nicht abgedruckt) –

ANLAGE E
BEREITSCHAFTSDIENSTENTGELTE

(zu § 8 Abs. 6 Buchstabe e Satz 1 in der Fassung des § 42 Nr. 6 und des § 43 Nr. 5)

A. Beschäftigte, deren Eingruppierung sich nach der Anlage 1 a  
zum BAT/BAT-O richtet

– gültig ab 1. Dezember 2022 –

Vergütungsgruppe Tarifgebiet West in Euro Tarifgebiet Ost in Euro

VergGr. I 43,00 41,39
VergGr. Ia 39,40 37,91
VergGr. Ib 36,29 34,90
VergGr. IIa 33,22 31,94
VergGr. III 30,00 28,86
VergGr. IVa 27,60 26,56
VergGr. IVb 25,41 24,43
VergGr. Va/b 24,51 23,58
VergGr. Vc 23,27 22,42
VergGr. VIb 21,62 20,81
VergGr. VII 20,27 19,51
VergGr. VIII 19,07 18,36
VergGr. IXa 18,37 17,68
VergGr. IXb 18,00 17,34
VergGr. X 17,09 16,47
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B. Beschäftigte, deren Eingruppierung sich nach der Anlage 1 b  
zum BAT/BAT-O richtet

	 – (nicht abgedruckt) –

C. Beschäftigte, deren Eingruppierung sich nach dem  
MTArb/MTArb-O richtet

	 – (nicht abgedruckt) –

ANLAGE F ZUM TV-L
– gültig ab 1. Dezember 2022 –

I. Entgeltgruppenzulagen gemäß Teil II der Entgeltordnung
1Die Entgeltgruppenzulagen gemäß Teil II der Entgeltordnung verändern sich bei  
allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige 
Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz; Sockelbeträge, Mindestbeträge und  
vergleichbare nichtlineare Steigerungen bleiben unberücksichtigt. 
2Sie betragen

Nr. der 
Entgeltgruppenzulage Euro/Monat

1 170,88

2 161,18

3 149,49

4 141,02

5 136,70

6 133,31

7 (unbesetzt)

8 120,00

9 105,76

10 (unbesetzt)

11 63,11

12 (unbesetzt)

13 (unbesetzt)

14 (unbesetzt)

15 94,01
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ANLAGE G ZUM TV-L

Entgelttabelle für Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst (Monatsbeträge in Euro) 
– gültig ab 1. Dezember 2022 –

Entgelt-
gruppe

Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
S 18 4.129,77 4.255,33 4.804,44 5.216,23 5.833,95 6.211,42
S 17 3.751,26 4.083,75 4.529,86 4.804,44 5.353,48 5.676,08
S 16 3.662,48 3.994,55 4.296,52 4.667,14 5.078,96 5.326,04
S 15 3.525,89 3.843,52 4.118,10 4.433,81 4.941,69 5.161,30
S 14 3.507,36 3.804,10 4.109,21 4.419,58 4.762,78 5.002,98
S 13 3.447,95 3.708,47 4.049,44 4.323,95 4.667,14 4.838,72
S 12 3.400,60 3.697,96 4.024,89 4.313,15 4.670,07 4.821,07

S 11b 3.312,44 3.645,37 3.819,73 4.258,98 4.602,18 4.808,08
S 11a 3.244,38 3.575,21 3.748,45 4.186,72 4.529,86 4.735,78

S 9 3.012,84 3.299,02 3.561,97 3.944,47 4.303,05 4.577,98
S 8b 3.012,84 3.299,02 3.561,97 3.944,47 4.303,05 4.577,98
S 8a 2.969,94 3.227,29 3.454,40 3.669,56 3.878,72 4.096,87
S 7 2.898,63 3.142,08 3.355,33 3.568,53 3.728,47 3.967,08
S 4 2.744,34 3.002,13 3.188,73 3.315,33 3.435,29 3.622,14
S 3 2.567,24 2.824,89 3.004,13 3.168,73 3.244,03 3.333,99
S 2 2.468,79 2.681,96 2.743,16 2.841,06 2.920,62 2.987,93
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IV. 
TARIFVERTRAG ZUR ÜBERLEITUNG DER 

BESCHÄFTIGTEN DER LÄNDER IN DEN TV-L 
UND ZUR REGELUNG DES ÜBERGANGS-

RECHTS 
(TVÜ-LÄNDER)

vom 12. Oktober 2006

in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 11 vom 29. November 2021

und den hierzu erfolgten Niederschriftserklärungen1)

– Auszug –
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1. ABSCHNITT
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

§ 1
Geltungsbereich

(1)	 1Dieser Tarifvertrag gilt für Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter (Beschäftigte), 
	 –	� deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der Mitglied der Tarifgemein-

schaft deutscher Länder (TdL) oder eines Mitgliedverbandes der TdL ist, über den 
31. Oktober 2006 hinaus fortbesteht, und

	 –	� die am 1. November 2006 unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) fallen,

	� für die Dauer des ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses. 2Dieser 
Tarifvertrag gilt ferner für die unter § 19 Absatz 3 fallenden Beschäftigten der Ent-
geltgruppe 15 Ü.
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Protokollerklärungen zu § 1 Absatz 1 Satz 1:

1.	� Unterbrechungen von bis zu einem Monat sind unschädlich; bei Lehrkräften 
im Sinne der Nr. 4 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung 
zum TV-L tritt bei Unterbrechungen während der Sommerferien an die Stelle 
des Zeitraums von einem Monat die Dauer der Sommerferien.

2.	� 1Auf Beschäftigte, die seit mindestens fünf Jahren für eine jahreszeitlich 
begrenzte regelmäßig wiederkehrende Tätigkeit in einem Arbeitsverhältnis 
standen oder stehen (Saisonbeschäftigte), werden die §§ 2 bis 8, 11, 14, 17, 
18, 19 Absatz 1, § 29a auch dann angewandt, wenn das Arbeitsverhältnis am 
31. Oktober beziehungsweise 1. November 2006 nicht bestanden hat. 2Für 
die Überleitung, insbesondere für die Berechnung des Vergleichsentgelts, 
finden die Regelungen für Beschäftigte, die im Oktober 2006 beurlaubt 
waren, sinngemäß Anwendung. 3Die Anwendung dieses Tarifvertrages 
endet, wenn der Saisonbeschäftigte in einer neuen Saison nicht wieder 
eingestellt wird. 4Dieser Tarifvertrag gilt uneingeschränkt für Saisonarbeit-
nehmer, deren Arbeitsverhältnis am 31. Oktober 2006 besteht, bis zum Ende 
dieses Saisonarbeitsverhältnisses. 5Bestand mit den Saisonbeschäftigten 
am 31. Oktober beziehungsweise 1. November 2006 ein Arbeitsverhältnis, 
finden die in Satz 1 angeführten Vorschriften dieses Tarifvertrages auf nach-
folgende Saisonbeschäftigungen unter den Voraussetzungen der Sätze 1 und 
3 Anwendung.

3.	� Hat das Arbeitsverhältnis nur wegen des Feiertages am 31. Oktober oder 
1. November 2006 nicht bestanden, ist dies für die Anwendung dieses Tarifver-
trages unschädlich.

(2)	 Nur soweit nachfolgend ausdrücklich bestimmt, gelten die Vorschriften dieses 
Tarifvertrages auch für Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber 
im Sinne des Absatzes 1 nach dem 31. Oktober 2006 beginnt und die unter den 
Geltungsbereich des TV-L fallen.

(3)	 Für geringfügig Beschäftigte im Sinne des § 8 Absatz 1 Nr. 2 SGB IV, die am 31. Okto-
ber 2006 unter den Geltungsbereich des BAT/BAT-O/MTArb/MTArb-O fallen, finden 
die bisher jeweils einschlägigen tarifvertraglichen Regelungen für die Dauer ihres 
ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses weiterhin Anwendung.

(4)	 Die Bestimmungen des TV-L gelten, soweit dieser Tarifvertrag keine abweichenden 
Regelungen trifft.
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Niederschriftserklärung zu § 1:

Für den Fall des Wiedereintritts eines Landes in die Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TdL) verpflichtet sich die TdL zur Aufnahme von Tarifverhandlungen über 
die Überleitung in den TV-L.

§ 2
Ersetzung bisheriger Tarifverträge durch den TV-L

(1)	� 1Der TV-L ersetzt in Verbindung mit diesem Tarifvertrag für den Bereich der Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder (TdL) die in Anlage 1 TVÜ-Länder Teil A und Teil B 
aufgeführten Tarifverträge (einschließlich deren Anlagen) beziehungsweise Tarifver-
tragsregelungen, soweit im TV-L, in diesem Tarifvertrag oder in den Anlagen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 2Die Ersetzung erfolgt mit Wirkung vom 
1. November 2006, soweit kein abweichender Termin bestimmt ist.

Protokollerklärungen zu § 2 Absatz 1:

1.	� 1Die Anlage 1 TVÜ-Länder Teil B (Liste der ersetzten Tarifverträge bezie-
hungsweise Tarifvertragsregelungen) enthält – über die Anlage 1 TVÜ-
Länder Teil A hinaus – die Tarifverträge beziehungsweise die Tarifvertragsre-
gelungen, die am 1. November 2006 ohne Nachwirkung außer Kraft treten. 
2Ist für diese Tarifvorschriften in der Liste ein abweichender Zeitpunkt für 
das Außerkrafttreten beziehungsweise eine vorübergehende Fortgeltung 
vereinbart, beschränkt sich die Fortgeltung dieser  
Tarifverträge auf deren bisherigen Geltungsbereich (Arbeiter/Angestellte; 
Tarifgebiet Ost/Tarifgebiet West usw.).

2.	� Von der ersetzenden Wirkung werden ergänzende Tarifverträge, die von der 
TdL abgeschlossen sind, nicht erfasst, soweit diese anstelle landesbezirkli-
cher Regelungen oder für das Tarifgebiet Ost vereinbart sind.
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Niederschriftserklärung zu § 2 Absatz 1:

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass der TV-L und der TVÜ-Länder 
das bisherige Tarifrecht auch dann ersetzen, wenn arbeitsvertragliche Bezugnah-
men nicht ausdrücklich den Fall der ersetzenden Regelung beinhalten.

(2)	 1Tarifverträge, die von einzelnen Mitgliedern der TdL abgeschlossen wurden, sind 
durch die landesbezirklichen Tarifvertragsparteien hinsichtlich ihrer Weitergeltung 
zu prüfen und bei Bedarf an den TV-L anzupassen. 2Das Recht zur Kündigung der in 
Satz 1 genannten Tarifverträge bleibt unberührt.

Protokollerklärung zu § 2 Absatz 2:

Entsprechendes gilt für Tarifverträge, die von der TdL abgeschlossen sind, soweit 
diese anstelle landesbezirklicher Regelungen oder für das Tarifgebiet Ost verein-
bart sind.

(3)	 Unabhängig von den Absätzen 1 und 2 gelten Tarifverträge gemäß § 3 des Tarifver-
trages zur sozialen Absicherung fort und sind bei Bedarf an den TV-L anzupassen.

(4)	 1Im Übrigen werden solche Tarifvertragsregelungen mit Wirkung vom 1. November 
2006 ersetzt, die 
–	� materiell in Widerspruch zu Regelungen des TV-L beziehungsweise dieses Tarif-

vertrages stehen,
	 –	� einen Regelungsinhalt haben, der nach dem Willen der Tarifvertragsparteien 

durch den TV-L beziehungsweise diesen Tarifvertrag ersetzt oder aufgehoben 
worden ist, oder

	 –	� zusammen mit dem TV-L beziehungsweise diesem Tarifvertrag zu Doppelleis-
tungen führen würden.

Niederschriftserklärung zu § 2 Absatz 4:

Mit Abschluss der Verhandlungen über die Anlage 1 TVÜ-Länder Teil B heben die 
Tarifvertragsparteien § 2 Absatz 4 auf.

(5)	 1Die in der Anlage 1 TVÜ-Länder Teil C aufgeführten Tarifverträge und Tarifvertrags-
regelungen gelten fort, soweit im TV-L, in diesem Tarifvertrag oder in den Anlagen 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 2Die Fortgeltung erfasst auch 
Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2.
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Protokollerklärung zu § 2 Absatz 5:

Die Fortgeltung dieser Tarifverträge beschränkt sich auf den bisherigen Geltungs-
bereich (z. B. Arbeiter/Angestellte; Tarifgebiet Ost/Tarifgebiet West).

(6)	 Soweit in nicht ersetzten Tarifverträgen und Tarifvertragsregelungen auf Vorschrif- 
	� ten verwiesen wird, die aufgehoben oder ersetzt worden sind, gelten an deren Stelle 

bis zu einer redaktionellen Anpassung die Regelungen des TV-L beziehungsweise 
dieses Tarifvertrages entsprechend.

2. ABSCHNITT 
ÜBERLEITUNGSREGELUNGEN

§ 3
Überleitung in den TV-L

Die von § 1 Absatz 1 erfassten Beschäftigten werden am 1. November 2006 nach den 
folgenden Regelungen in den TV-L übergeleitet.

§ 4
Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen

(1)	 1Für die Überleitung der Beschäftigten wird ihre Vergütungs- beziehungsweise 
Lohngruppe (§ 22 BAT/BAT-O beziehungsweise entsprechende Regelungen für Ar-
beiterinnen und Arbeiter beziehungsweise besondere tarifvertragliche Vorschriften 
für bestimmte Berufsgruppen) nach der Anlage 2 TVÜ-Länder Teil A und B bezie-
hungsweise den Anlagen 5A und 5B den Entgeltgruppen des TV-L zugeordnet. 2Für 
Ärztinnen und Ärzte, einschließlich Ärztinnen und Ärzte in ärztlichen Serviceberei-
chen, Zahnärztinnen und Zahnärzte, die an einer Universitätsklinik überwiegend 
Aufgaben in der Patientenversorgung wahrnehmen, gilt die Entgeltordnung gemäß 
Anlage 2 TVÜ‑Länder Teil C. 3Satz 2 gilt entsprechend für sonstige Ärztinnen und 
Ärzte, soweit für sie die Anwendung dieser Entgeltordnung vereinbart ist.
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Protokollerklärungen zu § 4 Absatz 1:

1.	 �1Bis zum In-Kraft-Treten einer neuen Entgeltordnung verständigen sich die 
Tarifvertragsparteien zur besseren Übersichtlichkeit für die Zuordnung der 
Beschäftigten gemäß Anlage 1b zum BAT/BAT-O auf eine Anwendungstabelle 
gemäß Anlage 5A und Anlage 5B; dies gilt auch für Beschäftigte im Sinne 
des § 1 Absatz 2. 2In den Entgeltgruppen KR 11b und KR 12a erhöht sich der 
Tabellenwert nach 5 Jahren in Stufe 5 um 200 Euro, § 9 Absatz 4 Satz 2 gilt 
entsprechend; ist bei übergeleiteten Beschäftigten das Vergleichsentgelt 
höher als das Entgelt der Stufe 5, erhalten sie den erhöhten Tabellenwert 
ab dem 1. November 2008. 3Die Tarifvertragsparteien sind sich einig, dass 
diese Anwendungstabelle – insbesondere die Bezeichnung der Entgeltgrup-
pen – keinen Vorgriff auf die Verhandlungen zu einer neuen Entgeltordnung 
darstellt. 4Die Regelungen des TV-L über die Bezahlung im Tarifgebiet Ost 
gelten entsprechend.

2.	� Lehrkräfte, die ihre Lehrbefähigung nach dem Recht der DDR erworben 
haben und deren Ämter in den Landesbesoldungsgesetzen der neuen Bun-
desländer beziehungsweise deren Tätigkeitsmerkmale in den Richtlinien 
des Freistaates Sachsen zur Eingruppierung der angestellten Lehrkräfte an 
öffentlichen Schulen ausgebracht wurden, sind „Erfüller“ im Sinne der Über-
leitung der Lehrkräfte.

3.	� Zu den ärztlichen Servicebereichen in der Patientenversorgung zählen zum 
Beispiel Pathologie, Labor, Krankenhaushygiene.

(2)	� Beschäftigte, die im November 2006 bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts die 
Voraussetzungen für eine Höhergruppierung, einen Bewährungs-, Fallgruppen- oder 
Tätigkeitsaufstieg erfüllt hätten, werden für die Überleitung so behandelt, als wären 
sie bereits im Oktober 2006 höhergruppiert beziehungsweise höher eingereiht wor-
den.

(3)	� Beschäftigte, die im November 2006 bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts in 
eine niedrigere Vergütungs- beziehungsweise Lohngruppe eingruppiert beziehungs-
weise eingereiht worden wären, werden für die Überleitung so behandelt, als wären 
sie bereits im Oktober 2006 herabgruppiert beziehungsweise niedriger eingereiht 
worden.
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Niederschriftserklärung zu § 4:

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass Ärzte, die am 31. Oktober 2006 
die Bezeichnung „Oberarzt/Oberärztin“ führen, ohne die Voraussetzungen für 
eine Eingruppierung als Oberärztin beziehungsweise als Oberarzt nach § 12 zu 
erfüllen, die Berechtigung zur Führung ihrer bisherigen Bezeichnung nicht verlie-
ren. Eine Eingruppierung nach Entgeltgruppe Ä 3 ist hiermit nicht verbunden. 

§ 5
Vergleichsentgelt

(1)	� Für die Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle des TV-L wird für die Beschäf-
tigten nach § 4 ein Vergleichsentgelt auf der Grundlage der Bezüge, die im Oktober 
2006 zustehen, nach den Absätzen 2 bis 6 gebildet.

(2)	� 1Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O setzt sich das Ver-
gleichsentgelt aus Grundvergütung, allgemeiner Zulage und Ortszuschlag der Stufe 
1 oder 2 zusammen. 2Ist auch eine andere Person im Sinne von § 29 Abschnitt 
B Absatz 5 BAT/BAT-O ortszuschlagsberechtigt oder nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen familienzuschlagsberechtigt, wird die Stufe 1 und der jeweilige Anteil 
des Unterschiedsbetrages der Ortszuschlagsstufe 1 und 2 beziehungsweise des 
Familienzuschlags der Stufe 1, den die andere Person aufgrund von Teilzeitbeschäf-
tigung nicht mehr erhält, zugrunde gelegt; findet der TV-L am 1. November 2006 
auch auf die andere Person Anwendung, geht der jeweils individuell zustehende 
Teil des Unterschiedsbetrages zwischen den Stufen 1 und 2 des Ortszuschlags in das 
Vergleichsentgelt ein. 3Ferner fließen im Oktober 2006 tarifvertraglich zustehende 
Funktionszulagen insoweit in das Vergleichsentgelt ein, als sie nach dem TV-L nicht 
mehr vorgesehen sind. 4Erhalten Beschäftigte eine Gesamtvergütung (§ 30 BAT/BAT-
O), bildet diese das Vergleichsentgelt. 5Bei Lehrkräften im Sinne der Vorbemerkung 
Nr. 5 zu allen Vergütungsgruppen der Anlage 1 a zum BAT/BAT-O wird die Zulage 
nach § 2 Absatz 3 des Tarifvertrages über Zulagen an Angestellte in das Vergleichs-
entgelt eingerechnet. 6Abweichend von Satz 5 wird bei Lehrkräften, die am 31. Okto-
ber 2006 einen Anspruch auf die Zulage nach Abschnitt A Nr. 2 der Lehrer-Richtlinien 
der TdL beziehungsweise der Lehrer-Richtlinien-O der TdL haben, die Zulage nach 
§ 2 Absatz 2 Buchstabe c des Tarifvertrages über Zulagen an Angestellte, und bei 
Lehrkräften, die einen arbeitsvertraglichen Anspruch auf Zahlung einer allgemeinen 
Zulage wie die unter die Anlage 1 a zum BAT/BAT-O fallenden Angestellten haben, 
diese Zulage in das Vergleichsentgelt eingerechnet.
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Protokollerklärung zu § 5 Absatz 2 Satz 3:

1Vorhandene Beschäftigte erhalten unter den bisherigen Voraussetzungen bis 
zum 31. Dezember 2018 ihre Techniker- und Meisterzulagen bzw. bis zum 31. 
Dezember 2020 ihre Programmiererzulage als persönliche Besitzstandszulage.

(3)	� 1Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des MTArb/MTArb-O wird der Monats-
tabellenlohn als Vergleichsentgelt zugrunde gelegt. 2Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-
chend. 3Erhalten Beschäftigte den Lohn nach § 23 Absatz 1 MTArb/MTArb-O, bildet 
dieser das Vergleichsentgelt.

(4)	� 1Beschäftigte, die im November 2006 bei Fortgeltung des bisherigen Rechts die 
Grundvergütung beziehungsweise den Monatstabellenlohn der nächsthöheren Le-
bensalters- beziehungsweise Lohnstufe erhalten hätten, werden für die Bemessung 
des Vergleichsentgelts so behandelt, als wäre der Stufenaufstieg bereits im Oktober 
2006 erfolgt. 2§ 4 Absatz 2 und 3 gilt bei der Bemessung des Vergleichsentgelts 
entsprechend.

(5)	� 1Bei Teilzeitbeschäftigten wird das Vergleichsentgelt auf der Grundlage eines 
entsprechenden Vollzeitbeschäftigten bestimmt. 2Satz 1 gilt für Beschäftigte, deren 
Arbeitszeit nach § 3 des Tarifvertrages zur sozialen Absicherung vom 6. Juli 1992 
herabgesetzt ist, entsprechend.

Protokollerklärung zu § 5 Absatz 5:

1Lediglich das Vergleichsentgelt wird auf der Grundlage eines entsprechenden 
Vollzeitbeschäftigten ermittelt; sodann wird nach der Stufenzuordnung das 
zustehende Entgelt zeitanteilig berechnet. 2Die zeitanteilige Kürzung des auf den 
Ehegattenanteil im Ortszuschlag entfallenden Betrages (§ 5 Absatz 2 Satz 2  
2. Halbsatz) unterbleibt nach Maßgabe des § 29 Abschnitt B Absatz 5 Satz 2 BAT/
BAT-O. 3Neue Ansprüche entstehen hierdurch nicht.

(6)	� Für Beschäftigte, die nicht für alle Tage im Oktober 2006 oder für keinen Tag dieses 
Monats Bezüge erhalten, wird das Vergleichsentgelt so bestimmt, als hätten sie für 
alle Tage dieses Monats Bezüge erhalten; in den Fällen des § 27 Abschnitt A Absatz 7 
BAT/BAT-O und § 27 Abschnitt B Absatz 3 Unterabsatz 4 BAT/Unterabsatz 3 BAT-O 
beziehungsweise der entsprechenden Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter 
werden die Beschäftigten für das Vergleichsentgelt so gestellt, als hätten sie am  
1. Oktober 2006 die Arbeit wieder aufgenommen.
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§ 6
Stufenzuordnung der Angestellten

(1)	� 1Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O – mit Ausnahme der Ärztinnen 
und Ärzte im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 – werden einer ihrem Vergleichs-
entgelt entsprechenden individuellen Zwischenstufe der Entgeltgruppe (§ 4) zuge-
ordnet. 2Das Entgelt der individuellen Zwischenstufe nach Satz 1 wird zum 1. Januar 
2008 im Tarifgebiet West um 2,9 v. H. erhöht und auf volle fünf Euro aufgerundet. 
3Die Erhöhung einschließlich Aufrundung gilt im Tarifgebiet Ost ab 1. Mai 2008. 4Zum 
1. November 2008 steigen diese Beschäftigten in die betragsmäßig nächsthöhere 
reguläre Stufe ihrer Entgeltgruppe auf. 5Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach 
den Regelungen des TV-L. 6Für die Stufenzuordnung der Lehrkräfte im Sinne der 
Vorbemerkung Nr. 5 zu allen Vergütungsgruppen der Anlage 1 a zum BAT/BAT-O gilt 
die Entgelttabelle zum TV-L mit den Maßgaben des § 20.

Protokollerklärung zu § 6 Absatz 1:

Das Entgelt der individuellen Zwischenstufe nach Satz 1 wird für Beschäftigte, auf 
die die Regelungen des Tarifgebietes Ost Anwendung finden und die nach dem 
BAT-O (einschließlich des § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O 
vom 8. Mai 1991) in die Vergütungsgruppen X bis Vb, Kr. I bis Kr. VIII eingruppiert 
oder nach dem MTArb-O in die Lohngruppen 1 bis 9 eingereiht wären, am 1. Ja-
nuar 2008 um den Faktor 1,081081 erhöht.

(2)	� 1Werden Beschäftigte vor dem 1. November 2008 höhergruppiert (nach § 8 Absatz 1 
und 3, § 9 Absatz 3 Buchstabe a oder aufgrund Übertragung einer mit einer höheren 
Entgeltgruppe bewerteten Tätigkeit), so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe 
Tabellenentgelt nach der regulären Stufe, deren Betrag mindestens der individuellen 
Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht weniger als das Tabellenentgelt der Stufe 2; 
der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des TV-L. 2In den Fällen 
des Satzes 1 gilt § 17 Absatz 4 Satz 2 TV-L entsprechend. 3Werden Beschäftigte vor 
dem 1. November 2008 herabgruppiert, werden sie in der niedrigeren Entgeltgrup-
pe derjenigen individuellen Zwischenstufe zugeordnet, die sich bei Herabgruppie-
rung im Oktober 2006 ergeben hätte; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach 
Absatz 1 Satz 4 und 5.
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(3)	� 1Ist bei Beschäftigten, deren Eingruppierung sich nach der Vergütungsordnung für 
Angestellte im Pflegedienst (Anlage 1b zum BAT/BAT-O) richtet, das Vergleichsentgelt 
niedriger als das Entgelt der Stufe 3, entspricht es aber mindestens dem Mittelwert 
aus den Beträgen der Stufen 2 und 3 und ist die/der Beschäftigte am Stichtag min-
destens drei Jahre in einem Arbeitsverhältnis bei demselben Arbeitgeber beschäftigt, 
wird sie/er abweichend von Absatz 1 bereits zum 1. November 2006 in die Stufe 3 
übergeleitet. 2Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des TV-L.

(4)	� 1Liegt das Vergleichsentgelt über der höchsten Stufe der nach § 4 bestimmten 
Entgeltgruppe, werden die Beschäftigten abweichend von Absatz 1 einer dem Ver-
gleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet; bei Lehrkräften 
im Sinne der Vorbemerkung Nr. 5 zu allen Vergütungsgruppen der Anlage 1a zum 
BAT/BAT-O gilt dabei die Entgelttabelle zum TV-L mit den Maßgaben des § 20. 
2Absatz 1 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 3Werden Beschäftigte aus einer indi-
viduellen Endstufe höhergruppiert, so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe 
mindestens den Betrag, der ihrer bisherigen individuellen Endstufe entspricht. 4Im 
Übrigen gilt Absatz 2 entsprechend. 5Die individuelle Endstufe verändert sich um 
denselben Vomhundertsatz beziehungsweise in demselben Umfang wie die höchste 
Stufe der jeweiligen Entgeltgruppe.

Protokollerklärung zu § 6 Absatz 4:

1Die Protokollerklärung zu § 6 Absatz 1 gilt entsprechend. 2Sie findet am  
1. Januar 2010 entsprechende Anwendung auf Beschäftigte im Tarifgebiet Ost, 
für deren Entgelt am 31. Dezember 2009 noch ein Bemessungssatz von  
92,5 v. H. gilt.

(5)	� 1Beschäftigte, deren Vergleichsentgelt niedriger ist als das Tabellenentgelt in der 
Stufe 2, werden abweichend von Absatz 1 der Stufe 2 zugeordnet. 2Der weitere 
Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des TV-L. 3Abweichend von Satz 1 
werden Beschäftigte, denen am 31. Oktober 2006 eine in der Allgemeinen Vergü-
tungsordnung (Anlage 1a zum BAT/BAT-O) durch die Eingruppierung in Vergütungs-
gruppe Va BAT/BAT-O mit Aufstieg nach IVb und IVa BAT/BAT-O abgebildete Tätigkeit 
übertragen ist, der Stufe 1 der Entgeltgruppe 10 zugeordnet.

(6)	� 1Ärztinnen und Ärzte im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 werden derjenigen Stufe 
der Entgeltgruppe (§ 4) zugeordnet, die sie erreicht hätten, wenn die Entgelttabelle 
für Ärztinnen und Ärzte bereits seit Beginn ihrer Zugehörigkeit zu der für sie maß-
gebenden Entgeltgruppe gegolten hätte. 2Für die Stufenfindung bei der Überleitung 
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zählen die Zeiten im jetzigen Arbeitsverhältnis zu demselben Arbeitgeber. 3Für die 
Berücksichtigung von Vorzeiten ärztlicher Tätigkeit bei der Stufenfindung gilt § 16 
Absatz 2 in Verbindung mit § 41 Nr. 11 TV-L. 4Ist das Vergleichsentgelt höher als das 
nach den Sätzen 1 bis 3 maßgebende Tabellenentgelt, wird das Vergleichsentgelt so 
lange gezahlt, bis das Tabellenentgelt das Vergleichsentgelt erreicht; Absatz 1 Sätze 
2 und 3 gelten entsprechend.

Protokollerklärungen zu §§ 4 und 6:

Für die Überleitung in die Entgeltgruppe 8a gemäß Anlagen 5 A und 5 B  
TVÜ-Länder gilt für übergeleitete Beschäftigte 
–	 der Vergütungsgruppe Kr. V vier Jahre Kr. Va zwei Jahre Kr. VI
–	 der Vergütungsgruppe Kr. Va drei Jahre Kr. VI 
–	 der Vergütungsgruppe Kr. Va fünf Jahre Kr. VI 
–	 der Vergütungsgruppe Kr. V sechs Jahre Kr. VI 
mit Ortszuschlag der Stufe 2:
1.	 Zunächst erfolgt die Überleitung nach den allgemeinen Grundsätzen.
2.	 Die Verweildauer in Stufe 3 wird von drei Jahren auf zwei Jahre verkürzt.
3.	 Der Tabellenwert der Stufe 4 wird nach der Überleitung um 100 Euro erhöht.

§ 7
Stufenzuordnung der Arbeiterinnen und Arbeiter

– (hier nicht abgedruckt) –

3. ABSCHNITT 
BESITZSTANDSREGELUNGEN

§ 8
Bewährungs- und Fallgruppenaufstiege

(1)	� 1Beschäftigte, die aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O in eine der Entgelt
gruppen 3, 5, 6 oder 8 übergeleitet werden und

	 –	� die am 1. November 2006 bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts die für  
eine Höhergruppierung erforderliche Zeit der Bewährung oder Tätigkeit zur 
Hälfte erfüllt haben,
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	 –	� bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt weiterhin eine Tätigkeit auszuüben 
haben, die diesen Aufstieg ermöglicht hätte, und

	 –	� bei denen zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, 
die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung entgegen
gestanden hätten,

	� sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert wären, 
in die nächsthöhere Entgeltgruppe des TV-L eingruppiert. 2Abweichend von Satz 1 
erfolgt die Höhergruppierung in die Entgeltgruppe 5, wenn die Beschäftigten aus der 
Vergütungsgruppe VIII BAT/BAT-O mit ausstehendem Aufstieg nach Vergütungs-
gruppe VII BAT/BAT-O in die Entgeltgruppe 3 übergeleitet worden sind; sie erfolgt 
in die Entgeltgruppe 8, wenn die Beschäftigten aus der Vergütungsgruppe VIb BAT/
BAT-O mit ausstehendem Aufstieg nach Vergütungsgruppe Vc BAT/BAT-O in die 
Entgeltgruppe 6 übergeleitet worden sind. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht in den 
Fällen des § 4 Absatz 2. 4Erfolgt die Höhergruppierung vor dem 1. November 2008, 
gilt – gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Satzes 2 – § 6 Absatz 2 Satz 1 und 2 
entsprechend.

Niederschriftserklärung zu § 8 Absatz 1 Satz 3:

Eine missbräuchliche Entziehung der Tätigkeit mit dem ausschließlichen Ziel, eine 
Höhergruppierung bzw. eine Besitzstandszulage zu verhindern, ist nicht zulässig.

(2)	� 1Beschäftigte, die aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O in eine der Entgeltgrup-
pen 2 sowie 9 bis 15 übergeleitet werden und

	 –	� die am 1. November 2006 bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts die für eine 
Höhergruppierung erforderliche Zeit der Bewährung oder Tätigkeit zur Hälfte 
erfüllt haben,

	 –	� in der Zeit zwischen dem 1. Dezember 2006 und dem 31. Oktober 2008 höher-
gruppiert wären,

	 –	� bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt weiterhin eine Tätigkeit auszuüben 
haben, die diesen Aufstieg ermöglicht hätte, und

	 –	� bei denen zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, 
die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung entgegen
gestanden hätten,

	� erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert 
wären, in ihrer bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach derjenigen individuellen 
Zwischen- beziehungsweise Endstufe, die sich ergeben hätte, wenn sich ihr Ver-

– 134 –

TVÜ-LÄNDER



gleichsentgelt (§ 5) nach der Vergütung aufgrund der Höhergruppierung bestimmt 
hätte. 2Ein etwaiger Strukturausgleich wird ab dem individuellen Aufstiegszeitpunkt 
nicht mehr gezahlt. 3Der weitere Stufenaufstieg richtet sich bei Zuordnung zu einer 
individuellen Zwischenstufe nach § 6 Absatz 1. 4§ 4 Absatz 2 bleibt unberührt. 5Zur 
Ermittlung einer neuen individuellen Zwischenstufe gemäß Satz 1 ist für Beschäftigte 
im Tarifgebiet Ost, die unter die Protokollerklärung zu § 6 Absatz 1 fallen, das auf 
den Rechtsstand vom 31. Oktober 2006 festgestellte neue Vergleichsentgelt um den 
Faktor 1,081081 zu erhöhen, wenn die Neuberechnung des Vergleichsentgelts in 
der Zeit nach dem 31. Dezember 2007 zu erfolgen hat. 6Darüber hinaus ist das Ver-
gleichsentgelt um 2,9 v. H. zu erhöhen und auf volle fünf Euro aufzurunden, wenn 
die Neuberechnung des Vergleichsentgelts für Beschäftigte im Tarifgebiet West nach 
dem 31. Dezember 2007 und für Beschäftigte im Tarifgebiet Ost nach dem 30. April 
2008 zu erfolgen hat.

Niederschrifterklärung zu § 8 Absatz 2 Satz 2:

Eine missbräuchliche Entziehung der Tätigkeit mit dem ausschließlichen Ziel, eine 
Höhergruppierung bzw. eine Besitzstandszulage zu verhindern, ist nicht zulässig.

Niederschrifterklärung zu § 8 Absatz 2:

Die Neuberechnung des Vergleichsentgelts führt nicht zu einem Wechsel der 
Entgeltgruppe.

(3)	� 1Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 gelten die Absätze 1 bezie-
hungsweise 2 auf schriftlichen Antrag entsprechend für übergeleitete Beschäftigte, 
die bei Fortgeltung des BAT/BAT-O bis spätestens zum 31. Oktober 2012 wegen 
Erfüllung der erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit höhergruppiert wor-
den wären, unabhängig davon, ob die Hälfte der erforderlichen Bewährungs- oder 
Tätigkeitszeit am Stichtag erfüllt ist. 2In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 erhalten 
Beschäftigte, die in der Zeit zwischen dem 1. November 2008 und dem 31. Okto-
ber 2012 bei Fortgeltung des BAT/BAT-O höhergruppiert worden wären, in ihrer 
bisherigen Entgeltgruppe Entgelt nach derjenigen individuellen Zwischen- oder 
Endstufe, die sich aus der Summe des bisherigen Tabellenentgelts und dem nach 
Absatz 2 ermittelten Höhergruppierungsgewinn nach bisherigem Recht ergibt; die 
Stufenlaufzeit bleibt hiervon unberührt. 3Bei Beschäftigten mit individueller Endstu-
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fe erhöht sich in diesen Fällen ihre individuelle Endstufe um den nach bisherigem 
Recht ermittelten Höhergruppierungsgewinn. 4Im Tarifgebiet Ost sind Anpassun-
gen des Bemessungssatzes bei der Ermittlung des Höhergruppierungsgewinns 
zu berücksichtigen; ab 1. Januar 2010 werden in den Fällen, in denen noch keine 
Bemessungssatzanhebung stattgefunden hat, die Höhergruppierungsgewinne um 
den Faktor 1,081081 erhöht. 5§ 6 Absatz 4 Satz 5 gilt – auch bei Zuordnung zu einer 
individuellen Zwischenstufe – entsprechend.

Protokollerklärung zu § 8 Absatz 3:

Wäre die/der Beschäftigte bei Fortgeltung des BAT/BAT-O in der Zeit vom  
1. Januar 2011 bis 31. März 2011 wegen Erfüllung der Voraussetzungen des Ab-
satzes 3 höhergruppiert worden, findet Absatz 3 auf schriftlichen Antrag  
vom 1. April 2011 an Anwendung.

Niederschriftserklärung zu § 8 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 2 
sowie § 9 Absatz 2 bis 4:

Eine missbräuchliche Entziehung der Tätigkeit mit dem ausschließlichen Ziel, eine 
Höhergruppierung bzw. eine Besitzstandszulage zu verhindern, ist nicht zulässig.

(4)	� 1Die Absätze 1 bis 3 finden auf übergeleitete Beschäftigte, deren Eingruppierung 
sich bis zum 31. Dezember 2011 nach der Vergütungsordnung für Angestellte im 
Pflegedienst (Anlage 1b zum BAT/BAT-O) richtet, und die zum 1. Januar 2012 in den 
Teil IV der Entgeltordnung zum TV-L übergeleitet werden, sowie auf übergeleite-
te Ärztinnen und Ärzte im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 keine Anwendung. 
2Satz 1 gilt nicht für die gemäß Anlagen 5 A und 5 B in die Entgeltgruppen 9a bis 9d 
übergeleiteten Beschäftigten.

(5)	� 1Ist bei einer Lehrkraft, die bis zum 31. Dezember 2011 gemäß Nr. 5 der Vorbemer-
kungen zu allen Vergütungsgruppen nicht unter die Anlage 1a zum BAT/BAT-O und 
ab 1. Januar 2012 gemäß Nr. 4 der Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgelt-
ordnung nicht unter die Entgeltordnung zum TV-L fällt, eine Höhergruppierung 
nur vom Ablauf einer Bewährungszeit und von der Bewährung abhängig und ist 
am 1. November 2006 die Hälfte der Mindestzeitdauer für einen solchen Aufstieg 
erfüllt, erfolgt in den Fällen des Absatzes 1 unter den weiteren dort genannten 
Voraussetzungen zum individuellen Aufstiegszeitpunkt der Aufstieg in die nächst
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höhere Entgeltgruppe. 2Absatz 1 Satz 2 und Höhergruppierungsmöglichkeiten durch 
entsprechende Anwendung beamtenrechtlicher Regelungen bleiben unberührt. 3In 
den Fällen des Absatzes 2 gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass anstelle der Höhergrup-
pierung eine Neuberechnung des Vergleichsentgelts nach Absatz 2 erfolgt. 4Absatz 3 
gilt entsprechend.

§ 9
Vergütungsgruppenzulagen

(1)	� Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte, denen am 
31. Oktober 2006 nach der Vergütungsordnung zum BAT/BAT-O eine Vergütungs-
gruppenzulage zusteht, erhalten in der Entgeltgruppe, in die sie übergeleitet wer-
den, eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen Vergütungsgruppenzulage.

(2)	� 1Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte, die bei Fort-
geltung des bisherigen Rechts nach dem 31. Oktober 2006 eine Vergütungsgruppen-
zulage ohne vorausgehenden Fallgruppenaufstieg erreicht hätten, erhalten ab dem 
Zeitpunkt, zu dem ihnen die Zulage nach bisherigem Recht zugestanden hätte, eine 
Besitzstandszulage. 2Die Höhe der Besitzstandszulage bemisst sich nach dem Betrag, 
der als Vergütungsgruppenzulage zu zahlen gewesen wäre, wenn diese bereits am 
31. Oktober 2006 zugestanden hätte. 3Voraussetzung ist, dass

	 –	� am 1. November 2006 die für die Vergütungsgruppenzulage erforderliche Zeit 
der Bewährung oder Tätigkeit nach Maßgabe des § 23b Abschnitt A BAT/BAT-O 
zur Hälfte erfüllt ist,

	 –	� zu diesem Zeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung des 
bisherigen Rechts der Vergütungsgruppenzulage entgegengestanden hätten und

	� –	� bis zum individuellen Zeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben 
ist, die zu der Vergütungsgruppenzulage geführt hätte.

(2a)	�1Absatz 2 gilt auf schriftlichen Antrag entsprechend für übergeleitete Beschäftigte, 
die bei Fortgeltung des BAT/BAT-O bis spätestens zum 31. Oktober 2012 wegen 
Erfüllung der erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit die Voraussetzungen 
der Vergütungsgruppenzulage erfüllt hätten, unabhängig davon, ob die Hälfte der 
erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit am Stichtag erfüllt ist. 2Die Proto-
kollerklärung zu § 8 Absatz 3 gilt entsprechend.

(3)	� 1Für aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte, die bei 
Fortgeltung des bisherigen Rechts nach dem 31. Oktober 2006 im Anschluss an einen 
Fallgruppenaufstieg eine Vergütungsgruppenzulage erreicht hätten, gilt Folgendes:

	 a)	� 1In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 übergeleitete Beschäftigte, die den 
Fallgruppenaufstieg am 31. Oktober 2006 noch nicht erreicht haben, sind zu dem 
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Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert worden wären, in 
die nächsthöhere Entgeltgruppe des TV-L eingruppiert; § 8 Absatz 1 Satz 2 bis 4 
gilt entsprechend. 2Eine Besitzstandszulage für eine Vergütungsgruppenzulage 
steht nicht zu.

	 b)	� 1Ist ein der Vergütungsgruppenzulage vorausgehender Fallgruppenaufstieg 
am 31. Oktober 2006 bereits erfolgt, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, dass am 
1. November 2006 die Hälfte der Gesamtzeit für den Anspruch auf die Vergü-
tungsgruppenzulage einschließlich der Zeit für den vorausgehenden Aufstieg 
zurückgelegt sein muss oder die Vergütungsgruppenzulage bei Fortgeltung des 
bisherigen Rechts bis zum 31. Oktober 2012 erworben worden wäre. 2Im Fall 
des Satzes 1 2. Alternative wird die Besitzstandszulage auf schriftlichen Antrag 
gewährt. 3Die Protokollerklärung zu § 8 Absatz 3 gilt entsprechend.

	 c)	� 1Wäre im Fall des Buchstaben a nach bisherigem Recht der Fallgruppenaufstieg 
spätestens am 31. Oktober 2008 erreicht worden, gilt Absatz 2 auf schriftlichen 
Antrag mit der Maßgabe, dass am 1. November 2008 die Hälfte der Gesamtzeit 
für den Anspruch auf die Vergütungsgruppenzulage einschließlich der Zeit für 
den vorausgehenden Aufstieg erreicht worden sein muss und die Vergütungs-
gruppenzulage bei Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 31. Oktober 2012 
erworben worden wäre. 2Die Protokollerklärung zu § 8 Absatz 3 gilt entspre-
chend.

(4)	� 1Die Besitzstandszulage nach den Absätzen 1, 2 und 3 Buchstaben b und c wird so 
lange gezahlt, wie die anspruchsbegründende Tätigkeit ununterbrochen ausgeübt 
wird und die sonstigen Voraussetzungen für die Vergütungsgruppenzulage nach 
bisherigem Recht weiterhin bestehen. 2Sie verändert sich bei allgemeinen Entgel-
tanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe 
vereinbarten Vomhundertsatz. 3Daneben steht ein weiterer Anspruch auf eine 
Entgeltgruppenzulage nach der Entgeltordnung nicht zu.

Protokollerklärungen zu § 9 Absatz 4:

1.	 �Unterbrechungen wegen Mutterschutz, Elternzeit, Krankheit und Urlaub  
sind unschädlich.

2.	 Die Protokollerklärung zu § 6 Absatz 4 gilt entsprechend.
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Protokollerklärung zu § 9 Absatz 4 Satz 2:

Die Besitzstandszulage erhöht sich ab 1. Dezember 2022 um 2,8 v. H.

Niederschriftserklärung zu § 9 Absatz 2 bis 4:

�Eine missbräuchliche Entziehung der Tätigkeit mit dem ausschließlichen Ziel, eine 
Höhergruppierung bzw. eine Besitzstandszulage zu verhindern, ist nicht zulässig.

§ 10
Fortführung vorübergehend übertragener höherwertiger Tätigkeit

1Beschäftigte, denen am 31. Oktober 2006 eine Zulage nach § 24 BAT/BAT-O zusteht, 
erhalten nach Überleitung in den TV-L eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen 
Zulage, solange sie die anspruchsbegründende Tätigkeit weiterhin ausüben und die Zu-
lage nach bisherigem Recht zu zahlen wäre. 2Wird die anspruchsbegründende Tätigkeit 
über den 31. Oktober 2008 hinaus beibehalten, finden mit Wirkung ab dem 1. November 
2008 die Regelungen des TV-L über die vorübergehende Übertragung einer höherwer-
tigen Tätigkeit Anwendung. 3Für eine vor dem 1. November 2006 vorübergehend über-
tragene höherwertige Tätigkeit, für die am 31. Oktober 2006 wegen der zeitlichen Vor-
aussetzungen des § 24 Absatz 1 beziehungsweise 2 BAT/BAT-O noch keine Zulage gezahlt 
wird, gilt Satz 1 und 2 ab dem Zeitpunkt entsprechend, zu dem nach bisherigem Recht 
die Zulage zu zahlen gewesen wäre. 4Sätze 1 bis 3 gelten in den Fällen des § 9 MTArb/
MTArb-O entsprechend; bei Vertretung einer Arbeiterin/eines Arbeiters bemisst sich die 
Zulage nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem Lohn nach § 9 Absatz 2 Buchstabe 
a MTArb/MTArb-O und dem im Oktober 2006 ohne Zulage zustehenden Lohn. 5Sätze 1 
bis 4 gelten bei besonderen tarifvertraglichen Vorschriften über die vorübergehende 
Übertragung höherwertiger Tätigkeiten entsprechend. 6Die Zulage nach Satz 1 verändert 
sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für 
die jeweilige Entgeltgruppe vereinbarten Vomhundertsatz. 7Ist Beschäftigten, die eine 
Besitzstandszulage nach Satz 1 erhalten, die anspruchsbegründende Tätigkeit bis zum 
31. Oktober 2008 dauerhaft übertragen worden, erhalten sie eine persönliche Zulage, 
wenn sich die Bezüge dadurch verringert haben. 8Die Zulage nach Satz 7 wird für die 
Dauer der Wahrnehmung dieser Tätigkeit auf einen bis zum 31. Dezember 2009 zu 
stellenden schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) der/des Beschäftigten vom 1. März 2009 
an gezahlt. 9Die Höhe der Zulage bemisst sich nach dem Unterschiedsbetrag zwischen 
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dem am 1. November 2006 nach § 6 oder § 7 zustehenden Tabellenentgelt oder Entgelt 
nach einer individuellen Zwischen- oder Endstufe einschließlich der Besitzstandszulage 
nach Satz 1 und dem Tabellenentgelt nach der Höhergruppierung. 10Nach der Höher-
gruppierung erfolgte Entgelterhöhungen durch allgemeine Entgeltanpassungen, durch 
Stufenaufstiege und Höhergruppierungen und durch Zulagen gemäß § 14 Absatz 3 TV-L 
sind auf die persönliche Zulage in voller Höhe anzurechnen.

Protokollerklärung zu § 10 Satz 10:

Die Anrechnung umfasst auch entsprechende Entgeltsteigerungen, die nach dem 
31. Oktober 2006 erfolgt sind.

Niederschriftserklärung zu § 10:

Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass die vertretungsweise Übertragung 
einer höherwertigen Tätigkeit ein Unterfall der vorübergehenden Übertragung 
einer höherwertigen Tätigkeit ist.

§ 11
Kinderbezogene Entgeltbestandteile

(1)	� 1Für im Oktober 2006 zu berücksichtigende Kinder werden die kinderbezogenen 
Entgeltbestandteile des BAT/BAT-O oder MTArb/MTArb-O in der für Oktober 2006 
zustehenden Höhe als Besitzstandszulage fortgezahlt, solange für diese Kinder 
Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz (EStG) oder nach dem Bundeskinder-
geldgesetz (BKGG) ununterbrochen gezahlt wird oder ohne Berücksichtigung des 
§ 64 oder § 65 EStG oder des § 3 oder § 4 BKGG gezahlt würde. 2Die Besitzstands-
zulage entfällt ab dem Zeitpunkt, zu dem einer anderen Person, die im öffentlichen 
Dienst steht oder auf Grund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach beamten-
rechtlichen Grundsätzen oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt 
ist, für ein Kind, für welches die Besitzstandszulage gewährt wird, das Kindergeld 
gezahlt wird; die Änderung der Kindergeldberechtigung hat die/der Beschäftigte 
dem Arbeitgeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 3Unterbrechungen der Kinder-
geldzahlung wegen Ableistung von Grundwehrdienst, Zivildienst oder Wehrübungen 
sowie die Ableistung eines freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres sind un-
schädlich; soweit die unschädliche Unterbrechung bereits im Monat Oktober 2006 
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vorliegt, wird die Besitzstandszulage ab dem Zeitpunkt des Wiederauflebens der 
Kindergeldzahlung gewährt.

Protokollerklärungen zu § 11 Absatz 1:

1.	� 1Die Unterbrechung der Entgeltzahlung im Oktober 2006 bei Ruhen des 
Arbeitsverhältnisses wegen Elternzeit, Rente auf Zeit oder Ablauf der Kran-
kenbezugsfristen ist für das Entstehen des Anspruchs auf die Besitzstands-
zulage unschädlich. 2Bei späteren Unterbrechungen der Entgeltzahlung in 
den Fällen von Satz 1 wird die Besitzstandszulage nach Wiederaufnahme der 
Beschäftigung weiter gezahlt. 3Die Höhe der Besitzstandszulage nach Satz 1 
richtet sich nach § 5 Absatz 6. 4Diejenigen Beschäftigten, die im Oktober 
2006 nicht kindergeldberechtigt waren und deshalb keinen kinderbezogenen 
Ortszuschlagsanteil erhalten haben und bis zum 31. Dezember 2006 einen 
Berechtigtenwechsel beim Kindergeld vornehmen, haben Anspruch auf die 
Besitzstandszulage nach Satz 1. 5Die Höhe der Besitzstandszulage ist so zu 
bemessen, als hätte die/der Beschäftigte bereits im Oktober 2006 Anspruch 
auf Kindergeld gehabt.

2.	� 1Nr. 1 gilt entsprechend auf schriftlichen Antrag bei Ruhen des Arbeitsver-
hältnisses wegen eines Sonderurlaubs aufgrund von Familienpflichten oder 
eines Sonderurlaubs, für den der Arbeitgeber vor dessen Antritt ein dienst-
liches oder betriebliches Interesse an der Beurlaubung schriftlich anerkannt 
hat. 2Familienpflichten im Sinne des Satzes 1 liegen vor, wenn die/der Be-
schäftigte mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder einen nach ärztlichem 
Gutachten pflegebedürftigen Angehörigen tatsächlich betreut oder pflegt. 
3Die/Der Beschäftigte hat das Vorliegen der Voraussetzungen nachzuweisen 
und Änderungen anzuzeigen.

3.	� 1Bei Tod der/des Kindergeldberechtigten wird ein Anspruch nach Absatz 1 
für den anderen in den TV-L übergeleiteten Beschäftigten auf schriftlichen 
Antrag auch nach dem 1. November 2006 begründet. 2Der Anspruch auf die 
kinderbezogenen Entgeltbestandteile muss bei der verstorbenen Person un-
beschadet der sonstigen Voraussetzungen des Absatzes 1 bis zum Todestag 
bestanden haben. 3Die Höhe der Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als 
hätte die/der Beschäftigte bereits im Oktober 2006 Anspruch auf Kindergeld 
gehabt. 4Die Besitzstandszulage wird ab dem ersten Tag des Monats, der 
dem Sterbemonat folgt, frühestens jedoch ab 1. März 2009, gezahlt. 5Satz 3 
der Nr. 2 gilt entsprechend.
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(2)	 1§ 24 Absatz 2 TV-L ist anzuwenden. 2Die Besitzstandszulage nach Absatz 1 Satz 1 
verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertrags-
parteien für die jeweilige Entgeltgruppe vereinbarten Vomhundertsatz. 3Ansprüche 
nach Absatz 1 können für Kinder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr durch Verein-
barung mit der/dem Beschäftigten abgefunden werden.

Protokollerklärung zu § 11 Absatz 2:

Die Protokollerklärungen zu § 6 Absatz 4 und zu § 9 Absatz 4 Satz 2 gelten 
entsprechend.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für
	 a)	� zwischen dem 1. November 2006 und dem 31. Dezember 2006 geborene Kinder 

der übergeleiteten Beschäftigten,
	 b)	� die Kinder von bis zum 31. Dezember 2006 in ein Arbeitsverhältnis übernomme-

nen Auszubildenden, Schülerinnen/Schüler in der Gesundheits- und Kranken
pflege, Gesundheits- und Kinderkrankenpflege und in der Entbindungspflege 
sowie Praktikantinnen und Praktikanten aus tarifvertraglich geregelten Beschäf-
tigungsverhältnissen, soweit diese Kinder vor dem 1. Januar 2007 geboren sind.

§ 12
Strukturausgleich

(1)	� 1Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte erhalten einen 
nicht dynamischen Strukturausgleich ausschließlich in den in Anlage 3 aufgeführ-
ten Fällen zusätzlich zu ihrem monatlichen Entgelt. 2Maßgeblicher Stichtag für die 
anspruchsbegründenden Voraussetzungen (Vergütungsgruppe, Lebensaltersstufe, 
Ortszuschlag, Aufstiegszeiten) ist der 1. November 2006, sofern in Anlage 3 nicht 
ausdrücklich etwas anderes geregelt ist.
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Protokollerklärung zu § 12 Absatz 1:

1Bei aus dem Geltungsbereich des BAT-O übergeleiteten „Erfüller“-Lehrkräften 
mit einer Ausbildung nach dem Recht der ehemaligen DDR wird, sofern sie nach 
dem 1. Juli 1995 im Wege der Höhergruppierung eine Vergütungsgruppe erreicht 
haben, die für vergleichbare Lehrkräfte mit einer Ausbildung nach bundesdeut-
schem Recht das Eingangsamt darstellt, diese Vergütungsgruppe als für den 
Strukturausgleich maßgebliche Vergütungsgruppe angesehen. 2Für Beschäftigte 
im Sinne des Satzes 1, die noch nicht im Wege des Aufstiegs höhergruppiert 
wurden, ist die zum Zeitpunkt der Überleitung maßgebende Vergütungsgruppe 
die für den Strukturausgleich maßgebliche Vergütungsgruppe. 3Maßgeblich ist je-
weils in der Spalte „Aufstieg“ der Anlage 3 die Bezeichnung „ohne“ zu der jewei-
ligen Vergütungsgruppe. 4Werden Beschäftigte im Sinne des Satzes 2, die bereits 
einen Strukturausgleich nach der Anlage 3 Teil A erhalten, nach dem 31. Oktober 
2006 in eine Entgeltgruppe höhergruppiert, in die vergleichbare Lehrkräfte mit 
einer Ausbildung nach bundesdeutschem Recht im Eingangsamt eingruppiert 
werden, findet § 12 Absatz 5 Anwendung. 5Zahlungen werden frühestens ab dem 
1. März 2009 geleistet.

(2)	� Die Zahlung des Strukturausgleichs beginnt im November 2008, sofern in Anlage 3 
nicht etwas anderes bestimmt ist.

(3)	� Für Beschäftigte, für die nach dem TV-L die Regelungen des Tarifgebiets Ost Anwen-
dung finden, gilt der jeweilige Bemessungssatz.

(4)	� 1Bei Teilzeitbeschäftigung steht der Strukturausgleich anteilig zu (§ 24 Absatz 2 
TV-L). 2Satz 1 gilt für Beschäftigte, deren Arbeitszeit nach § 3 des Tarifvertrages zur 
sozialen Absicherung vom 6. Juli 1992 bzw. vom 12. Oktober 2006 herabgesetzt ist, 
entsprechend.

Protokollerklärung zu § 12 Absatz 4:

Bei späteren Veränderungen der individuellen regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit der/des Beschäftigten ändert sich der Strukturausgleich entsprechend.

(5)	� 1Bei Höhergruppierungen wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf 
den Strukturausgleich angerechnet. 2Dies gilt auch, wenn die Höhergruppierung 
aufgrund der Überleitung von Beschäftigten in die Entgeltordnung zum TV-L gemäß 
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§ 29a Absatz 3 oder aufgrund § 29c Absatz 3, § 29d Absatz 2, § 29e oder § 29f erfolgt.
	� 3Für Beschäftigte in einer der Entgeltgruppen 9a bis 15 (Anlage B zum TV-L), in der 

Entgeltgruppe 13 Ü (§ 19) oder in einer der Entgeltgruppen KR 9 bis KR 16 (Anlage 
C zum TV-L) wird bei Erreichen der Stufe 6 auch der Unterschiedsbetrag zwischen 
Stufe 5 und Stufe 6 auf den Strukturausgleich angerechnet. Satz 3 gilt ab 1. Januar 
2020 entsprechend für Beschäftigte in einer der Entgeltgruppen S 9 bis S 18 (Anlage 
G zum TV-L). 5Satz 3 findet keine Anwendung auf Beschäftigte im Sinne von § 19 
Absatz 2 Satz 2.

Protokollerklärungen zu § 12 Absatz 5:

1.	� Die Überleitung in die Entgeltgruppe 14 gemäß § 29a Absatz 5 gilt nicht als 
Höhergruppierung.

2.	� 1Für Beschäftigte, die in der Zeit vom 1. Januar 2018 bis zum 30. September 
2018 der Stufe 6 zugeordnet werden, wird auch die Erhöhung des Unter-
schiedsbetrages am 1. Oktober 2018 auf den Strukturausgleich angerechnet. 
2Satz 1 gilt entsprechend bei Beschäftigten in Entgeltgruppe 9 mit besonde-
rer Stufenlaufzeit von fünf Jahren in Stufe 2 für den Erhöhungsbetrag nach 
Anlage B zum TV-L. 3Satz 1 findet keine Anwendung auf Beschäftigte im 
Sinne von § 19 Absatz 2 Satz 2.

(6)	 Einzelvertraglich kann der Strukturausgleich abgefunden werden.
(7)	 Die Absätze 1 bis 6 finden auf Ärztinnen und Ärzte im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 

und 3 keine Anwendung.

Niederschrifterklärung zu § 12:

�1Die Tarifvertragsparteien erkennen an, dass die Strukturausgleiche in einem 
Zusammenhang mit einer zukünftigen Entgeltordnung stehen. 2Die Tarifver-
tragsparteien werden nach einer Vereinbarung einer neuen Entgeltordnung 
zum TV-L prüfen, ob und in welchem Umfang sie neben den bereits verbindlich 
vereinbarten Fällen, in denen Strukturausgleichsbeträge festgelegt sind, für 
einen Zeitraum bis längstens Ende 2015 in weiteren Fällen Regelungen, die auch 
in der Begrenzung der Zuwächse aus Strukturausgleichen bestehen können, 
vornehmen müssen. 3Sollten zusätzliche Strukturausgleiche vereinbart werden, 
sind die sich daraus ergebenden Kostenwirkungen in der Entgeltrunde 2009 zu 
berücksichtigen.

– 144 –

TVÜ-LÄNDER



§ 13
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall

(1)	� 1Bei Beschäftigten, für die bis zum 31. Oktober 2006 § 71 BAT gegolten hat und die 
nicht in der privaten Krankenversicherung versichert sind, wird abweichend von 
§ 22 Absatz 2 TV-L für die Dauer des über den 31. Oktober 2006 hinaus ununter-
brochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses der Krankengeldzuschuss in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem festgesetzten Nettokrankengeld oder der 
entsprechenden gesetzlichen Nettoleistung und dem Nettoentgelt (§ 22 Absatz 2 
Satz 2 und 3 TV-L) gezahlt. 2Nettokrankengeld ist das um die Arbeitnehmeranteile 
zur Sozialversicherung reduzierte Krankengeld. 3Bei Beschäftigten, die in der gesetz-
lichen Krankenversicherung versicherungsfrei oder die von der Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Krankenversicherung befreit sind, werden bei der Berechnung 
des Krankengeldzuschusses diejenigen Leistungen zu Grunde gelegt, die ihnen als 
Pflichtversicherte in der gesetzlichen Krankenversicherung zustünden.

(2)	� 1Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1 erhalten längstens bis zum Ende der 26. Woche 
seit dem Beginn ihrer über den 31. Oktober 2006 hinaus ununterbrochen fortbeste-
henden Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit oder Arbeitsverhinderung 
infolge einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation ihr Entgelt 
nach § 21 TV-L fortgezahlt. 2Tritt nach dem 1. November 2006 Arbeitsunfähigkeit in-
folge derselben Krankheit ein, werden die Zeiten der Entgeltfortzahlung nach Satz 1 
auf die Fristen gemäß § 22 TV-L angerechnet.

(3)	� 1Bei Beschäftigten, für die bis zum 31. Oktober 2006 § 71 BAT gegolten hat und die in 
der privaten Krankenversicherung versichert sind, wird anstelle des Krankengeldzu-
schusses nach § 22 Absatz 2 und 3 TV-L für die Dauer des über den 31. Oktober 2006 
hinaus ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses das Entgelt nach § 21 
TV-L bis zur Dauer von 26 Wochen gezahlt. 2§ 22 Absatz 4 TV-L findet auf die Entgelt-
fortzahlung nach Satz 1 entsprechende Anwendung. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auf 
Antrag entsprechend für bisher unter § 71 BAT fallende Beschäftigte, die freiwillig in 
der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind und am 19. Mai 2006 (Stich-
tag) einen Anspruch auf Krankengeld erst ab der 27. Woche der Arbeitsunfähigkeit 
hatten; der Antrag ist bis zum 31. Dezember 2006 zu stellen.
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Protokollerklärung zu § 13:

1Ansprüche aufgrund von Regelungen für die Gewährung von Beihilfen an Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer im Krankheitsfall bleiben für übergeleitete 
Beschäftigte, die am 31. Oktober 2006 noch Anspruch auf Beihilfe haben, unbe-
rührt. 2Änderungen von Beihilfevorschriften für Beamte kommen zur Anwendung, 
soweit auf Landes- beziehungsweise Bundesvorschriften Bezug genommen wird. 

§ 14
Beschäftigungszeit

(1)	� Für die Dauer des über den 31. Oktober 2006 hinaus fortbestehenden Arbeitsver-
hältnisses werden die vor dem 1. November 2006 nach Maßgabe der jeweiligen 
tarifrechtlichen Vorschriften anerkannten Beschäftigungszeiten – mit Ausnahme 
der Zeiten im Sinne der Übergangsvorschrift Nr. 3 zu § 19 BAT-O/§ 6 MTArb-O – als 
Beschäftigungszeit im Sinne des § 34 Absatz 3 TV-L berücksichtigt.

(2)	� Für die Anwendung des § 23 Absatz 2 TV-L werden die bis zum 31. Oktober 2006 
zurückgelegten Zeiten, die nach Maßgabe 

	 –	 des § 39 BAT anerkannte Dienstzeit,
	 –	 des § 39 BAT-O beziehungsweise § 45 MTArb-O anerkannte Beschäftigungszeit,
	 –	 des § 45 MTArb anerkannte Jubiläumszeit
	 sind, als Beschäftigungszeit im Sinne des § 34 Absatz 3 TV-L berücksichtigt.

§ 15
Urlaub

(1)	� 1Für die Dauer und die Bewilligung des Erholungsurlaubs beziehungsweise von 
Zusatzurlaub für das Urlaubsjahr 2006 sowie für dessen Übertragung auf das Ur-
laubsjahr 2007 gelten die im Oktober 2006 jeweils maßgebenden Vorschriften bis 
zum 31. Dezember 2006 fort. 2Die Regelungen des TV-L gelten für die Bemessung 
des Urlaubsentgelts.

(2)	� 1Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte der Vergü-
tungsgruppen I und Ia, die für das Urlaubsjahr 2006 einen Anspruch auf 30 Arbeits-
tage Erholungsurlaub erworben haben, behalten bei einer Fünftagewoche diesen 
Anspruch für die Dauer des über den 31. Oktober 2006 hinaus ununterbrochen 
fortbestehenden Arbeitsverhältnisses. 2Die Urlaubsregelungen des TV-L bei abwei-
chender Verteilung der Arbeitszeit gelten entsprechend.
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(3)	� 1§ 49 Absatz 1 und 2 MTArb/MTArb-O i.V.m. dem Tarifvertrag über Zusatzurlaub für 
gesundheitsgefährdende Arbeiten für Arbeiter der Länder gelten bis zum In-Kraft-
Treten eines entsprechenden Tarifvertrags der Länder fort; im Übrigen gilt Absatz 1 
entsprechend. 2Aus dem Geltungsbereich des MTArb übergeleiteten Beschäftigten, 
die am 31. Oktober 2006 Anspruch auf einen Zusatzurlaub nach § 49 Absatz 4 MTArb 
haben, behalten diesen Anspruch, solange sie die Anspruchsvoraussetzungen in dem 
über den 31. Oktober 2006 hinaus ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhält-
nis weiterhin erfüllen.

(4)	� 1In den Fällen des § 48a BAT/BAT-O oder § 48a MTArb/MTArb-O wird der nach der 
Arbeitsleistung im Kalenderjahr 2006 zu bemessende Zusatzurlaub im Kalenderjahr 
2007 gewährt. 2Die nach Satz 1 zustehenden Urlaubstage werden auf den nach den 
Bestimmungen des TV-L im Kalenderjahr 2007 zustehenden Zusatzurlaub für Wech-
selschichtarbeit und Schichtarbeit angerechnet. 3Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 16
Abgeltung

1Durch Vereinbarung mit der/dem Beschäftigten können Entgeltbestandteile aus Besitz-
ständen, ausgenommen für Vergütungsgruppenzulagen, pauschaliert beziehungsweise 
abgefunden werden. 2§ 11 Absatz 2 Satz 3 und § 12 Absatz 6 bleiben unberührt.

Protokollerklärung zum 3. Abschnitt:

1Einvernehmlich werden die Verhandlungen zur Überleitung der Entgeltsicherung 
bei Leistungsminderung zurückgestellt. 2Da damit die fristgerechte Überleitung 
bei Beschäftigten, die eine Zahlung nach §§ 25, 37 MTArb/MTArb-O beziehungs-
weise § 56 BAT/BAT-O erhalten, nicht sichergestellt ist, erfolgt am 1. November 
2006 eine Fortzahlung der bisherigen Bezüge als zu verrechnender Abschlag auf 
das Entgelt, das diesen Beschäftigten nach dem noch zu erzielenden künftigen 
Verhandlungsergebnis zusteht; § 6 Absatz 1 Sätze 2 und 3 sowie die Protokoll-
erklärung zu § 6 Absatz 1 gelten entsprechend. 3Die in Satz 2 genannten Bestim-
mungen – einschließlich etwaiger Sonderregelungen – finden in ihrem jeweiligen 
Geltungsbereich bis zum In-Kraft-Treten einer Neuregelung weiterhin Anwen-
dung, und zwar auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2. 4§ 55 Absatz 2 
Unterabsatz 2 Satz 2 BAT bleibt in seinem bisherigen Geltungsbereich unberührt. 
5Sollte das künftige Verhandlungsergebnis geringer als bis dahin gewährte Leis-
tungen ausfallen, ist eine Rückforderung ausgeschlossen.
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4. ABSCHNITT 
SONSTIGE VOM TV-L ABWEICHENDE ODER IHN  

ERGÄNZENDE BESTIMMUNGEN

§ 17
Eingruppierung

(1)	� 1Die §§ 22, 23 BAT/BAT-O einschließlich der Vergütungsordnung, die §§ 1, 2 Absatz 1 
und § 5 des Tarifvertrages über das Lohngruppenverzeichnis der Länder zum MTArb 
(TV Lohngruppen TdL) einschließlich des Lohngruppenverzeichnisses mit Anlagen 1 
und 2 sowie die entsprechenden Regelungen für das Tarifgebiet Ost einschließlich 
§ 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 8. Mai 1991 gelten über 
den 31. Oktober 2006 hinaus bis zum 31. Dezember 2011 fort. 2Für Beschäftigte, die 
unter § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 8. Mai 1991 fallen, 
gelten die entsprechenden Vorschriften des Satzes 1 auch über den 31. Dezember 
2011 hinaus fort; dies gilt entsprechend für Beschäftigte, die unter Absatz 10 fallen. 
3Diese über den 31. Dezember 2011 hinaus fortgeltenden Regelungen finden auf 
übergeleitete und ab dem 1. November 2006 neu eingestellte Beschäftigte im jewei-
ligen bisherigen Geltungsbereich nach Maßgabe dieses Tarifvertrages Anwendung. 
4An die Stelle der Begriffe Vergütung und Lohn tritt der Begriff Entgelt.

Protokollerklärung zu § 17 Absatz 1 Satz 2:

Satz 2 findet für Lehrkräfte, für die die Entgeltordnung zum TV-L besondere Tätig-
keitsmerkmale enthält, keine Anwendung.

(2)	� Abweichend von Absatz 1
	 –	� gelten Vergütungsordnung und Lohngruppenverzeichnis nicht für ab dem  

1. November 2006 in Entgeltgruppe 1 TV-L neu eingestellte Beschäftigte,
	 –	� gilt die Vergütungsgruppe I der Vergütungsordnung zum BAT/BAT-O ab dem  

1. November 2006 nicht fort; die Ausgestaltung entsprechender Arbeitsverhält-
nisse erfolgt außertariflich,

	 –	� gilt für übergeleitete und ab dem 1. November 2006 neu eingestellte Ärztinnen 
und Ärzte im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 die Entgeltordnung gemäß  
Anlage 2 TVÜ-Länder Teil C.
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(3)	� 1Mit Ausnahme der Eingruppierung in die Entgeltgruppe 1 sind für Beschäftigte, 
die unter § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 8. Mai 1991 
fallen sowie für Beschäftigte, die unter Absatz 10 fallen, alle zwischen dem 1. Januar 
2012 und dem In-Kraft-Treten entsprechender neuer Eingruppierungsregelungen 
stattfindenden Eingruppierungsvorgänge (Neueinstellungen und Umgruppierungen) 
vorläufig und begründen keinen Vertrauensschutz und keinen Besitzstand. 2Dies gilt 
nicht für Aufstiege gemäß § 8 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 3.

(4)	� (weggefallen)
(5)	�  1Bewährungs-, Fallgruppen- und Tätigkeitsaufstiege gibt es ab dem 1. November 

2006 nicht mehr; §§ 8 und 9 bleiben unberührt. 2Satz 1 gilt auch für Vergütungs-
gruppenzulagen, es sei denn, dem Tätigkeitsmerkmal einer Vergütungsgruppe der 
Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage 1a zum BAT) ist eine Vergütungsgruppen
zulage zugeordnet, die unmittelbar mit Übertragung der Tätigkeit zusteht; bei 
Übertragung einer entsprechenden Tätigkeit bis zum 31. Dezember 2011 wird diese 
unter den Voraussetzungen des bisherigen Tarifrechts als Besitzstandszulage in der 
bisherigen Höhe gezahlt; § 9 Absatz 4 gilt entsprechend.

(6)	� Soweit die Anforderungen nach bisherigem Tarifrecht erfüllt wären, erhalten 
diejenigen Beschäftigten, denen ab 1. November 2006 eine anspruchsbegründende 
Tätigkeit übertragen wird, eine persönliche Zulage, 

	 a)	� die sich betragsmäßig nach der entfallenen Techniker- und Meisterzulage 
bemisst bis zum 31. Dezember 2018;

	 b)	� die sich betragsmäßig nach der entfallenen Programmiererzulage bemisst bis 
zum 31. Dezember 2020.

Protokollerklärung zu § 17 Absatz 6:

Die Protokollerklärung zu § 6 Absatz 4 gilt entsprechend.

(7)	� 1Für Eingruppierungen ab dem 1. November 2006 bis zum 31. Dezember 2011 werden 
die Vergütungsgruppen der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage 1a zum BAT) 
und die Lohngruppen des Lohngruppenverzeichnisses gemäß Anlage 4 den Entgelt-
gruppen des TV-L, zugeordnet. 2Für Beschäftigte, die unter § 2 Nr. 3 des Änderung-
starifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 8. Mai 1991 fallen sowie für Beschäftigte, die 
unter Absatz 10 fallen, gilt Satz 1 auch für Eingruppierungen nach dem 31. Dezember 
2011 fort. 3In den Fällen des § 16 Absatz 2a TV-L kann die Eingruppierung auch über 
den 31. Dezember 2011 hinaus unter Anwendung der Anlage 2 in die im unmittelbar 
vorhergehenden Arbeitsverhältnis gemäß § 4 Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 2, 
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§ 8 Absatz 1 und 3, § 9 Absatz 3 Buchstabe a oder durch vergleichbare Regelun-
gen erworbene Entgeltgruppe erfolgen, sofern das unmittelbar vorhergehende 
Arbeitsverhältnis vor dem 1. November 2006 begründet worden ist und derselben 
Ausgangsvergütungsgruppe zugeordnet war; im vorhergehenden Arbeitsverhältnis 
noch nicht vollzogene Bewährungs-, Tätigkeits- oder Zeitaufstiege werden in dem 
neuen Arbeitsverhältnis nicht weitergeführt. 4Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt.

Protokollerklärungen zu § 17 Absatz 7:

1.	� Die Protokollerklärung Nr. 1 zu § 4 Absatz 1 gilt entsprechend für überge
leitete und ab dem 1. November 2006 neueingestellte Pflegekräfte.

2.	� Satz 2 findet für Lehrkräfte, für die die Entgeltordnung zum TV-L besondere 
Tätigkeitsmerkmale enthält, keine Anwendung.

(8)	� 1Beschäftigte, die ab dem 1. November 2006 in die Entgeltgruppe 13 eingruppiert 
sind und die nach der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage 1a zum BAT/BAT-
O) in Vergütungsgruppe IIa BAT/BAT-O mit fünf- beziehungsweise sechsjährigem 
Aufstieg nach Vergütungsgruppe Ib BAT/BAT-O eingruppiert wären, erhalten bis zum 
31. Dezember 2011 eine persönliche Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem Entgelt ihrer Stufe nach Entgeltgruppe 13 und der entsprechenden Stufe 
der Entgeltgruppe 14. 2Von Satz 1 werden auch Fallgruppen der Vergütungsgruppe 
Ib BAT/BAT-O erfasst, deren Tätigkeitsmerkmale eine bestimmte Tätigkeitsdauer 
voraussetzen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Ab-
satz 2. 4Sie gelten nicht für Ärztinnen und Ärzte im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3.

Niederschriftserklärung zu § 17 Absatz 8:

�Mit dieser Regelung ist keine Entscheidung über Zuordnung und Fortbestand/ 
Besitzstand der Zulage im Rahmen einer neuen Entgeltordnung verbunden.

(9)	� 1Die bisherigen Regelungen für Vorarbeiterinnen und Vorarbeiter gelten bis zum 
31. Dezember 2011 im bisherigen Geltungsbereich fort; dies gilt auch für Beschäftig-
te im Sinne des § 1 Absatz 2. 2Ist anlässlich der vorübergehenden Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit im Sinne des § 14 TV-L zusätzlich eine Tätigkeit auszuüben, 
für die nach bisherigem Recht ein Anspruch auf Zahlung einer Zulage für Vorarbei-
terinnen und Vorarbeiter besteht, erhält die/der Beschäftigte bis zum 31. Dezember 
2011 abweichend von Satz 1 sowie von § 14 Absatz 3 TV-L anstelle der Zulage nach 
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§ 14 TV-L für die Dauer der Ausübung sowohl der höherwertigen als auch der zula-
genberechtigenden Tätigkeit eine persönliche Zulage in Höhe von insgesamt 10 v. H. 
ihres/seines Tabellenentgelts. 3Für Beschäftigte, die unter Absatz 10 fallen, gelten 
Satz 1 und 2 auch über den 31. Dezember 2011 hinaus fort.

Protokollerklärung zu § 17 Absatz 9 Satz 1:

1Die Zulage für Vorarbeiterinnen und Vorarbeiter verändert sich bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen nach dem 31. Dezember 2010 um den von den Tarifvertrags-
parteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz.  
2Sie erhöht sich ab 1. April 2011 um 1,5 v. H. und ab 1. Januar 2012 um 1,9 v. H.

(10)	Die Absätze 1 bis 9 gelten für besondere tarifvertragliche Vorschriften über die 
Eingruppierungen entsprechend.

Protokollerklärung zu § 17:

Die Tarifvertragsparteien sind sich darin einig, dass im Falle einer neuen Ent-
geltordnung die bisherigen unterschiedlichen materiellen Wertigkeiten aus Fach-
hochschulabschlüssen (einschließlich Sozialpädagogen/innen und Ingenieuren/
innen) auf das Niveau der vereinbarten Entgeltwerte der Entgeltgruppe 9 ohne 
Mehrkosten (unter Berücksichtigung der Kosten für den Personenkreis, der nach 
der Übergangsphase nicht mehr in eine höhere beziehungsweise niedrigere 
Entgeltgruppe eingruppiert ist) zusammengeführt werden; die Abbildung von He-
raushebungsmerkmalen oberhalb der Entgeltgruppe 9 bleibt davon unberührt.

§ 18
Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit

nach dem 31. Oktober 2006
(1)	� 1Wird aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleiteten Beschäftigten in der 

Zeit zwischen dem 1. November 2006 und dem 31. Oktober 2008 erstmalig außer-
halb von § 10 eine höherwertige Tätigkeit vorübergehend übertragen, findet der 
TV-L Anwendung. 2Ist die/der Beschäftigte in eine individuelle Zwischenstufe über-
geleitet worden, gilt für die Bemessung der persönlichen Zulage § 6 Absatz 2 Satz 1 
und 2 entsprechend. 3Bei Überleitung in eine individuelle Endstufe gilt § 6 Absatz 4 
Satz 3 entsprechend. 4In den Fällen des § 6 Absatz 5 bestimmt sich die Höhe der 
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Zulage nach den Vorschriften des TV-L über die vorübergehende Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit.

(2)	� Wird aus dem Geltungsbereich des MTArb/MTArb-O übergeleiteten Beschäftigten 
nach dem 31. Oktober 2006 erstmalig außerhalb von § 10 eine höherwertige Tätig-
keit vorübergehend übertragen, gelten bis zum In-Kraft-Treten eines Tarifvertrages 
über eine persönliche Zulage die bisherigen Regelungen des MTArb/MTArb-O mit 
der Maßgabe entsprechend, dass sich die Höhe der Zulage nach dem TV-L richtet, 
soweit sich aus § 17 Absatz 9 Satz 2 und 3 nichts anderes ergibt.

(3)	� 1Bis zum 31. Dezember 2011 gilt – auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2 –  
die Regelung des § 14 TV-L zur vorübergehenden Übertragung einer höherwerti-
gen Tätigkeit mit der Maßgabe, dass sich die Voraussetzungen für die übertragene 
höherwertige Tätigkeit nach § 22 Absatz 2 BAT/BAT-O beziehungsweise den ent-
sprechenden Regelungen für Arbeiter bestimmen. 2Für Beschäftigte, die unter § 17 
Absatz 10 fallen, gilt Satz 1 bis zum In-Kraft-Treten entsprechender Eingruppierungs-
vorschriften über den 31. Dezember 2011 hinaus fort.

§ 19
Entgeltgruppen 2 Ü, 13 Ü und 15 Ü

(1)	� 1Für Beschäftigte, die in die Entgeltgruppe 2 Ü übergeleitet worden sind, oder ab  
1. November 2006 in die Lohngruppe 1 mit Aufstieg nach 2 und 2a oder in die Lohn-
gruppe 2 mit Aufstieg nach 2a eingestellt und gemäß § 17 Absatz 7 der Entgeltgrup-
pe 2 Ü zugeordnet worden sind, gelten besondere Tabellenwerte, soweit sich aus 
§ 29a nichts anderes ergibt. 

	 2Die besonderen Tabellenwerte betragen
	 a)	 in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

2.305,31 2.507,71 2.585,10 2.680,36 2.745,84 2.835,13

	 b)	 ab 1. Dezember 2022
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

2.369,86 2.577,93 2.657,48 2.755,41 2.822,72 2.914,51
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(2)	� 1Für Beschäftigte, die in die Entgeltgruppe 13 Ü übergeleitet worden sind, gelten 
folgende Tabellenwerte:

	 a)	 in der Zeit vom 1. Oktober 2021 bis 30. November 2022
Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 a Stufe 4 b Stufe 5 Stufe 6

Nach 2 
Jahren in 
Stufe 2

Nach 4 
Jahren in 
Stufe 3

Nach 3 
Jahren in 
Stufe 4a

Nach 3 
Jahren in 
Stufe 4b

Nach 5 
Jahren in 
Stufe 5

Beträge aus (E 13/2) (E 13/3) (E 14/3) (E 14/4) (E 14/5) (E 14/6)

E 13 Ü 4.385,28 4.619,20 5.026,88 5.441,24 6.076,14 6.258,43

	 b)	 ab 1. Dezember 2022
Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 a Stufe 4 b Stufe 5 Stufe 6

Nach 2 
Jahren in 
Stufe 2

Nach 4 
Jahren in 
Stufe 3

Nach 3 
Jahren in 
Stufe 4a

Nach 3 
Jahren in 
Stufe 4b

Nach 5 
Jahren in 
Stufe 5

Beträge aus (E 13/2) (E 13/3) (E 14/3) (E 14/4) (E 14/5) (E 14/6)

E 13 Ü 4.508,07 4.748,54 5.167,63 5.593,59 6.246,27 6.433,67

2Bei Beschäftigten im Sinne des § 53 Hochschulrahmengesetz, die in die Entgeltgruppe 
13 Ü übergeleitet werden und bei denen das Vergleichsentgelt im Zeitpunkt der Über-
leitung den Betrag von 3.300 Euro nicht erreicht, erhöht sich der Tabellenwert in der 
Stufe 6 um den Betrag, der sich ergibt, wenn von 200 Euro die Differenz zwischen den 
Stufen 5 und 6 der Entgelttabelle abgezogen wird. 3Dasselbe gilt bei Neueinstellungen 
von Beschäftigten im Sinne des § 53 Hochschulrahmengesetz in die Stufen 1 oder 2 der 
Entgeltgruppe 13 für die Erhöhung des Tabellenwertes der Stufe 6 der Entgeltgruppe 13.
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Protokollerklärung zu § 19 Absatz 2 Satz 2:

Die Erhöhung des Tabellenwertes beträgt
–	 12,60 Euro ab 1. Dezember 2022.

Protokollerklärung zu § 19 Absatz 2 Satz 3:

Die Erhöhung des Tabellenwertes beträgt
–	 24,15 Euro ab 1. Dezember 2022.

(3)	 1Übergeleitete Beschäftigte der Vergütungsgruppe I BAT/BAT-O unterliegen dem 
TV-L. 2Sie werden in die Entgeltgruppe 15 Ü übergeleitet. 3Für sie gelten folgende 
Tabellenwerte:

	 a)	 in der Zeit vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5

5.702,11 6.329,14 6.924,22 7.314,52 7.410,52

	 b)	 in der Zeit vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2020
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5

5.880,02 6.526,61 7.140,26 7.542,73 7.641,73

	 c)	 ab 1. Januar 2021
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5

5.955,87 6.610,80 7.232,37 7.640,03 7.740,31

	� 4Die Verweildauer in den Stufen 1 bis 4 beträgt jeweils fünf Jahre. 5§ 6 Absatz 5 
findet keine Anwendung.

(4)	� Die Regelungen des TV-L über die Bezahlung im Tarifgebiet Ost gelten entsprechend.
(5)	� 1Für am 1. Januar 2018 vorhandene Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Ü wird die bis 

zum 31. Dezember 2017 in Stufe 5 bzw. in der individuellen Endstufe zurückgelegte 
Zeit angerechnet. 2Ist das Tabellenentgelt der Stufe 6 niedriger als der bisherige Be-
trag der individuellen Endstufe, werden die Beschäftigten erneut einer individuellen 
Endstufe unter Beibehaltung der bisherigen Entgelthöhe zugeordnet; § 6 Absatz 4 
Sätze 3 bis 5 TVÜ-Länder gelten entsprechend.
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§ 20
Anwendung der Entgelttabelle auf Lehrkräfte

(1)	� 1Für übergeleitete und für ab 1. November 2006 neu eingestellte Lehrkräfte, die bis 
zum 31. Dezember 2011 gemäß Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
nicht unter die Anlage 1a zum BAT/BAT-O und/oder ab 1. Januar 2012 gemäß Nr. 4 der 
Vorbemerkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung zum TV-L fallen, gilt die Entgeltta-
belle zum TV-L bis zum 31. Dezember 2016 mit der Maßgabe, dass die Tabellenwerte

	 –	 der Entgeltgruppen 5 bis 8 um 64,00 Euro und
	 –	 der Entgeltgruppen 9 bis 13 um 72,00 Euro
	� vermindert werden; die verminderten Tabellenwerte sind auch maßgebend für 

die Zuordnung der Lehrkräfte in die individuelle Zwischenstufe beziehungsweise 
individuelle Endstufe am 1. November 2006. 2Satz 1 gilt nicht für Lehrkräfte, die die 
fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die Einstellung als Studienrat 
nach der Besoldungsgruppe A 13 BBesG oder eines entsprechenden Landesbesol-
dungsgesetzes erfüllen, und für übergeleitete Lehrkräfte, die einen arbeitsvertrag-
lichen Anspruch auf Zahlung einer allgemeinen Zulage wie die unter die Anlage 1a 
zum BAT/BAT-O fallenden Angestellten haben.

(2)	� Im Tarifgebiet West vermindern sich die Beträge nach Absatz 1 Satz 1 bei jeder nach 
dem 1. November 2006 wirksam werdenden allgemeinen Tabellenanpassung in

	 –	 den Entgeltgruppen 5 bis 8 um 6,40 Euro und
	 –	 den Entgeltgruppen 9 bis 13 um 7,20 Euro.

Niederschrift zu § 20 Absatz 2:

Eine Lehrkraft, die in eine individuelle Endstufe übergeleitet wurde, erhält nach 
einem Harmonisierungsschritt mindestens einen Tabellenwert, der für ihre 
Entgeltgruppe maßgebenden letzten Tabellenstufe, wenn dieser den Betrag der 
neuen individuellen Endstufe übersteigt.

(3)	� 1Die Regelungen des TV-L über die Bezahlung im Tarifgebiet Ost gelten entspre-
chend. 2Im Tarifgebiet Ost findet der Bemessungssatz für die Entgelte auch auf die 
Beträge nach Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 und Absatz 2 Anwendung. 3Die Verminde-
rung nach Absatz 2 erfolgt mit jeder nach dem 1. November 2006 wirksam werden-
den allgemeinen Tabellenanpassung im Tarifgebiet Ost.
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Protokollerklärung zu § 20:

Die Verminderungsbeträge nach Absatz 1 betragen

in den
Entgeltgruppen

vom 01.03.2015
bis 29.02.2016

vom 01.03.2016 
bis 31.12.2016

Euro Euro

5 bis 8 12,80 6,40

9 bis 13 14,40 7,20

§ 21
Jahressonderzahlung in den Jahren 2006 und 2007

(1)	� Für Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis bereits am 30. Juni 2003 bestanden hat 
und die bis zum 31. Oktober 2006 für die Zuwendung der tariflichen Nachwirkung 
unterliegen, richtet sich die Jahressonderzahlung nach § 20 TV-L.

(2)	� 1Für die Beschäftigten, mit denen arbeitsvertraglich vor dem 31. Oktober 2006 ab-
weichende Vereinbarungen zur Zuwendung und zum Urlaubsgeld getroffen worden 
sind, gilt:

	 a)	� Im Jahr 2006 richtet sich der Anspruch auf Zuwendung und Urlaubsgeld nach den 
am 19. Mai 2006 geltenden Landesregelungen.

	 b)	� Im Jahr 2007 wird die nach den jeweiligen arbeitsvertraglichen Vereinbarungen 
zustehende Summe aus Zuwendung und Urlaubsgeld um 50 v. H. des Differenz
betrages zu der Jahressonderzahlung nach § 20 TV-L erhöht, sofern die Jahres
sonderzahlung nach § 20 TV-L höher wäre.

	 c)	 Ab dem Jahr 2008 gilt § 20 TV-L.
	� 2Der Arbeitgeber kann die Angleichungsschritte hinsichtlich des Umfangs und/oder 

der Zeitfolge schneller vollziehen.
(3)	� Nach dem 31. Oktober 2006 neu eingestellte Beschäftigte erhalten die Jahres

sonderzahlung in den Jahren 2006 und 2007 in Höhe des Betrages, der ihnen nach 
Absatz 2 zustehen würde, wenn das Arbeitsverhältnis am 31. Oktober 2006 bestan-
den hätte.

(4)	� Soweit nach den Absätzen 2 und 3 Urlaubsgeld gezahlt wird, ist dieser Teil der  
Jahressonderzahlung nicht zusatzversorgungspflichtig.

(5)	� Die Absätze 1 bis 4 finden auf Ärztinnen und Ärzte im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 
und 3 keine Anwendung.
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§ 22
Abrechnung unständiger Bezügebestandteile

Bezüge im Sinne des § 36 Absatz 1 Unterabsatz 2 BAT/BAT-O, § 31 Absatz 2 Unterabsatz 
2 MTArb/MTArb-O für Arbeitsleistungen bis zum 31. Oktober 2006 werden nach den bis 
dahin jeweils geltenden Regelungen abgerechnet, als ob das Arbeitsverhältnis mit Ablauf 
des 31. Oktober 2006 beendet worden wäre.

§ 23
Bereitschaftszeiten

1Nr. 3 SR 2 r BAT/BAT-O für Hausmeister und entsprechende Tarifregelungen für Beschäf-
tigtengruppen mit Bereitschaftszeiten innerhalb ihrer regelmäßigen Arbeitszeit gelten 
fort. 2Dem § 9 TV-L widersprechende Regelungen zur Arbeitszeit sind bis zum 31. Dezem-
ber 2006 entsprechend anzupassen.

§ 24
Nebentätigkeiten

Für bis zum 31. Oktober 2006 genehmigte Nebentätigkeiten der übergeleiteten Beschäf-
tigten gelten die bisher anzuwendenden Bestimmungen weiter; eine arbeitsvertragliche 
Neuregelung bleibt unberührt.

§ 25
Sonderregelungen für Beschäftigte im bisherigen Geltungsbereich  

der SR 2 a, SR 2 b, SR 2 m und SR 2 o BAT/BAT-O und der SR 2 a, SR 2 b,  
SR 2 i und SR 2 l der Anlage 2 Abschnitt B MTArb/MTArb-O

(1)	� Nr. 7 SR 2 a BAT/BAT-O gilt im bisherigen Geltungsbereich für Maßnahmen, die vor 
dem 1. November 2006 bewilligt worden sind, fort.

(2)	� Bestehende Regelungen zur Anrechnung von Wege- und Umkleidezeiten auf die 
Arbeitszeit bleiben durch das In-Kraft-Treten des TV-L unberührt.

(3)	� Regelungen gemäß Nr. 2 SR 2 m BAT/BAT-O bleiben durch das In-Kraft-Treten des 
TV-L unberührt.

(4)	� Übergeleiteten Beschäftigten, die am 31. Oktober 2006 Zulagen nach Nr. 5a und 
Nr. 6 Absatz 3 SR 2 o BAT/BAT-O beziehungsweise nach Nr. 7 SR 2 l der Anlage 2 
Abschnitt B MTArb/Nr. 6 SR 2 l der Anlage 2 Abschnitt B MTArb-O erhalten haben, 
wird diese Zulage unter den bisherigen Voraussetzungen als weiterhin widerrufliche 
Zulage fortgezahlt.

(5)	� 1Für die von § 1 Absatz 1 und 2 erfassten Beschäftigten gelten im bisherigen 
Geltungsbereich fort:
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	 a)	� Nr. 8 und Nr. 10 SR 2 a der Anlage 2 Abschnitt B MTArb/Nr. 7 und Nr. 11 SR 2 a 
der Anlage 2 Abschnitt B MTArb-O,

	 b)	� Nr. 6 Absatz 2, Nr. 8 und Nr. 9 SR 2 b der Anlage 2 Abschnitt B MTArb/Nr. 7  
Absatz 2, Nr. 10 und Nr. 13 SR 2 b der Anlage 2 Abschnitt B MTArb-O und

	 c)	 Nr. 4 SR 2 i der Anlage 2 Abschnitt B MTArb.
	 2Sie können durch landesbezirklichen Tarifvertrag geändert werden.

§ 26
Beschäftigte im Vollstreckungsdienst

§ 33 Absatz 1 Buchstabe b BAT/BAT-O gilt für übergeleitete und neueingestellte Beschäf-
tigte im Vollstreckungsdienst fort.

§ 27
Übergangsregelungen für bestehende Dienstwohnungsverhältnisse

– (hier nicht abgedruckt) –

§ 28
Änderung des Beschäftigungsumfangs im Zuge der  

Arbeitszeitverlängerung
(1)	� 1Bei Teilzeitbeschäftigten, mit denen am 31. Oktober 2006 im Arbeitsvertrag eine 

feste Stundenzahl vereinbart ist und bei denen sich am 1. November 2006 das Ent-
gelt wegen einer anderen Relation von ermäßigter zur vollen Arbeitszeit vermindert, 
ist auf Antrag der/des Beschäftigten die Stundenzahl so aufzustocken, dass die Höhe 
ihres bisherigen regelmäßigen Brutto-Entgelts erreicht wird. 2Der Antrag ist bis zum 
31. Januar 2007 zu stellen. 3Satz 1 gilt nicht für Beschäftigte in Altersteilzeit. 

(2)	� Die/Der Beschäftigte, die/der unter § 41 TV-L fällt, erhält das Recht auf Beibehaltung 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 38,5 Stunden (Tarifgebiet West) 
beziehungsweise 40 Stunden (Tarifgebiet Ost); in diesem Fall wird das entsprechen-
de zeitanteilige Tabellenentgelt gezahlt.

§ 29
Arbeiterinnen und Arbeiter der Freien und Hansestadt Hamburg

– (hier nicht abgedruckt) –
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§ 29a
Überleitung in die Entgeltordnung zum TV-L am 1. Januar 2012

(1)	� 1Für in den TV-L übergeleitete und für zwischen dem 1. November 2006 und dem 
31. Dezember 2011 neu eingestellte Beschäftigte gelten für Eingruppierungen ab 
dem 1. Januar 2012 die §§ 12, 13 TV-L sowie die Entgeltordnung zum TV-L. 2Hängt 
die Eingruppierung nach den §§ 12, 13 TV-L von der Zeit einer Tätigkeit oder Berufs-
ausübung ab, wird die vor dem 1. Januar 2012 zurückgelegte Zeit so berücksichtigt, 
wie sie zu berücksichtigen wäre, wenn die Entgeltordnung zum TV-L bereits seit dem 
Beginn des Arbeitsverhältnisses gegolten hätte.

(2)	� 1In den TV-L übergeleitete und ab dem 1. November 2006 neu eingestellte Beschäf-
tigte,

	 –	� deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der Mitglied der TdL oder eines 
Mitgliedsverbandes der TdL ist, über den 31. Dezember 2011 hinaus fortbesteht, 
und 

	 –	� die am 1. Januar 2012 unter den Geltungsbereich des TV-L fallen, sind – jedoch 
unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe für die Dauer der unverändert 
auszuübenden Tätigkeit – zum 1. Januar 2012 in die Entgeltordnung zum TV-L 
übergeleitet; Absatz 3 bleibt unberührt. 2Soweit an die Tätigkeit in der bisherigen 
Entgeltgruppe in Abweichung von § 16 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 TV-L 
besondere Stufenregelungen nach den Anlagen 2, 4 oder 5 geknüpft waren, 
gelten diese für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit fort. 3Soweit 
an die Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe besondere Entgeltbestandteile 
geknüpft waren und diese in der Entgeltordnung zum TV-L in geringerer Höhe 
entsprechend vereinbart sind, wird die hieraus am 1. Januar 2012 bestehende 
Differenz unter den bisherigen Voraussetzungen als Besitzstandszulage so lange 
gezahlt, wie die anspruchsbegründende Tätigkeit unverändert ausgeübt wird 
und die sonstigen Voraussetzungen für den besonderen Entgeltbestandteil nach 
bisherigem Recht weiterhin bestehen; § 9 Absatz 4 bleibt unberührt. 4Satz 3 gilt 
entsprechend, wenn besondere Entgeltbestandteile in der Entgeltordnung zum 
TV-L nicht mehr vereinbart sind.

Protokollerklärung zu § 29a Absatz 2:

Die vorläufige Zuordnung zu der Entgeltgruppe des TV-L nach der Anlage 2 oder 4 
gilt als Eingruppierung. 2Eine Überprüfung und Neufeststellung der Eingruppierun-
gen findet aufgrund der Überleitung in die Entgeltordnung zum TV-L nicht statt.
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(3)	� 1Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 nach der Entgeltordnung zum TV-L 
eine höhere Entgeltgruppe, sind die Beschäftigten auf Antrag in die Entgeltgruppe 
eingruppiert, die sich nach § 12 TV-L ergibt. 2Die Stufenzuordnung in der höheren 
Entgeltgruppe richtet sich nach den Regelungen für Höhergruppierungen (§ 17 Ab-
satz 4 TV-L). 3War die/der Beschäftigte in der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 
zugeordnet, wird sie/er abweichend von Satz 2 der Stufe 1 der höheren Entgeltgrup-
pe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird angerechnet. 4Bei Beschäf-
tigten im Sinne von Teil II Abschnitt 22 Unterabschnitt 1 der Entgeltordnung zum 
TV-L werden übertariflich gewährte Leistungen auf den Höhergruppierungsgewinn 
angerechnet. 5Satz 1 gilt für den erstmaligen Anspruch auf eine Entgeltgruppenzula-
ge entsprechend, sofern bei Eingruppierungen zwischen dem 1. November 2006 und 
dem 31. Dezember 2011 die vergleichbare Vergütungsgruppenzulage aufgrund von 
§ 17 Absatz 5 nicht mehr gezahlt wurde.

(4)	� 1Der Antrag nach Absatz 3 Satz 1 und/oder nach Absatz 3 Satz 5 kann nur bis zum 
31. Dezember 2012 gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. Januar  
2012 zurück; nach dem Inkrafttreten der Entgeltordnung zum TV-L eingetretene 
Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der 
Stufenzuordnung nach Absatz 3 Satz 2 und 3 unberücksichtigt. 2Ruht das Arbeitsver-
hältnis am 1. Januar 2012, beginnt die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme 
der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. Januar 2012 zurück. 

Niederschriftserklärung zu § 29 a Absatz 3 Satz 4:

Die Tarifvertragsparteien stimmen darin überein, dass die Frage, inwieweit sich 
übertariflich gewährte Leistungen vermindern, von der arbeitsvertraglichen 
Regelung abhängt.

(5)	� Abweichend von den Absätzen 2 und 3 sind Beschäftigte mit einem Anspruch auf die 
bisherige Zulage nach § 17 Absatz 8 stufengleich und unter Beibehaltung der in ihrer 
Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgeltgruppe 14 übergeleitet.

(6)	� Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für Beschäftigte, die unter § 2 Nr. 3 des Änderung-
starifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 8. Mai 1991 fallen, sowie für Beschäftigte, die 
unter § 17 Absatz 10 fallen.

(7)	� Für Beschäftigte, die gemäß Teil II Abschnitt B der Anlage 1a zum BAT/BAT-O ein-
gruppiert sind, gilt Absatz 4 mit folgenden Maßgaben:
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	 a)	 �Anstatt bis zum 31. Dezember 2012 kann der Antrag gemäß Satz 1 bis zum 
31. August 2013 gestellt werden.

	 b)	 �Erfolgt bei einem ruhenden Arbeitsverhältnis nach Satz 2 die Wiederaufnahme 
der Tätigkeit bis zum 31. August 2012, kann der An trag bis zum 31. August 2013 
gestellt werden; der Antrag wirkt auf den 1. Januar 2012 zurück.

Niederschriftserklärung zu § 29 a:

Die Tarifvertragsparteien erkennen die Komplexität der Verhandlungsmaterie 
an. Sie werden gegebenenfalls nicht erkannte Regelungsmaterie auf der Basis der 
bisherigen Verhandlungsgrundlage (keine strukturellen Veränderungen) lösen.

§ 29b
Überleitung aus der bisherigen Entgeltgruppe 9 

in die Entgeltgruppen 9a und 9b am 1. Januar 2019
(1) 	� 1Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die keine besonderen Stufenregelungen 

gelten, 
	 –	� deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der Mitglied der TdL oder eines 

Mitgliedsverbandes der TdL ist, über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbesteht, 
und

	 –	� die am 1. Januar 2019 unter den Geltungsbereich des TV-L fallen, 
	� sind stufengleich und unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlauf-

zeit in die Entgeltgruppe 9b übergeleitet. 
(2)	� 1Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 mit einer besonderen Stufenlaufzeit in der Stufe 3 

von sieben Jahren 
	 –	� deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der Mitglied der TdL oder eines 

Mitgliedsverbandes der TdL ist, über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbesteht, 
und

	 –	� die am 1. Januar 2019 unter den Geltungsbereich des TV-L fallen, 
	� sind in die Entgeltgruppe 9a übergeleitet. 2Sie sind wie folgt einer Stufe und inner-

halb dieser Stufe dem Jahr der Stufenlaufzeit unter Mitnahme der Restzeit zugeord-
net:
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bisherige Stufe / Jahr inner-
halb der Stufe / Restzeit (R)

neue Stufe / Jahr innerhalb 
der Stufe / Restzeit (R)

1 / 1 / R 1 / 1 / R

2 / 1 / R 2 / 1 / R

2 / 2 / R 2 / 2 / R

3 / 1 / R 3 / 1 / R

3 / 2 / R 3 / 2 / R

3 / 3 / R 3 / 3 / R

3 / 4 / R 4 / 1 / R

3 / 5 / R 4 / 2 / R

3 / 6 / R 4 / 3 / R

3 / 7 / R 4 / 4 / R

4 / 1 / R 5 / 1 / R

4 / 2 / R 5 / 2 / R

4 / 3 / R 5 / 3 / R

4 / 4 / R 5 / 4 / R

4 / 5 / R 5 / 5 / R

4 / 6 und weitere 6

	� 3Beschäftigte, die in die Entgeltgruppe 9a Stufe 3 übergeleitet werden, erhalten bis 
zur Zuordnung zur Stufe 4 das Entgelt der Stufe 4. 

(3) 	� 1Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 mit einer besonderen Stufenlaufzeit in der Stufe 2 
von fünf Jahren 

	 –	� deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der Mitglied der TdL oder eines 
Mitgliedsverbandes der TdL ist, über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbesteht, 
und

	 –	 die am 1. Januar 2019 unter den Geltungsbereich des TV-L fallen, 
	� sind in die Entgeltgruppe 9a übergeleitet. 2Sie sind wie folgt einer Stufe und in-

nerhalb dieser Stufe dem Jahr der Stufenlaufzeit ggf. unter Mitnahme der Restzeit 
zugeordnet:
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bisherige Stufe / Jahr inner-
halb der Stufe / Restzeit (R)

neue Stufe / Jahr innerhalb 
der Stufe / Restzeit (R)

1 / 1 / R 1 / 1 / R

2 / 1 / R 2 / 1 / R

2 / 2 / R 2 / 2 / R

2 / 3 / R 3 / 1 / R

2 / 4 / R 3 / 2 / R

2 / 5 / R 3 / 3 / R

3 / 1 / R 4 / 1 / R

3 / 2 / R 4 / 2 / R

3 / 3 / R 4 / 3 / R

3 / 4 / R 4 / 4 / R

3 / 5 / R 5 / 1 / –

3 / 6 / R 5 / 1 / –

3 / 7 / R 5 / 1 / –

3 / 8 / R 5 / 1 / –

3 / 9 / R 5 / 1 / –

4 / 1 / R 5 / 1 / R

4 / 2 / R 5 / 2 / R

4 / 3 / R 5 / 3 / R

4 / 4 / R 5 / 4 / R

4 / 5 / R 5 / 5 / R

4 / 6 und weitere 6

	 (4)	� Beschäftigte im Sinne der Absätze 1 bis 3 in einer individuellen Endstufe werden 
einer neuen individuellen Endstufe zugeordnet, die der nach bisherigem Recht 
für Januar 2019 zustehenden individuellen Endstufe entspricht; § 6 Absatz 4 
Satz 5 gilt entsprechend.

	 (5)	� Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2.
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§ 29c
Überleitung der Pflegekräfte am 1. Januar 2019

– nicht abgedruckt –

§ 29d
Überleitung der Beschäftigten, für die sich ab 1. Januar 2020  

Verbesserungen in der Eingruppierung ergeben

(1) 	 1Beschäftigte, 
	 –	� deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der Mitglied der TdL oder eines 

Mitgliedsverbandes der TdL ist, über den 31. Dezember 2019 hinaus fortbesteht, 
und

	 –	� die am 1. Januar 2020 unter den Geltungsbereich des TV-L fallen, 
	� sind für den Fall, dass sich für sie eine höhere Eingruppierung ausschließlich auf-

grund der zum 1. Januar 2020 in Kraft tretenden Änderungen in der Entgeltordnung 
zum TV-L ergibt, für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit in der bis-
herigen Entgeltgruppe eingruppiert. 2Absatz 2 bleibt unberührt. 3Soweit an die Tä-
tigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe in Abweichung von § 16 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 3 Satz 1 TV-L besondere Stufenregelungen in den Tätigkeitsmerkmalen der 
Entgeltordnung zum TV-L oder nach den Anlagen 2 oder 4 geknüpft waren, gelten 
diese für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit fort; dies gilt nicht für 
die besonderen Stufenregelungen nach den Anlagen 2 und 4 für die Entgeltgruppe 9. 

Protokollerklärung zu § 29d Absatz 1:

Die Protokollerklärung zu § 29a Absatz 2 gilt entsprechend.

(2)	� 1Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 nach den Änderungen in der Entgelt-
	� ordnung zum TV-L eine höhere Entgeltgruppe, sind die Beschäftigten auf Antrag in 

die Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 TV-L ergibt. 2Die Stufenzuord-
nung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den Regelungen für Höher-
gruppierungen (§ 17 Absatz 4 TV-L). 3War die/der Beschäftigte in der bisherigen 
Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird sie/er abweichend von Satz 2 der Stufe 1 
der höheren Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird 
angerechnet. 

– 164 –

TVÜ-LÄNDER



(3)	� 1Der Antrag nach Absatz 2 Satz 1 kann nur bis zum 31. Dezember 2020 gestellt wer-
den (Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. Januar 2020 zurück; nach dem 1. Januar 
2020 eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgrup-
pe bleiben bei der Stufenzuordnung nach Absatz 2 Satz 2 und 3 unberücksichtigt. 
2Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. Januar 2020, beginnt die Frist von einem Jahr mit 
der Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. Januar 2020 zurück. 

(4) 	 Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht 
	 –	� für Beschäftigte im Sinne von Teil II Abschnitt 20 der Entgeltordnung zum TV-L,
	 –	� für Beschäftigte, die unter § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O 

vom 8. Mai 1991 fallen, sowie 
	 –	� für Beschäftigte, die unter § 17 Absatz 10 fallen. 
(5)	 Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2.

§ 29e
Überleitung der Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst 

am 1. Januar 2020

(1)	� Beschäftigte im Sinne von Teil II Abschnitt 20 der Entgeltordnung zum TV L, 
	 –	� deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der Mitglied der TdL oder eines 

Mitgliedsverbandes der TdL ist, über den 31. Dezember 2019 hinaus fortbesteht, 
und

	 –	� die am 1. Januar 2020 unter den Geltungsbereich des TV-L fallen, 
	 sind in die neue S-Entgeltgruppe übergeleitet. 
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(2) 	� 1Beschäftigte im Sinne von Absatz 1 sind wie folgt einer Stufe und innerhalb dieser 
Stufe dem Jahr der Stufenlaufzeit unter Mitnahme der Restzeit zugeordnet: 

bisherige Stufe / Jahr inner-
halb der Stufe / Restzeit (R)

neue Stufe / Jahr innerhalb 
der Stufe / Restzeit (R)

1 / 1 / R 1 / 1 / R

2 / 1 / R 2 / 1 / R

2 / 2 / R 2 / 2 / R

3 / 1 / R 2 / 3 / R

3 / 2 / R 3 / 1 / R

3 / 3 / R 3 / 2 / R

4 / 1 / R 3 / 3 / R

4 / 2 / R 3 / 4 / R

4 / 3 / R 4 / 1 / R

4 / 4 / R 4 / 2 / R

5 / 1 / R 4 / 3 / R

5 / 2 / R 4 / 4 / R

5 / 3 / R 5 / 1 / R

5 / 4 / R 5 / 2 / R

5 / 5 / R 5 / 3 / R

6 / 1 / R 5 / 4 / R

6 / 2 / R 5 / 5 / R

6 / 3 / R 6
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	� 2Für Beschäftigte im Sinne von Teil II Abschnitt 20, deren Eingruppierung sich nach 
Entgeltgruppe S 4 Fallgruppe 2 des Unterabschnitts 6 richtet, gilt Satz 1 mit der Maß-
gabe, dass die Stufe 4 die Endstufe ist. 3Abweichend von Satz 1 sind Beschäftigte im 
Sinne von Teil II Abschnitt 20, deren Eingruppierung sich nach Entgeltgruppe S 8b 
der Unterabschnitte 5 oder 6 richtet, wie folgt einer Stufe und innerhalb dieser Stufe 
dem Jahr der Stufenlaufzeit unter Mitnahme der Restzeit zugeordnet:

bisherige Stufe / Jahr inner-
halb der Stufe / Restzeit (R)

neue Stufe / Jahr innerhalb 
der Stufe / Restzeit (R)

1 / 1 / R 1 / 1 / R

2 / 1 / R 2 / 1 / R

2 / 2 / R 2 / 2 / R

3 / 1 / R 2 / 3 / R

3 / 2 / R 3 / 1 / R

3 / 3 / R 3 / 2 / R

4 / 1 / R 3 / 3 / R

4 / 2 / R 3 / 4 / R

4 / 3 / R 4 / 1 / R

4 / 4 / R 4 / 2 / R

5 / 1 / R 4 / 3 / R

5 / 2 / R 4 / 4 / R

5 / 3 / R 4 / 5 / R

5 / 4 / R 4 / 6 / R

5 / 5 / R 5 / 1 / R

6 / 1 / R 5 / 2 / R

6 / 2 / R 5 / 3 / R

6 / 3 / R 5 / 4 / R

6 / 4 / R 5 / 5 / R

6 / 5 / R 5 / 6 / R

6 / 6 / R 5 / 7 / R

6 / 7 / R 5 / 8 / R

6 / 8 / R 6
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	� 4Für Beschäftigte im Sinne von Teil II Abschnitt 20, deren Eingruppierung sich nach 
Entgeltgruppe S 8b des Unterabschnitts 4 richtet, gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass 
die Stufe 4 die Endstufe ist. 5Abweichend von Satz 1 sind Beschäftigte, deren Ein-
gruppierung sich nach Entgeltgruppe S 2 richtet, stufengleich unter Mitnahme der 
Restzeit übergeleitet. 6Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den für das je-
weilige Tätigkeitsmerkmal geltenden Stufenregelungen. 7Beschäftigte, die im Januar 
2020 in ihrer bisherigen Entgeltgruppe bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einen 
Stufenaufstieg gehabt hätten, werden für die Bemessung des Vergleichsentgelts so 
behandelt, als wäre der Stufenaufstieg bereits im Dezember 2019 erfolgt. 8Beschäf-
tigte in einer individuellen Endstufe werden wie folgt einer Stufe zugeordnet:

	 –	� übersteigt der Betrag, der ohne die Änderungen in Teil II Abschnitt 20 der 
Entgeltordnung für Januar 2020 als individuelle Endstufe zustehen würde, den 
Betrag der höchsten Stufe, werden Beschäftigte einer individuellen Endstufe zu-
geordnet, die der nach bisherigem Recht für Januar 2020 zustehenden individuel-
len Endstufe entspricht; § 6 Absatz 4 Satz 5 gilt entsprechend;

	 –	� übersteigt der Betrag, der ohne die Änderungen in Teil II Abschnitt 20 der 
Entgeltordnung für Januar 2020 als individuelle Endstufe zustehen würde, den 
Betrag der höchsten Stufe nicht, werden sie zunächst der Stufe zugeordnet, in 
der sie mindestens den Betrag der individuellen Endstufe erhalten; anschließend 
erfolgt die Einstufung unter Berücksichtigung der in der individuellen Endstufe 
bisher verbrachten Zeit.

(3)	� 1Es wird ein Vergleichsentgelt gebildet, das sich aus den für Januar 2020 zustehen-
den Entgeltbestandteilen im Sinne des Satzes 2 zusammensetzt, die ohne die Ände-
rungen in Teil II Abschnitt 20 der Entgeltordnung zustehen würden. 2Entgeltbestand-
teile im Sinne des Satzes 1 sind nur

	 –	� das Tabellenentgelt nach Anlage B zum TV-L einschließlich eines nach § 17 
Absatz 4 TV-L gegebenenfalls zustehenden Garantiebetrages;

	 –	� das Entgelt aus einer individuellen Endstufe einschließlich eines nach § 17  
Absatz 4 TV-L gegebenenfalls zustehenden Garantiebetrages;

	 –	� eine Entgeltgruppenzulage nach Anlage F zum TV-L in der bis zum  
31. Dezember 2019 geltenden Fassung, erhöht um 3,12 v. H.;

	 –	� eine nach § 9 oder § 17 Absatz 5 Satz 2 zustehende Besitzstandszulage.
	� 3Bei Teilzeitbeschäftigten wird das Vergleichsentgelt auf der Grundlage eines ver-

gleichbaren Vollzeitbeschäftigten bestimmt, anschließend wird das zustehende Entgelt 
nach § 24 Absatz 2 TV-L berechnet. 4Für Beschäftigte, die nicht für alle Tage im Januar 
2020 oder für keinen Tag dieses Monats Entgelt erhalten haben, wird das Vergleichs-
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entgelt so bestimmt, als hätten sie für alle Tage dieses Monats Entgelt erhalten. 
(4) 	� 1Ist das Vergleichsentgelt nicht höher als das Tabellenentgelt nach Anlage G der 

sich nach Absatz 2 ergebenden Stufe der Entgeltgruppe, in der die/der Beschäftigte 
am 1. Januar 2020 eingruppiert ist, erhält die/der Beschäftigte das entsprechende 
Tabellenentgelt ihrer/seiner Entgeltgruppe. 2Übersteigt das Vergleichsentgelt das 
Tabellenentgelt der sich nach Absatz 2 ergebenden Stufe, erhält die/der Beschäftigte 
so lange das Vergleichsentgelt, bis das jeweils zustehende Tabellenentgelt das 
Vergleichsentgelt erreicht bzw. übersteigt. 3Das Vergleichsentgelt verändert sich um 
denselben Vomhundertsatz bzw. in demselben Umfang wie die nächstniedrigere 
Stufe.

(5)	� Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Absatz 2.

§ 29f
Überleitung der Beschäftigten in der Informationstechnik 

am 1. Januar 2021
-nicht abgedruckt-

5. ABSCHNITT 
ÜBERGANGS- UND SCHLUSSVORSCHRIFT

§ 30
In-Kraft-Treten, Laufzeit

(1)	 Dieser Tarifvertrag tritt am 1. November 2006 in Kraft.

Niederschriftserklärung zu § 30 Absatz 1:

�1Im Hinblick auf die notwendigen personalwirtschaftlichen, organisatorischen 
und technischen Vorarbeiten für die Überleitung der vorhandenen Beschäftigten 
in den TV-L sehen die Tarifvertragsparteien die Problematik einer fristgerechten 
Umsetzung der neuen Tarifregelungen zum 1. November 2006. 2Sie bitten die 
personalverwaltenden und bezügezahlenden Stellen, im Interesse der Beschäf-
tigten gleichwohl eine terminnahe Überleitung zu ermöglichen und die Zwischen-
zeit mit zu verrechnenden Abschlagszahlungen zu überbrücken.
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(2)	� Dieser Tarifvertrag kann ohne Einhaltung einer Frist jederzeit schriftlich gekündigt 
werden, frühestens zum 31. Dezember 2009.

(3)	� § 21 Absätze 1 bis 4 können auf landesbezirklicher Ebene mit einer Frist von drei 
Kalendermonaten zum 31. Dezember jeden Kalenderjahres gekündigt werden, frü-
hestens jedoch zum 31. Dezember desjenigen Jahres, in dem die volle Angleichung 
nach § 21 Absatz 2 erreicht ist.

(4)	� Die §§ 17 und 18 einschließlich Anlagen können ohne Einhaltung einer Frist, jedoch 
nur insgesamt, schriftlich gekündigt werden, frühestens zum 30. September 2023; 
die Nachwirkung dieser Vorschriften wird ausgeschlossen.

(5)	� 1Die nach § 25 Absatz 5 fortgeltenden Regelungen können – auch einzeln – von jeder 
Tarifvertragspartei auf landesbezirklicher Ebene mit einer Frist von einem Monat 
zum Ende eines Kalendermonats schriftlich gekündigt werden. 2Die Nachwirkung 
(§ 4 Absatz 5 Tarifvertragsgesetz) wird nicht ausgeschlossen.

(6)	� 1Unabhängig von Absatz 4 kann § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum  
BAT-O vom 8. Mai 1991 gesondert gekündigt werden, frühestens jedoch zum Tag 
des Inkrafttretens der neuen Entgeltordnung. 2Die Nachwirkung ist ausgeschlossen.

ANLAGE 1 TVÜ-LÄNDER TEIL A
– ERSETZTE TARIFVERTRÄGE –

1.	� Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) vom 23. Februar 1961, zuletzt geändert 
durch den 78. Tarifvertrag zur Änderung des Bundes-Angestelltentarifvertrages vom 
31. Januar 2003.

2.	� Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts – Manteltarifliche Vorschriften – (BAT-O) 
vom 10. Dezember 1990, zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 13 
vom 31. Januar 2003 zum Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts – Manteltarif
liche Vorschriften – (BAT-O).

3.	� Manteltarifvertrag für Arbeiterinnen und Arbeiter des Bundes und der Länder (MT-
Arb) vom 6. Dezember 1995, zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 4 
vom 31. Januar 2003 zum Manteltarifvertrag für Arbeiterinnen und Arbeiter des 
Bundes und der Länder (MTArb). 

4.	� Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts für Arbeiter an den MTArb – (MTArb-O) 
vom 10. Dezember 1990, zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 11 
vom 31. Januar 2003 zum Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts für Arbeiter an 
den MTArb – (MTArb-O).
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ANLAGE 1 TVÜ-LÄNDER TEIL B
– ERSETZTE TARIFVERTRÄGE BZW.  

TARIFVERTRAGSREGELUNGEN – 

Vorbemerkungen
1.	� Die nachfolgende Liste ist noch nicht abschließend. Sobald die Verhandlungen der 

Tarifvertragsparteien zu Anlage 1 TVÜ-Länder Teil B abgeschlossen sind, ersetzt die 
Neufassung diese Anlage.

2.	� Soweit einzelne Tarifvertragsregelungen vorübergehend fortgelten, erstreckt sich 
die Fortgeltung auch auf Beschäftigte i. S. d. § 1 Abs. 2 TVÜ-Länder.

1. Tarifvertrag zu § 71 BAT betreffend Besitzstandswahrung vom 23. Februar 1961

2. Vergütungstarifvertrag Nr. 35 zum BAT für den Bereich der Länder vom  
31. Januar 2003

3.

Vergütungstarifvertrag Nr. 7 zum BAT-O für den Bereich der Länder  
vom 31. Januar 2003,
mit Ausnahme des § 3 Abs. 1, der für die Tabellenentgelte der zu § 15 Abs. 2 TV-L ver-
einbarten Anlage B – nach § 15 Abs. 2 Satz 2 TV-L i. V. m. der Anlage 2 zu § 4 Abs. 1 und 
der Anlage 4 zu § 17 Abs. 7 TVÜ-Länder – fortgilt

4. Monatslohntarifvertrag Nr. 5 zum MTArb vom 31. Januar 2003

5.

Monatslohntarifvertrag Nr. 7 zum MTArb-O vom 31. Januar 2003,
mit Ausnahme des § 3 Abs. 1, der für die Tabellenentgelte der zu § 15 Abs. 2 TV-L  
vereinbarten Anlage B – nach § 15 Abs. 2 Satz 2 TV-L i. V. m. der Anlage 2 zu § 4 Abs. 1 
und der Anlage 4 zu § 17 Abs. 7 TVÜ-Länder – fortgilt

6. Tarifvertrag über das Lohngruppenverzeichnis der Länder zum MTArb  
(TV Lohngruppen-TdL) vom 11. Juli 1966

7. Tarifvertrag über das Lohngruppenverzeichnis der Länder zum MTArb-O  
(TV Lohngruppen-O-TdL) vom 8. Mai 1991

8. Tarifvertrag über Zusatzurlaub für gesundheitsgefährdende Arbeiten für  
Arbeiter der Länder vom 17. Dezember 1959

9. Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte (Länder) vom 17. Mai 1982

10.

Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte (TV Zulagen Ang-O) (Länder) 
vom 8. Mai 1991, mit Ausnahme
– des Eingangssatzes des § 1 Abs. 1,
– des § 1 Abs. 1 Nr. 1, 1. Halbsatz entsprechend Nr. 11 und
– des § 1 Abs. 1 Nr. 6 

11.
Tarifvertrag über die Gewährung von Zulagen gemäß § 33 Abs. 1 Buchst. c BAT vom 
11. Januar 1962 – Fortgeltung bis zum In-Kraft-Treten einer tariflichen Neuregelung der 
Erschwerniszuschläge gemäß § 19 TV-L

– 171 –

TVÜ-LÄNDER



12.
Tarifvertrag über die Lohnzuschläge gemäß § 29 MTL II (TVZ zum MTL)  
vom 9. Oktober 1963 – Fortgeltung bis zum In-Kraft-Treten einer tariflichen  
Neuregelung der Erschwerniszuschläge gemäß § 19 TV-L

13.
Tarifvertrag über die Lohnzuschläge gemäß § 29 MTArb-O für Arbeiter der Länder  
(TVZ zum MTArb-O-TdL) vom 8. Mai 1991 – Fortgeltung bis zum In-Kraft-Treten einer 
tariflichen Neuregelung der Erschwerniszuschläge gemäß § 19 TV-L

14. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Angestellte  
vom 17. Dezember 1970

15. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Angestellte (TV VL Ang-O)
vom 8. Mai 1991

16. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Arbeiter (Länder)  
vom 17. Dezember 1970

17. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Arbeiter (TV VL Arb-O)  
vom 8. Mai 1991

18. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Angestellte vom 12. Oktober 1973

19. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Angestellte (TV Zuwendung Ang-O)  
vom 10. Dezember 1990

20. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Arbeiter des Bundes und der Länder  
vom 12. Oktober 1973

21. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Arbeiter (TV Zuwendung Arb-O)  
vom 10. Dezember 1990

22. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Angestellte vom 16. März 1977

23. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Angestellte (TV Urlaubsgeld Ang-O)  
vom 10. Dezember 1990

24. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Arbeiter vom 16. März 1977

25. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Arbeiter (TV Urlaubsgeld Arb-O)  
vom 10. Dezember 1990

26. Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Ärzte/Ärztinnen im  
Praktikum vom 10. April 1987

27. Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Ärzte/Ärztinnen im  
Praktikum (Mantel-TV AiP-O) vom 5. März 1991

28. Entgelttarifvertrag Nr. 12 für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum  
vom 31. Januar 2003

29. Entgelttarifvertrag Nr. 7 für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum (Ost)  
vom 31. Januar 2003

30. Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Ärzte/Ärztinnen im  
Praktikum vom 10. April 1987

31. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum  
vom 10. April 1987

32. Tarifvertrag über eine Zuwendung für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum  
(TV Zuwendung AiP-O) vom 5. März 1991
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33. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum  
vom 10. April 1987

34. Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum  
(TV Urlaubsgeld AiP-O) vom 5. März 1991

35. Tarifvertrag über die Erhöhung der Löhne und Gehälter für Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst vom 4. September 1990

36. Vereinbarung über die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze im öffentlichen Dienst 
vom 17. Juli 1996

37.
Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer des Bundes und der Länder 
sowie von Arbeitnehmern kommunaler Verwaltungen und Betriebe (Versorgungs-TV)  
vom 4. November 1966

38.
Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer des Saarlandes und der Mitglieder 
des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Saar e. V. (VersTV-Saar)  
vom 15. November 1966

39. Tarifvertrag über Zulagen an Arbeiter bei obersten Landesbehörden (Ost)  
vom 12. November 1991

40. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Angestellte und Lehrlinge des 
Landes Baden-Württemberg

41. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Arbeiter und Lehrlinge des  
Landes Baden-Württemberg

42. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Angestellte und Lehrlinge des 
Landes Bremen

43. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Arbeiter und Lehrlinge des  
Landes Bremen

44. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Angestellte und Lehrlinge des 
Landes Hamburg

45. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Arbeiter und Lehrlinge des  
Landes Hamburg

46. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Angestellte und Lehrlinge des 
Landes Niedersachsen

47. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Arbeiter und Lehrlinge des  
Landes Niedersachsen

48. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Angestellte, Arbeiter und  
Lehrlinge des Landes Rheinland-Pfalz

49. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Angestellte, Arbeiter und  
ehrlinge des Saarlandes

50. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Angestellte und Lehrlinge des 
Landes Schleswig-Holstein

51. Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 betreffend Beihilfe für Arbeiter und Lehrlinge des  
Landes Schleswig-Holstein
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ANLAGE 1 TVÜ-LÄNDER TEIL C
– FORTGELTENDE TARIFVERTRÄGE –

Vorbemerkung:
1.	 Die nachfolgende Liste ist noch nicht abschließend. Sobald die Verhandlungen der 

Tarifvertragsparteien zu Anlage 1 TVÜ-Länder Teil C abgeschlossen sind, ersetzt die 
Neufassung diese Anlage.

2.	 Die in dieser Anlage aufgeführten Tarifverträge sind in der jeweils geltenden 
Fassung zitiert. 

1. Tarifvertrag über den Rationalisierungsschutz für Angestellte (RatSchTV Ang) vom  
9. Januar 1987

2. Tarifvertrag über den Rationalisierungsschutz für Arbeiter des Bundes und der Länder 
(RatSchTV Arb) vom 9. Januar 1987

3. Tarifvertrag zur sozialen Absicherung vom 6. Juli 1992

4. Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ) vom 5. Mai 1998

5. Tarifvertrag zur Regelung des Übergangs in den Ruhestand für Angestellte im Flug
verkehrskontrolldienst durch Altersteilzeitarbeit vom 26. März 1999 

6. Tarifvertrag über die betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung – ATV) vom 1. März 2002

7.

Tarifvertrag über die betriebliche Altersversorgung der Waldarbeiter der Länder  
und Gemeinden sowie der Arbeiter in den landwirtschaftlichen Betrieben und in den 
Weinbaubetrieben der Länder (Tarifvertrag Altersversorgung-Wald – ATV-W) vom  
18. November 2002

8. Tarifvertrag über den Geltungsbereich der für den öffentlichen Dienst in der Bundesre-
publik Deutschland bestehenden Tarifverträge vom 1. August 1990

9. Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte bei obersten Bundesbehörden oder bei  
obersten Landesbehörden vom 4. November 1971

10. Tarifvertrag über Zulagen an Arbeiter bei obersten Bundesbehörden oder bei obersten 
Landesbehörden vom 4. November 1971

11. Tarifvertrag über Zulagen an Angestellte bei den Sicherheitsdiensten der Länder vom  
9. Februar 1978

12. Tarifvertrag über Zulagen an Arbeiter bei den Sicherheitsdiensten der Länder vom  
9. Februar 1978

13. Tarifvertrag über Zulagen an Arbeiter bei den Sicherheitsdiensten der Länder (Ost)  
vom 8. Mai 1991

14. – gestrichen –

15. – gestrichen –

– 174 –

TVÜ-LÄNDER



16.
Tarifvertrag über die Ausführung von Arbeiten im Gedingeverfahren im Bereich der  
SR 2 b des Abschnitts B der Anlage 2 MTArb (Gedingerichtlinien)  
vom 15. Mai 1962

17. Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte für Angestellte  
vom 16. März 1974

18. Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte für Arbeiter  
vom 16. März 1974

19.
Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der im Kampfmittelbeseitigungs-
dienst beschäftigten Arbeitnehmer des Landes Baden-Württemberg  
(TV-Mun-BW) vom 24. Februar 1972

20.
Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der im Kampfmittelbeseitigungs-
dienst beschäftigten Arbeitnehmer der Behörde für Inneres – Feuerwehr – der Freien 
und Hansestadt Hamburg (TV-Mun-Hmb) vom 24. Juni 1974

21.
Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der im Kampfmittelbeseitigungs-
dienst beschäftigten Arbeitnehmer des Landes Niedersachsen  
(TV-Mun-Nds) vom 5. März 1991

22.
Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der mit der Räumung der Kampfmit-
tel beschäftigten Angestellten des Landes Nordrhein-Westfalen  
(TV Ang-Mun-NW) vom 11. September 1979

23.
Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der mit der Räumung der Kampfmit-
tel beschäftigten Arbeiter des Landes Nordrhein-Westfalen  
(TV Arb-Mun-NW) vom 11. September 1979

24.
Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der im Kampfmittelbeseitigungs-
dienst beschäftigten Arbeitnehmer des Landes Rheinland-Pfalz (TV-Mun-RP) vom 24. 
Februar 1972

25.
Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der im Kampfmittelbeseitigungs-
dienst beschäftigten Arbeitnehmer des Saarlandes (TV-Mun-Saar)  
vom 1. März 1996

26.
Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der im Kampfmittelbeseitigungs-
dienst beschäftigten Arbeitnehmer des Landes Schleswig-Holstein  
(TV-Mun-SH) vom 24. Februar 1972

27.
Tarifvertrag zur Regelung der Arbeitsbedingungen der im Kampfmittelbeseitigungs-
dienst beschäftigten Arbeitnehmer (Ost) – TV-Mun-O  
vom 14. Dezember 1993

28. Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen über das ständig  
beschäftigte Abendpersonal an Theatern und Bühnen vom 25. Juni 1991

29. Tarifvertrag vom 25. Juni 1991 über die Theaterbetriebszulage für Angestellte (Ost)

30. Tarifvertrag vom 25. Juni 1991 über den Theaterbetriebszuschlag für Arbeiter (Ost)

Ferner gelten bis zu einer Neuregelung diejenigen Tarifregelungen fort, die Eingruppie-
rungsregelungen enthalten.
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ANLAGE 2 TVÜ-LÄNDER

Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen zu den Entgeltgruppen für am 31. Okto
ber 2006/1. November 2006 vorhandene Beschäftigte für die Überleitung (Länder)

Teil A Beschäftigte mit Ausnahme der Lehrkräfte im Sinne des Teils B 
und der Ärztinnen und Ärzte im Sinne des Teils C

Entgelt-
gruppe Vergütungsgruppe Lohngruppe

15 Ü I keine

15

Keine Stufe 6
I a
I a nach Aufstieg aus I b
I b mit ausstehendem Aufstieg nach I a 

keine

14

Keine Stufe 6
I b ohne Aufstieg nach I a
I b nach Aufstieg aus II a
II a mit ausstehendem Aufstieg nach I b nach 
5 oder 6 Jahren

keine

13 Ü
Keine Stufe 6
II a mit ausstehendem Aufstieg nach I b nach 
11 oder 15 Jahren

keine

13 Keine Stufe 6
II a ohne Aufstieg nach I b keine

12
Keine Stufe 6
II a nach Aufstieg aus III
III mit ausstehendem Aufstieg nach II a

keine

11

Keine Stufe 6
III ohne Aufstieg nach II a
III nach Aufstieg aus IV a
IV a mit ausstehendem Aufstieg nach III

keine

10

Keine Stufe 6 
IV a ohne Aufstieg nach III
IV a nach Aufstieg aus IV b
IV b mit ausstehendem Aufstieg nach IV a
V a in den ersten sechs Monaten der Berufs-
ausübung, wenn danach IV b mit Aufstieg 
nach IV a (Zuordnung zu Stufe 1) 

keine
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Entgelt-
gruppe Vergütungsgruppe Lohngruppe

9

IV b ohne Aufstieg nach IV a (keine Stufe 6)
IV b nach Aufstieg aus V a ohne weiteren 
Aufstieg nach IV a (keine Stufe 6)
IV b nach Aufstieg aus V b (keine Stufe 6)
V a mit ausstehendem Aufstieg nach IV b 
ohne weiteren Aufstieg nach IV a (keine Stufe 
6)
V a ohne Aufstieg nach IV b
(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 
9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)
V b mit ausstehendem Aufstieg nach IV b 
(keine Stufe 6)
V b ohne Aufstieg nach IV b
(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 
9 Jahren in der Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)
V b nach Aufstieg aus V c (Stufe 3 nach 5 Jah-
ren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, 
keine Stufen 5 und 6) 

9 (Stufe 4 nach 7 Jahren in Stufe 3, 
keine Stufen 5 und 6)

8
V c mit ausstehendem Aufstieg nach V b
V c ohne Aufstieg nach V b
V c nach Aufstieg aus VI b

8a
8 mit ausstehendem Aufstieg 
nach 8a
7 mit ausstehendem Aufstieg nach 
8 und 8a

7 Keine 

7a
7 mit ausstehendem Aufstieg 
nach 7a
7 nach Aufstieg aus 6
6 mit ausstehendem Aufstieg nach 
7 und 7a

6
VI b mit ausstehendem Aufstieg nach V c
VI b ohne Aufstieg nach V c
VI b nach Aufstieg aus VII

6a
6 mit ausstehendem Aufstieg 
nach 6a
6 nach Aufstieg aus 5
5 mit ausstehendem Aufstieg nach 
6 und 6a

5
VII mit ausstehendem Aufstieg nach VI b
VII ohne Aufstieg nach VI b
VII nach Aufstieg aus VIII

5a
5 mit ausstehendem Aufstieg 
nach 5a
5 nach Aufstieg aus 4
4 mit ausstehendem Aufstieg nach 
5 und 5a
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Entgelt-
gruppe Vergütungsgruppe Lohngruppe

4 Keine

4a
4 mit ausstehendem Aufstieg 
nach 4a
4 nach Aufstieg aus 3
3 mit ausstehendem Aufstieg nach 
4 und 4a

3

Keine Stufe 6
VIII mit ausstehendem Aufstieg nach VII
VIII ohne Aufstieg nach VII
VIII nach Aufstieg aus IX b

3a
3 mit ausstehendem Aufstieg 
nach 3a
3 nach Aufstieg aus 2 und 2a mit 
ausstehendem Aufstieg nach 3a
3 nach Aufstieg aus 2a mit aus
stehendem Aufstieg nach 3a
3 nach Aufstieg aus 2 und 2a  
(keine Stufe 6)
2a nach Aufstieg aus 2 mit aus
stehendem Aufstieg nach 3 und 3a
2a mit ausstehendem Aufstieg 
nach 3 und 3a
2a nach Aufstieg aus 2 mit  
ausstehendem Aufstieg nach 3  
(keine Stufe 6)
2 mit ausstehendem Aufstieg nach 
2a, 3 und 3a
2 mit ausstehendem Aufstieg nach 
2a und 3 (keine Stufe 6)

2 Ü Keine

2a
2 mit ausstehendem Aufstieg 
nach 2a
2 nach Aufstieg aus 1
1 mit ausstehendem Aufstieg nach 
2 und 2a

2

IX a
IX b mit ausstehendem Aufstieg nach VIII
IX b mit ausstehendem Aufstieg nach IX a
IX b nach Aufstieg aus X (keine Stufe 6)
X (keine Stufe 6) 

1a (keine Stufe 6)
1 mit ausstehendem Aufstieg nach 
1a (keine Stufe 6)

1 Keine Keine
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Teil B �Lehrkräfte, für die nach Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
die Anlage 1 a zum BAT/BAT-O nicht gilt

Entgelt-
gruppe

Überleitung Lehr-
kräfte „Erfüller“
Vergütungsgruppe

Überleitung Lehrkräfte
„Nichterfüller“
Vergütungsgruppe

15 Ü I -

15 I a -

14 I b I b nach Aufstieg aus II a

13 II a II a ohne Aufstieg nach I b
II a mit ausstehendem Aufstieg nach I b

12 -

II a nach Aufstieg aus III
II a nach Aufstieg aus II b
III mit ausstehendem Aufstieg nach II a
II b mit ausstehendem Aufstieg nach II a

11 III

II b ohne Aufstieg nach II a
III ohne Aufstieg nach II a
III nach Aufstieg aus IV a
IV a mit ausstehendem Aufstieg nach III

10 IV a
IV a ohne Aufstieg nach III
IV a nach Aufstieg aus IV b
IV b mit ausstehendem Aufstieg nach IV a

9

IV b
V b (Stufe 3 nach 5 
Jahren in Stufe 2, 
Stufe 4 nach 9 Jah-
ren in Stufe 3, keine 
Stufe 5)

IV b ohne Aufstieg nach IV a
IV b nach Aufstieg aus V b
V b mit ausstehendem Aufstieg nach IV b
V b ohne Aufstieg nach IV b (Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, 
Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufe 5)
V b nach Aufstieg aus V c (Stufe 3 nach 5 Jahren in  
Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufe 5)
V b nach Aufstieg aus VI b (Stufe 3 nach 5 Jahren in  
Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufe 5)

8 V c
V c ohne Aufstieg
V c nach Aufstieg aus VI b
V c mit ausstehendem Aufstieg nach V b

7 - -

6 -
VI b ohne Aufstieg
VI b mit ausstehendem Aufstieg nach V c
VI b mit ausstehendem Aufstieg nach V b
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Teil C Ärztinnen und Ärzte im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 und 3

Entgelt-
gruppe Vergütungsgruppe

Ä 1 Arzt mit entsprechender Tätigkeit 

Ä 2 Facharzt mit entsprechender Tätigkeit 

Ä 3

Oberarzt:
Oberarzt ist derjenige Arzt, dem die medizinische Verantwortung für Teil- oder Funk-
tionsbereiche der Klinik bzw. Abteilung vom Arbeitgeber übertragen worden ist.
Facharzt in einer durch den Arbeitgeber übertragenen Spezialfunktion,  
für die dieser eine erfolgreich abgeschlossene Schwerpunkt- oder Zusatzweiter
bildung nach der Weiterbildungsordnung fordert.

Ä 4

Facharzt, dem die ständige Vertretung des leitenden Arztes (Chefarzt) vom Arbeit
geber übertragen worden ist.
(Protokollerklärung: Ständiger Vertreter ist nur der Arzt, der den leitenden Arzt in 
der Gesamtheit seiner Dienstaufgaben vertritt. Das Tätigkeitsmerkmal kann daher 
innerhalb einer Klinik nur von einem Arzt erfüllt werden.) 

ANLAGE 3 TVÜ-LÄNDER 
STRUKTURAUSGLEICHE FÜR ANGESTELLTE

– Auszug –

Angestellte, deren Ortszuschlag sich nach § 29 Abschn. B Abs. 5 BAT/BAT-O bemisst, 
erhalten den entsprechenden Anteil, in jedem Fall aber die Hälfte des Strukturausgleichs 
für Verheiratete.
Soweit nicht anders ausgewiesen, beginnt die Zahlung des Strukturausgleichs am 1. No-
vember 2008. Die Angabe „nach … Jahren“ bedeutet, dass die Zahlung nach den genann-
ten Jahren ab dem In-Kraft-Treten des TV-L beginnt; so wird z. B. bei dem Merkmal „nach 
4 Jahren“ der Zahlungsbeginn auf den 1. November 2010 festgelegt, wobei die Auszah-
lung eines Strukturausgleichs mit den jeweiligen Monatsbezügen erfolgt. Die Dauer der 
Zahlung ist ebenfalls angegeben; dabei bedeutet „dauerhaft“ die Zahlung während der 
Zeit des Arbeitsverhältnisses.
Ist die Zahlung „für“ eine bestimmte Zahl von Jahren angegeben, ist der Bezug auf 
diesen Zeitraum begrenzt (z. B. „für 5 Jahre“ bedeutet Beginn der Zahlung im November 
2008 und Ende der Zahlung mit Ablauf Oktober 2013). Eine Ausnahme besteht dann, 
wenn das Ende des Zahlungszeitraumes nicht mit einem Stufenaufstieg in der jeweiligen 
Entgeltgruppe zeitlich zusammenfällt; in diesen Fällen wird der Strukturausgleich bis 
zum nächsten Stufenaufstieg fortgezahlt. Diese Ausnahmeregelung gilt nicht, wenn der 
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Stufenaufstieg in die Endstufe erfolgt; in diesen Fällen bleibt es bei der festgelegten 
Dauer.

A. �Angestellte (einschl. Lehrkräfte), mit Ausnahme des Pflegepersonals im Sinne der 
Anlage 1 b zum BAT/BAT-O

Entgelt-
gruppe

Vergütung 
bei In-Kraft-
Treten TVÜ

Aufstieg

Ortszu-
schlag
Stufe
1,2

Lebens-
alters-
stufe

Höhe 
Aus-
gleichs-
betrag

Dauer

2 X IX b nach 2 Jahren OZ 2 23 40 Euro für 4 Jahre

2 X IX b nach 2 Jahren OZ 2 29 30 Euro dauerhaft

2 X IX b nach 2 Jahren OZ 2 31 30 Euro dauerhaft

2 X IX b nach 2 Jahren OZ 2 33 30 Euro dauerhaft

2 X IX b nach 2 Jahren OZ 2 35 20 Euro dauerhaft

3 VIII ohne OZ 2 25 35 Euro
nach 
4 Jahren 
dauerhaft

3 VIII ohne OZ 2 27 35 Euro dauerhaft

3 VIII ohne OZ 2 29 35 Euro
nach 
4 Jahren 
dauerhaft

3 VIII ohne OZ 2 31 35 Euro dauerhaft

3 VIII ohne OZ 2 33 35 Euro dauerhaft

3 VIII ohne OZ 2 35 35 Euro dauerhaft

3 VIII ohne OZ 2 37 20 Euro dauerhaft

6 VI b ohne OZ 2 29 50 Euro dauerhaft

6 VI b ohne OZ 2 31 50 Euro dauerhaft

6 VI b ohne OZ 2 33 50 Euro dauerhaft

6 VI b ohne OZ 2 35 50 Euro dauerhaft

6 VI b ohne OZ 2 37 50 Euro dauerhaft

6 VI b ohne OZ 2 39 50 Euro dauerhaft

8 V c ohne OZ 2 37 40 Euro dauerhaft

8 V c ohne OZ 2 39 40 Euro dauerhaft

9 V b ohne OZ 1 29 60 Euro für 12 Jahre
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Entgelt-
gruppe

Vergütung 
bei In-Kraft-
Treten TVÜ

Aufstieg

Ortszu-
schlag
Stufe
1,2

Lebens-
alters-
stufe

Höhe 
Aus-
gleichs-
betrag

Dauer

9 V b ohne OZ 1 31 60 Euro
nach 
4 Jahren für 
7 Jahre

9 V b ohne OZ 1 33 60 Euro für 7 Jahre

9 V b ohne OZ 2 27 90 Euro
nach 
4 Jahren 
dauerhaft

9 V b ohne OZ 2 29 90 Euro für 7 Jahre

9 V b ohne OZ 2 35 20 Euro
nach 4 
Jahren dau-
erhaft

9 V b ohne OZ 2 37 40 Euro dauerhaft

9 V b ohne OZ 2 39 40 Euro dauerhaft

9 V b ohne OZ 2 41 40 Euro

9 V b IVb nach 6 Jahren OZ 1 29 50 Euro für 3 Jahre

9 V b IVb nach
2, 3, 4, 6 Jahren OZ 1 35 60 Euro für 4 Jahre

9 V b IVb nach
2, 3, 4, 6 Jahren OZ 2 31 50 Euro für 4 Jahre

9 V b IVb nach
2, 3, 4, 6 Jahren OZ 2 37 60 Euro dauerhaft

9 V b IVb nach
2, 3, 4, 6 Jahren OZ 2 39 60 Euro dauerhaft

9 V b IVb nach
2, 3, 4, 6 Jahren OZ 2 41 60 Euro dauerhaft

9 IV b ohne OZ 1 35 60 Euro für 4 Jahre

9 IV b ohne OZ 2 31 50 Euro für 4 Jahre

9 IV b ohne OZ 2 37 60 Euro dauerhaft

9 IV b ohne OZ 2 39 60 Euro dauerhaft

9 IV b Ohne OZ 2 41 60 Euro dauerhaft

10 IV b IVa nach 
2, 4, 6 Jahren OZ 1 35 40 Euro für 4 Jahre

10 IV b IVa nach 
2, 4, 6 Jahren OZ 1 41 30 Euro dauerhaft
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Entgelt-
gruppe

Vergütung 
bei In-Kraft-
Treten TVÜ

Aufstieg

Ortszu-
schlag
Stufe
1,2

Lebens-
alters-
stufe

Höhe 
Aus-
gleichs-
betrag

Dauer

10 IV b IVa nach 2, 4, 6 
Jahren OZ 1 43 30 Euro dauerhaft

10 IV b IVa nach 6 Jahren OZ 2 29 70 Euro für 7 Jahre

10 IV b IVa nach 
2, 4, 6 Jahren OZ 2 37 60 Euro

nach 
4 Jahren 
dauerhaft

10 IV b IVa nach 
2, 4, 6 Jahren OZ 2 39 60 Euro dauerhaft

10 IV b IVa nach 
2, 4, 6 Jahren OZ 2 41 85 Euro dauerhaft

10 IV b IV a nach 
2, 4, 6 Jahren OZ 2 43 60 Euro dauerhaft

10 IV a ohne OZ 1 35 40 Euro für 4 Jahre

10 IV a ohne OZ 1 41 30 Euro dauerhaft 

10 IV a ohne OZ 1 43 30 Euro dauerhaft

10 IV a ohne ÔZ 2 37 60 Euro
nach 
4 Jahren 
dauerhaft

10 IV a ohne OZ 2 39 60 Euro dauerhaft

10 IV a ohne OZ 2 41 85 Euro dauerhaft

10 IV a ohne OZ 2 43 60 Euro dauerhaft

11 IV a III nach 
4, 6, 8 Jahren OZ 1 41 40 Euro dauerhaft

11 IV a III nach 
4, 6, 8 Jahren OZ 1 43 40 Euro dauerhaft

11 IV a III nach 
4, 6, 8 Jahren OZ 2 37 70 Euro

nach 
4 Jahren 
dauerhaft

11 IV a III nach 
4, 6, 8 Jahren OZ 2 39 70 Euro dauerhaft

11 IV a III nach 
4, 6, 8 Jahren OZ 2 41 85 Euro dauerhaft

11 IV a III nach 
4, 6, 8 Jahren OZ 2 43 70 Euro dauerhaft

11 III ohne OZ 1 41 40 Euro
nach 
4 Jahren 
dauerhaft
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Entgelt-
gruppe

Vergütung 
bei In-Kraft-
Treten TVÜ

Aufstieg

Ortszu-
schlag
Stufe
1,2

Lebens-
alters-
stufe

Höhe 
Aus-
gleichs-
betrag

Dauer

11 III ohne OZ 1 43 40 Euro dauerhaft

11 III ohne OZ 2 37 70 Euro
nach 
4 Jahren 
dauerhaft

11 III ohne OZ 2 39 70 Euro dauerhaft

11 III ohne OZ 2 41 85 Euro dauerhaft

11 III ohne OZ 2 43 70 Euro dauerhaft

11 II b ohne OZ 1 31 60 Euro
nach 
4 Jahren 
dauerhaft

11 II b ohne OZ 1 39 60 Euro
nach 
4 Jahren 
dauerhaft

11 II b ohne OZ 1 41 80 Euro dauerhaft *)

11 II b ohne OZ 2 29 60 Euro
nach 
4 Jahren für 
2 Jahre

11 II b ohne OZ 2 35 80 Euro
nach  
4 Jahren 
dauerhaft

11 II b ohne OZ 2 37 100 Euro
nach  
4 Jahren 
dauerhaft

11 II b ohne OZ 2 39 110 Euro dauerhaft *)

11 II b ohne OZ 2 41 80 Euro dauerhaft *)

12 III II a nach 10 Jahren OZ 1 33 95 Euro für 5 Jahre

12 III II a nach 10 Jahren OZ 1 35 95 Euro für 4 Jahre

12 III II a nach 10 Jahren OZ 1 39 50 Euro
nach 
4 Jahren 
dauerhaft

12 III II a nach 10 Jahren OZ 1 41 50 Euro dauerhaft

12 III II a nach 10 Jahren OZ 1 43 50 Euro dauerhaft

12 III II a nach 10 Jahren OZ 2 33 100 Euro für 4 Jahre
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Entgelt-
gruppe

Vergütung 
bei In-Kraft-
Treten TVÜ

Aufstieg

Ortszu-
schlag
Stufe
1,2

Lebens-
alters-
stufe

Höhe 
Aus-
gleichs-
betrag

Dauer

12 III II a nach 10 Jahren OZ 2 37 100 Euro
nach 
4 Jahren 
dauerhaft

12 III II a nach 10 Jahren OZ 2 39 100 Euro dauerhaft

12 III II a nach 10 Jahren OZ 2 41 100 Euro dauerhaft

12 III II a nach 10 Jahren OZ 2 43 85 Euro dauerhaft

12 III II a nach 8 Jahren OZ 1 35 95 Euro für 4 Jahre

12 III II a nach 8 Jahren OZ 1 39 50 Euro
nach
 4 Jahren 
dauerhaft

12 III II a nach 8 Jahren OZ 1 41 50 Euro dauerhaft

12 III II a nach 8 Jahren OZ 1 43 50 Euro dauerhaft

12 III II a nach 8 Jahren OZ 2 31 100 Euro für 5 Jahre

12 III II a nach 8 Jahren OZ 2 33 100 Euro für 4 Jahre

12 III II a nach 8 Jahren OZ 2 37 100 Euro
nach
4 Jahren 
dauerhaft

12 III II a nach 8 Jahren OZ 2 39 100 Euro dauerhaft

12 III II a nach 8 Jahren OZ 2 41 100 Euro dauerhaft

12 III II a nach 8 Jahren OZ 2 43 85 Euro dauerhaft

12 III II a nach 5 Jahren OZ 1 29 100 Euro für 3 Jahre

12 III II a nach 
5 und 6 Jahren OZ 1 35 95 Euro für 4 Jahre

12 III II a nach 5 und 6 
Jahren OZ 1 39 50 Euro

nach 
4 Jahren 
dauerhaft

12 III II a nach 
5 und 6 Jahren OZ 1 41 50 Euro dauerhaft

12 III II a nach 
5 und 6 Jahren OZ 1 43 50 Euro dauerhaft

12 III II a nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 33 100 Euro für 4 Jahre

12 III II a nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 37 100 Euro

nach 
4 Jahren 
dauerhaft

– 185 –

TVÜ-LÄNDER



Entgelt-
gruppe

Vergütung 
bei In-Kraft-
Treten TVÜ

Aufstieg

Ortszu-
schlag
Stufe
1,2

Lebens-
alters-
stufe

Höhe 
Aus-
gleichs-
betrag

Dauer

12 III II a nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 39 100 Euro dauerhaft

12 III II a nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 41 100 Euro dauerhaft

12 III II a nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 43 85 Euro dauerhaft

13 II a ohne OZ 2 39 60 Euro für 4 Jahre 
dauerhaft

13 II a ohne OZ 2 41 60 Euro dauerhaft

13 II a ohne OZ 2 43 60 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 1 27 20 Euro
nach 
4 Jahren für 
2 Jahre

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 1 29 20 Euro
nach 
2 Jahren für 
2 Jahre

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 1 29 130 Euro
nach 
4 Jahren für 
2 Jahre

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 1 39 80 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 1 41 80 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 1 43 80 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 1 45 60 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 2 27 100 Euro
nach 
4 Jahren für 
2 Jahre

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 2 37 110 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 2 39 110 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 2 41 110 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 2 43 110 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 15 Jahren OZ 2 45 60 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 1 27 20 Euro
nach 
4 Jahren für 
2 Jahre
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Entgelt-
gruppe

Vergütung 
bei In-Kraft-
Treten TVÜ

Aufstieg

Ortszu-
schlag
Stufe
1,2

Lebens-
alters-
stufe

Höhe 
Aus-
gleichs-
betrag

Dauer

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 1 29 20 Euro
nach 
2 Jahren für 
2 Jahre

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 1 29 130 Euro
nach 
4 Jahren für 
2 Jahre

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 1 33 60 Euro
nach  
4 Jahren für 
4 Jahre 

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 1 35 50 Euro für 5 Jahre

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 1 37 110 Euro
nach 
2 Jahren für 
3 Jahre 

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 1 41 80 Euro
nach  
4 für Jahren 
dauerhaft

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 1 43 80 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 1 45 60 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 2 27 100 Euro
nach  
4 Jahren für 
2 Jahre

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 2 35 165 Euro
nach  
3 Jahren für 
2 Jahre

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 2 37 110 Euro dauerhaft 

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 2 39 110 Euro
nach
 4 Jahren 
dauerhaft 

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 2 41 110 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 2 43 110 Euro dauerhaft

13 Ü II a I b nach 11 Jahren OZ 2 45 60 Euro dauerhaft

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 1 31 100 Euro für 3 Jahre

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 1 35 100 Euro für 4 Jahre
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Entgelt-
gruppe

Vergütung 
bei In-Kraft-
Treten TVÜ

Aufstieg

Ortszu-
schlag
Stufe
1,2

Lebens-
alters-
stufe

Höhe 
Aus-
gleichs-
betrag

Dauer

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 1 41 80 Euro

nach  
4 Jahren 
dauerhaft

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 1 43 80 Euro dauerhaft

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 1 45 60 Euro dauerhaft

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 31 110 Euro für 7 Jahre

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 33 50 Euro für 4 Jahre

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 39 110 Euro

nach  
4 Jahren 
dauerhaft

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 41 110 Euro dauerhaft

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 43 110 Euro dauerhaft

14 II a I b nach 
5 und 6 Jahren OZ 2 45 60 Euro dauerhaft

14 I b ohne OZ 1 35 100 Euro für 4 Jahre

14 I b ohne OZ 1 41 80 Euro
nach  
4 Jahren 
dauerhaft

14 I b ohne OZ 1 43 80 Euro dauerhaft

14 I b ohne OZ 1 45 60 Euro  dauerhaft

14 I b ohne OZ 2 33 50 Euro für 4 Jahre

14 I b ohne OZ 2 39 110 Euro
nach  
4 Jahren 
dauerhaft

14 I b ohne OZ 2 41 110 Euro dauerhaft

14 I b ohne OZ 2 43 110 Euro dauerhaft

14 I b ohne OZ 2 45 60 Euro dauerhaft

15 I a ohne OZ 1 39 110 Euro für 4 Jahre 

15 I a ohne OZ 1 43 50 Euro dauerhaft

15 I a ohne OZ 1 45 50 Euro dauerhaft
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Entgelt-
gruppe

Vergütung 
bei In-Kraft-
Treten TVÜ

Aufstieg

Ortszu-
schlag
Stufe
1,2

Lebens-
alters-
stufe

Höhe 
Aus-
gleichs-
betrag

Dauer

15 I a ohne OZ 2 37 110 Euro für 4 Jahre

15 I a ohne OZ 2 41 50 Euro dauerhaft

15 I a ohne OZ 2 43 50 Euro dauerhaft

15 I a ohne OZ 2 45 50 Euro dauerhaft

15 I b I a nach 8 Jahren OZ 1 39 110 Euro für 4 Jahre

15 I b I a nach 8 Jahren OZ 1 43 50 Euro dauerhaft

15 I b I a nach 8 Jahren OZ 1 45 50 Euro dauerhaft

15 I b I a nach 8 Jahren OZ 2 37 110 Euro für 4 Jahre 

15 I b I a nach 8 Jahren OZ 2 41 50 Euro dauerhaft

15 I b I a nach 8 Jahren OZ 2 43 50 Euro dauerhaft

15 I b I a nach 8 Jahren OZ 2 45 50 Euro dauerhaft

15 I b I a nach 4 Jahren OZ 1 39 110 Euro für 4 Jahre

15 I b I a nach 4 Jahren OZ 1 43 50 Euro dauerhaft

15 I b I a nach 4 Jahren OZ 1 45 50 Euro dauerhaft

15 I b I a nach 4 Jahren OZ 2 37 110 Euro für 4 Jahre

15 I b I a nach 4 Jahren OZ 2 41 50 Euro dauerhaft

15 I b I a nach 4 Jahren OZ 2 43 50 Euro dauerhaft

15 I b I a nach 4 Jahren OZ 2 45 50 Euro dauerhaft

15 Ü I ohne OZ 2 43 50 Euro dauerhaft

15 Ü I ohne OZ 2 45 50 Euro dauerhaft
 

*) Der Strukturausgleich wird frühestens ab dem 1. März 2009 geleistet.

B. Pflegepersonal im Sinne der Anlage 1 b zum BAT/BAT-O
– (hier nicht abgedruckt) –
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ANLAGE 4 TVÜ-LÄNDER

Vorläufige Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen zu den Entgeltgruppen 
für ab dem 1. November 2006 stattfindende Eingruppierungsvorgänge (Länder)

Teil A Beschäftigte mit Ausnahme der Lehrkräfte im Sinne des Teils B

Entgelt-
gruppe Vergütungsgruppe Lohngruppe

15
keine Stufe 6
I a
I b mit Aufstieg nach I a

–

14 keine Stufe 6
I b ohne Aufstieg nach I a –

13

keine Stufe 6
Beschäftigte mit Tätigkeiten, die eine abgeschlosse-
ne wissenschaftliche Hochschulausbildung voraus-
setzen (II a mit und ohne Aufstieg nach I b)
[ggf. Zulage nach § 17 Abs. 8 TVÜ]
und weitere Beschäftigte, die nach der Vergü-
tungsordnung zum BAT/BAT-O unmittelbar in II a 
eingruppiert sind.

–

12 keine Stufe 6
III mit Aufstieg nach II a –

11
keine Stufe 6
III ohne Aufstieg nach II a
IV a mit Aufstieg nach III

–

10

keine Stufe 6
IV a ohne Aufstieg nach III
IV b mit Aufstieg nach IV a
V a in den ersten sechs Monaten der Berufsaus-
übung, wenn danach IV b mit Aufstieg nach IV a

–

9

IV b ohne Aufstieg nach IV a, (keine Stufe 6)
V a mit Aufstieg nach IV b ohne weiteren Aufstieg 
nach IV a, (keine Stufe 6)
V a ohne Aufstieg nach IV b, (Stufe 3 nach 5 Jahren 
in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine 
Stufen 5 und 6)
V b mit Aufstieg nach IV b (keine Stufe 6)
V b ohne Aufstieg nach IV b (Stufe 3 nach 5 Jahren 
in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine 
Stufen 5 und 6)

9 (Stufe 4 nach 7 Jahren in  
Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)

8 V c mit Aufstieg nach V b
V c ohne Aufstieg nach V b

8 mit Aufstieg nach 8 a
7 mit Aufstieg nach 8 und 8 a
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Entgelt-
gruppe Vergütungsgruppe Lohngruppe

7 Keine 7 mit Aufstieg nach 7 a
6 mit Aufstieg nach 7 und 7a

6 VI b mit Aufstieg nach V c
VI b ohne Aufstieg nach V c

6 mit Aufstieg nach 6 a
5 mit Aufstieg nach 6 und 6 a

5 VII mit Aufstieg nach VI b
VII ohne Aufstieg nach VI b

5 mit Aufstieg nach 5 a
4 mit Aufstieg nach 5 und 5 a

4 Keine 4 mit Aufstieg nach 4 a
3 mit Aufstieg nach 4 und 4 a

3
Keine Stufe 6
VIII mit Aufstieg nach VII
VIII ohne Aufstieg nach VII

3 mit Aufstieg nach 3 a
2 a mit Aufstieg nach 3 und 3 a
2 mit Aufstieg nach 2 a, 3 und 
3 a
2 mit Aufstieg nach 2 a und 3 
(keine Stufe 6)

2 Ü Keine 2 mit Aufstieg nach 2 a
1 mit Aufstieg nach 2 und 2 a

2
IX b mit Aufstieg nach VIII
IX b mit Aufstieg nach IX a
X mit Aufstieg nach IX b (keine Stufe 6)

1 mit Aufstieg nach 1a  
(keine Stufe 6)

1

Beschäftigte mit einfachsten Tätigkeiten, zum Beispiel
• �Essens- und Getränkeausgeber/innen
• �Garderobenpersonal
• �Spülen und Gemüseputzen und sonstige Tätigkeiten im Haus- und Küchenbereich
• �Reiniger/innen in Außenbereichen wie Höfe, Wege, Grünanlagen, Parks
• �Wärter/innen von Bedürfnisanstalten
• �Servierer/innen
• �Hausarbeiter/innen
• �Hausgehilfe/Hausgehilfin
• �Bote/Botin (ohne Aufsichtsfunktion)
Ergänzungen können durch landesbezirklichen Tarifvertrag geregelt werden.
Hinweis: Diese Zuordnung gilt unabhängig von bisherigen tariflichen Zuordnungen zu 
Vergütungs-/Lohngruppen.
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Teil B Lehrkräfte, für die nach Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
die Anlage 1 a zum BAT/BAT-O nicht gilt

Entgelt-
gruppe

Überleitung Lehrkräfte
„Erfüller“
Vergütungsgruppe

Überleitung Lehrkräfte
„Nichterfüller“
Vergütungsgruppe 

15 I a –

14 I b –

13 II a II a mit und ohne Aufstieg nach I b

12 – III mit Aufstieg nach II a
II b mit Aufstieg nach II a

11 III
II b ohne Aufstieg nach II a
III ohne Aufstieg nach II a
IV a mit Aufstieg nach III

10 IV a IV a ohne Aufstieg nach III
IV b mit Aufstieg nach IV a

9

IV b
V b (Stufe 3 nach 5 Jahren in 
Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren 
in Stufe 3, keine Stufe 5)

IV b ohne Aufstieg nach IV a
V b mit Aufstieg nach IV b
V b ohne Aufstieg nach IV b (Stufe 3 nach 5 Jahren 
in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine 
Stufe 5)

8 V c V c ohne Aufstieg
V c mit Aufstieg nach V b

7 – –

6 –
VI b ohne Aufstieg
VI b mit Aufstieg nach V c
VI b mit Aufstieg nach V b

ANLAGE 5 A
– (hier nicht abgedruckt) –

ANLAGE 5 B
– (hier nicht abgedruckt) –
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V. 
ERLÄUTERUNGEN ZUM TARIFVERTRAG 

ÜBER DIE EINGRUPPIERUNG  
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1. EINLEITUNG

Tarifgeschichte
Der TV-L ist am 1. November 2006 in Kraft getreten. Für die Eingruppierung der Be-
schäftigten wurde im TVÜ-L ein Übergangsrecht aus dem BAT geschaffen, das von einer 
künftigen Entgeltordnung abgelöst werden sollte. Die früheren BAT-Vergütungsgruppen 
wurden durch Überleitungsregelungen gemäß der Anlage 2 zum TVÜ-L den neuen 
Entgeltgruppen des TV-L zugeordnet. Die Eingruppierung der Beschäftigten, die seit dem 
1. November 2006 eingestellt wurden und somit nicht aus dem BAT übergeleitet worden 
waren, in die Entgeltgruppen des TV-L erfolgte durch die vorläufige Zuordnung der Ent-
geltgruppen zu den Vergütungsgruppen in Anlage 4 TVÜ-L.

Für die Eingruppierung der Lehrkräfte an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen 
galten – wie zuvor auch im BAT – weiterhin die Lehrer-Richtlinien der TdL bzw. die 
entsprechenden landesspezifischen Eingruppierungsrichtlinien und -erlasse. Auch hier 
wurde die Eingruppierung mittels Zuordnungstabellen zu den Entgeltgruppen des TV-L 
vorgenommen.

In der Entgeltrunde 2011 einigten sich die Tarifvertragsparteien nach mehrjähri-
gen vorbereitenden Sondierungen und Verhandlungen auf Grundsätze eines neuen 
Eingruppierungsrechts für die Beschäftigten im Landesdienst (außer Lehrkräften). Die 
entsprechenden Änderungstarifverträge zum TV-L und TVÜ-L und damit die neue Ent-
geltordnung (Anlage A zum TV-L) traten am 1. Januar 2012 in Kraft. Eine Entgeltordnung 
für Lehrkräfte konnte in dieser Verhandlungsrunde nicht erreicht werden. 

Auch in der Entgeltrunde 2013 konnte trotz intensiver Warnstreiks und Verhandlungen 
durch die GEW erneut keine Einigung über eine Entgeltordnung für Lehrkräfte erzielt 
werden. 

Nach zweijährigen Vorbereitungen gelang auch in der Tarifrunde 2015 keine Einigung. 
Der bis dahin erreichte Verhandlungsstand eines Tarifvertrages über die Eingruppierung 
und die Entgeltordnung für die Lehrkräfte der Länder (TV EntgO-L) wurde nur vom dbb – 
beamtenbund und tarifunion (dbb) mit der TdL abgeschlossen. Mit der Gewerkschaft  
ver.di und der GEW kam ein entsprechender Tarifvertrag nicht zustande, weil letztlich 
die Angleichungszulage zu niedrig war und keine zeitliche Perspektive für das Erreichen 
der Paralleltabelle vereinbart werden konnte. 
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Die TdL beschloss daraufhin in ihrer Mitgliederversammlung, die noch bestehenden 
Eingruppierungsrichtlinien oder -erlasse aufzuheben und den Tarifvertrag auch auf die 
Arbeitsverhältnisse der GEW-Mitglieder anzuwenden. Die tarifbeschäftigten Lehrkräfte 
wurden schriftlich darüber informiert, wie die TdL mit dem nur vom dbb abgeschlosse-
nen TV EntgO-L umgehen würde. 
Der TV EntgO-L sollte angewendet werden auf:
•	� Mitglieder des dbb unmittelbar aufgrund Tarifvertragsgesetz
•	� Nichtorganisierte aufgrund der Bezugnahmeklausel (auf den TV-L) im Arbeitsvertrag
•	� GEW- Mitglieder aufgrund Bezugnahmeklausel (auf den TV-L) im Arbeitsvertrag 
•	� Neuverträge ab dem 1. August 2015 durch angepasste Bezugnahmeklausel (mit 

Bezugnahme auf den TV EntgO-L) im Arbeitsvertrag.

Tarifabschluss 2017
In den Tarifverhandlungen 2017 wurden wichtige Änderungen vereinbart. Die wichtigste 
der allgemeinen Änderungen war die Einführung einer sechsten Stufe für die Entgelt-
gruppen 9 bis 15 in den Entgelttabellen. Diese Vereinbarung kam nur zustande, weil die 
GEW die Bereitschaft erklärt hatte, den TV EntgO-L nun ebenfalls abzuschließen. Gleich-
zeitig wurde vereinbart, dass die Tarifvertragsparteien nach Abschluss der Tarifver-
handlungen zur Entgeltrunde die Gespräche zu strukturellen Fragen der Entgeltordnung 
Lehrkräfte fortsetzen.
Seit dem 1. März 2017 gilt der TV EntgO-L deshalb auch für Mitglieder der GEW zwin-
gend und unmittelbar aufgrund des Tarifvertragsgesetzes. Damit besteht ein tarifver-
traglich geschützter Anspruch auf die Leistungen.
Die Antragsfrist bezüglich der Eingruppierung/Höhergruppierung, die ursprünglich am 
31. Juli 2016 geendet hatte, wurde noch einmal bis zum 31. Mai 2017 geöffnet. Für die 
Beantragung der Angleichungszulage blieb es bei der Antragsfrist bis zum 31. Juli 2017.

Tarifabschluss 2019
In der Tarifrunde 2019 konnte eine Erhöhung der Angleichungszulage auf 105,00 Euro er-
reicht werden. Außerdem wurde die Aufnahme von Verhandlungen zur Weiterentwick-
lung des TV EntgO-L vereinbart. Die Angleichungszulage wird Gegenstand der nächsten 
Tarifrunde sein. Beides wurde in einer Niederschriftserklärung zum Tarifvertrag festge-
halten.
Als Folge des Handlungsprogramms „Nachhaltige Sicherung der Bildungsqualität im 
Freistaat Sachsen“ ist Anhang 2 entfallen. Abschnitt 6 enthält die Eingruppierung für die 
Lehrer für die unteren Klassen in Sachsen.
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2. SYSTEMATIK DES TV ENTGO-L

Geltungsbereich und Grundsätze der Eingruppierung 
Die Eingruppierung der Beschäftigten im öffentlichen Dienst der Länder richtet sich 
grundsätzlich nach den Bestimmungen der §§ 12 bis 14 TV-L und der Entgeltordnung. 
§ 12 Satz 1 TV-L bestimmt, dass sich die Eingruppierung der Beschäftigten nach den 
Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltordnung (Anlage A) richtet.
Aus der Vorbemerkung Nr. 4 zu allen Teilen der Entgeltordnung ergibt sich, dass dieser 
Grundsatz für Lehrkräfte der Länder nur eingeschränkt gilt. Hier heißt es in der Neufas-
sung des Änderungstarifvertrags Nr. 9 vom 17. Februar 2017 wie folgt:

„1Die Entgeltordnung zum TV-L (Anlage A) gilt nur für diejenigen Lehrkräfte, für 
die in den Teilen II oder IV ein besonderes Tätigkeitsmerkmal vereinbart ist. 2Für 
Beschäftigte als Lehrkräfte, die unter den Geltungsbereich des § 44 fallen, gelten 
ausschließlich die Eingruppierungsregelungen der Entgeltordnung Lehrkräfte 
(Anlage zum TV EntgO-L).“

Die Entgeltordnung zum TV-L verweist also nun ausdrücklich auf den TV EntgO-L und die 
Entgeltordnung Lehrkräfte. 

In § 1 TV EntgO-L heißt es deshalb auch: 

„Dieser Tarifvertrag gilt für Lehrkräfte an allgemeinbildenden und berufsbilden-
den Schulen, die unter den Geltungsbereich des § 44 Tarifvertrag für den öffent
lichen Dienst der Länder (TV-L) fallen.“

§ 44 Nr. 1 TV-L benennt sowohl die Schulformen, für die die Sonderregelungen für Lehr-
kräfte gelten – allgemeinbildende Schulen und berufsbildende Schulen (z. B. Berufs-, Be-
rufsfach- und Fachschulen) – als auch die Schulformen, für die sie nicht gelten (Schulen 
und Einrichtungen der Verwaltung sowie Krankenpflegeschulen, es sei denn es handelt 
sich um Berufsschulen). Die Protokollerklärung zu § 44 Nr. 1 TV-L enthält eine Definition 
der Lehrkraft: 

„Lehrkräfte im Sinne dieser Sonderregelung sind Personen, bei denen die Ver-
mittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten im Rahmen eines Schulbetriebes der 
Tätigkeit das Gepräge gibt.“

Diese Definition ist somit auch auf den Geltungsbereich des TV EntgO-L anzuwenden. 
Das ist aus zwei Gründen wichtig: Sie stellt zum einen klar, dass es sich um eine Schule 
(Schulbetrieb) handeln muss. Beschäftigte einer Kita, in der ebenfalls Kenntnisse und 
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Fertigkeiten vermittelt werden, sind damit nicht erfasst. Zum anderen dient sie der Un-
terscheidung zwischen Lehrkräften und anderen Betreuungspersonen im Schulbetrieb, 
z. B. Erzieherinnen. 
In der Niederschriftserklärung zu der Vorbemerkung Nr. 1 Absätze 5 und 6 zu allen 
Abschnitten der Entgeltordnung Lehrkräfte sowie zu Abschnitt 4 Unterabschnitte 2 und 
3 heißt es :

„1Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht Einvernehmen, dass von der Ent-
geltordnung für Lehrkräfte nur Beschäftigte erfasst werden, bei denen entspre-
chend der Protokollerklärung zu § 44 Nr. 1 TV-L die Vermittlung von Kenntnissen 
und Fertigkeiten im Rahmen eines Schulbetriebes der Tätigkeit das Gepräge gibt. 
2Gibt diese Aufgabenstellung nicht der Tätigkeit das Gepräge, erfolgt die Eingrup-
pierung nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils II Abschnitt 20 der Entgeltord-
nung (Anlage A zum TV-L).“

Dies wird in den entsprechenden Abschnitten 4. 2 (Pädagogische und heilpädagogische 
Unterrichtshilfen und sonderpädagogische Fachkräfte, die nach Landesrecht Lehrkräfte 
sind oder diesen gleichgestellt sind) und 4. 3 (Lehrkräfte in Schulkindergärten oder in 
Vorschulklassen für schulpflichtige Kinder) der Entgeltordnung konkretisiert.
Ob der TV EntgO-L und die Entgeltordnung Lehrkräfte (EntgO-L) oder die allgemeine 
Entgeltordnung (Anlage A) gilt, wird bezüglich der Pädagogischen Mitarbeiterinnen, 
Pädagogischen Unterrichtshilfen und gleichartiger Berufsgruppen in den Ländern unter-
schiedlich gehandhabt. Es gibt aber eine Tendenz: Wo früher die Lehrer-Richtlinien un-
mittelbare Anwendung fanden, wird heute die Entgeltordnung Lehrkräfte angewendet. 
Wo hingegen nach Abschnitt G der Anlage 1a zum BAT eingruppiert wurde, wird über die 
allgemeine Entgeltordnung (Anlage A) eingruppiert.

Inhalt TV EntgO-L
Änderungen im TV-Länder
Der TV EntgO-L enthält Regelungen zur Anwendung der §§ 12 bis 14, 16 und 17 TV-L  
(Eingruppierungsgrundsätze und Regelungen zu den Stufen), zum TVÜ-L und zu § 44 
TV-L. Die entsprechenden Paragrafen werden für die vom Geltungsbereich des TV 
EntgO-L erfassten Lehrkräfte in der Fassung des jeweiligen Paragrafen des TV EntgO-L 
angewendet. 

Ausdehnung der Tarifautomatik auf Lehrkräfte (§ 12 TV-L i.d.F. des § 3 TV EntgO-L) 
§ 12 TV-L regelt die Grundsätze des Eingruppierungsrechts. Die Eingruppierung richtet 
sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltordnung. Danach ist die auszuübende 
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Tätigkeit für die Eingruppierung maßgeblich. Daraus ergibt sich die sogenannte tarifliche 
Eingruppierungsautomatik (Tarifautomatik).
§ 3 TV EntgO-L nimmt diesen Grundsatz auf. Allerdings spricht er nicht von Tätigkeits-
merkmalen, sondern sagt nur, dass die Eingruppierungsregelungen der Entgeltordnung 
Lehrkräfte gelten und sich die Eingruppierung für die gesamte, nicht nur vorübergehend 
auszuübende Tätigkeit aus diesen Eingruppierungsregelungen ergibt. Damit wird ein 
wichtiger Grundsatz verändert. Ansatzpunkt sind neben den Tätigkeitsmerkmalen der 
Entgeltordnung die Eingruppierungsregelungen. Diese setzen neben der Tätigkeit bei 
der individuellen Qualifikation an und knüpfen dann an die besoldungsrechtliche Be-
handlung vergleichbarer Beamtinnen und Beamten an. 
Bei einer Beschäftigung als Lehrkraft besteht eine tarifliche Eingruppierungsautomatik, 
weil sich aus diesen Regelungen eine entsprechende Eingruppierung zwingend ergibt. 
Die Tarifautomatik ist aber durch die Bindung an die Besoldungsgesetze der Länder 
eingeschränkt. 
Die Angabe der Entgeltgruppe im Arbeitsvertrag hat daher deklaratorischen Charakter, 
es sei denn, der Dienstherr möchte eine übertarifliche Bezahlung vereinbaren. Aller-
dings haben Lehrkräfte einen Anspruch auf Beschäftigung mit Tätigkeiten, die der im 
Arbeitsvertrag angegebenen Entgeltgruppe entsprechen. Werden dauerhaft Tätigkeiten 
übertragen, die nicht der im Arbeitsvertrag angegebenen Entgeltgruppe entsprechen, ist 
der Abschluss eines Änderungsvertrages oder eine Änderungskündigung erforderlich.

Eingruppierung aufgrund sich ändernder Tätigkeit (§ 13 TV-L i.d.F. des § 4 TV EntgO-L)
In § 12 TV-L in seiner allgemeinen Fassung richtet sich die Eingruppierung in erster Linie 
nach der auszuübenden Tätigkeit. § 13 TV-L regelt den Fall, dass sich die Tätigkeit ohne 
ausdrückliche Übertragung ändert und eine höherwertige Tätigkeit ausgeübt wird. 
Da sich das Eingruppierungsrecht im TV EntgO-L aber an den beamtenrechtlichen Grund-
sätzen des übertragenen Amtes und nicht an der übertragenen Tätigkeit orientiert, wird 
die Anwendung von § 13 TV-L gemäß § 4 TV EntgO-L für Lehrkräfte ausgeschlossen.

Eingruppierung bei vorübergehender Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit  
(§ 14 TV-L i.d.F. des § 5 TV EntgO-L)
Etwas anderes gilt, wenn eine höherwertige Tätigkeit ausdrücklich übertragen wird. 
Das ist z. B. der Fall, wenn eine Lehrkraft vorübergehend ein Funktionsamt/eine Funk-
tionsstelle übernimmt. In diesem Fall erhält die Lehrkraft eine Zulage, wenn in einem 
vergleichbaren Fall auch eine Beamtin oder ein Beamter nach dem Besoldungsrecht 
Anspruch auf eine Zulage hätte. Dazu müssen sämtliche Voraussetzungen, die das Lan-
desbesoldungsrecht vorsieht, vorliegen, auch z. B. die Erfüllung eventueller Wartezeiten. 
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Von dieser Regelung wird nicht der Fall erfasst, dass eine Lehrkraft, die bislang über-
wiegend in der Sekundarstufe I beschäftigt war, vorübergehend in der Sekundarstufe II 
eingesetzt wird. Da in diesem Fall auch Beamtinnen und Beamte nach dem Besoldungs-
recht in der Regel keinen Anspruch auf eine Zulage haben, ändert sich auch das Entgelt 
für Beschäftigte nach dem TV EntgO-L nicht. Voraussetzung dafür wäre die dauerhafte 
Übertragung der höherwertigen Tätigkeit. 
In Ländern, deren Besoldungsrecht keine Zulage für die vorübergehende Wahrnehmung 
eines höheren Amtes vorsieht, gehen auch die entsprechenden tarifbeschäftigten Lehr-
kräfte leer aus (z. B. in Sachsen).

Besondere Stufenzuordnung von Lehrkräften (§ 16 TV-L i. d. F. des § 6 TV EntgO-L)
Grundsätzlich finden die Bestimmungen des § 16 TV-L bezüglich der Stufenlaufzeiten 
und der Berücksichtigung einschlägiger Berufserfahrungen Anwendung. Die Besonder
heiten der Anrechnung von Berufserfahrung für neu eingestellte Lehrkräfte waren 
bislang in § 44 TV-L Ziffer 2a (Sonderregelung für Lehrkräfte) geregelt. Nun sind diese 
Bestimmungen und Ergänzungen in § 6 TV EntgO-L zusammengefasst und ergänzt 
worden.
Dabei gelten folgende Besonderheiten:
a)	� Für Lehrkräfte wird der Vorbereitungsdienst/das Referendariat in gewissem Umfang 

als einschlägige Berufserfahrung anerkannt: 
	 1. 	� Bei Einstellung in Stufe 1 verkürzt sich die Stufenlaufzeit um ein halbes Jahr, d. h. 

die Stufe 2 wird bereits nach sechs Monaten erreicht.
	 2.	� Für die Stufenzuordnung bei Neueinstellung wird bei der Berechnung der Zeiten 

einschlägiger Berufserfahrung, die bei einem anderen Arbeitgeber erworben 
wurde, der Vorbereitungsdienst/das Referendariat im Umfang von sechs Mona-
ten einmalig mitgezählt. 

Dies war zuvor in § 44 Nr. 2a TV-L geregelt und wurde durch den TV EntgO-L übernom-
men. 
b)	� Bei Neueinstellungen von Lehrkräften mit einem abgeschlossenen Lehramtsstudi-

um ohne Vorbereitungsdienst oder Referendariat erfolgt seit dem 1. April 2015 die 
Zuordnung zur Stufe 2 erst bei einer einschlägigen Berufserfahrung von mindesten 
zwei Jahren, zur Stufe 3 erst bei einer einschlägigen Berufserfahrung von sieben 
Jahren. Die Stufenlaufzeiten der Stufen 1 und 2 verlängern sich entsprechend auf 
zwei Jahre in Stufe 1 und fünf Jahre in Stufe 2. Diese Abweichung von den allge-
meinen Regelungen des § 16 TV-L wurde durch den TV EntgO-L neu eingeführt. Sie 
wurde damit begründet, dass sonst Lehrkräfte, die keinen Vorbereitungsdienst/kein 
Referendariat absolviert haben, gegenüber Lehrkräften mit einem 2. Staatsexamen 
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bevorzugt würden, weil sie früher in den Beruf einsteigen und schneller eine höhere 
Stufe erreichen könnten.

Verfahren bei der Höhergruppierung (§ 17 TV-L i. d. F. des § 7 TV EntgO-L)
§ 17 Absatz 4 TV-L beschreibt das Verfahren der Stufenzuordnung bei Höhergruppie-
rungen. Grundsätzlich erfolgt eine Höhergruppierung auf der Basis der Tabellenwerte in 
den Entgeltgruppen. Der Grundsatz der Stufenzuordnung lautet: Bei einer Höhergrup-
pierung in die nächsthöhere Entgeltgruppe wird man in der neuen Entgeltgruppe der 
Stufe zugeordnet, in der man mindestens sein bisheriges Tabellenentgelt erhält. Ist der 
Betrag in der höheren Entgeltgruppe identisch oder nur geringfügig höher, wird ein 
Mindestbetrag (Garantiebetrag) gezahlt, der sich aus § 17 Absatz 4 Satz 2 TV-L ergibt. 
Er steigt bei jeder Entgelterhöhung. Wird um mehr als eine Entgeltgruppe höhergrup-
piert, wird das Verfahren in mehreren Schritten von einer Entgeltgruppe in die nächste 
durchgeführt. Die Garantiebetragsregelung findet bei den Zwischenschritten jedoch 
keine Anwendung.
Die Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 1, 2. Halbsatz TV-L sah für Lehrkräfte eine 
Ausnahme vor: Bei Lehrkräften (LK), die von der Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 
13 höhergruppiert wurden (Beförderungen von A 12 nach A 13 bei Beamtinnen und 
Beamten), galt diese Höhergruppierung nicht als eine Höhergruppierung über mehr als 
eine Stufe. Sie wurde also in einem Schritt statt in zwei Schritten vorgenommen.

Der TV EntgO-L erweitert den Geltungsbereich dieser Regelung: 
– LK nach Abschnitt 2 Ziffer 1 	� „beste Nichterfüller“ (1. Staatsexamen, mind. 2 

Fächer) von EG 11 in EG 13
– LK nach Abschnitt 2 Ziffer 2 	� „Nichterfüller“ mit wiss. Hochschulabschluss 

(mind. 1 Fach) von EG 10 in EG 12
– LK nach Abschnitt 5 Ziffer 1 	� „Nichterfüller“ mit abgeschlossener Ausbildung 

nach dem Recht der DDR von EG 11 in EG 13
– LK nach Abschnitt 6 (Sachsen)	 von EG 11 in EG 13 
Diese Erweiterung wird von der TdL damit begründet, dass bestimmte Beförderungs-
möglichkeiten, die bisher nur für „Erfüller“ galten, jetzt auch für bestimmte „Nicht
erfüller“ tarifiert wurden.
Der Wechsel von der „kleinen EG 9“ mit besonderen Stufenlaufzeiten in die reguläre 
EG 9 ist keine Höhergruppierung, sondern ein Wechsel innerhalb der Entgeltgruppe und 
unterliegt deshalb den regulären Stufenlaufzeiten des § 16 Abs. 3 TV-L.
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Änderungen im TVÜ – Länder
Anrechnung auf Strukturausgleich (§ 12 TVÜ-L i. d. F. des § 9 TV EntgO-L) 
Für Beschäftigte (einschl. Lehrkräfte) in bestimmten Entgeltgruppen und Stufen, die 2006 
aus dem BAT übergeleitet worden sind, sieht der TVÜ-L einen Strukturausgleich vor. Die 
Fallgruppen und die Dauer der Zahlung sind in der Anlage 3 des TVÜ-L aufgelistet. 
Werden Beschäftigte (einschl. Lehrkräfte) mit einem Anspruch auf Strukturausgleich hö-
hergruppiert, entweder aus Anlass der Überleitung oder später aufgrund sich ändernder 
Tätigkeit, wird der Höhergruppierungsgewinn auf den Strukturausgleich angerechnet. 
Das Gleiche gilt für den Hinzugewinn, der bei Erreichen der zum 1. Januar 2018 neu 
eingeführten Stufe 6 der Entgeltgruppen 9 bis 15 erzielt wird. 

Überleitung in den TV EntgO-L (§ 29 a Abs. 2 i. d. F. des § 11 TV EntgO-L):
Die Überleitung aus den Lehrer- Richtlinien (Richtlinien der TdL West und Ost, Eingrup-
pierungsrichtlinien – und erlasse der Länder) in den TV EntgO-L erfolgt, sofern sich die 
Tätigkeit nicht geändert hat, grundsätzlich automatisch, ohne dass sich die Entgeltgrup-
pe ändert. Sie erfordert keine besondere Maßnahme durch die Lehrkräfte. 

Antrag auf Höhergruppierung 
(§ 29a Abs.3 S. 1 und 4, Abs. 4 TV-L i.d.F. des § 11 TV EntgO-L):
Um Bestandsschutz zu gewähren, erfolgt eine Höhergruppierung, die sich aus der Ent-
geltordnung Lehrkräfte ergibt, nur auf Antrag. Damit soll verhindert werden, dass es zu 
einer generellen Überprüfung aller Eingruppierungen oder zu für die Beschäftigten un-
günstigen Höhergruppierungen kommt, weil z. B. die Stufenlaufzeit nicht mitgenommen 
werden kann. Fehlerhafte Eingruppierungen können aber – ebenso wie vorher auch – 
korrigiert werden.
Dies galt auch für den Fall der Eingruppierung von der „kleinen EG 9“ mit den längeren 
Stufenlaufzeiten in die reguläre EG 9. Obwohl es sich hier nicht um eine Höhergruppie-
rung handelt, war hier ein Antrag erforderlich. Mit der Tarifeinigung 2019 wurde die 
Entgeltgruppe 9 mit verlängerter Stufenlaufzeit („kleine EG 9“) abgeschafft. Beschäftigte, 
die in die „kleine EG 9“ eingruppiert waren, sind unter Mitnahme ihrer Stufenlaufzeiten 
in die neue EG 9a übergeleitet (§ 29b Absatz 3 TVÜ-L). Die reguläre Entgeltgruppe 9 
heißt nun Entgeltgruppe 9b.
Die zunächst nur vom dbb vereinbarte Antragsfrist endete mit dem 31. Juli 2016 und 
wirkte auf den 1. August 2015 zurück.“ 
Da der TV EntgO-L von der GEW erst mit Wirkung zum 1. März 2017 abgeschlossen wur-
de, öffnete der Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum TV EntgO-L die Antragsfrist bis zum 31. 
Mai 2017 neu. Auch hier wirkt der Antrag bzgl. der Stufenzuordnung und Stufenlaufzeit 
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auf den 1. August 2015 zurück, das entsprechende Entgelt wurde allerdings erst ab dem 
1. März 2017 gezahlt.
Lehrkräfte, deren Arbeitsverhältnis am 1. August 2015 bzw. am 01.März 2017 ruhte, 
können den Antrag nach Wiederaufnahme der Tätigkeit stellen. Die Frist von einem Jahr 
bzw. drei Monaten beginnt dann am Tag der Wiederaufnahme der Tätigkeit.
Achtung: Dies gilt nicht für Lehrkräfte mit befristeten Arbeitsverträgen, deren Arbeits-
verhältnis am 31. Juli 2015 endete und nach dem 1. August 2015 neu begonnen hat. 
Diese Arbeitsverhältnisse gelten als Neueinstellungen. Die Eingruppierung und die 
Stufenzuordnung erfolgt nach den Bestimmungen des TV EntgO-L. 

Antrag auf Angleichungszulage  
(§ 29a Abs.3 S. 5 und Abs. 5 i.d.F. des § 11 TV EntgO-L und Anhang 1)
Die Angleichungszulage soll einen ersten Schritt auf dem Weg zu einer sogenannten 
Paralleltabelle zwischen den Besoldungsgruppen und Entgeltgruppen (A 9 = E 9; A 10 
= E 10; A 11 = E 11; A 12 = E 12) darstellen. Welche Lehrkräfte davon betroffen sind, 
ergibt sich aus den Zuordnungstabellen der Entgeltordnung Lehrkräfte. Die betroffenen 
Entgeltgruppen sind hier mit zwei Sternchen (**) gekennzeichnet. Der Anspruch auf 
Angleichungszulage besteht ab dem 1. August 2016 und wurde zum 1.Januar 2019 von 
maximal 30 Euro auf maximal 105 Euro im Monat erhöht. Lehrkräfte in den betroffenen 
Entgeltgruppen mussten dafür einen Antrag stellen. Die Antragsfrist endete am 31. Juli 
2017. Ruhte das Arbeitsverhältnis am 1.August.2016, beginnt die Frist nach Wiederauf-
nahme des Arbeitsverhältnisses. Der Antrag wirkt jeweils auf den 1. August 2016 zurück. 
Die Angleichungszulage erhalten demnach nur Beschäftigte, die nach dem 1. August 
2015 eingestellt wurden oder Bestandsbeschäftigte, die innerhalb der Frist einen Antrag 
auf Angleichungszulage gestellt habe oder aufgrund eines Wechsels der Tätigkeit neu 
einzugruppieren sind.
Für Lehrkräfte in der Entgeltgruppe 9 mit besonderen Stufenlaufzeiten („kleine EG 9“)  
wurde die Angleichungszulage entsprechend Anhang 1 Satz 3 der Entgeltordnung 
Lehrkräfte nur zeitweise gezahlt. Mit der Aufteilung der Entgeltgruppe 9 in die Entgelt-
gruppen 9a und 9b ist die „kleine EG 9“ entfallen. Satz 3 in Anhang 1 wurde dementspre-
chend gestrichen.
In einigen Fällen besteht sowohl ein Anspruch auf Höhergruppierung als auch ein An-
spruch auf Angleichungszulage. In diesen Fällen gilt, dass der Antrag auf Angleichungszu-
lage auch als Antrag auf Höhergruppierung gewertet wird, wenn zuvor versäumt wurde, 
einen fristgemäßen Anspruch auf Höhergruppierung zu stellen. Dieser wirkt dann bzgl. 
der Höhergruppierung ebenfalls auf den 1. August 2015 zurück.
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3. ENTGELTORDNUNG LEHRKRÄFTE

Die eigentliche Eingruppierung der im Arbeitsverhältnis beschäftigten Lehrkräfte ist in 
der Entgeltordnung Lehrkräfte (EntgO-L) in der Anlage zum TV EntgO-L geregelt. Sie ori-
entiert sich in Teilen an den Eingruppierungsrichtlinien und -erlassen der Länder, beruht 
aber auf den Eingruppierungsgrundsätzen des Paragrafen 12 TV-L in der Fassung des § 3 
TV EntgO-L. Die Eingruppierung richtet sich neben der auszuübenden Tätigkeit nach der 
Besoldung der entsprechenden beamteten Lehrkräfte der Schulform bzw. Schulstufe 
sowie der individuellen (persönlichen) Qualifikation der Lehrkraft. Unterschieden wird 
zwischen Beschäftigten, die über die vorgeschriebene Laufbahnvoraussetzung verfügen 
(sogenannte Erfüller) und aus anderen (persönlichen) Gründen nicht ins Beamtenver-
hältnis übernommen wurden (Alter, gesundheitliche Eignung, Staatsbürgerschaft) und 
den Beschäftigten, die die Laufbahnvoraussetzungen nicht erfüllen (sogenannte Nicht-
erfüller), sondern aufgrund einer anderweitigen Qualifikation oder ihrer Fähigkeiten als 
Lehrkräfte eingestellt worden sind.

Grundsätze der Eingruppierung der Entgeltordnung Lehrkräfte (EntgO-L)
Die EntgO-L ist in sechs Unterabschnitte gegliedert. In der Vorbemerkung Nr. 1 zu allen 
Abschnitten der EntgO-L ist festgelegt, für welche Lehrkräfte welche Abschnitte gelten. 
So ist eine Eingruppierung von Lehrkräften mit einer Ausbildung als Lehrer, als Freund-
schaftspionierleiter oder Erzieher nach dem Recht der DDR nur nach Abschnitt 1 (falls 
es sich um „Erfüller“ handelt) und Abschnitt 5 („Nichterfüller“ mit DDR-Abschluss) bzw. 
Abschnitt 6 (für die dort aufgeführte Beschäftigtengruppe in Sachsen) möglich, auch 
wenn sich z. B. aus Abschnitt 2 eine bessere Eingruppierung ergäbe.
Ist eine Lehrkraft bei demselben Arbeitgeber an unterschiedlichen Schulformen oder 
-stufen tätig, ist für die Eingruppierung die Tätigkeit an der Schulform bzw. -stufe 
maßgeblich, die die Lehrkraft mindestens zur Hälfte auszuüben hat. Dabei ist von der 
jeweiligen Pflichtstundenzahl auszugehen. Dies ergibt sich aus der Vorbemerkung Nr. 2 
zu allen Abschnitten der EntgO L.

Sog. Erfüller 
(Abschnitt 1 EntgO-L)
Der Begriff „Erfüller“ hat sich eingebürgert als Kurzformel für die schon in den Lehrer-
Richtlinien gebräuchliche Definition für „Lehrkräfte, bei denen die fachlichen und 
pädagogischen Voraussetzungen für die Übernahme in das Beamtenverhältnis erfüllt 
sind.“ Diese Definition wurde in die EntgO-L unverändert übernommen, ohne jedoch die 
Begriffe zu verwenden. Laufbahnvoraussetzung für die Übernahme in das Beamtenver-
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hältnis sind für Lehrkräfte in der Regel das 1. und 2. Staatsexamen für ein Lehramt bzw. 
ein entsprechender Lehramtsabschluss nach jeweiligem Landesrecht. In Ausnahmefäl-
len gelten andere Laufbahnvoraussetzungen (z. B. abgeschlossenes wissenschaftliches 
Hochschulstudium und Berufserfahrung, Hochschulstudium oder Berufsausbildung). 
Entscheidend ist, dass in der Besoldungsordnung des jeweiligen Bundeslandes ein ent-
sprechendes (Lehr)Amt ausgebracht ist.
Für „Erfüller-Lehrkräfte“ richtet sich die Eingruppierung nach einer Zuordnungstabelle, 
in der den Besoldungsgruppen der jeweiligen Beamtinnen und Beamten Entgeltgruppen 
zugeordnet werden. 
Wenn im entsprechenden Besoldungsgesetz des Landes Beförderungen vorgesehen 
sind, werden „Erfüller-Lehrkräfte“ nach den gleichen Voraussetzungen wie beamtete 
Lehrkräfte höhergruppiert. Erhalten Beamte eine besoldungsrechtliche Zulage, wird sie 
„Erfüller-Lehrkräften“ in entsprechender Höhe gewährt.
Sind „Erfüller-Lehrkräfte“ an einer Schulform bzw. -stufe beschäftigt, für die ein niedrige-
res Eingangsamt als an der ihrer Ausbildung entsprechenden Schulform vorgesehen ist, 
ist für ihre Eingruppierung das Amt der entsprechenden Schulform zu Grunde zu legen: 
So erfolgt derzeit die Eingruppierung von Gymnasiallehrkräften an Grundschulen in den 
meisten Bundesländern noch in der Entgeltgruppe 11 und nicht in der Entgeltgruppe 13. 
Sind an der Einsatz-Schulform Beförderungsämter ausgebracht, können diese Beschäf-
tigten ebenfalls höhergruppiert werden.
Im umgekehrten Fall (eine Grundschullehrerin wird z. B. überwiegend am Gymnasium 
beschäftigt) ist nicht die Eingangsbesoldung der entsprechenden Schulform maßgeblich, 
sondern das studierte Lehramt. Also erfolgt auch hier die Eingruppierung nach der 
Entgeltgruppe 11 statt nach der Entgeltgruppe 13, wenn in dem jeweiligen Landesrecht 
das Grundschulamt nur mit A 12 bewertet ist. Für eine mögliche Beförderung (Höher-
gruppierung) ist entscheidend, ob für das studierte Lehramt Beförderungsämter zur 
Verfügung stehen.
Diese Verknüpfung von Lehramt und Schulform findet keine Anwendung, wenn Lehr-
kräfte mit der Befähigung für das Lehramt an Förderschulen/Sonderschulen bzw. mit 
dem Lehramt für Sonderpädagogik sonderpädagogische Maßnahmen an Schulen durch-
führen. Ihre Eingruppierung gemäß der Zuordnungstabelle orientiert sich immer an der 
besoldungsrechtlichen Behandlung des entsprechenden Lehramtes.
Die in den Fußnoten der Zuordnungstabelle ausgewiesenen verlängerten Stufenlaufzeiten 
der „kleinen EG 9“ sind nach der Aufteilung der Entgeltgruppe 9 in die Entgeltgruppen 9a 
und b entfallen. Mit zwei ** gekennzeichnet sind jene Entgeltgruppen, die über das Tabel-
lenentgelt hinaus eine monatliche „Angleichungszulage“ erhalten (siehe oben). Bei den 
„Erfüller-Lehrkräften“ sind das die Beschäftigten in den Entgeltgruppen 9a und b bis 11.
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Sog. Nichterfüller in der Tätigkeit von „Erfüllerlehrkräften“
(Abschnitt 2 EntgO-L)
Im Abschnitt 2 der Anlage zum TV EntgO-L sind die Beschäftigten zusammengefasst, die 
dieselbe Tätigkeit ausüben wie eine voll ausgebildete Lehrkraft („Erfüller“), die aber die 
fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen zur Übernahme in das Beamtenverhält-
nis aufgrund ihrer Qualifikation nicht erfüllen („Nichterfüller“). Der Abschnitt 2 umfasst 
vier Untergruppen, die sich durch ihre Qualifikation unterscheiden: 
1.	� Lehrkräfte mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen 

Hochschule („beste Nichterfüller“), 
2.	� Lehrkräfte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, 
3.	� Lehrkräfte mit abgeschlossener Hochschulbildung (BA/Diplom FH) 
4.	� Lehrkräfte ohne eine entsprechende Ausbildung. 
Zu Letzteren gehören u. a. Studierende, aber auch Personen mit anderen Berufsausbil-
dungen. Entscheidend ist, dass sie Tätigkeiten ausüben, die normalerweise Lehrkräfte 
ausüben, die die Voraussetzungen zur Übernahme in das Beamtenverhältnis erfüllen, 
die also ein Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hochschule und Referendariat 
oder Vorbereitungsdienst abgeschlossen haben („Erfüllerlehrkräfte“). Weitere Gruppen 
von „Nichterfüllern“, die als Lehrkräfte an Schulen, aber nicht im vollen Berufsbild eines 
„Erfüllers“ tätig sind, finden sich in den Abschnitten 3 bis 5 der Entgeltordnung Lehrkräf-
te, z. B. Beschäftigte in der Tätigkeit von Fachlehrern ( Abschnitt 3), sonderpädagogische 
Fachkräfte/pädagogische Unterrichtshilfen, sofern sie nach Landesrecht Lehrkräften 
gleichgestellt sind, ( Abschnitt 4.2) oder Lehrkräfte mit bestimmten DDR-Ausbildungen 
(Abschnitt 5).

Lehrkräfte mit einem abgeschlossenen wissenschaftlichen Lehramtsstudium  
1. Staatsexamen oder Master (Abschnitt 2 Ziffer 1 EntgO-L)
Voraussetzung für die Eingruppierung der Beschäftigten ist nach Abschnitt 2 Ziffer 1 
EntgO-L ein abgeschlossenes Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hochschule. 
Das Studium muss die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in mindestens zwei 
Fächern beinhalten. In der Regel handelt es sich dabei um Beschäftigte, die ein Lehr-
amtsstudium abgeschlossen haben (1. Staatsexamen oder Master) und vor Eintritt in den 
Vorbereitungsdienst/Referendariat an Schulen eingestellt werden.

Auch für diesen Personenkreis erfolgt die Eingruppierung nach einer Zuordnungstabelle. 
Die Zuordnung entspricht der Zuordnung der Beschäftigten, die über die Laufbahnvor-
aussetzungen verfügen („Erfüller“). Allerdings ist die Stufenlaufzeit in den Stufen 1 und 2 
gegenüber den „Erfüllern“ verlängert. Dies dient nach Ansicht der TdL dem Ausgleich für 

– 205 –

ERLÄUTERUNGEN ZUM TV ENTGO-L



das Fehlen des Vorbereitungsdienstes/Referendariats. Die Lehrer-Richtlinien enthielten 
keine verlängerten Stufenlaufzeiten.
Ebenso wie die sog. Erfüller kann auch dieser Personenkreis entsprechend der beam-
tenrechtlichen Regelungen und im Rahmen des Stellenkegels höhergruppiert werden, 
allerdings mit einer Verlängerung der beamtenrechtlichen Beförderungswartezeit um 
fünf Jahre.
Die Zuordnung der Eingruppierung beim Einsatz an einer Schulform, die nicht dem 
studierten Lehramt entspricht, erfolgt wie bei den „Erfüller-Lehrkräften“, einschließlich 
der Ausnahmeregelung für Förder-/Sonderschullehrkräfte, die sonderpädagogische 
Maßnahmen durchführen (siehe oben).

Lehrkräfte mit einer abgeschlossenen wissenschaftlichen Hochschulbildung oder 
einem abgeschlossen Studium an einer Hochschule für Kunst oder Musik (Master) 
(Abschnitt 2 Ziffer 2 EntgO-L)
Die zweite Gruppe der „Nichterfüller“ umfasst Beschäftigte, die über eine abgeschlos-
sene wissenschaftliche Hochschulbildung oder einen vergleichbaren Abschluss an 
einer Hochschule für Kunst oder Musik oder einer vergleichbaren Einrichtung verfügen 
und die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in 
mindestens einem Schulfach haben. Die Definition der wissenschaftlichen Hochschulbil-
dung findet sich in der Protokollerklärung Nr. 7 zum Abschnitt 2 der Entgeltordnung. Seit 
der Tarifeinigung 2019 werden auch Magisterprüfungen von dieser Definition erfasst. 
Anders als bei Lehrkräften mit einem abgeschlossenen Lehramtsstudium reichen hier die 
fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in nur einem Fach. Im Unterschied zu den 
früheren Lehrer-Richtlinien ist nicht mehr ausdrücklich formuliert, dass in diesem Fach 
auch Unterricht erteilt werden muss.
Für diese Beschäftigtengruppe gilt eine andere Zuordnungstabelle, die dazu führt, dass 
sie, bezogen auf die jeweilige Besoldungsgruppe des vergleichbaren Beamten, eine Ent-
geltgruppe niedriger eingruppiert sind als die bisher genannten Gruppen.
Hier liegt allerdings eine ungelöste Problematik der Eingruppierung dieser Beschäftigten-
gruppe. Voraussetzung für eine Eingruppierung nach diesem Abschnitt ist, dass sich aus 
dem Studium die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in mindestens einem 
Schulfach ergeben müssen. Handelt es sich um Schulfächer nach dem Fächerkanon der 
jeweiligen Schulform des jeweiligen Bundeslandes, ist die Zuordnung unproblematisch, 
z. B. beim Studienfach Musik oder dem Studienfach Chemie, weil damit dieselben Inhalte 
abgedeckt werden wie im jeweiligen Schulfach. Schwieriger wird die Lage, wenn das 
studierte Fach nicht exakt einem Schulfach entspricht, z. B. bei einem Masterabschluss 
in Biochemie. Hier kann der Arbeitgeber nach billigem Ermessen entscheiden, ob er 
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aufgrund des Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in mindestens 
einem Schulfach, also z. B. Biologie, als gegeben ansieht. In der Regel legen die Bun-
desländer hier als Maßstab den geforderten Umfang der Fachausbildung innerhalb der 
jeweiligen Lehramtsstudiengänge an.

Lehrkräfte mit abgeschlossener Hochschulbildung oder einem abgeschlossenen 
Studium an einer Hochschule für Kunst oder Musik oder an einer vergleichbaren 
Einrichtung (Abschnitt 2 Ziffer 3 EntgO-L)
Im Unterschied zu den Beschäftigten mit einem wissenschaftlichen Hochschulabschluss 
wird hier „nur“ ein Hochschulabschluss gefordert, z. B. ein Diplom mit dem Zusatz „Fach-
hochschule“ („FH) oder ein Bachelorgrad oder ein anderer nach § 18 Hochschulrahmen-
gesetz vergleichbarer Abschluss.
Weitere Voraussetzung ist auch hier, dass aufgrund des Studiums die fachlichen Voraus-
setzungen zum Unterrichten in mindestens einem Schulfach erworben wurden. Die Zu-
ordnung der Entgeltgruppen zu den Besoldungsgruppen ist gegenüber den Beschäftigten 
in Abschnitt 2 Ziffer 2 abermals abgesenkt.

Exkurs: ausländische Hochschulabschlüsse
Ausländische Hochschulabschlüsse gelten als abgeschlossene wissenschaftliche Hoch-
schulbildung, wenn sie von der staatlichen Anerkennungsstelle als dem deutschen Hoch-
schulabschluss gleichwertig anerkannt wurden. Die Anerkennung der Gleichwertigkeit 
muss vor der Entscheidung über die Eingruppierung getroffen worden sein.

Lehrkräfte ohne wissenschaftliche Hochschulbildung oder Hochschulbildung 
(Abschnitt 2 Ziffer 4 EntgO-L)
Der Dienstherr ist berechtigt, auch Personen als Lehrkräfte einzustellen, die nicht über 
einen der geforderten Abschüsse verfügt. Dabei wird es sich in vielen Fällen um Studie-
rende vor Abschluss des Studiums handeln. Es kann sich aber auch um sonstige aus Sicht 
des Dienstherrn geeignete Personen handeln. 
Für sie gilt eine abermals abgesenkte Zuordnungstabelle. Die niedrigste Eingruppierung 
für Lehrkräfte in der Tätigkeit von voll ausgebildeten Lehrkräften ist an Schularten, deren 
Eingangsamt A 13 ist, die Entgeltgruppe 10 und an Schularten, deren Eingangsamt A 12 
ist, die Entgeltgruppe 9.
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Fachlehrerinnen und Fachlehrer 
(Abschnitt 3 EntgO-L)
Die Berufsgruppe der Fachlehrerinnen und Fachlehrer umfasst in den Ländern eine 
sehr breit gefächerte Gruppe von Beschäftigten. Dabei ist zu unterscheiden, ob in den 
Ländern nach dem geltenden Besoldungsrecht Ämter für Fachlehrer/innen ausgebracht 
sind oder nicht. 
Sind Ämter ausgebracht und erfüllen die Beschäftigten die laufbahnrechtlichen Voraus-
setzungen und können nur aus persönlichen Gründen (Alter, gesundheitliche Eignung 
oder Staatsangehörigkeit) nicht in das Beamtenverhältnis übernommen werden, gilt für 
sie Abschnitt 1 der EntgO-L („Erfüller“).
Der Abschnitt 3 gilt für Fachlehrerinnen und Fachlehrer, die die fachlichen und pädagogi-
schen Voraussetzungen für die Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllen, ent-
weder weil sie die geforderte Qualifikation nicht haben oder weil in ihrem Bundesland 
kein Amt ausgebracht ist. 

Lehrkräfte in der Tätigkeit von beamteten Fachlehrern (Abschnitte 3.1 bis 3.3 EntgO-L)
Die Abschnitte 3.1 bis 3.3 der EntgO-L gelten für Fachlehrerinnen und Fachlehrer, bei 
denen landesgesetzlich zwar ein Amt ausgebracht ist, die die geforderten laufbahnrecht-
lichen Voraussetzungen aber persönlich nicht erfüllen. Ihre Eingruppierung bewegt sich 
anhand der jeweiligen Zuordnungstabellen zwischen den Entgeltgruppen 7 (Fachlehrer 
ohne fachspezifische Berufsausbildung in der Tätigkeit von beamteten Fachlehrern mit 
fachspezifischer Berufsausbildung ) und Entgeltgruppe 10 mit Angleichungszulage (Fach-
lehrerinnen und Fachlehrer mit abgeschlossener Hochschulbildung oder abgeschlosse-
ner fachspezifischer, mindestens dreijähriger Berufsausbildung und abgeschlossener 
Aufstiegsfortbildung in der Tätigkeit von beamteten Fachlehrern mit abgeschlossener 
Hochschulbildung).

Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrern, für die in dem beim Arbeitgeber geltenden 
Besoldungsrecht kein Amt ausgebracht ist (Abschnitte 3.4 und 3.5 EntgO-L)
Die Besonderheit dieser Abschnitte liegt darin, dass bei der Eingruppierung kein Bezug 
auf laufbahnrechtliche Vorschriften genommen wird, da in der Regel für diese Tätigkei-
ten landesgesetzlich keine Beamtenstellen vorgesehen sind. Hier kommt es also auf die 
auszuübende Tätigkeit sowie die persönliche Qualifikation an. Der Abschnitt 3.4 gilt für 
Fachlehrer an allgemeinbildenden Schulen, der Abschnitt 3.5 für Fachlehrer an berufsbil-
denden Schulen. Die einzelnen Fallgruppen von Lehrkräften werden je nach Qualifikation 
den Entgeltgruppen 7 bis 10 zugeordnet.
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Sonstige Lehrkräfte nach Landesrecht 
(Abschnitt 4 EntgO-L)
In diesem Abschnitt sind Gruppen von Lehrkräften zusammengefasst, die entweder 
durch die bisherigen Abschnitte nicht erfasst sind oder bei denen die Voraussetzungen 
des § 44 TV-L streng genommen nicht gegeben sind (siehe oben: Definition von Lehrkräf-
ten), die aber nach dem jeweiligen Landesrecht als Lehrkräfte gelten.

Lehrkräfte, die herkunftssprachlichen Ergänzungsunterricht erteilen 
(Abschnitt 4.1)
Der „herkunftssprachliche Ergänzungsunterricht“ dient Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund neben dem Spracherwerb dazu, ihre Ausgangslage und ihre sozi-
alen Hintergründe besser kennenzulernen und wird zusätzlich zum regulären Schulunter-
richt erteilt. Ist eine Landessprache (z. B. Türkisch) ein reguläres Unterrichtsfach an einer 
Schule, werden die dort beschäftigen Lehrkräfte nicht von diesem Abschnitt erfasst, 
sondern je nach ihrer Qualifikation von den Abschnitten 1 und 2 der EntgO-L.
Maßgeblich für die Eingruppierung ist neben der überwiegenden Tätigkeit in dieser 
Unterrichtsform die persönliche Qualifikation. Die Eingruppierung reicht von der 
Entgeltgruppe 10 (Lehrkräfte mit einem abgeschlossenen Lehramtsstudium an der 
wissenschaftlichen Hochschule bzw. abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbil-
dung) über die Entgeltgruppen 9 (Lehrkräfte mit abgeschlossener Hochschulbildung), die 
Entgeltgruppe 8 (mit abgeschlossener fachspezifischer mindestens dreijähriger Berufs-
ausbildung) bis zur Entgeltgruppe 7 (ohne entsprechende Ausbildung).
Die Begriffe „Lehramtsstudium“, „wissenschaftliche Hochschulbildung“ oder „Hochschul-
bildung“ sind in den Protokollerklärungen definiert. Die Definitionen in den Protokollerklä-
rungen entsprechen denen in den Protokollerklärungen zu Abschnitt 2 EntgO-L. Handelt es 
sich um ausländische Abschlüsse, ist eine entsprechende Anerkennung erforderlich.
Eine „abgeschlossene mindestens dreijährige Berufsausbildung“ ist z. B. auch die in man-
chen Ländern geregelte dreijährige pädagogische Ausbildung.

Pädagogische und heilpädagogische Unterrichtshilfen und sonderpädagogische 
Fachkräfte (Abschnitt 4.2)
Die Eingruppierung dieser Beschäftigten war in den vergangenen Jahren häufig umstritten 
und Anlass vieler Eingruppierungsstreitigkeiten. Nach den jeweiligen landesrechtlichen 
Vorschriften wurden diese Beschäftigen z. T. als Lehrkräfte betrachtet. Ihre Eingruppie-
rung war deshalb in den Lehrer-Richtlinien und -erlassen der Länder geregelt. In anderen 
Ländern waren sie keine Lehrkräfte. Ihre Eingruppierung richtete sich dann nach den 
Eingruppierungsvorschriften des TV-L (Entgeltordnung Abschnitte 20. 4 bzw. 20. 6). 
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Durch den TV EntgO-L ist nun klargestellt, dass sie nur dann als Lehrkräfte anzusehen 
sind und unter diesen Tarifvertrag fallen, wenn sie ausdrücklich nach landesrechtlichen 
Vorschriften Lehrkräfte sind oder ihnen gleichgestellt sind. Die jeweiligen Landesregie-
rungen können damit einseitig den Status der Beschäftigten festlegen.
Gelten sie landesrechtlich als Lehrkräfte, orientiert sich ihre Eingruppierung an der aus-
zuübenden Tätigkeit und der dazu erforderlichen persönlichen Qualifikation.
Sozialarbeiter/Sozialpädagogen als pädagogische und heilpädagogische Unterrichtshilfen 
und sonderpädagogische Fachkräfte sind in der Entgeltgruppe 10 eingruppiert, Heilpä-
dagogen und Erzieherinnen mit sonder- bzw. heilpädagogischer Zusatzausbildung von 
mindestens einem Jahr in der Entgeltgruppe 9. Erzieherinnen ohne diese Zusatzausbil-
dung sind ebenfalls in der Entgeltgruppe 9 („kleine“ EG 9 mit längeren Stufenlaufzeiten) 
eingruppiert.
Den Sozialarbeitern/Sozialpädagogen gleichstellt sind Diplomerzieher und Diplomvor-
schulerzieher mit einem Hochschulabschluss nach dem Recht der DDR.
Einzelne Eingruppierungen dieses Abschnittes gelten nur in bestimmten Bundesländern 
(Schleswig-Holstein, Bayern oder Berlin). 

Lehrkräfte in Schulkindergärten oder in Vorschulklassen für schulpflichtige Kinder
(Abschnitt 4.3)
Ebenfalls eine Besonderheit stellt die Eingruppierung von Lehrkräften in Schulkinder-
gärten oder in Vorschulklassen für schulpflichtige Kinder dar. Diese Einrichtungen gibt 
es nur in einigen Bundesländern und sie werden dort auch unterschiedlich bezeichnet. 
Maßgeblich ist, dass es sich um Einrichtungen für schulpflichtige Kinder handelt. In 
Vorschulklassen werden Kinder unterrichtet und betreut, die aus pädagogischen oder 
persönlichen Gründen trotz Vorliegen einer Schulpflicht noch nicht in die erste Klasse 
der Grundschule eingeschult worden sind. Schulkindergärten sind Kindertageseinrich-
tungen an Schulen, die Teil der Schule sind und der Schulleitung arbeitsrechtlich und 
pädagogisch unterstehen.
Die Schuleingangsphasen an Grundschulen und Förderschulen in Nordrhein-Westfalen 
gelten ebenfalls als Vorschulklassen im Sinne dieser Entgeltordnung.
Davon zu unterscheiden sind Vorschulklassen oder Schulkindergärten für Kinder, die 
noch nicht schulpflichtig sind. Für Beschäftigte in diesen Einrichtungen gilt – sofern sie 
zum Länderbereich gehören – ein eigenes Eingruppierungsmerkmal im Abschnitt 20. 
6 der Entgeltordnung (Anlage A zum TV-L). Die dort beschäftigten Erzieherinnen oder 
sonstigen Beschäftigten, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
solche Tätigkeiten ausüben, sind in der Entgeltgruppe 8 eingruppiert und erhalten eine 
Entgeltgruppenzulage.
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Die Leiter und die Beschäftigten in Vorschulklassen und Schulkindergärten für schul-
pflichtige Kinder werden als Lehrkräfte nach Abschnitt 4.3 der EntgO-L eingruppiert. Die 
Eingruppierung der Leiter entsprechender Einrichtungen erfolgt – je nach Schulform und 
persönlicher Qualifikation – in den Entgeltgruppen 9 und 10. 
In der Entgeltgruppe 10 sind Leiter eines Schulkindergartens oder einer Vorschulklasse 
mit Hochschulausbildung und staatlicher Anerkennung als Sozialarbeiter/Sozialpäda
goge, Kindheitspädagoge oder anderweitiger einschlägiger Hochschulbildung und 
staatlicher Anerkennung an Sonder-/Förderschulen eingruppiert, in der Entgeltgruppe 9 
entsprechend qualifizierte Leiter sonstiger Vorschulklassen oder Schulkindergärten.
Erzieher, Freundschaftspionierleiter, Heilerziehungspfleger, Hortner, Kindergärtner, 
Ergotherapeuten, Logopäden oder Physiotherapeuten mit entsprechender staatlicher 
Anerkennung als Beschäftigte in einem Schulkindergarten oder einer Vorschulklasse sind 
in der Entgeltgruppe 9a ( ehemalige „kleine E 9“ mit längerer Stufenlaufzeit) eingrup-
piert.

Regelungen für Lehrkräfte mit einer Ausbildung als Lehrer, als Freund-
schaftspionierleiter oder als Erzieher jeweils nach dem Recht der ehe-
maligen DDR, bei denen die fachlichen und pädagogischen Vorausset-
zungen für die Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind 
(Abschnitt 5 EntgO-L)
Eine Besonderheit bei der Eingruppierung von Lehrkräften sind Beschäftigte mit einer 
pädagogischen Ausbildung nach dem Recht der DDR (Lehrer, Freundschaftspionierleiter, 
Erzieher). Diejenigen, bei denen die Voraussetzungen für die Übernahme in ein Beam-
tenverhältnis erfüllt sind, werden vom Abschnitt 1 („Erfüller“) erfasst. Die Voraussetzun-
gen können nur erfüllt werden, wenn im jeweiligen Landesbesoldungsrecht entweder 
besondere Ämter für Lehrkräfte mit DDR-Ausbildung ausgebracht sind oder eine 
Zuordnung von DDR-Lehrerausbildungsgängen zu vorhandenen Ämtern für Lehrkräfte 
mit (bundesdeutscher) Lehramtsausbildung erfolgt ist. Zumindest alle ostdeutschen 
Bundesländer und Berlin haben auch Ämter für Lehrkräfte mit DDR-Lehrerausbildung 
geschaffen bzw. vorhandene Ämter für DDR-Lehrkräfte geöffnet. 
Sofern die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die Übernahme in ein Be-
amtenverhältnis nicht erfüllt sind, findet für Lehrkräfte mit den genannten DDR-Ausbil-
dungen der Abschnitt 5 der EntgO-L Anwendung. Die hier formulierten Eingruppierungs-
merkmale für diesen Personenkreis gelten sowohl in den alten als auch in den neuen 
Bundesländern, d.h. Lehrkräfte mit entsprechender DDR-Ausbildung, für die kein Amt 
ausgebracht ist, gelten im Westen ebenfalls als „Nichterfüller“ und werden nach diesem 
Abschnitt eingruppiert.

– 211 –

ERLÄUTERUNGEN ZUM TV ENTGO-L



Da Sachsen Lehrkräfte erst seit 1. Januar 2019 verbeamtet, bildeten Lehrkräfte, die beim 
Freistaat Sachsen beschäftigt sind, einen Sonderfall, der in Abschnitt 6 der Entgelt
ordnung geregelt war, die Tätigkeitsmerkmale waren in Anhang 2 aufgeführt. Da auch 
Sachsen nunmehr Lehrkräfte verbeamtet, ist Anhang 2 mit der Tarifeinigung 2019 
entfallen. Abschnitt 6 enthält nur noch eine Regelung für die Lehrkräfte unterer Klassen. 
Im Übrigen gelten für den Freistaat Sachsen nun die allgemeinen Regelungen der Ent-
geltordnung.
Die Lehrkraft mit abgeschlossener Lehrerausbildung nach dem Recht der ehemaligen 
DDR ist in die Entgeltgruppe eingruppiert, die der beim Arbeitgeber geltenden Besol-
dungsgruppe entspricht, in welche sie eingestuft wäre, wenn sie im Beamtenverhältnis 
stünde (Zuordnungstabelle). Für die Ermittlung dieser Besoldungsgruppe ist das Beam-
tenverhältnis zugrunde zu legen, in das die Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn 
sie eine Bewährungsfeststellung nach der beim Arbeitgeber auf der Grundlage der An-
lage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 2 Buchst. b und c des Einigungsvertrages 
getroffenen Regelung hätte. Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz 
Beförderungsämter für Lehrkräfte mit Bewährungsfeststellung in einer höheren Besol-
dungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht, erfolgt eine Höhergruppierung unter 
denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung bei einer vergleichbaren beamteten 
Lehrkraft. 
Auch für diese Lehrkräfte gelten die Regelungen des Abschnittes 1 der EntgO-L bzgl. des 
Einsatzes an einer anderen als der Lehrerausbildung entsprechenden Schulform.
Sieht das Besoldungsrecht Zulagen für die entsprechenden Beamtinnen und Beamten 
vor, erhalten Beschäftigte diese nach den beamtenrechtlichen Bestimmungen.

Lehrkräfte in Sachsen 
(Abschnitt 6 )
Der seit der Tarifrunde 2019 neugefasste Abschnitt 6 zu den Lehrkräften in Sachsen hat 
sich gegenüber dem der vergangenen Jahre durch den Wegfall vieler Regelungen ganz 
auffällig verändert. 
Hintergrund ist, dass der Freistaat Sachsen im Jahr 2018 beschlossen hat, die bisher 
grundsätzlich tarifbeschäftigten Lehrkräfte an öffentlichen Schulen zu verbeamten. 
Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen traten zum 1. Januar 2019 in Kraft. Die 
Verbeamtungsmöglichkeit besteht für entsprechend ausgebildete Lehrkräfte bis zum 
42.Lebensjahr und ist zunächst bis Ende 2023 befristet.
Im daraufhin geänderten Sächsischen Besoldungsgesetz wurde eine Reihe von Ämtern 
für Lehrer auch mit DDR-Lehrerabschlüssen ausgebracht – rein fiktiv, da wegen des 
Überschreitens der Altersgrenze für die betroffenen Lehrkräfte eine Verbeamtung nicht 
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mehr in Frage kommt. Durch die Ausbringung dieser Ämter wird für die Lehrkräfte mit 
der entsprechenden DDR-Ausbildung nunmehr Abschnitt 1 der Entgeltordnung Lehr-
kräfte anwendbar. Damit wurde eine Vielzahl der bisher aufgeführten Regelungen des 
Abschnitts 6 und dem zugehörigen Anhang 2 zu deren Eingruppierung entbehrlich.
Für die Lehrkräfte an Grundschulen wurde im Besoldungsgesetz nunmehr ein Amt in der 
Besoldungsgruppe A 13 ausgebracht. Sofern die Betroffenen mit dem DDR-typischen 
Abschluss als „Lehrer unterer Klassen“ bereits längere Zeit im sächsischen Schuldienst 
tätig waren, werden sie als Tarifbeschäftigte entsprechend in die Entgeltgruppe 13 ein-
gruppiert. Beim Erfüllen dieser Voraussetzung gilt dies ebenso für Erzieher und Freund-
schaftspionierleiter mit Lehrbefähigung(en) nach absolviertem Feststellungsverfahren, 
mit dem sie die Gleichstellung ihres Abschlusses mit dem eines Lehrers unterer Klassen 
erworben haben. 
Bedingt durch den gravierenden Lehrkräftemangel kehren seit einigen Jahren auch 
wieder Lehrkräfte mit einem DDR-Abschluss als Lehrer unterer Klassen, Freundschaft-
spionierleiter oder Erzieher mit Lehrbefähigung(en) in den Schuldienst zurück, die in der 
Zeit des Lehrkräfteüberhangs ausgeschieden waren.
Für diese Kolleg*innen sah die Sächsische Landesregierung bei deren Einstellung beson-
deren Regelungsbedarf, wenn sie weder durch ihre Tätigkeit in den letzten Jahrzehnten 
noch durch ihre Ausbildung (Fachschulabschluss) für eine aus dem Besoldungsgesetz 
folgende Eingruppierung in die Entgeltgruppe 13 „befähigt“ sind. Aus diesem Grund be-
stand die TdL auf dem im Abschnitt 6 aufgeführten Passus für die betroffenen Lehrkräfte. 
Erst wenn die Betroffenen eine mindestens sechsjährige Lehrtätigkeit seit August 1991 
nachweisen können, ist die höhere Eingruppierung in die Entgeltgruppe 13 möglich.
Es gibt auch weiterhin DDR-Ausbildungen, die von Regelungen im Besoldungsgesetz 
nicht erfasst werden und vormals auch nicht vom „Sachsen-Abschnitt“ 6 erfasst wurden. 
Für diese Lehrkräfte finden weiterhin je nach konkreter Tätigkeit die anderen Abschnitte 
der Entgeltordnung Anwendung – siehe dazu die vorstehenden Ausführungen zu den 
Abschnitten eins bis fünf.
Aufgrund der besonderen sächsischen Situation verzichten wir an dieser Stelle auf weite-
re Erläuterungen und verweisen auf die Informationen des Landesverbandes zu diesem 
Thema. 
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VI. 
TARIFVERTRAG ÜBER DIE  

EINGRUPPIERUNG  
UND DIE ENTGELTORDNUNG

FÜR DIE LEHRKRÄFTE DER LÄNDER 
(TV ENTGO-L)

vom 28. März 2015

in der Fassung des Änderungstarifvertrags Nr. 2
vom 2. März 2019

und den hierzu erfolgten Niederschriftserklärungen1)

Präambel
Die Tarifvertragsparteien bekennen sich zum hohen gesellschaftlichen Wert der schuli-
schen Bildung und Erziehung. Zur Gewährleistung der bestehenden hohen Unterrichts-
qualität in den Ländern halten sie auch für die tarifvertraglich beschäftigten Lehrkräfte 
grundsätzlich eine vollständige Lehrerausbildung, die auch den erfolgreich abgeschlosse-
nen Vorbereitungsdienst einschließt, für erforderlich.

1) Die Niederschriftserklärungen sind kein Bestandteil des Tarifvertrage
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ABSCHNITT I 
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

§ 1
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Lehrkräfte an allgemeinbildenden und berufsbildenden 
Schulen, die unter den Geltungsbereich des § 44 Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) fallen.

§ 2
Maßgaben zum TV-L und zum TVÜ-Länder

(1) 	 Für die Eingruppierung der Lehrkräfte gilt der TV-L mit den Maßgaben in Abschnitt II.
(2) 	� Für die Überleitung der am 31. Juli 2015 vorhandenen Lehrkräfte in die Entgeltord-

nung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) gilt der Tarifvertrag zur Überleitung der 
Beschäftigten in den TV-L und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-Länder) mit 
den Maßgaben in Abschnitt III.

ABSCHNITT II 
MASSGABEN ZUM TV-L

§ 3
Maßgabe zu § 12 TV-L – Eingruppierung –

§ 12 TV-L gilt in folgender Fassung:
„§ 12 – Eingruppierung
(1)	� 1Die Eingruppierung der Lehrkraft richtet sich nach den Eingruppierungsregelun-

gen der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L). 2Die Lehrkraft erhält 
Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie eingruppiert ist. 3Die Lehrkraft ist in der 
Entgeltgruppe eingruppiert, die sich für die gesamte von ihr nicht nur vorüberge-
hend auszuübende Tätigkeit aus den Eingruppierungsregelungen ergibt.

(2)	 Die Entgeltgruppe der Lehrkraft ist im Arbeitsvertrag anzugeben.“
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§ 4
Maßgabe zu § 13 TV-L – Eingruppierung in besonderen Fällen –

§ 13 TV-L findet keine Anwendung.

§ 5
Maßgabe zu § 14 TV-L – Vorübergehende Übertragung einer 

höherwertigen Tätigkeit –
§ 14 TV-L gilt in folgender Fassung:
„§ 14 – Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit
(1)	� Wird einer unter Abschnitt 1, Abschnitt 2 Ziffer 1 oder Abschnitt 5 Ziffer 1 der Ent-

geltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) fallenden Lehrkraft vorübergehend 
eine Tätigkeit übertragen, die einer höheren Entgeltgruppe zugeordnet ist, erhält 
sie eine persönliche Zulage, wenn die Voraussetzungen – stünde sie im Beamtenver-
hältnis – für die Zahlung einer Zulage nach dem beim Arbeitgeber geltenden Besol-
dungsrecht bei vorübergehender Übertragung der Aufgaben eines höherwertigen 
Amtes erfüllt wären.

(2) 	� Die persönliche Zulage bemisst sich aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Betrag, der 
sich für die Lehrkraft bei dauerhafter Übertragung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 bis 3 
ergeben hätte.“

§ 6
Maßgaben zu § 16 TV-L – Stufen der Entgelttabelle –

(1)	� § 16 Absatz 1 Satz 2 TV-L und § 16 Absatz 3 Satz 2 TV-L gelten mit der Maßgabe, dass 
Entgeltordnung im Sinne der Vorschrift die Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum 
TV EntgO-L) ist.

(2)	� § 16 Absätze 2 und 3 gelten mit folgenden Maßgaben:
	 1.	 Bei Anwendung des § 16 Absatz 2 Satz 2 TV-L gilt:
		�  1Für ab 1. April 2011 neu zu begründende Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften 

werden im Rahmen des § 16 Absatz 2 Satz 2 TV-L Zeiten einschlägiger Berufser-
fahrung aus mehreren Arbeitsverhältnissen zum selben Arbeitgeber, zuzüglich 
einer einmaligen Berücksichtigung der nach Ziffer 4 Satz 1 angerechneten Zeit 
des Referendariats oder Vorbereitungsdienstes, zusammengerechnet. 2Die Nr. 3 
der Protokollerklärungen zu § 16 Absatz 2 TV-L bleibt unberührt.

	 2.	 (gestrichen)
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	 3.	� Für ab 1. August 2015 neu zu begründende Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften  
im Sinne von Abschnitt 2 Ziffer 1 der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV 
EntgO-L) gilt § 16 Absatz 2 Satz 3 TV-L in folgender Fassung:

		�  „Ist die einschlägige Berufserfahrung von mindestens zwei Jahren in einem 
Arbeitsverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben worden, erfolgt die 
Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise – bei Vorliegen einer einschlägigen 
Berufserfahrung von mindestens sieben Jahren – in Stufe 3.“

	 4.	 Bei Anwendung des § 16 Absatz 3 Satz 1 TV-L gilt:
		�  1Für ab 1. März 2009 neu zu begründende Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften 

wird die zur Vorbereitung auf den Lehrerberuf abgeleistete Zeit des Referen-
dariats oder des Vorbereitungsdienstes im Umfang von sechs Monaten auf die 
Stufenlaufzeit der Stufe 1 angerechnet. 2Für ab 1. August 2015 neu zu begrün-
dende Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften im Sinne von Abschnitt 2 Ziffer 1 der 
Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) beträgt die Stufenlaufzeit in 
Stufe 1 zwei Jahre und in Stufe 2 fünf Jahre.

Niederschriftserklärungen zu § 6 Absatz 2 Nr. 1 und Nr. 4 Satz 1: 

Zur Erläuterung von § 6 Absatz 2 Nr. 1 und Nr. 4 Satz 1 sind sich die Tarifvertrags-
parteien über folgende Beispiele einig:

Beispiel 1: 
Eine Lehrkraft war im Anschluss an den festgesetzten Vorbereitungsdienst in 
folgenden befristeten Arbeitsverhältnissen beim selben Arbeitgeber beschäftigt: 
1.	 vom 1. September 2015 bis zum 30. Juni 2016 	 (zehn Monate),
2.	 vom 1. August 2016 bis zum 31. Mai 2017 	 (zehn Monate).
Zum 1. September 2017 wird die Lehrkraft beim selben Arbeitgeber in ein unbe-
fristetes Arbeitsverhältnis übernommen.
In dem zum 1. September 2017 begründeten Arbeitsverhältnis werden zu den 
Zeiten einschlägiger Berufserfahrung aus den beiden Fristarbeitsverhältnissen 
(10 Monate + 10 Monate = 20 Monate) einmalig sechs Monate des Vorberei-
tungsdienstes, die im ersten Arbeitsverhältnis nach § 6 Absatz 2 Nr. 4 Satz 1 auf 
die Stufenlaufzeit der Stufe 1 angerechnet wurden, hinzugerechnet (20 Monate + 
6 Monate = 26 Monate). Die Einstellung am 1. September 2017 erfolgt in Stufe 2. 
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Beispiel 2: 
Eine Lehrkraft war im Anschluss an den festgesetzten Vorbereitungsdienst in 
folgenden befristeten Arbeitsverhältnissen beim selben Arbeitgeber beschäftigt:
1.	 vom 1. März 2015 bis zum 29. Februar 2016� (zwölf Monate),
2.	 vom 1. März 2016 bis zum 31. Dezember 2016� (zehn Monate),
3.	� vom 1. Februar 2017 bis zum 30. September 2017� (acht Monate).
Danach wird die Lehrkraft beim selben Arbeitgeber vom 1. März 2018 bis zum 31. 
Juli 2018 für fünf Monate befristet weiterbeschäftigt und ab 1. August 2018 in ein 
unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen. 
Für das am 1. März 2018 beginnende Arbeitsverhältnis werden gemäß § 6 Absatz 
2 Nr. 1 für die Stufenfestsetzung zu den Zeiten einschlägiger Berufserfahrung aus 
den vorangegangenen drei Fristarbeitsverhältnissen (12 Monate + 10 Monate + 
8 Monate = 30 Monate) einmalig sechs Monate des Vorbereitungsdienstes, die 
im ersten Arbeitsverhältnis nach § 6 Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 auf die Stufenlaufzeit 
der Stufe 1 angerechnet wurden, hinzugerechnet (30 Monate + 6 Monate = 36 
Monate). Die Einstellung am 1. März 2018 erfolgt in Stufe 3. Ebenso erfolgt die 
Stufenfestsetzung für das zum 1. August 2018 beginnende Arbeitsverhältnis. Zu 
den Zeiten einschlägiger Berufserfahrung aus den vier Fristarbeitsverhältnissen 
(12 Monate + 10 Monate + 8 Monate + 5 Monate = 35 Monate) werden einmalig 
sechs Monate des Vorbereitungsdienstes, die im ersten Arbeitsverhältnis nach 
§ 6 Absatz 2 Nr. 4 Satz 1 auf die Stufenlaufzeit der Stufe 1 angerechnet wurden, 
hinzugerechnet (35 Monate + 6 Monate = 41 Monate). Die Einstellung am 1. 
August 2018 erfolgt in Stufe 3.
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§ 7
Maßgabe zu § 17 TV-L – Allgemeine Regelung zu den Stufen –

1Die Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 1 2. Halbsatz TV-L gilt in folgender Fassung:

„Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 1 2. Halbsatz:

Für nachstehend aufgeführte Lehrkräfte im Sinne der Entgeltordnung Lehrkräfte 
(Anlage zum TV EntgO-L) gelten folgende Höhergruppierungen nicht als  
„Eingruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe“:
–	� Lehrkräfte nach Abschnitt 1 von der Entgeltgruppe 11 in die  

Entgeltgruppe 13,
–	� Lehrkräfte nach Abschnitt 2 Ziffer 1 von der Entgeltgruppe 11 in die  

Entgeltgruppe 13, 
–	� Lehrkräfte nach Abschnitt 2 Ziffer 2 von der Entgeltgruppe 10 in die  

Entgeltgruppe 12, 	
–	� Lehrkräfte nach Abschnitt 5 Ziffer 1 von der Entgeltgruppe 11 in die  

Entgeltgruppe 13 
2Satz 1 findet keine Anwendung bei einer Höhergruppierung, die aufgrund des 
Inkrafttretens der Entgeltordnung Lehrkräfte auf Antrag gemäß § 29a Absatz 3 
und 4 TVÜ-Länder in der Fassung des § 11 TV EntgO-L erfolgt. 3Hat die Lehrkraft 
nach der Überleitung in die Entgeltordnung Lehrkräfte einen Antrag nach § 29a 
Absatz 3 TVÜ-Länder in der Fassung des § 11 TV EntgO-L nicht gestellt, gilt im Fal-
le einer späteren Höhergruppierung die bisherige Entgeltgruppe (Protokollerklä-
rung zu § 29a Absatz 2 Satz 1 und 2 TVÜ-Länder in der Fassung des § 11 TV EntgO-L)  
als Entgeltgruppe nach Satz 1, von der aus die Höhergruppierung erfolgt.“

���

§ 8
Maßgabe zu Anlage A des TV-L – Entgeltordnung zum TV-L –

– gestrichen –
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ABSCHNITT III 
MASSGABEN ZUM TVÜ-LÄNDER

§ 9
Maßgabe zu § 12 TVÜ-Länder – Strukturausgleich –

§ 12 Absatz 5 TVÜ-Länder gilt in folgender Fassung:
„(5)	�1Bei Höhergruppierungen wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf 

den Strukturausgleich angerechnet. 2Dies gilt auch, wenn die Höhergruppierung 
aufgrund der Überleitung von Beschäftigten in die Entgeltordnung Lehrkräfte 
(Anlage zum TV EntgO-L) gemäß § 29a Absatz 3 erfolgt. 3Für Lehrkräfte in einer der 
Entgeltgruppen 9a bis 15 (Anlage B zum TV-L) sowie 13 Ü (§ 19 TVÜ-Länder) wird bei 
Erreichen der Stufe 6 auch der Unterschiedsbetrag zwischen Stufe 5 und Stufe 6 auf 
den Strukturausgleich angerechnet.

§ 10
Maßgaben zu § 17 TVÜ-Länder – Eingruppierung –

(1)	 § 17 Absatz 1 TVÜ-Länder gilt in folgender Fassung:
     „(1)	� 1Die Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen der Anlage 1a zum 

BAT/BAT-O sowie § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 
8. Mai 1991 gelten über den 31. Oktober 2006 hinaus bis zum 31. Dezember 
2011 fort. 2Für Beschäftigte, die unter § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 
zum BAT-O vom 8. Mai 1991 fallen, gelten die entsprechenden Vorschriften des 
Satzes 1 auch über den 31. Dezember 2011 hinaus bis zum 31. Juli 2015 fort.“

(2)	 § 17 Absatz 3 TVÜ-Länder gilt nicht.
(3)	 § 17 Absatz 7 TVÜ-Länder gilt in folgender Fassung:
     �„(7)	� 1Für Eingruppierungen ab dem 1. November 2006 bis zum 31. Dezember 2011 

werden die Vergütungsgruppen der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage 
1a zum BAT) gemäß Anlage 4 den Entgeltgruppen des TV-L zugeordnet. 2Für 
Lehrkräfte, die unter den Geltungsbereich des § 44 TV-L und unter § 2 Nr. 3 
des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 8. Mai 1991 fallen, gilt Satz 
1 für Eingruppierungen in der Zeit vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Juli 2015 
fort. 3In den Fällen des § 16 Absatz 2a TV-L kann die Eingruppierung auch über 
den 31. Juli 2015 hinaus unter Anwendung der Anlage 2 in die im unmittelbar 
vorhergehenden Arbeitsverhältnis gemäß § 4 Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 
2, § 8 Absatz 1 und 3, oder durch vergleichbare Regelungen erworbene Entgelt-
gruppe erfolgen, sofern das unmittelbar vorhergehende Arbeitsverhältnis vor 
dem 1. November 2006 begründet worden ist und derselben Ausgangsvergü-
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tungsgruppe zugeordnet war; im vorhergehenden Arbeitsverhältnis noch nicht 
vollzogene Bewährungs-, Tätigkeits- oder Zeitaufstiege werden in dem neuen 
Arbeitsverhältnis nicht weitergeführt.

Protokollerklärung zu § 17 Absatz 7 Satz 1:

Für das Land Berlin tritt an die Stelle des Datums „1. November 2006“ das Datum 
„1. September 2008“.“

§ 11
Maßgabe zu § 29a TVÜ-Länder  

– Überleitung in die Entgeltordnung zum TV-L am 1. Januar 2012 –

§ 29a TVÜ-Länder gilt in folgender Fassung:

§ 29a
Überleitung der Lehrkräfte in die Entgeltordnung Lehrkräfte 

(Anlage zum TV EntgO-L) am 1. August 2015
(1)	� 1Für in den TV-L übergeleitete und für zwischen dem 1. November 2006 und dem 

31. Juli 2015 neu eingestellte Lehrkräfte gelten für Eingruppierungen ab dem  
1. August 2015 der § 12 TV-L in der Fassung des § 3 TV EntgO-L sowie die Entgelt-
ordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L). 2Hängt die Eingruppierung nach Satz 
1 von der Zeit einer Tätigkeit oder Berufsausübung ab, wird die vor dem 1. August 
2015 zurückgelegte Zeit so berücksichtigt, wie sie zu berücksichtigen wäre, wenn 
die Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) bereits seit dem Beginn des 
Arbeitsverhältnisses gegolten hätte.

(2)	� 1In den TV-L übergeleitete und ab dem 1. November 2006 neu eingestellte Lehrkräfte,
	 –	� deren Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber, der Mitglied der TdL oder eines 

Mitgliedsverbandes der TdL ist, über den 31. Juli 2015 hinaus fortbesteht, und 
	 –	� die am 1. August 2015 unter den Geltungsbereich des § 44 TV-L fallen,
	� sind – jedoch unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe für die Dauer der un-

verändert auszuübenden Tätigkeit – zum 1. August 2015 in die Entgeltordnung Lehr-
kräfte (Anlage zum TV EntgO-L) übergeleitet; Absatz 3 bleibt unberührt. 2Soweit an 
die Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe in Abweichung von § 16 Absatz 1 Satz 1 
und Absatz 3 Satz 1 TV-L besondere Stufenregelungen geknüpft waren, gelten diese 
für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit fort. 3Soweit an die Tätigkeit 
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in der bisherigen Entgeltgruppe eine Zulage geknüpft war, wird diese weitergewährt, 
solange die anspruchsbegründende Tätigkeit unverändert ausgeübt wird und die 
sonstigen Voraussetzungen für die Zulage erfüllt sind.“

Protokollerklärung zu § 29a Absatz 2 Satz 1 und 2:

1Bisherige Entgeltgruppe ist die Entgeltgruppe, die sich aufgrund der Regelungen in 
–	 den Lehrer-Richtlinien der TdL, 
–	� § 2 Nr. 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 zum BAT-O vom 8. Mai 1991 

i. V. m. den Lehrer-Richtlinien-O der TdL oder 
–	 landesspezifischen Eingruppierungsregelungen
	� ergibt, die am 31. Juli 2015 auf das Arbeitsverhältnis der Lehrkraft anzuwen-

den sind. 2Die vorläufige Zuordnung zu der Entgeltgruppe des TV-L nach der 
Anlage 2 oder 4 gilt als Eingruppierung. 3Eine Überprüfung und Neufeststel-
lung der Eingruppierungen findet aufgrund der Überleitung in die Entgelt-
ordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) nicht statt.

Protokollerklärung zu § 29a Absatz 2 Satz 3:

Die Höhe der jeweiligen Zulage entspricht der Höhe der vergleichbaren Zulage 
nach dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht.

(3)	� 1Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 nach der Entgeltordnung Lehrkräfte 
(Anlage zum TV EntgO-L) eine höhere Entgeltgruppe, sind die Lehrkräfte auf Antrag 
in die Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 TV-L in der Fassung des § 3 
TV EntgO-L ergibt. 2Die Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich 
nach den Regelungen für Höhergruppierungen (§ 17 Absatz 4 TV-L in der Fassung 
des § 7 TV EntgO-L). 3War die Lehrkraft in der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 
zugeordnet, wird sie abweichend von Satz 2 der Stufe 1 der höheren Entgeltgruppe 
zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird angerechnet. 4Satz 1 gilt für 
den erstmaligen Anspruch auf eine Entgeltgruppenzulage entsprechend. 5Satz 1 gilt 
für den Anspruch auf die Angleichungszulage (Anhang 1 zur Anlage zum TV EntgO-L) 
entsprechend.
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Übergangsregelung zu § 11 Absatz 3 TV EntgO-L  
1Der Antrag nach § 29a Absatz 3 Satz 1 TVÜ-Länder i. d. F. von § 11 TV EntgO-L 
und/oder nach § 29a Absatz 3 Satz 4 TVÜ-Länder i. d. F. von § 11 TV EntgO-L kann 
nur bis zum 31. Mai 2017 gestellt werden (Ausschlussfrist). 2Der Antrag wirkt für 
die Stufenzuordnung auf den 1. August 2015 zurück und wird zum 1. März 2017 
entgeltwirksam. 3Nach dem 1. August 2015 eingetretene Änderungen der Stufen-
zuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben unberücksichtigt. 4Ruht das 
Arbeitsverhältnis am 1. März 2017, beginnt die Frist von drei Monaten mit der 
Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt für die Stufenzuordnung auf den 
1. August 2015 zurück und wird entgeltwirksam mit der Wiederaufnahme der 
Tätigkeit.

Protokollerklärung zu § 29a Absatz 3 Satz 1:

Die Regelung gilt auch im Falle des Wechsels von einem Eingruppierungsmerkmal 
der Entgeltgruppe 9 mit dem Zusatz „Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 
nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6“ in ein Eingruppierungsmerkmal 
der Entgeltgruppe 9 ohne Zusatz.

(4)	� 1Der Antrag nach Absatz 3 Satz 1 und/oder nach Absatz 3 Satz 4 kann nur bis zum  
31. Juli 2016 gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. August 2015 zu-
rück; nach dem Inkrafttreten der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-
L) eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe 
bleiben bei der Stufenzuordnung nach Absatz 3 Satz 2 und 3 unberücksichtigt. 2Ruht 
das Arbeitsverhältnis am 1. August 2015, beginnt die Frist von einem Jahr mit der 
Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. August 2015 zurück.

(5)	� 1Der Antrag nach Absatz 3 Satz 5 kann nur bis zum 31. Juli 2017 gestellt werden 
(Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. August 2016 zurück. 2Ruht das Arbeitsverhält-
nis am 1. August 2016, beginnt die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme 
der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. August 2016 zurück. 3Ergibt sich in den 
Fällen des Absatzes 2 Satz 1 nach der Entgeltordnung Lehrkräfte ein Anspruch auf 
eine höhere Entgeltgruppe (Absatz 3 Satz 1) oder auf eine Entgeltgruppenzulage 
(Absatz 3 Satz 4) und bestünde nach entsprechender Eingruppierung Anspruch auf 
eine Angleichungszulage (Absatz 3 Satz 5) ab 1. August 2016, gilt im Falle eines nicht 
ausgeübten Antragsrechts nach Absatz 3 Satz 1 bzw. Satz 4 ein Antrag nach Absatz 3 
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Satz 5 als Antrag nach Absatz 3 Satz 1 bzw. Satz 4, der auf den 1. August 2015 zu-
rückwirkt.

(6)	� 1Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 aufgrund einer Änderung des beim 
Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetzes für die vergleichbare beamtete Lehrkraft 
eine höhere Besoldungsgruppe, sind die Lehrkräfte, die keinen Antrag nach Absatz 3 
gestellt haben, auf Antrag in die Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 
TV-L in der Fassung des § 3 TV EntgO-L ergibt. 2Die Stufenzuordnung in der höheren 
Entgeltgruppe richtet sich nach den Regelungen für Höhergruppierungen (§ 17 Ab-
satz 4 TV-L in der Fassung des § 7 TV EntgO-L). 3War die Lehrkraft in der bisherigen 
Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird sie abweichend von Satz 2 der Stufe 1 
der höheren Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit wird 
angerechnet. 4Satz 1 gilt für den erstmaligen Anspruch auf eine Entgeltgruppenzula-
ge entsprechend.

(7)	� 1Der Antrag nach Absatz 6 Satz 1 und/oder nach Absatz 6 Satz 4 kann nur innerhalb 
eines Jahres nach dem Inkrafttreten der Gesetzesänderung gestellt werden (Aus-
schlussfrist) und wirkt auf den Tag des Inkrafttretens zurück; danach eingetretene 
Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der 
Stufenzuordnung nach Absatz 6 Satz 2 und 3 unberücksichtigt. 2Ruht das Arbeits-
verhältnis am Tag des Inkrafttretens des Änderungsgesetzes, beginnt die Frist von 
einem Jahr mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den Tag des 
Inkrafttretens der Gesetzesänderung zurück.“

ABSCHNITT IV 
SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§ 12
Inkrafttreten, Laufzeit

(1)	� Dieser Tarifvertrag tritt am 1. August 2015 in Kraft.
(2)	� Dieser Tarifvertrag kann ohne Nachwirkung mit einer Frist von drei Monaten zum 

Schluss eines Kalenderhalbjahres gekündigt werden.
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ANLAGE ZUM TV ENTGO-L
ENTGELTORDNUNG LEHRKRÄFTE

Vorbemerkungen zu allen Abschnitten der Entgeltordnung Lehrkräfte

1.	� (1)	 Für das Verhältnis der Abschnitte zueinander gelten die Regelungen der  
Absätze 2 bis 8.

	� (2)	 Für Lehrkräfte in der Tätigkeit von Lehrkräften mit abgeschlossenem Lehramts-
studium an einer wissenschaftlichen Hochschule und mit abgeschlossenem Referen-
dariat oder Vorbereitungsdienst gelten nur die Abschnitte 1 und 2.

	� (3) 	Für Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrern im Sinne der Vorbemerkungen zu 
Abschnitt 3 gelten nur die Abschnitte 1 und 3.

	� (4) 	Für Lehrkräfte, die herkunftssprachlichen Ergänzungsunterricht erteilen, gilt nur 
Abschnitt 4 Unterabschnitt 1.

	� (5) 	Für pädagogische und heilpädagogische Unterrichtshilfen und sonderpädagogi-
sche Fachkräfte, die nach landesrechtlichen Vorschriften Lehrkräfte sind oder nach 
landesrechtlichen Vorschriften Lehrkräften gleichgestellt sind, gelten nur Abschnitt 1 
und Abschnitt 4 Unterabschnitt 2.

	� (6) 	Für Lehrkräfte in Schulkindergärten oder in Vorschulklassen für schulpflichtige 
Kinder gilt nur Abschnitt 4 Unterabschnitt 3.

Niederschriftserklärung zu der Vorbemerkung Nr. 1 Absätze 5 und 6  
zu allen Abschnitten der Entgeltordnung Lehrkräfte 

1Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht Einvernehmen, dass von der Ent-
geltordnung für Lehrkräfte nur Beschäftigte erfasst werden, bei denen entspre-
chend der Protokollerklärung zu § 44 Nr. 1 TV-L die Vermittlung von Kenntnissen 
und Fertigkeiten im Rahmen eines Schulbetriebes der Tätigkeit das Gepräge gibt. 
2Gibt diese Aufgabenstellung nicht der Tätigkeit das Gepräge, erfolgt die Eingrup-
pierung nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils II Abschnitt 20 der Entgeltord-
nung (Anlage A zum TV-L).“
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	� (7) Für Lehrkräfte mit einer Ausbildung als Lehrer, als Freundschaftspionierleiter 
oder als Erzieher jeweils nach dem Recht der ehemaligen DDR in der Tätigkeit von 
Lehrkräften mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen 
Hochschule und mit abgeschlossenem Referendariat oder Vorbereitungsdienst 
gelten nur die Abschnitte 1 und 5.

	� (8) Für Lehrkräfte mit einer Ausbildung nach dem Recht der ehemaligen DDR, die im 
Arbeitsverhältnis zum Freistaat Sachsen stehen, gilt Abschnitt 6, soweit diese dort 
aufgeführt sind.

2.	� 1Die Lehrkraft, die Tätigkeiten aus verschiedenen Abschnitten bzw. Unterabschnitten 
nicht nur vorübergehend auszuüben hat, ist nach der Tätigkeit eingruppiert, die zeit-
lich mindestens zur Hälfte anfällt. 2Für die Feststellung, welche Tätigkeit mindestens 
zur Hälfte anfällt, ist von der für die jeweilige Tätigkeit geltenden Pflichtstundenzahl 
auszugehen.

3.	� Im Land Berlin gilt die Entgeltordnung Lehrkräfte nicht für Ballettpädagogen und 
Lehrkräfte für Artistik einschließlich der Leitungskräfte für die Bereiche Ballett und 
Artistik an der Staatlichen Ballettschule Berlin und Schule für Artistik sowie für 
amerikanische Lehrkräfte an der John-F.-Kennedy-Schule. 

4.	� (1) 1Aufgrund des Artikels 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu als 
gleichwertig festgestellte Abschlüsse, Prüfungen und Befähigungsnachweise stehen 
ab dem Zeitpunkt ihres Erwerbs den in den Eingruppierungsregelungen geforderten 
entsprechenden Anforderungen gleich. 2Ist die Gleichwertigkeit erst nach Erfüllung zu-
sätzlicher Erfordernisse festgestellt worden, gilt die Gleichstellung ab der Feststellung. 

	� (2) Facharbeiter mit einem im Beitrittsgebiet erworbenen Facharbeiterzeugnis, das 
nach Artikel 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu dem Prüfungs-
zeugnis in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von 
mindestens drei Jahren bzw. einer kürzeren Ausbildungsdauer gleichgestellt ist, 
werden bei entsprechender Tätigkeit wie Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlosse-
ner Ausbildung in einem solchen Ausbildungsberuf eingruppiert.

– 228 –

ENTGELTORDNUNG LEHRKRÄFTE



1.	� Lehrkräfte,  
bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen  
für die Übernahme in das Beamtenverhältnis erfüllt sind

Vorbemerkungen
1.	� Dieser Abschnitt gilt für Lehrkräfte, bei denen die fachlichen und pädagogischen 

Voraussetzungen für die Übernahme in das Beamtenverhältnis erfüllt sind. 
2.	� 1Die Lehrkraft, die ihre Tätigkeit an verschiedenen Schulformen nicht nur vorüberge-

hend auszuüben hat, ist nach der Tätigkeit eingruppiert, die zeitlich mindestens zur 
Hälfte anfällt. 2Für die Feststellung, welche Tätigkeit mindestens zur Hälfte anfällt, 
ist von der für die jeweilige Schulform geltenden Pflichtstundenzahl auszugehen.  
3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit 

	 a)	 in mehreren Schulzweigen oder 
	 b)	� in mehreren Schul- bzw. Klassenstufen 
	 auszuüben hat.

(1) 1Die Lehrkraft ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeit-
geber geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie eingestuft wäre, wenn sie 
unter Zugrundelegung ihrer fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen im Beam-
tenverhältnis stünde. 2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz Beför-
derungsämter in einer höheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht, 
erfolgt eine Höhergruppierung unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung 
bei einer vergleichbaren beamteten Lehrkraft. 3Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 9 9a**)

A 10 9b**)

A 11 10**)

A 12, 12a 11**)

A 13 13

A 14 14

A 15 15.
**) �Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1
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(2) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrer Lehramtsbefähigung ent-
sprechenden Schulform auszuüben und  
wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrer Lehramtsbefähigung nach Absatz 1 Satz 3 
einer höheren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft mit einer dieser anderen 
Schulform entsprechenden Lehramtsbefähigung,  
ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 3 die Lehramtsbefähigung zugrunde zu legen, 
die dieser anderen Schulform entspricht.

2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, die der 
Schulform entspricht, an der die Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat, Beförderungs-
ämter in einer höheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht, 
erfolgt eine Höhergruppierung in die nach Absatz 1 Satz 3 entsprechende Entgeltgruppe 
unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung bei einer vergleichbaren beam-
teten Lehrkraft an dieser Schulform.

3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit 
a)	� in einem anderen als ihrer Lehramtsbefähigung entsprechenden Schulzweig oder 
b)	� in einer anderen als ihrer Lehramtsbefähigung entsprechenden Schul- bzw.  

Klassenstufe 
auszuüben hat. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Lehrkräfte mit der Befähigung 
a)	 für das Lehramt an Förderschulen/Sonderschulen, 
b)	 für das Lehramt für Sonderpädagogik,
die sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen.

(3) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrer Lehramtsbefähigung ent-
sprechenden Schulform auszuüben und 
wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrer Lehramtsbefähigung nach Absatz 1 Satz 3 
einer niedrigeren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft mit einer dieser anderen 
Schulform entsprechenden Lehramtsbefähigung, 
sind für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 3 die erworbene Lehramtsbefähigung und 
eine entsprechende Tätigkeit zugrunde zu legen. 

2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, die der 
Lehramtsbefähigung der Lehrkraft entspricht, Beförderungsämter in einer höheren 
Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht, 
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erfolgt eine Höhergruppierung unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung 
bei einer in vergleichbarer Tätigkeit beamteten Lehrkraft an der Schulform, an der die 
Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat; 
für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 3 ist das Beförderungsamt für die Laufbahn zu-
grunde zu legen, die der Lehramtsbefähigung der Lehrkraft entspricht.

�3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit 
a)	 in einem anderen als ihrer Lehramtsbefähigung entsprechenden Schulzweig oder 
b)	� in einer anderen als ihrer Lehramtsbefähigung entsprechenden Schul- bzw. Klassen-

stufe auszuüben hat.

(4) 1Die Lehrkraft erhält eine Entgeltgruppenzulage, wenn sie – stünde sie im Beamten-
verhältnis – nach dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht in ihrer Besoldungs-
gruppe Anspruch auf eine Zulage hätte. 2Satz 1 gilt nicht für
a)	� Zulagen, die unabhängig davon zustehen können, ob die Beamtin oder der Beamte 

als Lehrkraft tätig ist, sowie
b)	� die allgemeine Stellenzulage nach Nr. 27 der Vorbemerkungen zu den Bundesbesol-

dungsordnungen A und B (Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes) in der am 30. 
Juni 2009 geltenden Fassung oder einer vergleichbaren landesrechtlichen Regelung.

3Soweit die besoldungsrechtliche Zulage als Beförderungsamt gewährt wird, gilt für 
die Gewährung der Entgeltgruppenzulage Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 4Die Höhe der 
Entgeltgruppenzulage entspricht der Höhe der Zulage nach dem beim Arbeitgeber gel-
tenden Besoldungsrecht. 5Die Entgeltgruppenzulage ist nicht zusatzversorgungspflichtig, 
soweit die entsprechende besoldungsrechtliche Zulage nicht ruhegehaltfähig ist.

(5) 1In den Fällen von Absatz 2 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, dass von der 
Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit der dieser Schulform, 
diesem Schulzweig bzw. dieser Schul- bzw. Klassenstufe entsprechenden Lehramtsbefä-
higung und entsprechender Tätigkeit eingestuft wäre. 2Satz 1 gilt nicht für Lehrkräfte mit 
der Befähigung 
a)	 für das Lehramt an Förderschulen/Sonderschulen, 
b)	 für das Lehramt für Sonderpädagogik,
die sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen.
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(6) In den Fällen von Absatz 3 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, dass von der 
Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit der erworbenen Lehr-
amtsbefähigung und entsprechender Tätigkeit eingestuft wäre.

Protokollerklärungen:

Nr. 1	� Soweit im jeweiligen Landesrecht anstelle des Begriffs „Schulform“ der 
Begriff „Schulart“ verwendet wird, ist dem Begriff „Schulform“ der Begriff 
„Schulart“ gleichgestellt.

Nr. 2	� (1) 1Für Lehrkräfte mit einer Ausbildung als Lehrer, als Freundschaftspio-
nierleiter oder als Erzieher mit Lehrbefähigung jeweils nach dem Recht 
der ehemaligen DDR gilt als Beamtenverhältnis, in das die Lehrkraft 
übernommen werden könnte, das Beamtenverhältnis, für das in dem 
Besoldungsgesetz, das beim Arbeitgeber im Zeitpunkt der Eingruppierung 
gilt, ein Eingangsamt ausgebracht ist, dessen Voraussetzungen die Lehr-
kraft erfüllt. 2Eine fehlende tatsächliche Möglichkeit der Übernahme in das 
Beamtenverhältnis im Zeitpunkt der Eingruppierung z. B. aufgrund einer 
zwischenzeitlichen Schließung der Laufbahn ist unschädlich.

		�  (2) Lehrkräfte mit einer Ausbildung als Lehrer nach dem Recht der ehema-
ligen DDR haben ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrer Lehramtsbefähi-
gung entsprechenden Schulform z. B. in folgenden Fällen auszuüben:

		  a) 	� Lehrer für untere Klassen an einem Gymnasium, an einer Realschule 
oder an einer Sonderschule/Förderschule;

		  b)	� Diplom-Lehrer für zwei Fächer an einer Grundschule oder an einer 
Sonderschule/Förderschule;

		  c)	� Sonderschullehrer an einer Grundschule, an einer Realschule oder an 
einem Gymnasium, soweit sie nicht sonderpädagogische Fördermaß-
nahmen durchführen.

Nr. 3	� Besoldungsrechtliche Ausgleichszulagen gelten auch dann als Zulagen im 
Sinne von Absatz 4 Satz 2 Buchstabe a, wenn ihre Voraussetzungen an 
einen lehrkräftespezifischen Sachverhalt anknüpfen, z. B. 

		  a)	� § 13 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zul. geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466), und 
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		  b)	� § 58 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 
26. Januar 2012 (GVOBl. S. 153). 

 
Nr. 4	� Für Lehrkräfte, die im Arbeitsverhältnis zum Land Berlin stehen, gelten für 

die Anwendung von Absatz 2 Satz 1 und 3 sowie von Absatz 5 Satz 1 folgen-
de Maßgaben: 

		  a) 	� Hat eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 7 Absatz 1 Nr. 3 oder 4 
Lehrerbildungsgesetz in der bis zum 19. Februar 2014 geltenden Fas-
sung ihre Tätigkeit 

			   an einer Grundschule oder 
			�   an einer anderen Schulform im Grundschulteil  

auszuüben, ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 3 die Besoldungs-
gruppe zugrunde zu legen, in welche eine Lehrkraft mit einem Studium 
nach § 7 Absatz 1 Nr. 2 Lehrerbildungsgesetz in der bis zum 19. Februar 
2014 geltenden Fassung eingestuft wäre.

		  b)	� Buchstabe a gilt für eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 7  
Absatz 2 Satz 1 erste Alternative Lehrerbildungsgesetz in der bis zum 
19. Februar 2014 geltenden Fassung, die keine sonderpädagogischen 
Fördermaßnahmen durchführt, entsprechend. 

2.	� Lehrkräfte, 
	� bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen  

für die Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind,  
in der Tätigkeit von Lehrkräften mit abgeschlossenem  
Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hochschule und  
mit abgeschlossenem Referendariat oder Vorbereitungsdienst

	 Vorbemerkungen
	 1.	� Dieser Abschnitt gilt für Lehrkräfte, 
		�  bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die Über

nahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind, 

		�  in der Tätigkeit von Lehrkräften mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer 
wissenschaftlichen Hochschule und mit abgeschlossenem Referendariat oder 
Vorbereitungsdienst.

		  (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)
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	 2.	� 1Die Lehrkraft, die ihre Tätigkeit an verschiedenen Schulformen nicht nur 
vorübergehend auszuüben hat, ist nach der Tätigkeit eingruppiert, die zeitlich 
mindestens zur Hälfte anfällt. 2Für die Feststellung, welche Tätigkeit mindestens 
zur Hälfte anfällt, ist von der für die jeweilige Schulform geltenden Pflichtstun-
denzahl auszugehen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft 
ihre Tätigkeit 

		  a)	 in mehreren Schulzweigen oder 
		  b)	� in mehreren Schul- bzw. Klassenstufen
		  auszuüben hat.
		  (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)

1.	� (1) 1Die Lehrkraft mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer wissenschaftli-
chen Hochschule, 
die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in 
mindestens zwei Fächern hat, 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 4 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie eingestuft wäre, wenn sie nach 
Maßgabe von Satz 2 und 3 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für die Ermittlung dieser 
Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zugrunde zu legen, in das die Lehrkraft 
übernommen werden könnte, wenn sie nach Abschluss ihres Lehramtsstudiums zur 
Vorbereitung auf den Lehrerberuf das Referendariat oder den Vorbereitungsdienst 
abgeschlossen hätte. 3Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz 
Beförderungsämter in einer höheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt 
ausgebracht, erfolgt eine Höhergruppierung in die nach Satz 4 entsprechende 
Entgeltgruppe unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung bei einer 
vergleichbaren beamteten Lehrkraft, wobei sich die jeweils geltende beamtenrecht-
liche Beförderungswartezeit um fünf Jahre verlängert. 4Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 12, 12a 11*) **)

A 13 13*)

A 14 14*)

A 15 15*).
*) �Für ab 1. August 2015 neu zu begründende Arbeitsverhältnisse: Stufe 2 nach 2 Jahren in Stufe 1, Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2
**) �Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1
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	� (2) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrem Lehramtsstudium 
entsprechenden Schulform auszuüben und  
wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrem Lehramtsstudium nach Absatz 1 
Satz 4 einer höheren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft mit einem dieser 
anderen Schulform entsprechenden Lehramtsstudium,  
ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 das Lehramtsstudium zugrunde zu legen, 
das dieser anderen Schulform entspricht.

	� 2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, die 
der Schulform entspricht, an der die Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat, Beförde-
rungsämter in einer höheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht, 
erfolgt eine Höhergruppierung in die nach Absatz 1 Satz 4 entsprechende Entgelt-
gruppe unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung bei einer vergleich-
baren beamteten Lehrkraft an dieser Schulform, wobei sich die jeweils geltende 
beamtenrechtliche Beförderungswartezeit um fünf Jahre verlängert.

	 �3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit 
	 a)	 in einem anderen als ihrem Lehramtsstudium entsprechenden Schulzweig oder 
	 b)	� in einer anderen als ihrem Lehramtsstudium entsprechenden Schul- bzw. Klas-

senstufe 
	� auszuüben hat. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Lehrkräfte mit einem abgeschlosse-

nen Studium 
	 a)	 für das Lehramt an Förderschulen/Sonderschulen,
	 b)	 für das Lehramt für Sonderpädagogik, 
	 die sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen.

	� (3) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrem Lehramtsstudium 
entsprechenden Schulform auszuüben und  
wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrem Lehramtsstudium nach Absatz 1 
Satz 4 einer niedrigeren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft mit einem 
dieser anderen Schulform entsprechenden Lehramtsstudium,  
sind für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 das von ihr abgeschlossene Lehramts-
studium und eine entsprechende Tätigkeit zugrunde zu legen. 

	� 2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, die 
dem Lehramtsstudium der Lehrkraft entspricht, Beförderungsämter in einer höhe-
ren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht, 
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erfolgt eine Höhergruppierung unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung 
bei einer in vergleichbarer Tätigkeit beamteten Lehrkraft an der Schulform, an der die 
Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat, wobei sich die jeweils geltende beamtenrechtli-
che Beförderungswartezeit um fünf Jahre verlängert;  
für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 ist das Beförderungsamt für die Laufbahn zu-
grunde zu legen, die dem Lehramtsstudium der Lehrkraft entspricht.

	� 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit 
	 a)	 in einem anderen als ihrem Lehramtsstudium entsprechenden Schulzweig oder 
	 b)	� in einer anderen als ihrem Lehramtsstudium entsprechenden Schul- bzw. Klas-

senstufe 
	 auszuüben hat. 

	� (4) 1Die Lehrkraft im Sinne von Absatz 1 Satz 1 erhält eine Entgeltgruppenzulage, 
wenn sie – stünde sie im Beamtenverhältnis – nach dem beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsrecht in ihrer Besoldungsgruppe Anspruch auf eine Zulage hätte. 
2Satz 1 gilt nicht für

	 a)	� Zulagen, die unabhängig davon zustehen können, ob die Beamtin oder der Beam-
te als Lehrkraft tätig ist, sowie

	 b)	� die allgemeine Stellenzulage nach Nr. 27 der Vorbemerkungen zu den Bundes-
besoldungsordnungen A und B (Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes) in der 
am 30. Juni 2009 geltenden Fassung oder einer vergleichbaren landesrechtlichen 
Regelung.

	� 3Soweit die besoldungsrechtliche Zulage als Beförderungsamt gewährt wird, gilt 
für die Gewährung der Entgeltgruppenzulage Absatz 1 Satz 3 entsprechend. 4Die 
Höhe der Entgeltgruppenzulage entspricht der Höhe der Zulage nach dem beim 
Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht. 5Die Entgeltgruppenzulage ist nicht zusatz-
versorgungspflichtig, soweit die entsprechende besoldungsrechtliche Zulage nicht 
ruhegehaltfähig ist.

	� (5) 1In den Fällen von Absatz 2 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, dass 
von der Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit dem dieser 
Schulform, diesem Schulzweig bzw. dieser Schul- bzw. Klassenstufe entsprechenden 
Lehramtsstudium und entsprechender Tätigkeit eingestuft wäre. 2Satz 1 gilt nicht für 
Lehrkräfte mit der Befähigung 
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	 a)	 für das Lehramt an Förderschulen/Sonderschulen, 
	 b)	 für das Lehramt für Sonderpädagogik,
	 die sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen.

	� (6) In den Fällen von Absatz 3 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, dass von 
der Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit dem von ihr abge-
schlossenen Lehramtsstudium und entsprechender Tätigkeit eingestuft wäre. 

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 12)

2.	 1Die Lehrkraft, die 
	 a)	 eine wissenschaftliche Hochschulbildung oder 
	 b)	� ein Studium an einer Hochschule für Kunst oder Musik oder an einer vergleichba-

ren Einrichtung mit einem Mastergrad oder mit einem vergleichbaren Abschluss
	� abgeschlossen hat, und 

die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in 
mindestens einem Schulfach hat, 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft wäre, 
wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für die Ermittlung 
dieser Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zugrunde zu legen, in das eine 
Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn sie

	 a)	� aufgrund eines einschlägigen abgeschlossenen Lehramtsstudiums an einer wis-
senschaftlichen Hochschule die Fähigkeit zum Unterrichten in mindestens zwei 
Fächern hätte und

	 b)	� zur Vorbereitung auf den Lehrerberuf das Referendariat oder den Vorbereitungs-
dienst abgeschlossen hätte;

	� das Lehramtsstudium ist nur dann einschlägig, wenn es der auszuübenden Tätigkeit 
entspricht. 3Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 12, 12a 10**)

A 13 12.
**) �Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3, 5, 7, 8, 10, 11 und 12)
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3.	 1Die Lehrkraft, die 
	 a)	 eine Hochschulbildung oder
	 b)	� ein Studium an einer Hochschule für Kunst oder Musik oder an einer vergleich-

baren Einrichtung mit einem Bachelorgrad oder mit einem vergleichbaren 
Abschluss

	� abgeschlossen hat, und 
die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in 
mindestens einem Schulfach hat, 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 2 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft wäre, 
wenn sie nach Maßgabe von Ziffer 2 Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 

	 2Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 12, 12a 10

A 13 11.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3, 5, 8, 9, 10, 11 und 12)

4.	� 1Die Lehrkraft, die nicht mindestens die Voraussetzungen von Ziffer 3 Satz 1 erfüllt, 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 2 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft wäre, 
wenn sie nach Maßgabe von Ziffer 2 Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 

	 2Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 12, 12a 9b

A 13 10.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3, 5 und 12 )
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Protokollerklärungen:

Nr. 1	� Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen 
sowie andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche 
Hochschulen anerkannt sind.

Nr. 2	� Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hoch-
schule liegt vor, wenn das Studium lehramtsbezogen ist und mit einer ers-
ten Staatsprüfung, mit einer Diplomprüfung oder mit einer Masterprüfung 
beendet worden ist.

Nr. 3 	� Soweit im jeweiligen Landesrecht anstelle des Begriffs „Schulform“ der 
Begriff „Schulart“ verwendet wird, ist dem Begriff „Schulform“ der Begriff 
„Schulart“ gleichgestellt.

Nr. 4 	� Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossenes 
Lehramtsstudium, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungs
stelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde.

Nr. 5 	� 1Ein Lehramtsstudium entspricht der auszuübenden Tätigkeit, wenn es 
dem Lehramt für die Schulform entspricht, in der die Tätigkeit auszuüben 
ist. 2Soweit in Schulformen Lehrämter nach Schulzweigen unterschieden 
werden, entspricht ein Lehramtsstudium der auszuübenden Tätigkeit, 
wenn es dem Lehramt für den Schulzweig entspricht, in dem die Tätigkeit 
auszuüben ist. 3Soweit in Schulformen Lehrämter nach Schul- bzw. Klassen-
stufen unterschieden werden, entspricht ein Lehramtsstudium der auszu-
übenden Tätigkeit, wenn es dem Lehramt für die Schul- bzw. Klassenstufe 
entspricht, in der die Tätigkeit auszuüben ist.

Nr. 6	� Besoldungsrechtliche Ausgleichszulagen gelten auch dann als Zulagen im 
Sinne von Absatz 4 Satz 2 Buchstabe a, wenn ihre Voraussetzungen an 
einen lehrkräftespezifischen Sachverhalt anknüpfen, z. B. 

		  a)	� § 13 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zul. geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466), und 

		  b)	� § 58 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 
26. Januar 2012 (GVOBl. S. 153). 

Nr. 7 	� (1) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, 
wenn das Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplom-
prüfung oder mit einer Masterprüfung oder mit einer Magisterprüfung 
beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine Promotion nur in den 
Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung oder einer
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 		�  Diplomprüfung oder einer Masterprüfung oder einer Magisterprüfung nach 
den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abge
schlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt auch vor, wenn der 
Mastergrad an einer Fachhochschule erlangt wurde und den Zugang zur 
Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikations-
ebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der Masterstudiengang das Akkredi
tierungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange dies nach dem jeweils 
geltenden Landesbeamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des höheren 
Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene gefordert ist.

		�  (2) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, 
dass die Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seiner-
seits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschul-
reife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere 
landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung 
erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von mehr als 
sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – 
vorgeschrieben ist. 2Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung 
auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss vorge-
schrieben sind.

Nr. 8	� (1) Einer Hochschule für Kunst oder Musik vergleichbare Einrichtungen sind
		  a)	 entsprechende Hochschulinstitute,
		  b)	 Hochschulen bzw. Hochschulinstitute für Kirchenmusik,
		  c)	 Konservatorien und Musikakademien,
		  d)	 Kunstakademien,
		  soweit sie nicht bereits Hochschulen nach Landesrecht sind.
		�  (2) Einem Mastergrad vergleichbar ist z. B. die Ablegung der A-Prüfung für 

Kirchenmusik.
		�  (3) Einem Bachelorgrad vergleichbar ist z. B. die Ablegung der B-Prüfung für 

Kirchenmusik.
Nr. 9	� (1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hoch-

schule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit 
dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleich-
wertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. (2) 1Der 
Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats 
akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten 
Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien.
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			�   (3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Ab-
schlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits min-
destens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) oder 
eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangs-
voraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit 
von sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester  
o. Ä. – vorgeschrieben ist. 

Nr. 10	 Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als 
			   a)	 abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung, 
			   b)	� mit einem Mastergrad abgeschlossenes Studium an einer Hochschule 

für Kunst oder Musik,
			   c)	 abgeschlossene Hochschulbildung,
			   d)	� mit einem Bachelorgrad abgeschlossenes Studium an einer Hochschule 

für Kunst oder Musik, wenn er von der zuständigen staatlichen Aner-
kennungsstelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig 
anerkannt wurde..

Nr. 11	� Eine Lehrkraft, die ein pädagogisches oder erziehungswissenschaftliches 
Studium abgeschlossen hat und an einer Förderschule eingesetzt wird 
oder sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchzuführen hat, gilt als 
Lehrkraft, die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen 
zum Unterrichten in mindestens einem Schulfach hat. 

Nr. 12	� Für Lehrkräfte, die im Arbeitsverhältnis zum Land Berlin stehen, gilt Folgen-
des:

			�   (1) Für die Anwendung der Ziffer 1 Absatz 2 Satz 1 und 3 gelten folgende 
Maßgaben: 

			   a)	� Hat eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 2 Absatz 2 Nr. 1 Lehrkräf-
tebildungsgesetz vom 7. Februar 2014, zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 2. März 2018 ihre Tätigkeit 

				    –  an einer Grundschule oder 
				�    –  an einer anderen Schulform im Grundschulteil  

auszuüben, ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 die Besoldungs-
gruppe zugrunde zu legen, in welche eine Lehrkraft mit einem Studium 
nach § 7 Absatz 1 Nr. 2 Lehrerbildungsgesetz in der bis zum 19. Februar 
2014 geltenden Fassung eingestuft wäre.
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		  b)	� Buchstabe a gilt für eine Lehrkraft mit einem Studium nach § 7 Ab-
satz 2 Satz 1 erste Alternative Lehrerbildungsgesetz in der bis zum 
19. Februar 2014 geltenden Fassung, die keine sonderpädagogischen 
Fördermaßnahmen durchführt, entsprechend.

	
		�  (2) Für die Anwendung der Ziffern 2, 3 und 4 gilt bis zum 31. Juli 2019 für 

Lehrkräfte, die ihre Tätigkeit an einer Grundschule oder an einer anderen 
Schule im Grundschulteil auszuüben haben, Folgendes: 
Anstelle der Wörter „aufgrund eines einschlägigen abgeschlossenen Lehr-
amtsstudiums an einer wissenschaftlichen Hochschule die Fähigkeit zum 
Unterrichten in mindestens zwei Fächern hätte und“ gelten die Wörter „ein 
Lehramtsstudium nach § 7 Absatz 1 Nr. 1 des Lehrerbildungsgesetzes in der 
bis zum 19. Februar 2014 geltenden Fassung absolviert hätte und“.

		�  (2a) 1Ab dem 1. August 2019 sind Lehrkräfte im Sinne von Absatz 2 für die 
Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit in der bisherigen Entgelt-
gruppe eingruppiert. 2Ergibt sich aufgrund der Anwendung der Ziffern 2, 
3 oder 4 eine höhere Entgeltgruppe, sind die Lehrkräfte auf Antrag in die 
Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 TV-L in der Fassung des § 3 
TV EntgO-L ergibt; für den Antrag gilt § 29a Absatz 7 TVÜ-Länder in der Fas-
sung von § 11 TV EntgO-L entsprechend. 3Satz 2 gilt für Lehrkräfte im Sinne 
von § 29a Absatz 2 Satz 1 TVÜ-Länder in der Fassung von § 11 TV EntgO-L 
entsprechend.

	
		�  (3) 1Lehrkräfte an einer Staatlichen Europa-Schule oder einer Staatlichen 

Internationalen Schule, die nicht ausschließlich muttersprachlichen Unter-
richt erteilen,

		  a)	� mit abgeschlossener Ausbildung an einer ausländischen wissenschaft-
lichen Hochschule und mit voller ausländischer Lehrbefähigung

		�  gelten als Lehrkräfte im Sinne der Ziffer 2, soweit sie nicht von Ziffer 1 
erfasst sind, und 

		  b)	� mit sonstiger ausländischer Lehrerausbildung (z. B. in Lehrerbildungs-
instituten) und mit voller ausländischer Lehrbefähigung

		�  gelten als Lehrkräfte im Sinne der Ziffer 3. 2Ab dem 1. August 2019 sind 
Lehrkräfte der Wangari-Maathai-Schule im Sinne von Absatz 2 für die  
Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit in der bisherigen Entgelt-
gruppe eingruppiert. 3Ergibt sich aufgrund der Anwendung der Ziffern 2 
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		  oder 3 eine höhere Entgeltgruppe, sind diese Lehrkräfte auf Antrag in die 
		�  Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 TV-L in der Fassung des § 3 

TV EntgO-L ergibt; für den Antrag gilt § 29a Absatz 7 TVÜ-Länder in der Fas-
sung von § 11 TV EntgO-L entsprechend. 4Satz 3 gilt für Lehrkräfte im Sinne 
von § 29a Absatz 2 Satz 1 TVÜ-Länder in der Fassung von § 11 TV EntgO-L 
entsprechend.

3.	� Lehrkräfte,  
bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen  
für die Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind,  
in der Tätigkeit von Fachlehrern

Vorbemerkungen
1.	 1Dieser Abschnitt gilt für Lehrkräfte,
	� bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die Übernahme  

in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind,

	 in der Tätigkeit von 
	 –	 Fachlehrern, 
	 –	 Fachoberlehrern, 
	 –	 Fachschullehrern, 
	 –	 Fachschuloberlehrern, 
	 –	 Förderlehrern, 
	 –	 Lehrern für Fachpraxis, 
	 –	 Lehrkräften für gestaltendes Werken und Technik, 
	 –	 Lehrkräften für Hauswirtschaft, 
	 –	 technischen Lehrern, 
	 –	 Lehrern für technische Fächer,
	 –	 Lehrkräften für musisch-technische Fächer,
	 –	 Lehrkräften für textiles Gestalten, 
	 –	 Lehrkräften für Werken, 
	 –	 Werkstattlehrern oder 
	 –	 Werkmeistern sowie
	 –	 vergleichbaren Lehrkräften
	� im Sinne des beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrechts bzw. – soweit entspre-

chende Ämter nicht ausgebracht sind – im Sinne der beim Arbeitgeber geltenden 
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Regelungen. 2Dieser Abschnitt gilt darüber hinaus für die in den Unterabschnitten 4 
und 5 ausdrücklich aufgeführten Beschäftigten.

2.	� Soweit in diesem Abschnitt der Begriff „Fachlehrer“ verwendet wird, sind auch die 
weiteren in Nr. 1 aufgeführten Lehrkräfte erfasst.

3.1	�Lehrkräfte  
in der Tätigkeit von beamteten Fachlehrern  
mit abgeschlossener Hochschulbildung

Vorbemerkung
Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte 

in der Tätigkeit von beamteten Fachlehrern mit abgeschlossener Hochschulbildung.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

1.	� 1Die Lehrkraft mit abgeschlossener Hochschulbildung, die aufgrund ihres Studiums die 
fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in mindestens einem Schulfach hat, 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft wäre, 
wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für die Ermittlung 
dieser Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zugrunde zu legen, in das die 
Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn sie über ihre abgeschlossene Hoch-
schulbildung hinaus alle weiteren laufbahnrechtlich vorgeschriebenen Vorausset-
zungen erfüllen würde. 

	 3Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 10 9b**)

A 11 10**).

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 3)
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2.	� 1Die Lehrkraft mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger  
Berufsausbildung, 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft wäre, 
wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für die Ermitt-
lung dieser Besoldungsgruppe ist das der auszuübenden Tätigkeit entsprechende 
Beamtenverhältnis zugrunde zu legen, in das eine Lehrkraft übernommen werden 
könnte, wenn sie über eine abgeschlossene Hochschulbildung hinaus alle weiteren 
laufb ahnrechtlich vorgeschriebenen Voraussetzungen erfüllen würde. 

	 3Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 10 9a**)

A 11 9**).

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2)

3.	� 1Die Lehrkraft, die nicht mindestens die Voraussetzungen von Ziffer 2 Satz 1 erfüllt, 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 2 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft wäre, 
wenn sie nach Maßgabe von Ziffer 2 Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 

	 2Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 10 8**)

A 11 9a**).

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 2)
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Protokollerklärungen:

Nr. 1	� Eine Tätigkeit von beamteten Fachlehrern mit abgeschlossener Hochschul-
bildung liegt vor,  
wenn es sich um eine Tätigkeit handelt, die beamtete Fachlehrer einer 
Laufbahn bzw. Qualifikationsebene auszuüben haben, für deren Zugang 
nach dem beim Arbeitgeber geltenden Laufbahnrecht zumindest auch eine 
abgeschlossene Hochschulbildung erforderlich ist.

Nr. 2	� (1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hoch-
schule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit 
dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwer-
tiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 

		�  (2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditie-
rungsrats akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkredi-
tierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien.

		�  (3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschluss-
prüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens 
das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) oder eine 
andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvor-
aussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von 
sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – 
vorgeschrieben ist. 

Nr. 3 	� Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene 
Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerken-
nungsstelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt 
wurde.
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3.2	�Lehrkräfte  
in der Tätigkeit von beamteten Fachlehrern  
mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger 
Berufsausbildung und abgeschlossener Aufstiegsfortbildung

Vorbemerkung
Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte 
in der Tätigkeit von beamteten Fachlehrern mit abgeschlossener fachspezifischer, min-
destens dreijähriger Berufsausbildung und abgeschlossener Aufstiegsfortbildung.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

1.	� 1Die Lehrkraft mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger Berufs-
ausbildung und abgeschlossener Aufstiegsfortbildung 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft wäre, 
wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für die Ermittlung 
dieser Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zugrunde zu legen, in das die 
Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn sie über ihre abgeschlossene Ausbil-
dung und Aufstiegsfortbildung hinaus alle weiteren laufbahnrechtlich vorgeschrie-
benen Voraussetzungen erfüllen würde. 

	 3Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 9 9a**)

A 10 9b**)

A 11 10**).

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1

2.	� 1Die Lehrkraft mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger Berufs-
ausbildung 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft wäre, 
wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für die Ermittlung 
dieser Besoldungsgruppe ist das der auszuübenden Tätigkeit entsprechende Beam-
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tenverhältnis zugrunde zu legen, in das eine Lehrkraft übernommen werden könnte, 
wenn sie über eine abgeschlossene Ausbildung und Aufstiegsfortbildung hinaus alle 
weiteren laufbahnrechtlich vorgeschriebenen Voraussetzungen erfüllen würde. 

	 3Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 9 8**)

A 10 9a**)

A 11 9b**).

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1

3.	� 1Die Lehrkraft, die nicht mindestens die Voraussetzungen von Ziffer 2 Satz 1 erfüllt, 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 2 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft wäre, 
wenn sie nach Maßgabe von Ziffer 2 Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 

	 2Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 9 7**)

A 10 8**)

A 11 9a**).

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1
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Protokollerklärungen:

Nr. 1	� Eine Tätigkeit von beamteten Fachlehrern mit abgeschlossener fachspe-
zifischer, mindestens dreijähriger Berufsausbildung und abgeschlossener 
Aufstiegsfortbildung liegt vor, 
wenn es sich um eine Tätigkeit handelt, die beamtete Fachlehrer einer 
Laufbahn bzw. Qualifikationsebene auszuüben haben, für deren Zugang 
nach dem beim Arbeitgeber geltenden Laufbahnrecht zumindest auch eine 
abgeschlossene fachspezifische, mindestens dreijährige Berufsausbildung 
und eine abgeschlossene Aufstiegsfortbildung erforderlich sind.

Nr. 2	� Eine abgeschlossene Aufstiegsfortbildung liegt vor, wenn die Lehrkraft eine 
Meisterprüfung oder eine andere nach dem Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 6. März 2009 vergleichbare berufliche Aufstiegsfortbildung 
abgeschlossen hat. 

3.3	�Lehrkräfte  
in der Tätigkeit von sonstigen beamteten Fachlehrern 

Vorbemerkung
Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte in der Tätigkeit von beamteten Fachlehrern,  
die nicht unter die Unterabschnitte 1 oder 2 fallen.
1Die Lehrkraft ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 3 der beim Arbeit
geber geltenden Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie im Eingangsamt eingestuft 
wäre, wenn sie nach Maßgabe von Satz 2 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für die Ermitt-
lung dieser Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zugrunde zu legen, in das die 
Lehrkraft übernommen werden könnte, wenn sie alle laufbahnrechtlich vorgeschriebe-
nen Voraussetzungen erfüllen würde. 

3Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 9 8**)

A 10 9a**).

**) Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1
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3.4	�Lehrkräfte  
in der Tätigkeit von Fachlehrern an allgemeinbildenden Schulen,  
für die in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht  
kein Amt ausgebracht ist

Vorbemerkungen
1.	� Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrern an allge-

meinbildenden Schulen, soweit für die Tätigkeit der Lehrkraft in dem beim Arbeit
geber geltenden Besoldungsrecht 

	 a)	 das Amt eines Fachlehrers nicht ausgebracht ist oder 
	 b)	� das Amt eines Fachlehrers zwar ausgebracht ist, jedoch eine tatsächliche Mög-

lichkeit der Übernahme in das Beamtenverhältnis im Zeitpunkt der Eingruppie-
rung aufgrund einer zwischenzeitlichen Schließung der Laufbahn nicht besteht.

2.	� 1Die Lehrkraft, die ihre Tätigkeit an verschiedenen Schulformen nicht nur vorüber
gehend auszuüben hat, ist nach der Tätigkeit eingruppiert, die zeitlich mindestens 
zur Hälfte anfällt. 2Für die Feststellung, welche Tätigkeit mindestens zur Hälfte 
anfällt, ist von der für die jeweilige Schulform geltenden Pflichtstundenzahl auszu
gehen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit 

	 a)	 in mehreren Schulzweigen oder 
	 b)	 in mehreren Schul- bzw. Klassenstufen 
	 auszuüben hat.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)

Entgeltgruppe 9b
1. 	 Fachlehrer 
	 mit Lehrbefähigung oder mit Unterrichtserlaubnis für mindestens zwei Fächer.

2.	� Erzieher, Ergotherapeuten, Physiotherapeuten mit entsprechender staatlicher 
Prüfung oder staatlicher Anerkennung und anerkannter mindestens einjähriger 
sonderpädagogischer Zusatzausbildung

	 als Fachlehrer an Förderschulen/Sonderschulen.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 2)

3. 	 Lehrkräfte für Textverarbeitung und Kurzschrift
	 mit staatlicher Prüfung für Lehrer der Kurzschrift und des Maschineschreibens.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)
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Entgeltgruppe 9a
1. 	� Lehrkräfte für Werken sowie Lehrkräfte für Gestaltendes Werken und Technik 

mit Lehrbefähigung für Werkarbeit an Grund-, Haupt- und höheren Schulen, 
wenn die Ausbildung den Abschluss einer Realschule und ein mindestens vier
semestriges Studium an einem staatlichen oder einem staatlich anerkannten 
Ausbildungsinstitut voraussetzt.

2.	� Lehrkräfte für Textverarbeitung und Informationstechnologie sowie Lehrkräfte  
für Textverarbeitung und Kurzschrift.

3. 	� Erzieher, Ergotherapeuten, Physiotherapeuten mit entsprechender staatlicher 
Prüfung oder staatlicher Anerkennung

	 als Fachlehrer an Förderschulen/Sonderschulen.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 2)

Entgeltgruppe 8
Fachlehrer 
mit Lehrbefähigung oder mit Unterrichtserlaubnis für ein Fach.

Entgeltgruppe 7
Fachlehrer.

Protokollerklärungen:

Nr. 1	� Soweit im jeweiligen Landesrecht anstelle des Begriffs „Schulform“ der 
Begriff „Schulart“ verwendet wird, ist dem Begriff „Schulform“ der Begriff 
„Schulart“ gleichgestellt.

Nr. 2	 Das Tätigkeitsmerkmal gilt nur im Land Baden-Württemberg.
Nr. 3 	Das Tätigkeitsmerkmal gilt nur im Land Berlin.
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3.5	�Lehrkräfte  
in der Tätigkeit von Fachlehrern an berufsbildenden Schulen,  
für die in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht  
kein Amt ausgebracht ist

Vorbemerkungen
1.	� (1) Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrern an 

berufsbildenden Schulen, soweit für die Tätigkeit der Lehrkraft in dem beim Arbeit-
geber geltenden Besoldungsrecht 

	 a)	 das Amt eines Fachlehrers nicht ausgebracht ist oder
	 b)	� das Amt eines Fachlehrers zwar ausgebracht ist, jedoch eine tatsächliche Mög-

lichkeit der Übernahme in das Beamtenverhältnis im Zeitpunkt der Eingruppie-
rung aufgrund einer zwischenzeitlichen Schließung der Laufbahn nicht besteht.

	 (2) Für Lehrkräfte im Sinne von Absatz 1 gelten 
	 a)	 auch das Tätigkeitsmerkmal in Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 2 und
	 b)	� im Land Berlin auch das Tätigkeitsmerkmal in Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 3 des 

Unterabschnitts 4. 

Entgeltgruppe 10
	� Lehrkräfte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung,
	� die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in 

mindestens einem Schulfach haben, 

	 in der Tätigkeit von Fachlehrern.
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 3 und 5)

Entgeltgruppe 9b
	 Lehrkräfte mit abgeschlossener Hochschulbildung
	� die aufgrund ihres Studiums die fachlichen Voraussetzungen zum Unterrichten in 

mindestens einem Schulfach haben,

	 in der Tätigkeit von Fachlehrern.
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2, 4 und 5)

Entgeltgruppe 9a
	� Lehrkräfte mit abgeschlossener fachspezifischer Ausbildung und Aufstiegsfortbil-

dung in der Tätigkeit von Fachlehrern.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 6)
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Entgeltgruppe 8
Lehrkräfte mit abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijähriger Ausbildung in 
der Tätigkeit von Fachlehrern.

Entgeltgruppe 7
Lehrkräfte in der Tätigkeit von Fachlehrern.

Protokollerklärungen:

Nr. 1	� (1) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, 
wenn das Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplom-
prüfung oder mit einer Masterprüfung oder mit einer Magisterprüfung 
beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine Promotion nur in den 
Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung oder einer 
Diplomprüfung oder einer Masterprüfung oder einer Magisterprüfung 
nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine 
abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt auch vor, wenn 
der Mastergrad an einer Fachhochschule erlangt wurde und den Zugang 
zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikati-
onsebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der Masterstudiengang das Ak-
kreditierungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange dies nach dem 
jeweils geltenden Landesbeamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des 
höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene gefordert 
ist.

		
		�  (2) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, 

dass die Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seiner-
seits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschul-
reife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere 
landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung 
erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von mehr als 
sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – 
vorgeschrieben ist. 2Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung 
auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss vorge-
schrieben sind.
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Nr. 2	� (1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hoch-
schule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit 

		�  dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwer-
tiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 

		�  (2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditie-
rungsrats akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkredi-
tierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien.

		�  (3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschluss-
prüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens 
das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) oder eine 
andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvor-
aussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von 
sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – 
vorgeschrieben ist. 

Nr. 3	� Das Tätigkeitsmerkmal erstreckt sich im Land Berlin und im Freistaat Thü-
ringen auch auf Lehrkräfte mit einer nach dem Recht der ehemaligen DDR 
abgeschlossenen Hochschulausbildung als Diplom-Pädagoge von mindes-
tens zwei Studienjahren 

		�  mit einer Lehrbefähigung bezogen auf das Unterrichtsprofil der berufsbil-
denden Schule, an der sie als Lehrkraft tätig sind, 

		�  die überwiegend mindestens in einem Fach Unterricht erteilen, das dem 
Berufsfeld des Studienfaches entspricht 	

		�  (entsprechend dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. Oktober 
1994).

Nr. 4	� Das Tätigkeitsmerkmal erstreckt sich im Land Berlin und im Land Sachsen-
Anhalt auch auf Lehrkräfte mit einem nach dem Recht der ehemaligen DDR 
erworbenen Abschluss als

		  a)	 Ingenieur-Pädagoge,
		  b)	 Ökonompädagoge,
		  c)	 Agraringenieurpädagoge,
		  d) 	 Musikpädagoge oder
		  e) 	 Medizinpädagoge,
		  wenn diese berufstheoretischen Unterricht erteilen.
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Nr. 5	 Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als
		  a)	 abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung, 
		  b)	 abgeschlossene Hochschulbildung,
		�  wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungsstelle als dem deut-

schen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde.
Nr. 6	� Eine abgeschlossene Aufstiegsfortbildung liegt vor, wenn die Lehrkraft eine 

Meisterprüfung oder eine andere nach dem Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 6. März 2009 vergleichbare berufliche Aufstiegsfortbildung 
abgeschlossen hat. 

4.	� Lehrkräfte, 
	� die herkunftssprachlichen Ergänzungsunterricht erteilen;  

pädagogische Unterrichtshilfen, die nach landesrechtlichen  
Vorschriften Lehrkräfte sind oder nach landesrechtlichen Vor-
schriften Lehrkräften gleichgestellt sind; Lehrkräfte in Schul
kindergärten oder in Vorschulklassen für schulpflichtige Kinder

4.1	�Lehrkräfte,  
die herkunftssprachlichen Ergänzungsunterricht erteilen

Vorbemerkung
Dieser Unterabschnitt gilt für Lehrkräfte, die herkunftssprachlichen Ergänzungsunter-
richt nach landesrechtlichen Vorschriften erteilen.

Entgeltgruppe 10
	 Lehrkräfte 
	 a)	� mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hochschule 

oder 
	 b)	� mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung.
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 5)

Entgeltgruppe 9b
	 Lehrkräfte mit abgeschlossener Hochschulbildung.
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4 und 5)
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Entgeltgruppe 8 
	� Lehrkräfte mit anderweitiger abgeschlossener fachspezifischer, mindestens dreijäh-

riger Berufsausbildung.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 6)

Entgeltgruppe 7
	� Lehrkräfte, die nicht mindestens die Voraussetzungen der Entgeltgruppe 8 erfüllen.

Protokollerklärungen:

Nr. 1	� Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschu-
len sowie andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche 
Hochschulen anerkannt sind.

Nr. 2	� Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hoch-
schule liegt vor, wenn das Studium lehramtsbezogen ist und mit einer ers-
ten Staatsprüfung, mit einer Diplomprüfung oder mit einer Masterprüfung 
beendet worden ist.

Nr. 3	� (1) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, 
wenn das Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplom-
prüfung oder mit einer Masterprüfung oder mit einer Magisterprüfung 
beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine Promotion nur in den 
Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung oder einer 
Diplomprüfung oder einer Masterprüfung oder einer Magisterprüfung 
nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine 
abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt auch vor, wenn 
der Mastergrad an einer Fachhochschule erlangt wurde und den Zugang 
zur Laufbahn des höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikati-
onsebene eröffnet; dies setzt voraus, dass der Masterstudiengang das Ak-
kreditierungsverfahren erfolgreich durchlaufen hat, solange dies nach dem 
jeweils geltenden Landesbeamtenrecht für den Zugang zur Laufbahn des 
höheren Dienstes bzw. zur entsprechenden Qualifikationsebene gefordert 
ist.

		�  (2) 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung setzt voraus, 
dass die Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seiner-
seits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschul
reife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere
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		  landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung  
		�  erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von mehr als 

sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – 
vorgeschrieben ist. 2Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung 
auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss vorge-
schrieben sind.

Nr. 4	� (1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hoch-
schule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit 
dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwer-
tiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 

		
		�  (2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditie-

rungsrats akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkredi-
tierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien.

		�  (3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschluss-
prüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens 
das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlä-
gige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und 
für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von sechs Semestern – ohne 
etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – vorgeschrieben ist. 

Nr. 5	� 1Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als 
		  a)	 abgeschlossenes Lehramtsstudium, 
		  b)	 abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung, 
		  c)	 abgeschlossene Hochschulbildung,
		�  wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungsstelle als dem 

deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde. 2Eine Gleich-
stellung nach Satz 1 ist nicht erforderlich, wenn stattdessen eine volle 
ausländische Lehrbefähigung nachgewiesen wird.

Nr. 6	� Eine Lehrkraft, die eine mindestens dreijährige pädagogische Ausbildung 
abgeschlossen hat,

		�  gilt als Lehrkraft mit anderweitiger abgeschlossener fachspezifischer,  
mindestens dreijähriger Berufsausbildung.
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4.2	�Pädagogische und heilpädagogische Unterrichtshilfen  
und sonderpädagogische Fachkräfte

Vorbemerkung
Dieser Unterabschnitt gilt für pädagogische und heilpädagogische Unterrichtshilfen und 
sonderpädagogische Fachkräfte, 
die nach landesrechtlichen Vorschriften Lehrkräfte sind oder nach landesrechtlichen 
Vorschriften Lehrkräften gleichgestellt sind.

Niederschriftserklärung zu Abschnitt 4.2 

1Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht Einvernehmen, dass von der Ent-
geltordnung für Lehrkräfte nur Beschäftigte erfasst werden, bei denen entspre-
chend der Protokollerklärung zu § 44 Nr. 1 TV-L die Vermittlung von Kenntnissen 
und Fertigkeiten im Rahmen eines Schulbetriebes der Tätigkeit das Gepräge gibt. 
2Gibt diese Aufgabenstellung nicht der Tätigkeit das Gepräge, erfolgt die Eingrup-
pierung nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils II Abschnitt 20 der Entgeltord-
nung (Anlage A zum TV-L).“

Entgeltgruppe 10
	� Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit entsprechender staatlicher Anerkennung 

als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen oder sonderpädagogische 
Fachkräfte.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

Entgeltgruppe 9b
1.	� Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung 

als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)

2.	� Erzieher, Freundschaftspionierleiter, Heilerziehungspfleger, Hortner, Kindergärtner, 
Ergotherapeuten, Logopäden oder Physiotherapeuten mit entsprechender staatli-
cher Anerkennung und anerkannter mindestens einjähriger sonder- oder heilpäda-
gogischer Zusatzausbildung 
als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen oder sonderpädagogische 
Fachkräfte.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 4)
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3.	� Werkmeister mit Meisterprüfung 
als heilpädagogische Unterrichtshilfen.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)

Entgeltgruppe 9a
1.	� Erzieher, Freundschaftspionierleiter, Heilerziehungspfleger, Hortner, Kindergärtner, 

Ergotherapeuten, Logopäden oder Physiotherapeuten mit entsprechender staatli-
cher Anerkennung 

	� als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen oder sonderpädagogische 
Fachkräfte.

2.	� Beschäftigte mit anerkannter mindestens einjähriger sonderpädagogischer Zusatz-
ausbildung

	� als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 5)

3.	� Beschäftigte
	� mit abgeschlossener Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 

ohne Meisterprüfung

	 in der Tätigkeit eines Werkmeisters
	 als heilpädagogische Unterrichtshilfen.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)

Entgeltgruppe 8
	 Beschäftigte 
	� als pädagogische oder heilpädagogische Unterrichtshilfen oder sonderpädagogische 

Fachkräfte.
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Protokollerklärungen:

Nr. 1	� Hierunter fallen auch Diplomerzieher und Diplomvorschulerzieher im Sinne 
der Nr. 2 des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom  
7. Oktober 1994 zur Feststellung der Gleichwertigkeit von Bildungsab-
schlüssen im Sinne des Artikels 37 Absatz 1 des Einigungsvertrages – Hoch-
schulbereich –.

Nr. 2	� Soweit sich das Tätigkeitsmerkmal auf sonderpädagogische Fachkräfte 
erstreckt, gilt dies nur im Land Schleswig-Holstein.

Nr. 3	� Das Tätigkeitsmerkmal gilt nur im Freistaat Bayern.
Nr. 4	� Soweit sich das Tätigkeitsmerkmal auf sonderpädagogische Fachkräfte 

erstreckt, gilt dies nur im Freistaat Bayern und im Land Schleswig-Holstein.
Nr. 5	� Das Tätigkeitsmerkmal gilt nur im Freistaat Bayern und im Land Berlin. 

4.3 Lehrkräfte in Schulkindergärten oder in Vorschulklassen für schulpflich-
tige Kinder

4.3	�Lehrkräfte  
in Schulkindergärten oder in Vorschulklassen  
für schulpflichtige Kinder

Niederschriftserklärung zu Abschnitt 4.3

1Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht Einvernehmen, dass von der Ent-
geltordnung für Lehrkräfte nur Beschäftigte erfasst werden, bei denen entspre-
chend der Protokollerklärung zu § 44 Nr. 1 TV-L die Vermittlung von Kenntnissen 
und Fertigkeiten im Rahmen eines Schulbetriebes der Tätigkeit das Gepräge gibt. 
2Gibt diese Aufgabenstellung nicht der Tätigkeit das Gepräge, erfolgt die Eingrup-
pierung nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils II Abschnitt 20 der Entgeltord-
nung (Anlage A zum TV-L).“

Entgeltgruppe 10 
Leiter eines Schulkindergartens oder einer Vorschulklasse 
einer Sonderschule oder einer vergleichbaren Schulform
	 a)	� mit einem Abschluss als Sozialarbeiter/Sozialpädagoge mit staatlicher Anerken-

nung oder 
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	 b)	� mit einem Abschluss als Kindheitspädagoge mit staatlicher Anerkennung oder
	 c)	� mit anderweitiger abgeschlossener einschlägiger Hochschulbildung mit staatli-

cher Anerkennung.
	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2, 3 und 4)

Entgeltgruppe 9b
1.	� Leiter eines Schulkindergartens oder einer Vorschulklasse
	 a)	� mit einem Abschluss als Sozialarbeiter/Sozialpädagoge mit staatlicher Anerken-

nung oder
	 b)	� mit einem Abschluss als Kindheitspädagoge mit staatlicher Anerkennung oder 
	 c)	� mit anderweitiger abgeschlossener einschlägiger Hochschulbildung mit staatli-

cher Anerkennung.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nrn. 1, 2, 3 und 4)

2.	� Leiter eines Schulkindergartens oder einer Vorschulklasse 
mit einem Abschluss als Erzieher, Freundschaftspionierleiter, Heilerziehungspfleger, 
Hortner, Kindergärtner, Ergotherapeut, Logopäde oder Physiotherapeut mit ent-
sprechender staatlicher Anerkennung und 
mindestens einjähriger sonderpädagogischer Zusatzausbildung.

	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 2)

Entgeltgruppe 9a
	� Erzieher, Freundschaftspionierleiter, Heilerziehungspfleger, Hortner, Kindergärtner, 

Ergotherapeuten, Logopäden oder Physiotherapeuten mit entsprechender staatli-
cher Anerkennung

	� in einem Schulkindergarten oder in einer Vorschulklasse.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 2)
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Protokollerklärungen:

Nr. 1	� Hierunter fallen auch Diplomerzieher und Diplomvorschulerzieher im Sinne 
der Nr. 2 des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom 7. Oktober 1994 
zur Feststellung der Gleichwertigkeit von Bildungsabschlüssen im Sinne des 
Artikels 37 Absatz 1 des Einigungsvertrages – Hochschulbereich –.

Nr. 2 	� In Nordrhein-Westfalen gelten auch
		  a)	� sozialpädagogische Mitarbeiter in der Schuleingangsphase an För-

derschulen und sozialpädagogische Mitarbeiter mit einer Tätigkeit in 
inklusiven Lerngruppen in der Schuleingangsphase an Grundschulen 
als Lehrkräfte im Sinne der Entgeltgruppe 10,

		  b)	� sozialpädagogische Mitarbeiter in der Schuleingangsphase an Grund-
schulen als Lehrkräfte im Sinne der Entgeltgruppe 9b Fallgruppe 1 und

		  c)	� sozialpädagogische Mitarbeiter in der Schuleingangsphase an Grund-
schulen oder an Förderschulen als Lehrkräfte im Sinne der Entgeltgrup-
pe 9b Fallgruppen 2 und Entgeltgruppe 9a.

Nr. 3	� (1) Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hoch-
schule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) ein Diplomgrad mit 
dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwer-
tiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde.

		�  (2) 1Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditie-
rungsrats akkreditiert sein. 2Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkredi-
tierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien.

		�  (3) Eine abgeschlossene Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschluss-
prüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens 
das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife) oder eine 
andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvor-
aussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von 
sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – 
vorgeschrieben ist. 

		�  (4) Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlosse-
ne Hochschulbildung, wenn er von der staatlichen Anerkennungsstelle als 
dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde.

Nr. 4	� Eine abgeschlossene einschlägige Hochschulbildung liegt z. B. vor bei 
einem Abschluss des Bachelor-Studiengangs „Frühkindliche und Elemen-
tarbildung“ an der Pädagogischen Hochschule Heidelberg.
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5.	� Regelungen für Lehrkräfte  
mit einer Ausbildung als Lehrer, als Freundschaftspionierleiter 
oder als Erzieher jeweils nach dem Recht der ehemaligen DDR,  
bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen  
für die Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind

Vorbemerkungen
1.	 Dieser Abschnitt gilt für Lehrkräfte mit einer Ausbildung 
	 a)	 als Lehrer nach dem Recht der ehemaligen DDR bzw.
	 b)	 als Freundschaftspionierleiter bzw. 
	 c)	 als Erzieher nach dem Recht der ehemaligen DDR,
	� bei denen die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen für die Übernahme in 

das Beamtenverhältnis nicht erfüllt sind,

	� in der Tätigkeit von Lehrkräften mit abgeschlossenem Lehramtsstudium an einer 
wissenschaftlichen Hochschule und mit abgeschlossenem Referendariat oder Vorbe-
reitungsdienst.

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

2.	� 1Die Lehrkraft, die ihre Tätigkeit an verschiedenen Schulformen nicht nur vorüberge-
hend auszuüben hat, ist nach der Tätigkeit eingruppiert, die zeitlich mindestens zur 
Hälfte anfällt. 2Für die Feststellung, welche Tätigkeit mindestens zur Hälfte anfällt, ist 
von der für die jeweilige Schulform geltenden Pflichtstundenzahl auszugehen. 3Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit 

	 a)	 in mehreren Schulzweigen oder 
	 b)	 in mehreren Schul- bzw. Klassenstufen 
	 auszuüben hat.
	 (Hierzu Protokollerklärung Nr. 3)

1.	� (1) 1Die Lehrkraft mit abgeschlossener Lehrerausbildung nach dem Recht der ehema-
ligen DDR 
ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, die nach Satz 4 der beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsgruppe entspricht, in welche sie eingestuft wäre, wenn sie nach 
Maßgabe von Satz 2 und 3 im Beamtenverhältnis stünde. 2Für die Ermittlung dieser 
Besoldungsgruppe ist das Beamtenverhältnis zugrunde zu legen, in das die Lehrkraft 
übernommen werden könnte, wenn sie eine Bewährungsfeststellung nach der beim 
Arbeitgeber auf der Grundlage der Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III 
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Nr. 2 Buchst. b und c des Einigungsvertrages getroffenen Regelung hätte. 3Sind 
in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz Beförderungsämter für 
Lehrkräfte mit Bewährungsfeststellung in einer höheren Besoldungsgruppe als dem 
Eingangsamt ausgebracht, erfolgt eine Höhergruppierung in die nach Satz 4 entspre-
chende Entgeltgruppe unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförderung bei 
einer vergleichbaren beamteten Lehrkraft. 4Es entspricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 11 10**)

A 12, 12a 11**)

A 13 13

A 14 14

A 15 15.
**)	 Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage gemäß Anhang 1

	� (2) 11Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrer Lehrerausbildung 
nach dem Recht der ehemaligen DDR entsprechenden Schulform auszuüben und 
wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrer Lehrerausbildung nach Absatz 1 Satz 
4 einer höheren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft mit einer dieser ande-
ren Schulform entsprechenden Lehrerausbildung, ist für die Zuordnung nach Absatz 
1 Satz 4 die Lehrerausbildung zugrunde zu legen, die dieser anderen Schulform 
entspricht. 2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Lauf-
bahn, die der Schulform entspricht, an der die Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben 
hat, Beförderungsämter für Lehrkräfte mit Bewährungsfeststellung in einer höheren 
Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht, erfolgt eine Höhergruppie-
rung in die nach Absatz 1 Satz 4 entsprechende Entgeltgruppe unter denselben Vo-
raussetzungen wie eine Beförderung bei einer vergleichbaren beamteten Lehrkraft 
an dieser Schulform. 

	 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit 
		  a)	� in einem anderen als ihrer Lehrerausbildung entsprechenden Schulzweig 

oder 
		  b)	� in einer anderen als ihrer Lehrerausbildung entsprechenden Schul- bzw. 

Klassenstufe 
		  auszuüben hat. 
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	� 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Lehrkräfte mit einer Lehrerausbildung für Förder-
schulen/Sonderschulen, die sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen.

	
	� (3) 1Hat die Lehrkraft ihre Tätigkeit an einer anderen als ihrer Lehrerausbildung nach 

dem Recht der ehemaligen DDR entsprechenden Schulform auszuüben und 
	� wäre sie bei einem Einsatz entsprechend ihrer Lehrerausbildung nach Absatz 1 

Satz 4 einer niedrigeren Entgeltgruppe zuzuordnen als eine Lehrkraft mit einer die-
ser anderen Schulform entsprechenden Lehrerausbildung, 

	� sind für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 die von ihr abgeschlossene Lehrerausbil-
dung und eine entsprechende Tätigkeit zugrunde zu legen. 

	� 2Sind in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz für die Laufbahn, die 
der Lehrerausbildung der Lehrkraft entspricht, Beförderungsämter in einer höheren 
Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht,

	� erfolgt eine Höhergruppierung unter denselben Voraussetzungen wie eine Beförde-
rung bei einer in vergleichbarer Tätigkeit beamteten Lehrkraft an der Schulform, an 
der die Lehrkraft ihre Tätigkeit auszuüben hat; 

	� für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 ist das Beförderungsamt für die Laufbahn 
zugrunde zu legen, die der Lehramtsbefähigung der Lehrkraft entspricht.

	� 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Lehrkraft ihre Tätigkeit 
	 a)	 in einem anderen als ihrer Lehrerausbildung entsprechenden Schulzweig oder 
	 b)	� in einer anderen als ihrer Lehrerausbildung entsprechenden Schul- bzw. Klassen-

stufe 
	 auszuüben hat. 

	� (4) 1Die Lehrkraft im Sinne von Absatz 1 Satz 1 erhält eine Entgeltgruppenzulage, 
wenn sie – stünde sie im Beamtenverhältnis – nach dem beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsrecht in ihrer Besoldungsgruppe Anspruch auf eine Zulage hätte. 
2Satz 1 gilt nicht für

	 a)	� Zulagen, die unabhängig davon zustehen können, ob die Beamtin oder der 
Beamte als Lehrkraft tätig ist, sowie

	 b)	� die allgemeine Stellenzulage nach Nr. 27 der Vorbemerkungen zu den Bundes-
besoldungsordnungen A und B (Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes) in der 
am 30. Juni 2009 geltenden Fassung oder einer vergleichbaren landesrechtlichen 
Regelung.
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	� 3Soweit die besoldungsrechtliche Zulage als Beförderungsamt gewährt wird, gilt 
für die Gewährung der Entgeltgruppenzulage Absatz 1 Satz 3 entsprechend. 4Die 
Höhe der Entgeltgruppenzulage entspricht der Höhe der Zulage nach dem beim 
Arbeitgeber geltenden Besoldungsrecht. 5Die Entgeltgruppenzulage ist nicht zusatz-
versorgungspflichtig, soweit die entsprechende besoldungsrechtliche Zulage nicht 
ruhegehaltfähig ist.

	
	� (5) 1In den Fällen von Absatz 2 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, dass 

von der Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit der dieser 
Schulform, diesem Schulzweig bzw. dieser Schul- bzw. Klassenstufe entsprechenden 
Lehrerausbildung und entsprechender Tätigkeit eingestuft wäre. 2Satz 1 gilt nicht 
für Lehrkräfte mit einer Lehrerausbildung für Förderschulen/Sonderschulen, die 
sonderpädagogische Fördermaßnahmen durchführen.

	
	� (6) In den Fällen von Absatz 3 Satz 1 und 3 gilt Absatz 4 mit der Maßgabe, dass von 

der Besoldungsgruppe auszugehen ist, in welche die Lehrkraft mit der von ihr abge-
schlossenen Lehrerausbildung und entsprechender Tätigkeit eingestuft wäre. 

	 (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 3, 4, 5, 6, 7,8 und 9)

2.	� (1) Soweit Freundschaftspionierleiter bzw. Erzieher in dem beim Arbeitgeber gelten-
den Besoldungsrecht bestimmten Lehrkräften mit einer Ausbildung als Lehrer nach 
dem Recht der ehemaligen DDR gleichgestellt sind, gelten entsprechende Lehrkräfte 
als Lehrkräfte im Sinne der Ziffer 1.

	 (2) Freundschaftspionierleiter und Erzieher, die nicht unter Absatz 1 fallen, sind
		  a)	 mit mindestens einer Lehrbefähigung in Entgeltgruppe 10 und
		  b)	 ohne Lehrbefähigung in Entgeltgruppe 9b 
	 eingruppiert.
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Protokollerklärungen:

Nr. 1	� Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschu-
len sowie andere Hochschulen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche 
Hochschulen anerkannt sind.

Nr. 2	� Ein abgeschlossenes Lehramtsstudium an einer wissenschaftlichen Hoch-
schule liegt vor, wenn das Studium lehramtsbezogen ist und mit einer ers-
ten Staatsprüfung, mit einer Diplomprüfung oder mit einer Masterprüfung 
beendet worden ist.

Nr. 3	� Soweit im jeweiligen Landesrecht anstelle des Begriffs „Schulform“ der 
Begriff „Schulart“ verwendet wird, ist dem Begriff „Schulform“ der Begriff 
„Schulart“ gleichgestellt.

Nr. 4	� 1Als Beamtenverhältnis, in das die Lehrkraft übernommen werden könnte, 
gilt das Beamtenverhältnis, für das in dem Besoldungsgesetz, das beim 
Arbeitgeber im Zeitpunkt der Eingruppierung gilt, ein Eingangsamt ausge-
bracht ist, dessen Voraussetzungen die Lehrkraft erfüllen würde, wenn sie 
die Bewährungsfeststellung hätte. 2Eine fehlende tatsächliche Möglichkeit 
der Übernahme in das Beamtenverhältnis im Zeitpunkt der Eingruppie-
rung z. B. aufgrund einer zwischenzeitlichen Schließung der Laufbahn ist 
unschädlich.

Nr. 5	� 1Eine Lehrerausbildung entspricht der auszuübenden Tätigkeit, wenn sie 
dem Lehramt für die Schulform entspricht, in der die Tätigkeit auszuüben 
ist. 2Soweit in Schulformen Lehrämter nach Schulzweigen unterschieden 
werden, entspricht eine Lehrerausbildung der auszuübenden Tätigkeit, 
wenn sie dem Lehramt für den Schulzweig entspricht, in dem die Tätigkeit 
auszuüben ist. 3Soweit in Schulformen Lehrämter nach Schul- bzw. Klassen-
stufen unterschieden werden, entspricht eine Lehrerausbildung der auszu-
übenden Tätigkeit, wenn sie dem Lehramt für die Schul- bzw. Klassenstufe 
entspricht, in der die Tätigkeit auszuüben ist.

Nr. 6	� Für die Bewährungsfeststellung auf der Grundlage der Anlage I Kapitel XIX 
Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 2 Buchst. b und c des Einigungsvertrages sind 
folgende Regelungen maßgebend:

		�  –	� Artikel II des Dritten Gesetzes über die Vereinheitlichung des Berliner 
Landesrechts vom 19. Dezember 1991 (GVBl. S. 294),

		  –	� im Land Brandenburg die Verordnung über die Bewährungsanforde-
rungen für die Einstellung von Bewerbern aus dem Beitrittsgebiet in 
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			�   ein Beamtenverhältnis (Bewährungsanforderungsverordnung) vom  
20. August 1991 (GVBl. [Nr. 24] S. 378),

		  –	� die Bewährungsanforderungsverordnung Mecklenburg-Vorpommern 
vom 19. November 1991 (GVOBl. M-V S. 444), zul. geändert durch 
Änderungsverordnung vom 5. September 1993  
(GVOBl. M-V S. 846),

		  –	� Verordnung über die Laufbahnen der Beamten im Land Sachsen-An-
halt (Laufbahnverordnung – LVO LSA) vom 15. August 1994  
(GVBl. LSA S. 920) und

		  –	� die Thüringer Bewährungsanforderungsverordnung vom 2. Februar 
1993 (GVBl. S. 173).

Nr. 7	� Besoldungsrechtliche Ausgleichszulagen gelten auch dann als Zulagen im 
Sinne von Absatz 4 Satz 2 Buchstabe a, wenn ihre Voraussetzungen an ei-
nen lehrkräftespezifischen Sachverhalt anknüpfen, z. B. § 13 Absatz 1 Satz 
1 Nr. 4 Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zul. geändert durch Art. 3 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466). 

Nr. 8	� Im Land Berlin gilt für die Anwendung von Ziffer 1 Absatz 2 Satz 1 und 3 
zusätzlich Folgendes: 

		  a)	� 1Hat eine Lehrkraft ohne Befähigungszuerkennung, bei der die Anfor-
derungen für die Befähigungszuerkennung gemäß § 19 Absatz 6 der 
Verordnung über die Laufbahnen der Beamten des Schul- und Schul-
aufsichtsdienstes (Schullaufbahnverordnung – SchulLVO) vom 3. Juli 
1980 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung erfüllt sind, 
ihre Tätigkeit

			   –	� an einer Grundschule oder 
			   –	� an einer anderen Schulform im Grundschulteil 
			�   auszuüben, ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 die Besoldungs-

gruppe zugrunde zu legen, in welche eine Lehrkraft mit einem Studium 
nach § 7 Absatz 1 Nr. 2 Lehrerbildungsgesetz in der bis zum 19. Februar 
2014 geltenden Fassung eingestuft wäre. 2Satz 1 gilt entsprechend für 
eine Lehrkraft ohne Befähigungszuerkennung, bei der die Anforderun-
gen für die Befähigungszuerkennung für die Laufbahn des Studienrats 
(§ 10 SchulLVO) gemäß § 18a i. V. m. § 19 Absatz 7 SchulLVO vom 3. Juli 
1980 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung erfüllt sind.
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		  b)	� 1Buchstabe a gilt entsprechend für eine Lehrkraft ohne Befähigungszu-
erkennung, bei der die Anforderungen für die Befähigungszuerkennung 
gemäß § 19 Absatz  5 SchulLVO vom 3. Juli 1980 in der bis zum 31. Dezem-
ber 2012 geltenden Fassung erfüllt sind, die keine sonderpädagogischen 
Fördermaßnahmen durchführt. 2Satz 1 gilt entsprechend für eine Lehr-
kraft ohne Befähigungszuerkennung, bei der die Anforderungen für die 
Befähigungszuerkennung für die Laufbahn des Lehrers an Sonderschu-
len (§ 8 SchulLVO) gemäß § 18a i. V. m. § 19 Absatz 7 oder nach § 19 
Absatz 8 SchulLVO vom 3. Juli 1980 in der bis zum 31. Dezember 2012 
geltenden Fassung erfüllt sind.

		  c)	� Hat eine Lehrkraft ohne Befähigungszuerkennung, bei der die Anfor-
derungen für eine Befähigungszuerkennung gemäß § 18c oder § 18d 
SchulLVO vom 3. Juli 1980 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden 
Fassung erfüllt sind, ihre Tätigkeit 

			   –	� an einer Grundschule oder 
			   –	� an einer anderen Schulform im Grundschulteil 
	 		�  in den Klassen 1 bis 4 auszuüben, ist für die Zuordnung nach Absatz 1 

Satz 4 die Besoldungsgruppe zugrunde zu legen, die ihrer Lehreraus-
bildung entspricht, auch wenn sie keine sonderpädagogischen Förder-
maßnahmen durchführt.

		  d)	� 1Hat eine Lehrkraft ohne Befähigungszuerkennung, bei der die 
Anforderungen für eine Befähigungszuerkennung gemäß § 18e 
SchulLVO vom 3. Juli 1980 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden 
Fassung erfüllt sind, ihre Tätigkeit 

			   –	� an einer Grundschule oder 
			   –	� an einer anderen Schulform im Grundschulteil 
			�   auszuüben, ist für die Zuordnung nach Absatz 1 Satz 4 die Besoldungs-

gruppe zugrunde zu legen, in welche eine Lehrkraft mit der Befähi-
gungszuerkennung gemäß § 19 Absatz 4 SchulLVO vom 3. Juli 1980 in 
der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung eingestuft wäre.

Nr. 9	� Im Land Sachsen-Anhalt werden Lehrkräfte mit einer Ausbildung als Lehrer 
nach dem Recht der ehemaligen DDR, die nicht unter Ziffer 1 fallen, wie 
Freundschaftspionierleiter und Erzieher mit mindestens einer Lehrbefähi-
gung, nach Ziffer 2 Absatz 2 Buchstabe a eingruppiert.
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6.	� Regelungen für bestimmte Lehrkräfte  
mit einer Ausbildung nach dem Recht der ehemaligen DDR,  
die im Arbeitsverhältnis zum Freistaat Sachsen stehen

Entgeltgruppe 10 
	 Lehrer 
	� mit abgeschlossener pädagogischer Fachschulausbildung als Lehrer für die unteren 

Klassen der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule bzw. als Lehrer für die 
Unterstufe der allgemeinbildenden Schulen (bis ca. 1965) jeweils mit einer Lehrbe-
fähigung für die Fächer Deutsch, Mathematik und für ein Wahlfach (Klassen 1 bis 4), 
soweit keine mindestens sechsjährige Lehrtätigkeit und Bewährung seit 1. August 
1991 vorliegt.

	� (Lehrkräfte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine monatliche Angleichungszulage 
gemäß Anhang 1) 

	 (Hierzu Protokollerklärung)

Protokollerklärung:

Hierunter fallen auch Beschäftigte mit abgeschlossener Ausbildung als Freund-
schaftspionierleiter oder Erzieher jeweils mit einer Ergänzungsausbildung (Lehr-
befähigung) in den Fächern Deutsch, Mathematik und in einem Wahlfach für die 
Klassen 1 bis 4.
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ANHANG 1
ANGLEICHUNGSZULAGE

1Die Angleichungszulage im Sinne der Entgeltordnung Lehrkräfte wird ab 1. August 2016 
gewährt. 2Sie beträgt ab dem 1. Januar 2019 105 Euro, höchstens jedoch den Betrag, der 
als Höhergruppierungsgewinn bei entsprechender Anwendung des § 29a Absatz 3 Satz 2 
und 3 TVÜ-Länder in der Fassung des § 11 TV EntgO-L zustehen würde.

ANHANG 2
ZU ABSCHNITT 6 DER ENTGELTORDNUNG LEHRKRÄFTE

Regelungen zur Eingruppierung von Lehrkräften mit einer Ausbildung nach dem Recht 
der ehemaligen DDR, die im Arbeitsverhältnis zum Freistaat Sachsen stehen.

– gestrichen –

Rückgruppierungen als Folge der Streichung des Anhangs 2 der Anlage  
„§ 1 Nr. 5 Buchstabe r“ sind ausgeschlossen.
„§ 4 ÄTV Nr. 3 zum TV EntgO-L vom 2. März 2019“
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VII. 
ERLÄUTERUNGEN ZUM TARIFVERTRAG 

ÜBER DIE BETRIEBLICHE ALTERS- 
VERSORGUNG DER BESCHÄFTIGTEN  

DES ÖFFENTLICHEN DIENSTES  
(TARIFVERTRAG ALTERSVERSORGUNG – ATV)

Der Tarifvertrag füllt die in § 25 TV-L ausgesprochene Erteilung einer Versorgungszusage 
mit Leben: „Die Beschäftigten haben Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und Hinter-
bliebenenversorgung unter Eigenbeteiligung.“ (§ 25 Satz 1 TV-L). Er wurde nach langen 
Verhandlungen am 1. März 2002 rückwirkend zum 1. Januar 2001 abgeschlossen und 
löste den „Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer des Bundes und der Län-
der sowie von Arbeitnehmern kommunaler Verwaltungen und Betriebe (Versorgungs-
TV)“ vom 4. November 1966 sowie einen entsprechenden Tarifvertrag für das Saarland 
(VersTV Saar)vom 15. November 1966 ab. Grundlage war der „Altersvorsorgeplan 2001“, 
der zwischen den Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes am 13. November 
2001 vereinbart wurde und dem ATV als Anlage 5 beigefügt ist. Parallel zum ATV wurde 
mit der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) der ATV-K abge-
schlossen, welcher die Altersversorgung für die Beschäftigten regelt, die nicht bei der 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL), sondern bei einer kommunalen 
Zusatzversorgungskasse versichert sind. Er entspricht in den zentralen Abschnitten zum 
Leistungsrecht den Regelungen des ATV.

Während das Leistungsrecht im gesamten Geltungsbereich einheitlich ist, gibt es auf 
der Finanzierungsseite Unterschiede zwischen den Tarifgebieten „West“ und „Ost“. 
Dies ist dem Umstand geschuldet, dass der Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung im Tarifgebiet Ost erst 1997 eingeführt wurde. Die Arbeit-
geber im Tarifgebiet Ost waren damals nicht bereit, sich an den finanziellen „Altlasten“ 
der westdeutschen Zusatzversorgung zu beteiligen (umfangreiche Versorgungszusagen 
insbesondere aus der Verkleinerung der Bundeswehr, dem Personalabbau bei Bund und 
Ländern, der Privatisierung ehemals bundeseigener Betriebe etc.). Die Einführung der 
Zusatzversorgung im Tarifgebiet Ost erfolgte deshalb in einem separaten „Abrechnungs-
verband Ost“ mit eigener (zunächst deutlich niedrigerer) Beitragshöhe. 2004 wurde 
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entschieden, diesen Abrechnungsverband auf ein reines Kapitaldeckungsverfahren um-
zustellen (d.h. die Beiträge werden angespart und später für die Versorgung verwendet). 
Damit sind die Voraussetzungen des Einkommensteuerrechts für eine Steuerfreiheit der 
Beiträge erfüllt. Im Tarifgebiet West hingegen werden aus den laufenden Einnahmen die 
laufenden Versorgungsverpflichtungen bedient („Umlageverfahren“). Für diese Art der 
Finanzierung sieht das Einkommensteuerrecht nur eine begrenzte Steuerfreiheit vor. 
Im Ergebnis unterscheiden sich die Tarifgebiete West und Ost weiterhin sowohl in der 
Beitragshöhe als auch in der Auswirkung auf das Nettoeinkommen der Beschäftigten.

Die Anwartschaften der Beschäftigten, die vor dem 1. Januar 2001 bereits im öffent-
lichen Dienst beschäftigt waren, mussten zum Stichtag von Ansprüchen im alten „Ge-
samtversorgungssystem“ in Anwartschaften des neuen Betriebsrentensystems („Punk-
temodell“) überführt werden. Dies waren die sogenannten Startgutschriften. Sie waren 
Gegenstand vieler gerichtlicher Auseinandersetzungen. In Umsetzung zweier Entschei-
dungen des Bundesgerichtshofes aus den Jahren 2007 und 2016 zu den Startgutschriften 
der „rentenfernen“ (am 1. Januar 2001 unter 55-Jährigen) Beschäftigten wurden die 
Tarifregelungen zur Berechnung der Startgutschriften mit dem 5. Änderungstarifvertrag 
(ÄTV) vom 31. Mai 2011 und dem 10. ÄTV vom 8. Juni 2017 angepasst. 

Der 10. ÄTV zum ATV ist nach Ablauf der Erklärungsfrist Ende November 2017 in Kraft 
getreten. Er führt zu Zuschlägen zur Startgutschrift bei vielen Beschäftigten und nicht 
wenigen Rentenempfänger/innen. Für beide Gruppen erfolgen die Neuberechnung 
unaufgefordert durch die VBL. Rentner/innen bekommen die Zuschläge unaufgefor-
dert ausgezahlt, und zwar rückwirkend ab Rentenbeginn. Lediglich auf eine rückwir-
kende Nachberechnung der (vom Umfang her sehr geringen) Bonuspunkte haben die 
Tarifvertragsparteien aus Praktikabilitätsgründen verzichtet. Weitere Informationen  
zur Auseinandersetzung um die Startgutschriften stehen im Internet unter  
https://www.gew.de/tarif/vbl-zusatzversorgung/ zur Verfügung.

Zusätzlich zur „Pflichtversicherung“ (der tarifvertraglich festgeschriebenen Zusatzver-
sorgung im eigentlichen Sinne) gibt es einen Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung, 
der über eine freiwillige Versicherung bei der VBL erfüllt werden kann. Dieser ist im 
„Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung für die Beschäftigten des Bundes und der Länder 
(TV-EntgeltU-B/L)“ vom 25. Mai 2011 geregelt (siehe Seite 339 dieser Broschüre). 
Außerdem besteht die Möglichkeit, bei der VBL mit „Riester-Förderung“ für eine 
ergänzende Altersvorsorge zu sparen. Beide Varianten sind im Zweiten Teil des ATV 
„Freiwillige Versicherung“ geregelt.
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VIII. 
TARIFVERTRAG ÜBER DIE BETRIEBLICHE  

ALTERSVERSORGUNG DER BESCHÄFTIGTEN  
DES ÖFFENTLICHEN DIENSTES 

(TARIFVERTRAG ALTERSVERSORGUNG – ATV)

in der Fassung des 10. Änderungstarifvertrags 
vom 8. Juni 2017

Präambel
1Die Tarifvertragsparteien haben sich – auch in Ausfüllung des Beschlusses des Bundes-
verfassungsgerichts vom 22. März 2000 (1 BvR 1136/96) am 13. November 2001 auf 
eine grundlegende Reform der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes geeinigt, 
um deren Zukunftsfähigkeit zu sichern; der Altersvorsorgeplan 2001 vom 13. November 
2001 ist zugleich Geschäftsgrundlage dieses Tarifvertrages.

2Das bisherige Gesamtversorgungssystem wird mit Ablauf des 31. Dezember 2000 ge-
schlossen und durch ein Punktemodell ersetzt, in dem entsprechend den nachfolgenden 
Regelungen diejenigen Leistungen zugesagt werden, die sich ergeben würden, wenn 
eine Gesamt-Beitragsleistung von vier v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts 
vollständig in ein kapitalgedecktes System eingezahlt würde. 3Das Jahr 2001 wird im 
Rahmen des Übergangsrechts berücksichtigt.

4Bei den Zusatzversorgungseinrichtungen kann als Leistung der betrieblichen Alters-
versorgung auch eine zusätzliche kapitalgedeckte Altersvorsorge durch eigene Beiträge 
unter Inanspruchnahme der steuerlichen Förderung durchgeführt werden.
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ERSTER TEIL 
PUNKTEMODELL

ABSCHNITT I 
GELTUNGSBEREICH

§ 1 
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer und Auszubildende (Be-
schäftigte), die unter den Geltungsbereich der in der Anlage 1 aufgeführten Tarifverträge 
des öffentlichen Dienstes fallen und deren Arbeitgeber bei der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL) Beteiligter oder bei der Ruhegehalts- und Zusatzversor-
gungskasse des Saarlandes (ZVK-Saar) Mitglied ist.

ABSCHNITT II 
VERSICHERUNG BEI DER  

ZUSATZVERSORGUNGSEINRICHTUNG

§ 2 
Pflichtversicherung

(1)	� 1Die Beschäftigten sind vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 zu versichern, wenn sie
	 a)	 das 17. Lebensjahr vollendet haben und
	 b)	 die Wartezeit (§ 6) erfüllen können.
	� 2Die Wartezeit muss bis zum Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftigte das 

gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen einer abschlagsfreien Regelaltersrente 
vollendet, erfüllt werden können; frühere Versicherungszeiten, die auf die Wartezeit 
angerechnet werden, sind zu berücksichtigen.

	� 3Die Pflicht zur Versicherung setzt mit dem Beginn des Beschäftigungsverhältnisses 
bei der öffentlichen Zusatzversorgungseinrichtung, bei der der Arbeitgeber Mit-
glied/Beteiligter ist, ein.

	� 4Die Pflicht zur Versicherung endet mit der Beendigung des Beschäftigungsverhält-
nisses.
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(2)	� 1Beschäftigte mit einer wissenschaftlichen Tätigkeit an Hochschulen oder For-
schungseinrichtungen, die für ein befristetes Arbeitsverhältnis eingestellt werden, in 
dem sie wegen der Dauer der Befristung die Wartezeit nach § 6 Abs. 1 nicht erfüllen 
können, und die bisher keine Pflichtversicherungszeiten in der Zusatzversorgung 
haben, sind auf ihren schriftlichen Antrag vom Arbeitgeber von der Pflicht zur Ver-
sicherung zu befreien. 2Der Antrag ist innerhalb von zwei Monaten nach Beginn des 
Arbeitsverhältnisses zu stellen. 3Zugunsten der nach Satz 1 von der Pflichtversiche-
rung befreiten Beschäftigten werden Versorgungsanwartschaften auf eine freiwillige 
Versicherung (entsprechend § 26 Abs. 3 Satz 1) mit Beiträgen in Höhe der auf den 
Arbeitgeber entfallenden Aufwendungen für die Pflichtversicherung, einschließlich 
eines eventuellen Arbeitnehmerbeitrags nach § 37a Abs. 2 höchstens jedoch mit vier 
v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts begründet. 4Wird das Arbeitsver-
hältnis im Sinne des Satzes 1 verlängert oder fortgesetzt, beginnt die Pflichtversi-
cherung anstelle der freiwilligen Versicherung mit dem Ersten des Monats, in dem 
die Verlängerung oder Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses über fünf Jahre hinaus 
vereinbart wurde. 5Eine rückwirkende Pflichtversicherung von Beginn des Arbeits-
verhältnisses an ist ausgeschlossen.

(3)	� Von der Pflicht zur Versicherung ausgenommen sind die von der Anlage 2 erfassten 
Beschäftigten.

(4)	� Der Anspruch der/des Beschäftigten nach § 1 Abs. 2 Nr. 4, zweiter Halbsatz in 
Verbindung mit § 1a Abs. 4 BetrAVG auf Fortführung der Versicherung mit eigenen 
Beiträgen in entgeltlosen Zeiten während eines bestehenden Beschäftigungsverhält-
nisses ist für die Pflichtversicherung ausgeschlossen.

§ 3 
Beitragsfreie Versicherung

(1)	� Die Versicherung bleibt als beitragsfreie Versicherung bestehen, wenn das Beschäf-
tigungsverhältnis endet.

(2)	� Die beitragsfreie Versicherung endet bei Eintritt des Versicherungsfalles, Über
leitung der Versicherung auf eine andere Zusatzversorgungseinrichtung, Tod, 
Erlöschen der Anwartschaft oder bei Beginn einer erneuten Pflichtversicherung.

§ 4 
Überleitung der Versicherung

(1)	� 1Die Beschäftigten, die bei einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung versichert 
sind, von der die Versicherung übergeleitet wird, sind verpflichtet, die Überleitung 
der Versicherung auf die für ihren Arbeitgeber zuständige Zusatzversorgungseinrich-
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tung zu beantragen, es sei denn, dass bei der anderen Zusatzversorgungseinrichtung 
Pflicht zur Versicherung besteht oder auch bei Überleitung der Versicherung keine 
Pflicht zur Versicherung bei der für ihren Arbeitgeber zuständigen Zusatzversor-
gungseinrichtung entstünde. 2Das Gleiche gilt für die Beschäftigten, die gegen 
eine in Satz 1 genannte Zusatzversorgungseinrichtung Anspruch auf Rente haben, 
und zwar auch dann, wenn diese Zusatzversorgungseinrichtung die Rente weiter 
gewährt.

(2)	� Werden Beschäftigte als Arbeiterinnen/Arbeiter der Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung des Bundes oder bei der Häfen- und Schifffahrtsverwaltung des Landes 
Niedersachsen oder bei der Wasserwirtschaftsverwaltung eines Landes eingestellt 
und bei der Bahnversicherungsanstalt Abteilung B versicherungspflichtig, sind sie 
verpflichtet, die Überleitung der Versicherung von der für ihren bisherigen Arbeitge-
ber zuständigen Zusatzversorgungseinrichtung auf die Bahnversicherungsanstalt Ab-
teilung B zu beantragen, wenn ein entsprechendes Überleitungsabkommen besteht.

ABSCHNITT III 
BETRIEBSRENTE

§ 5 
Versicherungsfall und Rentenbeginn

1Der Versicherungsfall tritt am Ersten des Monats ein, von dem an der Anspruch auf 
gesetzliche Rente wegen Alters als Vollrente bzw. wegen teilweiser oder voller Erwerbs-
minderung besteht. 2Der Anspruch ist durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen 
Rentenversicherung nachzuweisen.
3Den in der gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherten, bei denen der Versi-
cherungsfall nach Satz 1 eingetreten ist und die die Wartezeit nach § 6 erfüllt haben, 
wird auf ihren schriftlichen Antrag von der Zusatzversorgungseinrichtung eine Betriebs-
rente gezahlt. 4Die Betriebsrente beginnt – vorbehaltlich des § 12 – mit dem Beginn der 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung.

§ 6 
Wartezeit

(1)	� 1Betriebsrenten werden erst nach Erfüllung der Wartezeit von 60 Kalendermona-
ten gewährt. 2Dabei wird jeder Kalendermonat berücksichtigt, für den mindestens 
für einen Tag Aufwendungen für die Pflichtversicherung nach §§ 16, 18 erbracht 
wurden. 3Bis zum 31. Dezember 2000 nach dem bisherigen Recht der Zusatzversor-
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gung als Umlagemonate zu berücksichtigende Zeiten zählen für die Erfüllung der 
Wartezeit. 4Für die Erfüllung der Wartezeit werden Versicherungsverhältnisse bei 
Zusatzversorgungseinrichtungen nach § 2 Abs. 1 zusammengerechnet.

(2)	� 1Die Wartezeit gilt als erfüllt, wenn der Versicherungsfall durch einen Arbeitsunfall 
eingetreten ist, der im Zusammenhang mit dem die Pflicht zur Versicherung begrün-
denden Arbeitsverhältnis steht oder wenn die/der Versicherte infolge eines solchen 
Arbeitsunfalls gestorben ist. 2Ob ein Arbeitsunfall vorgelegen hat, ist durch Bescheid 
des Trägers der gesetzlichen Unfallversicherung nachzuweisen.

(3)	� In den Fällen des § 7 Abs. 5 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Deutschen Bundestages und entsprechender gesetzlicher Vorschriften werden 
Zeiten einer nach dem Beginn der Pflichtversicherung liegenden Mitgliedschaft im 
Deutschen Bundestag, im Europäischen Parlament oder in dem Parlament eines 
Landes auf die Wartezeit angerechnet.

§ 7 
Höhe der Betriebsrente

(1)	� Die monatliche Betriebsrente errechnet sich aus der Summe der bis zum Beginn der 
Betriebsrente (§ 5 Satz 4) erworbenen Versorgungspunkte (§ 8), multipliziert mit 
dem Messbetrag von vier Euro.

(2)	� Die Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbsminderung beträgt die Hälfte der Be-
triebsrente, die sich nach Absatz 1 bei voller Erwerbsminderung ergeben würde.

(3)	� Die Betriebsrente mindert sich für jeden Monat, für den der Zugangsfaktor nach 
§ 77 SGB VI herabgesetzt ist, um 0,3 v. H., höchstens jedoch um insgesamt 10,8 v. H.

§ 8 
Versorgungspunkte

(1)	 1Versorgungspunkte ergeben sich
	 a)	 für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt (§ 15),
	 b)	 für soziale Komponenten (§ 9) und
	 c)	 als Bonuspunkte (§ 19).
	� 2Die Versorgungspunkte nach Satz 1 Buchst. a und b werden jeweils zum Ende des 

Kalenderjahres bzw. zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses fest-
gestellt und dem Versorgungskonto gutgeschrieben; die Feststellung und Gutschrift 
der Bonuspunkte erfolgt zum Ende des folgenden Kalenderjahres. 3Versorgungs-
punkte werden jeweils auf zwei Nachkommastellen unter gemeinüblicher Rundung 
berechnet.
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(2)	� 1Die Anzahl der Versorgungspunkte für ein Kalenderjahr nach Absatz 1 Satz 1 
Buchst. a ergibt sich aus dem Verhältnis eines Zwölftels des zusatzversorgungspflich-
tigen Jahresentgelts zum Referenzentgelt von 1.000 Euro, multipliziert mit dem 
Altersfaktor (Absatz 3); dies entspricht einer Beitragsleistung von vier v. H. des zu-
satzversorgungspflichtigen Entgelts. 2Bei einer vor dem 1. Januar 2003 vereinbarten 
Altersteilzeit auf der Grundlage des Altersteilzeitgesetzes werden die Versorgungs-
punkte nach Satz 1 mit dem 1,8-fachen berücksichtigt, soweit sie nicht auf Entgelten 
beruhen, die in voller Höhe zustehen.

(3)	� Der Altersfaktor beinhaltet eine jährliche Verzinsung von 3,25 v. H. während der 
Anwartschaftsphase und von 5,25 v. H. während des Rentenbezuges und richtet sich 
nach der folgenden Tabelle; dabei gilt als Alter die Differenz zwischen dem jeweili-
gen Kalenderjahr und dem Geburtsjahr:

Alter Alters-
faktor

Alter Alters-
faktor

Alter Alters-
faktor

Alter Alters-
faktor

17 3,1 29 2,1 41 1,5 53 1,0

18 3,0 30 2,0 42 1,4 54 1,0

19 2,9 31 2,0 43 1,4 55 1,0

20 2,8 32 1,9 44 1,3 56 1,0

21 2,7 33 1,9 45 1,3 57 0,9

22 2,6 34 1,8 46 1,3 58 0,9

23 2,5 35 1,7 47 1,2 59 0,9

24 2,4 36 1,7 48 1,2 60 0,9

25 2,4 37 1,6 49 1,2 61 0,9

26 2,3 38 1,6 50 1,1 62 0,8

27 2,2 39 1,6 51 1,1 63 0,8

28 2,2 40 1,5 52 1,1 64 
und älter

0,8
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Protokollnotiz zu Absatz 2 Satz 2: 

Wird aufgrund einer Einzelregelung ein Beitrag an die gesetzliche Rentenver-
sicherung gezahlt, der den Mindestbeitrag nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b des 
Altersteilzeitgesetzes übersteigt, ist das zusatzversorgungspflichtige Entgelt so 
zu erhöhen, dass sich nach Anwendung von Absatz 2 Satz 2 so viele Versorgungs-
punkte ergeben, wie dies dem über den gesetzlichen Mindestbeitrag erhöhten 
Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung entspricht.

§ 9 
Soziale Komponenten

(1)	� 1Für jeden vollen Kalendermonat, in dem das Arbeitsverhältnis wegen einer Eltern-
zeit nach § 15 des Bundeserziehungsgeldgesetzes ruht, werden für jedes Kind, für 
das ein Anspruch auf Elternzeit besteht, die Versorgungspunkte berücksichtigt, die 
sich bei einem zusatzversorgungspflichtigen Entgelt von 500 Euro in diesem Monat 
ergeben würden. 2Es werden je Kind höchstens 36 Kalendermonate berücksichtigt. 
3Bestehen mehrere zusatzversorgungspflichtige Arbeitsverhältnisse im Sinne des 
Satzes 1 bestimmt die/der Pflichtversicherte, für welches Arbeitsverhältnis die 
Versorgungspunkte nach Satz 1 berücksichtigt werden. 4Für die Zeit, in der das Ar-
beitsverhältnis wegen der Schutzfristen nach§ 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG ruht, 
werden die Versorgungspunkte berücksichtigt, die sich ergeben würden, wenn in 
dieser Zeit das fiktive Entgelt nach § 21 TVöD/§ 21 TV-L bzw. entsprechenden tarif-
vertraglichen Regelungen gezahlt worden wäre. 5Diese Zeiten werden als Umlage-/
Beitragsmonate für die Erfüllung der Wartezeiten berücksichtigt.

(2)	� 1Bei Eintritt des Versicherungsfalles wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung 
vor Vollendung des 60. Lebensjahres werden Pflichtversicherten für jeweils zwölf 
volle, bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres fehlende Kalendermonate so viele 
Versorgungspunkte hinzugerechnet, wie dies dem Verhältnis von durchschnittlichem 
monatlichem zusatzversorgungspflichtigem Entgelt der letzten drei Kalenderjahre 
vor Eintritt des Versicherungsfalles zum Referenzentgelt entspricht; bei Berechnung 
des durchschnittlichen Entgelts werden Monate ohne zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt nicht berücksichtigt. 2Ist in diesem Zeitraum kein zusatzversorgungspflich-
tiges Entgelt angefallen, ist für die Berechnung nach Satz 1 das Entgelt zugrunde 
zu legen, das sich als durchschnittliches monatliches zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt im Kalenderjahr vor dem Rentenbeginn ergeben hätte.
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(3)	� 1Bei Beschäftigten, die am 1. Januar 2002 bereits 20 Jahre pflichtversichert sind, 
werden für jedes volle Kalenderjahr der Pflichtversicherung bis zum 31. Dezember 
2001 mindestens 1,84 Versorgungspunkte berücksichtigt. 2Bei Beschäftigten, deren 
Gesamtbeschäftigungsquotient am 31. Dezember 2001 kleiner als 1,0 ist, gilt Satz 1 
entsprechend mit der Maßgabe, dass der Faktor 1,84 mit dem am 31. Dezember 
2001 maßgebenden Gesamtbeschäftigungsquotienten multipliziert wird.

§ 10 
Betriebsrente für Hinterbliebene

(1) 	� 1Stirbt eine Versicherte/ein Versicherter, die/der die Wartezeit (§ 6) erfüllt hat, oder 
eine Betriebsrentenberechtigte/ein Betriebsrentenberechtigter, hat die hinterblie-
bene Ehegattin/der hinterbliebene Ehegatte Anspruch auf eine kleine oder große 
Betriebsrente für Witwen/Witwer, wenn und solange ein Anspruch auf Witwen-/
Witwerrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung besteht oder bestehen 
würde, sofern kein Rentensplitting unter Ehegatten durchgeführt worden wäre. 2Art 
(kleine/große Betriebsrenten für Witwen/Witwer), Höhe (der nach Ablauf des Ster-
bevierteljahres maßgebende Rentenartfaktor nach § 67 Nrn. 5 und 6 und § 255 Abs. 
1 SGB VI) und Dauer des Anspruchs richten sich – soweit keine abweichenden Rege-
lungen getroffen sind – nach den entsprechenden Bestimmungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 3Bemessungsgrundlage der Betriebsrenten für Hinterbliebene 
ist jeweils die Betriebsrente, die die Verstorbene/der Verstorbene bezogen hat oder 
hätte beanspruchen können, wenn sie/er im Zeitpunkt ihres/seines Todes wegen 
voller Erwerbsminderung ausgeschieden wäre. 4Die Kinder der/des Verstorbenen 
haben entsprechend den Sätzen 1 bis 3 Anspruch auf Betriebsrente für Voll- oder 
Halbwaisen. 5Als Kinder im Sinne des Satzes 4 gelten nur die Kinder, die nach § 32 
Abs. 3 und 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3 EStG berücksichtigungsfähig sind. 6Der Anspruch ist 
durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuweisen.

(2)	� Anspruch auf Betriebsrente für Witwen/Witwer besteht nicht, wenn die Ehe mit 
der/dem Verstorbenen weniger als zwölf Monate gedauert hat, es sei denn, dass 
nach den besonderen Umständen des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, 
dass es der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe/dem 
Witwer eine Betriebsrente zu verschaffen.

(3)	� 1Betriebsrenten für Witwen/Witwer und Waisen dürfen zusammen den Betrag der 
ihrer Berechnung zugrunde liegenden Betriebsrente nicht übersteigen. 2Ergeben 
die Hinterbliebenenrenten in der Summe einen höheren Betrag, werden sie anteilig 
gekürzt. 3Erlischt eine der anteilig gekürzten Hinterbliebenenrenten, erhöhen 
sich die verbleibenden Hinterbliebenenrenten vom Beginn des folgenden Monats 
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entsprechend, jedoch höchstens bis zum vollen Betrag der Betriebsrente der/des 
Verstorbenen.

(4)	� Für einen Anspruch auf Betriebsrente für Witwen/Witwer gelten als Heirat auch die 
Begründung einer Lebenspartnerschaft, als Ehe auch eine Lebenspartnerschaft, als 
Witwe und Witwer auch ein/e überlebende/r Lebenspartner/in und als Ehegatte 
auch ein/e Lebenspartner/in jeweils im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes.

§ 11 
Anpassung und Neuberechnung

(1)	� Die Betriebsrenten werden, beginnend ab dem Jahr 2002, zum 1. Juli eines jeden 
Jahres um 1,0 v. H. dynamisiert.

(2)	� 1Die Betriebsrente ist neu zu berechnen, wenn bei einer/einem Betriebsrenten-
berechtigten ein neuer Versicherungsfall eintritt und seit der Festsetzung der 
Betriebsrente aufgrund des früheren Versicherungsfalles zusätzliche Versorgungs-
punkte zu berücksichtigen sind. 2Durch die Neuberechnung wird die bisherige 
Betriebsrente um den Betrag erhöht, der sich als Betriebsrente aufgrund der neu zu 
berücksichtigenden Versorgungspunkte ergibt; für diese zusätzlichen Versorgungs-
punkte wird der Abschlagsfaktor nach § 7 Abs. 3 gesondert festgestellt. 3Wird aus 
einer Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbsminderung eine Betriebsrente wegen 
voller Erwerbsminderung oder wegen Alters, wird die bisher nach § 7 Abs. 2 zur 
Hälfte gezahlte Betriebsrente voll gezahlt. 4Wird aus einer Betriebsrente wegen vol-
ler Erwerbsminderung eine Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbsminderung, wird 
die bisher gezahlte Betriebsrente entsprechend § 7 Abs. 2 zur Hälfte gezahlt. 5Die 
Sätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, wenn zusätzliche Versorgungspunkte 
zu berücksichtigen sind. 6Bei Neuberechnung der Betriebsrente sind Versorgungs-
punkte nach § 9 Abs. 2, die aufgrund des früheren Versicherungsfalls berücksichtigt 
wurden, nur noch insoweit anzurechnen, als sie die zusätzlichen Versorgungspunk-
te – ohne Bonuspunkte nach § 19 – aus einer Pflichtversicherung übersteigen oder 
soweit in dem nach § 9 Abs. 2 maßgebenden Zeitraum keine Pflichtversicherung 
mehr bestanden hat. 7Für Hinterbliebene gelten die Sätze 3 und 4 entsprechend.

§ 12 
Nichtzahlung und Ruhen

(1)	� 1Die Betriebsrente wird von dem Zeitpunkt an nicht gezahlt, von dem an die Rente 
wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 100 Abs. 3 Satz 1 
in Verbindung mit § 34 Abs. 2 SGB VI endet. 2Die Betriebsrente ist auf Antrag vom 
Ersten des Monats an wieder zu zahlen, für den der/dem Rentenberechtigten die 
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Rente wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung wieder geleistet wird. 
3Wird die Altersrente der gesetzlichen Rentenversicherung nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalls (§ 5) als Teilrente gezahlt, wird die Betriebsrente nur in Höhe eines 
entsprechenden Anteils gezahlt.

(2)	� Ist der Versicherungsfall wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung eingetre-
ten und wird die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wegen Hinzuver-
dienstes nicht oder nur zu einem Anteil gezahlt, wird auch die Betriebsrente nicht 
oder nur in Höhe eines entsprechenden Anteils gezahlt.

(3)	� Die Betriebsrente ruht, solange die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
ganz oder teilweise versagt wird.

(4)	� Die Betriebsrente ruht ferner, solange die/der Berechtigte ihren/seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt außerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
hat und trotz Aufforderung der Zusatzversorgungseinrichtung keine Empfangsbe-
vollmächtigte/keinen Empfangsbevollmächtigten im Inland bestellt.

(5)	� Die Betriebsrente ruht ferner in Höhe des Betrages des für die Zeit nach dem Beginn 
der Betriebsrente gezahlten Krankengeldes aus der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, soweit dieses nicht nach § 96a Abs. 3 SGB VI auf eine Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung anzurechnen oder bei einer Rente wegen voller Erwerbsmin-
derung bzw. wegen Alters als Vollrente dem Träger der Krankenversicherung zu 
erstatten ist.

(6)	� Für Hinterbliebene gelten die Vorschriften der gesetzlichen Rentenversicherung 
über das Zusammentreffen von Rente und Einkommen entsprechend mit folgenden 
Maßgaben:

	 a)	� Eventuelle Freibeträge sowie das Einkommen, das auf die Rente aus der gesetz
lichen Rentenversicherung angerechnet wird, bleiben unberücksichtigt.

	 b)	� Der/Dem Hinterbliebenen werden mindestens 35 v. H. der ihr/ihm nach § 10 
zustehenden Betriebsrente gezahlt.

§ 13 
Erlöschen

(1) 	� Der Anspruch auf Betriebsrente erlischt mit dem Ablauf des Monats,
	 a)	� in dem die/der Betriebsrentenberechtigte gestorben ist oder
	 b)	� für den Rente nach § 43 bzw. § 240 SGB VI letztmals gezahlt worden ist oder
	 c)	� der dem Monat vorangeht, von dessen Beginn an die Zusatzversorgungseinrich-

tung, zu der die Versicherung übergeleitet worden ist, zur Zahlung der Betriebs-
rente verpflichtet ist.
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(2)	� 1Der Anspruch auf Betriebsrente für Witwen/Witwer sowie Lebenspartner/innen 
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes erlischt im Übrigen mit dem Ablauf des 
Monats, in dem die Witwe/der Witwer oder der/die hinterbliebene eingetragene 
Lebenspartner/in geheiratet oder eine Lebenspartnerschaft begründet hat. 2Für das 
Wiederaufleben der Betriebsrenten für Witwen/Witwer sowie Lebenspartner/innen 
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes gilt § 46 Abs. 3 SGB VI entsprechend.

(3)	� 1Der Anspruch auf Betriebsrente erlischt ferner unbeschadet des Satzes 2 mit Ablauf 
des Monats, in dem die Entscheidung eines deutschen Gerichts rechtskräftig gewor-
den ist, durch die die/der Betriebsrentenberechtigte

	 a)	� wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jah-
ren oder

	 b)	� wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften über Friedensverrat, 
Hochverrat, Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat 
und Gefährdung der äußeren Sicherheit strafbar ist, zu einer Freiheitsstrafe von 
mindestens sechs Monaten

	 verurteilt worden ist. 2Es ist eine Beitragserstattung nach § 24 durchzuführen. 

Protokollnotiz zu Abschnitt III: 

1Die Anpassungen an die veränderten Rahmenbedingungen bzgl. Biometrie 
und Zins durch den Änderungstarifvertrag Nr. 9 vom 29. April 2016 erfolgen 
ausschließlich auf der Finanzierungsseite, die zusätzlichen Finanzierungsmittel 
nach § 16 Abs. 1 Satz 5 und 6, § 37 Abs. 1 Satz 2 und 4 und § 37a Abs. 1 Satz 2 
und 4 führen nicht zu zusätzlichen Leistungen. 2Die bisherigen und die künftigen 
Ansprüche (Startgutschriften, Anwartschaften aus dem Punktemodell, Anwart-
schaftsdynamik und Renten) bleiben der Höhe nach unverändert, es ergeben 
sich keine Verschlechterungen und keine Verbesserungen; insbesondere werden 
die künftigen Anwartschaften und Überschüsse weiterhin entsprechend der 
Altersfaktorentabelle nach § 8 Abs. 3 und auf der Basis eines Beitrags von 4,0 
v. H. berechnet, ungeachtet des zugrundeliegenden Finanzierungsverfahrens 
(Umlagefinanzierung, Kapitaldeckung, Mischfinanzierung) und ungeachtet der 
tatsächlichen Umlage-/Beitragshöhe.
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ABSCHNITT IV 
BESCHÄFTIGTE, DIE IN DER GESETZLICHEN  

RENTENVERSICHERUNG NICHT VERSICHERT SIND

§ 14 
Sonderregelungen für Beschäftigte, die in der gesetzlichen 

Rentenversicherung nicht versichert sind
1Für Beschäftigte, die in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert sind, 
gelten die §§ 2 bis 13 entsprechend. 2Soweit auf Regelungen des Rechts der gesetzlichen 
Rentenversicherung Bezug genommen wird, ist die jeweilige Regelung so entsprechend 
anzuwenden, wie dies bei unterstellter Versicherung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung der Fall wäre. 3Bei Anwendung des § 5 sind dabei anstelle der Versicherungszeiten 
in der gesetzlichen Rentenversicherung die Pflichtversicherungszeiten in der Zusatz-
versorgung zu berücksichtigen. 4Die teilweise oder volle Erwerbsminderung ist durch 
einen von der Zusatzversorgungseinrichtung zu bestimmenden Facharzt nachzuweisen. 
5Die Betriebsrente ruht, solange sich die Betriebsrentenberechtigten trotz Verlangens 
der Zusatzversorgungseinrichtung innerhalb einer von dieser zu setzenden Frist nicht 
fachärztlich untersuchen lassen oder das Ergebnis der Untersuchung der Zusatzversor-
gungseinrichtung nicht vorlegen. 6Der Anspruch auf Betriebsrente erlischt mit Ablauf des 
Monats, der auf den Monat folgt, in dem der/dem Berechtigten die Entscheidung der 
Zusatzversorgungseinrichtung über das Erlöschen des Anspruchs wegen Wegfalls der 
Erwerbsminderung zugegangen ist.

ABSCHNITT V 
FINANZIERUNG

§ 15 
Finanzierungsgrundsätze und zusatzversorgungspflichtiges Entgelt

(1)	� 1Die Finanzierung der Pflichtversicherung wird von den Zusatzversorgungseinrich-
tungen eigenständig geregelt. 2Nach den Möglichkeiten der einzelnen Zusatzversor-
gungseinrichtungen kann die Umlagefinanzierung schrittweise durch eine kapitalge-
deckte Finanzierung abgelöst werden (Kombinationsmodell).

(2)	� 1Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist, soweit sich aus Anlage 3 nichts anderes 
ergibt, der steuerpflichtige Arbeitslohn. 2Wird Altersteilzeit nach dem 31. Dezember 
2002 vereinbart, ist – unter Berücksichtigung des Satzes 1 – zusatzversorgungs-
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pflichtiges Entgelt während des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses das 1,8-fache der 
zur Hälfte zustehenden Bezüge nach § 4 TV ATZ zuzüglich derjenigen Bezüge, die in 
voller Höhe zustehen.

(3)	� 1Durch landesbezirklichen Tarifvertrag kann für Mitglieder/Beteiligte einer Zusatz-
versorgungseinrichtung, die sich in einer wirtschaftlichen Notlage befinden, für die 
Pflichtversicherung geregelt werden, dass für die Zusage von Leistungen für die Dau-
er von bis zu drei Jahren bis zu einer Mindesthöhe von zwei v. H. von der nach § 8 
Abs. 2 zugesagten Leistung abgewichen werden kann. 2Entsprechend der Verminde-
rung der Leistungszusage für die bei dem Mitglied/Beteiligten beschäftigten Pflicht-
versicherten reduziert sich für die Mitglieder/Beteiligten insoweit die zu tragende 
Umlagebelastung bzw. der zu zahlende Beitrag an die Zusatzversorgungseinrichtung. 
3Die Feststellung der wirtschaftlichen Notlage wird durch eine paritätisch besetzte 
Kommission der betroffenen Tarifvertragsparteien getroffen. 4Die Regelung kann 
durch landesbezirklichen Tarifvertrag über die in Satz 1 genannte Dauer verlängert 
werden.

Protokollnotiz zu Absatz 2 Satz 2: 

Wird aufgrund einer Einzelregelung ein Beitrag an die gesetzliche Rentenver-
sicherung gezahlt, der den Mindestbeitrag nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b des 
Altersteilzeitgesetzes übersteigt, ist das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach 
Absatz 2 Satz 2 entsprechend zu erhöhen.

§ 16 
Umlagen

(1)	� 1Von der Zusatzversorgungseinrichtung festgesetzte monatliche Umlagen in Höhe 
eines bestimmten Vomhundertsatzes des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts 
der Beschäftigten (Umlagesatz) führt der Arbeitgeber – ggf. einschließlich des von 
der/dem Beschäftigten zu tragenden Umlage-Beitrags – an die Zusatzversorgungs-
einrichtung ab. 2Die Umlage-Beiträge der Beschäftigten behält der Arbeitgeber 
von deren Arbeitsentgelt ein. 3Bei Pflichtversicherten bleiben die am 1. November 
2001 geltenden Vomhundertsätze für die Erhebung der Umlage-Beiträge bei der 
jeweiligen Zusatzversorgungseinrichtung maßgebend, soweit sich nicht aus § 37 
oder § 37a etwas anderes ergibt. 4Der Umlage-Beitrag für die Beschäftigten des 
Saarlandes beträgt abweichend von Satz 3 ab 1. Januar 2007 1,41 v. H.. 5Neben dem 
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Umlage-Beitrag nach Satz 3 bzw. 4 wird von den bei der ZVK-Saar pflichtversicherten 
Beschäftigten entsprechend § 37 Abs. 1 Satz 2 und 3 ein zusätzlicher Arbeitnehmer-
beitrag zur Umlage in Höhe von 0,4 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts 
erhoben; abweichend davon beträgt der zusätzliche Arbeitnehmerbeitrag zur 
Umlage für

	 a)	� die Beschäftigten des Saarlandes in der Zeit vom 1. Juli 2016 bis 30. Juni 2017  
0,3 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts;

	 b)	� die Beschäftigten der Mitglieder des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Saar
		  –	� in der Zeit vom 1. Juli 2016 bis 30. Juni 2017 0,2 v. H. des zusatzversorgungs-

pflichtigen Entgelts und
		  –	� in der Zeit vom 1. Juli 2017 bis 30. Juni 2018 0,3 v. H. des zusatzversorgungs-

pflichtigen Entgelts.
	� 6Ergeben sich für das Saarland und die Mitglieder des Kommunalen Arbeitgeberver-

bandes Saar bei der ZVK-Saar künftig Mehrkosten aufgrund der veränderten biome-
trischen Risikoverhältnisse, werden diese paritätisch je zur Hälfte vom Arbeitgeber 
und durch eine entsprechende Entnahme aus dem mit dem zusätzlichen Arbeitneh-
merbeitrag gebildeten Vermögen getragen.

(2)	� Der Arbeitgeber hat die auf ihn entfallende Umlage bis zu einem Betrag von monat-
lich 89,48 Euro pauschal zu versteuern, solange die Pauschalversteuerung rechtlich 
möglich ist und soweit sich aus § 37 nicht etwas anderes ergibt.

(3)	� 1Die auf die Umlage entfallenden Pflichtversicherungszeiten und die daraus erwor-
benen Versorgungspunkte sind von der Zusatzversorgungseinrichtung auf einem 
personenbezogenen Versorgungskonto zu führen (Versorgungskonto I); umfasst sind 
auch Aufwendungen und Auszahlungen. 2Das Weitere regelt die Satzung der Zusatz-
versorgungseinrichtung.

Protokollnotiz: 

Für den Fall, dass die pauschal versteuerte Umlage über den am 1. Januar 2001 
geltenden Umfang hinaus in der Sozialversicherung beitragspflichtig werden 
sollte, werden die Tarifvertragsparteien unverzüglich Verhandlungen aufnehmen 
mit dem Ziel, ein dem Zweck der Pauschalversteuerung entsprechendes Ergebnis 
zu erreichen.
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§ 17 
Sanierungsgelder

(1)	� 1Zur Deckung des infolge der Schließung des Gesamtversorgungssystems und des 
Wechsels vom Gesamtversorgungssystem zum Punktemodell zusätzlichen Finanz-
bedarfs, der über die am 1. November 2001 jeweils geltende Umlage hinausgeht, 
erhebt die Zusatzversorgungseinrichtung vom Arbeitgeber Sanierungsgelder. 2Diese 
Sanierungsgelder sind kein steuerpflichtiger Arbeitslohn.

(2)	� Sanierungsgelder kommen nicht in Betracht, wenn der am 1. November 2001 jeweils 
gültige Umlagesatz weniger als vier v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts 
betragen hat.

§ 18 
Beiträge im Kapitaldeckungsverfahren

(1)	� Soweit die Zusatzversorgungseinrichtung für die Pflichtversicherung Beiträge im 
Kapitaldeckungsverfahren von höchstens vier v. H. des zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelts erhebt, trägt diese der Arbeitgeber, soweit sich aus § 37a nichts anderes 
ergibt.

(2)	� Die Beiträge im Sinne des Absatzes 1 einschließlich der darauf entfallenden Erträge 
sind von der Zusatzversorgungseinrichtung auf einem gesonderten personenbezo-
genen Versorgungskonto getrennt von den sonstigen Einnahmen zu führen (Versor-
gungskonto II).

(3)	� Die Einnahmen und Ausgaben einschließlich der Kapitalanlagen sind gesondert zu 
führen und zu verwalten.

§ 19 
Bonuspunkte

(1)	� 1Die Zusatzversorgungseinrichtung stellt jährlich bis zum Jahresende für das voran-
gegangene Geschäftsjahr fest, in welchem Umfang aus verbleibenden Überschüs-
sen (Absatz 2) Bonuspunkte (§ 8 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c) vergeben werden können. 
2Bonuspunkte nach Satz 1 kommen in Betracht für die am Ende des laufenden 
Geschäftsjahres Pflichtversicherten sowie für die zum gleichen Zeitpunkt beitrags-
frei Versicherten, die eine Wartezeit von 120 Umlage-/Beitragsmonaten erfüllt 
haben. 3Über die Vergabe von Bonuspunkten entscheidet das zuständige Gremium 
der Zusatzversorgungseinrichtung auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars der 
Zusatzversorgungseinrichtung. 4Grundlage für die Feststellung und Entscheidung ist 
eine auf anerkannten versicherungsmathematischen Grundsätzen (Anlage 4) beru-
hende und durch den Verantwortlichen Aktuar erstellte fiktive versicherungstech-
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nische Bilanz für die Verpflichtungen gegenüber den Pflichtversicherten und den 
beitragsfrei Versicherten mit erfüllter Wartezeit von 120 Umlage-/Beitragsmonaten. 
5Soweit eine Kapitaldeckung vorhanden ist, werden dabei das Vermögen und die 
tatsächlich erzielten Kapitalerträge nur veranschlagt, soweit sie auf Beitragsleistun-
gen von bis zu 4,0 v. H. der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte entfallen. 6Soweit 
keine Kapitaldeckung vorhanden ist, wird die durchschnittliche laufende Verzinsung 
der zehn nach der Bilanzsumme größten Pensionskassen gemäß dem zum Zeitpunkt 
der Fertigstellung der Bilanz nach Satz 4 jeweils aktuellen Geschäftsbericht des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen bzw. der Nachfolgebehörde 
zugrunde gelegt. 7Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis in Folge von Witterungsein-
flüssen oder wegen anderer Naturereignisse nach besonderen tarifvertraglichen 
Vorschriften geendet hat und die bei Wiederaufnahme der Arbeit Anspruch auf Wie-
dereinstellung haben, sowie Saisonbeschäftigte, die bei Beginn der nächsten Saison 
voraussichtlich wieder eingestellt werden, gelten als Pflichtversicherte im Sinne des 
Satzes 2.

(2)	� 1Ergibt die fiktive versicherungstechnische Bilanz einen Überschuss, wird dieser 
Überschuss um den Aufwand für soziale Komponenten nach § 9 und um die Ver-
waltungskosten der Zusatzversorgungseinrichtung vermindert und nach Maßgabe 
des Absatzes 1 verwendet; soweit keine Kapitaldeckung vorhanden ist, werden für 
die fiktive Verzinsung nach Absatz 1 Satz 6 als Verwaltungskosten zwei v. H. dieser 
fiktiven Zinserträge berücksichtigt. 2Ergibt die versicherungstechnische Bilanz eine 
Unterdeckung, wird diese vorgetragen. 3Einzelheiten werden in den Ausführungsbe-
stimmungen zur Satzung der Zusatzversorgungseinrichtung geregelt.

Protokollnotiz:

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass wegen der unverändert hohen 
Mindestverzinsung zumindest mittelfristig weiterhin keine Ausschüttung von 
Bonuspunkten für die seit 2001 im Punktemodell erworbenen Anwartschaften 
und die Startgutschriften erfolgen wird.
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ABSCHNITT VI 
VERFAHREN

§ 20 
Pflichten der Versicherten 

und der Betriebsrentenberechtigten
(1)	� Der Zusatzversorgungseinrichtung sind alle für die Prüfung des Anspruchs auf 

Betriebsrente notwendigen Angaben zu machen und die erforderlichen Nachweise 
beizubringen.

(2)	� Kommen Betriebsrentenberechtigte der Verpflichtung nach Absatz 1 nicht nach, 
kann die Betriebsrente zurückbehalten werden.

(3)	� Vereinbarungen mit Dritten über die Abtretung, Verpfändung oder Beleihung eines 
Anspruchs auf Betriebsrente sind vorbehaltlich zwingender gesetzlicher Vorschriften 
gegenüber dem Arbeitgeber und der Zusatzversorgungseinrichtung unwirksam.

(4)	� Ist der Versicherungsfall durch ein Verhalten Dritter verursacht worden, sind Scha-
densersatzansprüche, soweit rechtlich zulässig, bis zur Höhe des Brutto-Betrages 
der Betriebsrente an die Zusatzversorgungseinrichtung abzutreten; soweit die 
Abtretung nicht erfolgt oder die zur Durchsetzung des Anspruchs erforderlichen 
Nachweise nicht vorgelegt werden, kann die Betriebsrente zurückbehalten werden.

(5)	� 1Ohne Rechtsgrund gezahlte Betriebsrenten sind in Höhe ihrer Brutto-Beträge 
zurückzuzahlen. 2Haben Versicherte oder Betriebsrentenberechtigte ihre Pflichten 
nach Absatz 1 verletzt, können sie sich nicht auf den Wegfall der Bereicherung beru-
fen.

§ 21 
Versicherungsnachweise

(1) 	� 1Pflichtversicherte erhalten jeweils nach Ablauf des Kalenderjahres bzw. bei Beendi-
gung der Pflichtversicherung einen Nachweis über ihre bisher insgesamt erworbene 
Anwartschaft auf Betriebsrente wegen Alters nach § 7. 2Dabei ist neben der Anwart-
schaft auch die Zahl der Versorgungspunkte und der Messbetrag anzugeben. 3Im 
Falle der Kapitaldeckung sind zusätzlich die steuerrechtlich vorgeschriebenen Anga-
ben zu beachten. 4Der Nachweis ist mit einem Hinweis auf die Ausschlussfrist nach 
Absatz 2 zu versehen. 5Wird der Nachweis im Zusammenhang mit der Beendigung 
der Pflichtversicherung erbracht, ist er um den Hinweis zu ergänzen, dass die auf-
grund der Pflichtversicherung erworbene Anwartschaft bis zum erneuten Beginn der 
Pflichtversicherung bzw. bis zum Eintritt des Versicherungsfalles nicht dynamisiert 
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wird, wenn die Wartezeit von 120 Umlage-/Beitragsmonaten nicht erfüllt ist. 6Das 
Weitere regelt die Satzung der Zusatzversorgungseinrichtung.

(2) 	� 1Die Beschäftigten können nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten 
nach Zugang des Nachweises nach Absatz 1 gegenüber ihrem Arbeitgeber schriftlich 
beanstanden, dass die vom Arbeitgeber zu entrichtenden Beiträge oder die zu mel-
denden Entgelte nicht oder nicht vollständig an die Zusatzversorgungseinrichtung 
abgeführt oder gemeldet wurden. 2Beanstandungen in Bezug auf die ausgewiesenen 
Bonuspunkte sind innerhalb der Ausschlussfrist des Satzes 1 schriftlich unmittelbar 
gegenüber der Zusatzversorgungseinrichtung zu erheben.

§ 22 
Zahlung und Abfindung

(1)	� 1Die Betriebsrenten werden monatlich im Voraus auf ein Girokonto der Betriebs-
rentenberechtigten innerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
überwiesen. 2Die Kosten der Überweisung auf ein Konto im Inland, mit Ausnahme 
der Kosten für die Gutschrift, trägt die Zusatzversorgungseinrichtung. 3Besteht der 
Betriebsrentenanspruch nicht für einen vollen Kalendermonat, wird der Teil gezahlt, 
der auf den Anspruchszeitraum entfällt.

(2)	� 1Die Satzung der Zusatzversorgungseinrichtung kann vorsehen, dass Betriebsren-
ten, die einen Monatsbetrag von bis zu 30 Euro nicht überschreiten, abgefunden 
werden. 2Darüber hinaus kann die Abfindung der Betriebsrente ermöglicht werden, 
wenn die Kosten der Übermittlung der Betriebsrenten unverhältnismäßig hoch sind.

§ 23 
Ausschlussfristen

1Der Anspruch auf Betriebsrente für einen Zeitraum, der mehr als zwei Jahre vor dem 
Ersten des Monats liegt, in dem der Antrag bei der Zusatzversorgungseinrichtung ein-
gegangen ist, kann nicht mehr geltend gemacht werden (Ausschlussfrist). 2Dem Antrag 
steht eine Mitteilung der/des Berechtigten gleich, die zu einem höheren Anspruch führt. 
3Die Beanstandung, die mitgeteilte laufende monatliche Betriebsrente, eine Rentennach-
zahlung, eine Abfindung, eine Beitragserstattung oder eine Rückzahlung sei nicht oder 
nicht in der mitgeteilten Höhe ausgezahlt worden, ist nur schriftlich und innerhalb einer 
Ausschlussfrist von einem Jahr zulässig; die Frist beginnt bei laufenden Betriebsrenten 
mit dem Ersten des Monats, für den die Betriebsrente zu zahlen ist, im Übrigen mit dem 
Zugang der Mitteilung über die entsprechende Leistung. 4Auf die Ausschlussfrist ist in 
der Mitteilung über die Leistung hinzuweisen.
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§ 24 
Beitragserstattung

(1) 	� 1Die beitragsfrei Versicherten, die die Wartezeit (§ 6) nicht erfüllt haben, können 
bis zur Vollendung ihres 69. Lebensjahres die Erstattung der von ihnen getragenen 
Beiträge beantragen. 2Der Antrag auf Beitragserstattung gilt für alle von den Versi-
cherten selbst getragenen Beiträge und kann nicht widerrufen werden. 3Rechte aus 
der Versicherung für Zeiten, für die Beiträge erstattet werden, erlöschen mit der 
Antragstellung. 4Die Beiträge werden ohne Zinsen erstattet.

(2)	� 1Sterben Versicherte nach Antragstellung, aber vor Beitragserstattung, gehen die 
Ansprüche auf die Hinterbliebenen über, die betriebsrentenberechtigt sind. 2Mit der 
Zahlung an einen der Hinterbliebenen erlischt der Anspruch der übrigen Berechtig-
ten gegen die Zusatzversorgungseinrichtung.

(3)	� Beiträge im Sinne dieser Vorschrift sind
	 a)	� die für die Zeit vor dem 1. Januar 1978 entrichteten Pflichtbeiträge einschließlich 

der Beschäftigtenanteile an den Erhöhungsbeträgen,
	 b)	� die für die Zeit nach dem 31. Dezember 1977 entrichteten Beschäftigtenanteile 

an den Erhöhungsbeträgen,
	 c)	� die für die Zeit nach dem 31. Dezember 1998 entrichteten Umlage-Beiträge der 

Beschäftigten.

ABSCHNITT VII 
ZUSCHÜSSE DES ARBEITGEBERS ZU ANDEREN  

ZUKUNFTSSICHERUNGSSYSTEMEN

§ 25 
Zuschüsse des Arbeitgebers zu anderen Zukunftssicherungssystemen

(1) 	� 1Für Beschäftigte, die als Mitglieder einer berufsständischen Versicherung von der 
Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind, richtet sich die 
Beteiligung des Arbeitgebers am Beitrag zur berufsständischen Versorgungseinrich-
tung nach § 172 Abs. 2 SGB VI. 2Pflichtversicherte, die nach § 231 Abs. 1 oder § 231a 
SGB VI von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit 
und freiwillig in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert sind oder die für 
sich und ihre Hinterbliebenen eine (befreiende) Lebensversicherung abgeschlossen 
haben oder die freiwillig im Versorgungswerk der Presse versichert sind, erhalten 
von ihrem Arbeitgeber auf schriftlichen Antrag für jeden Kalendermonat, für den ih-
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nen Entgelt, Urlaubsentgelt oder Entgelt im Krankheitsfall zustehen, einen Zuschuss 
in Höhe der Hälfte des Betrages, der zu zahlen wäre, wenn sie in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert wären, höchstens jedoch die Hälfte des Beitrages. 
3Beschäftigte, die freiwilliges Mitglied des Versorgungswerkes der Presse sind und 
die antragsgemäß (Anlage 2 Satz 2) von der Pflicht zur Versicherung in einer Zusatz-
versorgungeinrichtung befreit wurden, erhalten auf ihren Antrag für die Zeit, für die 
ohne die Befreiung die Pflicht zur Versicherung bestünde und für die ihnen Entgelt, 
Urlaubsentgelt oder Entgelt im Krankheitsfall zustehen, einen zweckgebundenen 
Zuschuss zu ihren Beiträgen zur Versicherung im Versorgungswerk der Presse. 4Der 
Zuschuss beträgt die Hälfte des Beitrages, höchstens jedoch vier v. H. des zusatz-
versorgungspflichtigen Entgelts. 5Die Zuschüsse nach den Sätzen 1 und 2 dürfen 
insgesamt den Betrag nicht übersteigen, den der Arbeitgeber zu zahlen hätte, wenn 
die Beschäftigten in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert wären.

(2)	� Im Falle der freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung behält 
der Arbeitgeber den von den Beschäftigten zu tragenden Teil des Beitrages von 
deren Bezügen ein und führt den Beitrag nach der Verordnung über die Zahlung von 
Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung ab.

(3)	� 1Verfügen die Beschäftigten ohne vorherige Zustimmung des Arbeitgebers durch Ab-
tretung und Verpfändung über ihre Lebensversicherung oder über die sich aus dem 
Zuschuss nach Absatz 1 Satz 3 ergebende Anwartschaft, wird der Zuschuss nach 
Absatz 1 Satz 2 bzw. Satz 3 nicht gewährt. 2Der Zuschuss wird bis zu der in Absatz 1 
bestimmten Höhe auch gewährt, wenn im Beitrag Mehrbeträge für Versicherungs-
leistungen bei Eintritt der vollen oder teilweisen Erwerbsminderung enthalten sind.

ZWEITER TEIL 
FREIWILLIGE VERSICHERUNG

§ 26 
Freiwillige Versicherung

(1)	� 1Den Pflichtversicherten wird die Möglichkeit eröffnet, durch Entrichtung eigener 
Beiträge unter Inanspruchnahme der steuerlichen Förderung (Sonderausgabenab-
zug, Zulage) bei der Zusatzversorgungseinrichtung nach deren Satzungsvorschrif-
ten eine zusätzliche kapitalgedeckte Altersvorsorge im Rahmen der betrieblichen 
Altersversorgung aufzubauen. 2Nach Beendigung der Pflichtversicherung kann die 
freiwillige Versicherung – unabhängig davon, ob eine steuerliche Förderung möglich 
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ist – längstens bis zum Eintritt des Versicherungsfalles (§ 5) fortgesetzt werden. 3Die 
Fortsetzung ist innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten nach Beendigung 
der Pflichtversicherung zu beantragen.

(2)	� 1Die eigenen Beiträge der Pflichtversicherten zur freiwilligen Versicherung werden 
entsprechend deren schriftlicher Ermächtigung vom Arbeitgeber aus dem Arbeits-
entgelt an die Zusatzversorgungseinrichtung abgeführt. 2Der Arbeitgeber schuldet 
auch in Anbetracht von Absatz 5 keine eigenen Beiträge.

(3)	� 1Die freiwillige Versicherung kann in Anlehnung an das Punktemodell erfolgen. 2Wahl-
weise kann sie auch durch fondsgebundene Rentenversicherung erfolgen, sofern 
die Zusatzversorgungseinrichtung Entsprechendes anbietet. 3Unbeschadet etwaiger 
von der Zusatzversorgungseinrichtung übernommener Zinsgarantien, haftet der Ar-
beitgeber nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG nur für den Erhalt der eingezahlten Beiträge, 
soweit sie nicht rechnungsmäßig für einen biometrischen Risikoausgleich verbraucht 
wurden. 4Das Nähere regelt die Satzung der Zusatzversorgungseinrichtung.

(4)	� 1Die Beschäftigten behalten ihre Anwartschaft, wenn ihr Arbeitsverhältnis vor 
Eintritt des Versicherungsfalles (§ 5) endet. 2Eine Abfindung von Anwartschaften 
ist nur dann möglich, wenn der Beschäftigte die freiwillige Versicherung kündigt. 
3Im Rahmen dieser Abfindung erhält der Beschäftigte seine eingezahlten Beiträge 
abzüglich der durch die Satzung und die Allgemeinen Versicherungsbedingungen der 
freiwilligen Versicherung der Zusatzversorgungseinrichtung näher beschriebenen 
Abschläge zurück. 4Die Beschäftigten können jedoch verlangen, dass der Barwert 
ihrer Anwartschaft auf eine andere Zusatzversorgungseinrichtung, auf die die bishe-
rige Pflichtversicherung nach § 4 übergeleitet wird, oder auf ein Versorgungssystem 
einer überstaatlichen Einrichtung, mit der ein entsprechendes Abkommen besteht, 
zu übertragen ist, wenn die Versorgungszusage des neuen Arbeitgebers eine dem 
übertragenen Barwert wertmäßig entsprechende Zusage auf lebenslange Altersvor-
sorge umfasst. 5Besteht bei einem Arbeitgeberwechsel die Pflichtversicherung bei 
der Zusatzversorgungseinrichtung fort, kann verlangt werden, dass die Versorgungs-
zusage des neuen Arbeitgebers eine dem Barwert der bisherigen Anwartschaften 
wertmäßig entsprechende Zusage auf lebenslange Altersvorsorge umfasst. 6Das Ver-
langen ist nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses möglich. 7Mit der Versorgungszusage durch den neuen 
Arbeitgeber erlischt die Verpflichtung des früheren Arbeitgebers.

(5) 	� Der Arbeitgeber kann zu einer freiwilligen Versicherung der Beschäftigten eigene 
Beiträge außerhalb einer Entgeltumwandlung leisten; Absätze 2 bis 4 gelten entspre-
chend.
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Protokollnotiz zu Absatz 1: 

Arbeiterinnen/Arbeiter, die nach Satz 3 der Anlage 2 bei der Bahnversicherungs-
anstalt Abteilung B versichert bleiben und die sonst bei der VBL pflichtversichert 
wären, können die freiwillige Versicherung bei der VBL entsprechend § 26 durch-
führen.

§ 27 
Verfahren

(1)	� Die Zusatzversorgungseinrichtung hat die Beiträge, die im Rahmen der freiwilligen 
Versicherung entrichtet werden, einschließlich der Erträge auf einem gesonderten 
personenbezogenen Versicherungskonto getrennt von den sonstigen Einnahmen zu 
führen; umfasst sind auch Aufwendungen und Auszahlungen.

(2)	� 1Die freiwillige Versicherung wird in einem eigenen Abrechnungsverband geführt. 
2Die Einnahmen und Ausgaben einschließlich der Kapitalanlagen sind gesondert zu 
führen und zu verwalten.

(3)	� 1Die freiwillig Versicherten erhalten jeweils nach Ablauf des Kalenderjahres sowie 
bei Beendigung der freiwilligen Versicherung einen Nachweis mit den steuerlich vor-
geschriebenen Angaben bzw. soweit keine steuerliche Förderung möglich ist, über 
die Höhe der geleisteten Beiträge sowie über Art und Umfang der bisher erworbe-
nen Anwartschaften. 2Eine unterbliebene oder nicht vollständige Abführung der Bei-
träge an die Zusatzversorgungseinrichtung kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist 
von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises beanstandet werden. 3Im Übrigen 
gelten die §§ 20, 21 und 22 Abs. 1 entsprechend.
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DRITTER TEIL 
ÜBERGANGS- UND SCHLUSSVORSCHRIFTEN

ABSCHNITT I 
ÜBERGANGSREGELUNGEN ZUR  

VERSICHERUNGSPFLICHT

§ 28 
Höherversicherte

1Die Beschäftigten, deren zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung im Wege 
der Höherversicherung bis 31. Dezember 1997 durchgeführt wurde, sind weiterhin nicht 
zu versichern. 2Der Arbeitgeber zahlt einen Zuschuss zur Verwendung für eine zusätzli-
che Alters- und Hinterbliebenenversorgung von 66,47 Euro monatlich.

§ 29 
Von der Pflichtversicherung Befreite

(1)	� Beschäftigte, die am 31. Dezember 1966 im Arbeitsverhältnis gestanden haben, 
nach der zwischen ihrem Arbeitgeber und der Zusatzversorgungseinrichtung beste-
henden Mitgliedschafts-/Beteiligungsvereinbarung nicht zu versichern waren und 
die keinen Antrag auf Versicherung bei dem Arbeitgeber gestellt haben, bleiben 
weiterhin von der Pflicht zur Versicherung befreit.

(2)	� Beschäftigte, deren zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung im Wege der 
Versicherung bei einem Lebensversicherungsunternehmen durchgeführt worden ist 
und die keinen Antrag auf Versicherung nach einem der in § 40 Abs. 3 aufgeführten 
Tarifverträge gestellt haben, sind – entsprechend den bis zum In-Kraft-Treten dieses 
Tarifvertrages geltenden Regelungen – weiterhin nicht bei der Zusatzversorgungs-
einrichtung zu versichern.
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ABSCHNITT II 
ÜBERGANGSREGELUNGEN FÜR DIE  

RENTENBERECHTIGTEN

§ 30 
Am 31. Dezember 2001 Versorgungsrentenberechtigte

(1)	� Die Versorgungsrenten, die sich ohne Berücksichtigung von Nichtzahlungs- und Ru-
hensregelungen ergeben, und die Ausgleichsbeträge nach dem bis zum 31. Dezem-
ber 2000 geltenden Zusatzversorgungsrecht werden für die am 31. Dezember 2001 
Versorgungsrentenberechtigten und versorgungsrentenberechtigten Hinterbliebe-
nen zum 31. Dezember 2001 festgestellt.

(2)	� 1Die nach Absatz 1 festgestellten Versorgungsrenten werden vorbehaltlich des 
Satzes 3 als Besitzstandsrenten weitergezahlt und entsprechend § 11 Abs. 1 
dynamisiert. 2Die abbaubaren Ausgleichsbeträge werden jeweils in Höhe des Dy-
namisierungsgewinns abgebaut; die nicht abbaubaren Ausgleichsbeträge werden 
nicht dynamisiert. 3Die am Tag vor In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages geltenden 
Regelungen über die Nichtzahlung und das Ruhen sind entsprechend anzuwenden.

(3) 	� Es gelten folgende Maßgaben:
	 a)	� 1Neuberechnungen werden nur unter den Voraussetzungen des § 11 Abs. 2 

durchgeführt; zusätzliche Versorgungspunkte nach Satz 2 sind dabei zu berück-
sichtigen. 2Soweit noch Zeiten vor dem 1. Januar 2002 zu berücksichtigen sind, 
wird eine Startgutschrift entsprechend den §§ 32 bis 34 berechnet; übersteigt 
der hiernach festgestellte Betrag den Betrag, der sich als Versorgungsrente am 
31. Dezember 2001 ergeben hat bzw. ohne Nichtzahlungs- und Ruhensregelun-
gen ergeben hätte, wird die Differenz durch den Messbetrag geteilt und dem 
Versorgungskonto (§ 8 Abs. 1) als Startgutschrift gutgeschrieben.

	 b)	� § 10 Abs. 3 und die §§ 12 bis 14 sowie 20 bis 23 gelten entsprechend.
	 c)	� 1Hat die Versorgungsrente vor dem 1. Januar 2002 geendet und besteht die 

Möglichkeit einer erneuten Rentengewährung, ist die Versorgungsrente, die 
sich unter Außerachtlassung von Nichtzahlungs- und Ruhensregelungen und 
ohne Berücksichtigung eines Ausgleichsbetrages (Absatz 1) am 31. Dezember 
2001 ergeben hätte, durch den Messbetrag zu teilen und als Startgutschrift auf 
dem Versorgungskonto (§ 8 Abs. 1) gutzuschreiben; im Übrigen gelten in diesen 
Fällen die Vorschriften des Punktemodells. 2Satz 1 gilt entsprechend, wenn der 
Versicherungsfall vor dem 1. Januar 2002 eingetreten ist, die Versorgungsrente 
jedoch erst nach dem 1. Januar 2002 beginnen würde.
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(4) 	� Stirbt eine unter Absatz 1 fallende Versorgungsrentenberechtigte/ein unter Absatz 1 
fallender Versorgungsrentenberechtigter, gelten die Vorschriften des Punktemodells 
für Hinterbliebene entsprechend.

(5) 	� Die Absätze 1 bis 4 gelten für Rentenberechtigte entsprechend, deren Rente aus der 
Zusatzversorgung am 1. Januar 2002 beginnt.

§ 31 
Am 31. Dezember 2001 Versicherungsrentenberechtigte

(1)	� Für Versicherungsrentenberechtigte und versicherungsrentenberechtigte Hinter-
bliebene, deren Versicherungsrente spätestens am 31. Dezember 2001 begonnen 
hat, wird die am 31. Dezember 2001 maßgebende Versicherungsrente festgestellt.

(2)	� Die nach Absatz 1 festgestellten Versicherungsrenten werden als Besitzstandsrenten 
weitergezahlt und entsprechend § 11 Abs. 1 dynamisiert.

(3)	� § 30 Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend.
(4)	� Die Absätze 1 bis 3 gelten für Leistungen nach der am Tag vor In-Kraft-Treten dieses 

Tarifvertrages geltenden Sonderregelung für Arbeitnehmer im Beitrittsgebiet  
(§ 105b VBL-Satzung) und für Betriebsrenten nach § 18 BetrAVG, die spätestens am 
31. Dezember 2001 begonnen haben, entsprechend.

ABSCHNITT III 
ÜBERGANGSREGELUNGEN FÜR ANWARTSCHAFTEN  

DER VERSICHERTEN

§ 32 
Grundsätze

(1)	� 1Für die Versicherten werden die Anwartschaften (Startgutschriften) nach dem am 
31. Dezember 2000 geltenden Recht der Zusatzversorgung entsprechend den §§ 33 
und 34 ermittelt. 2Die Anwartschaften nach Satz 1 werden ohne Berücksichtigung 
der Altersfaktoren in Versorgungspunkte umgerechnet, indem der Anwartschaftsbe-
trag durch den Messbetrag von vier Euro geteilt wird; sie werden dem Versorgungs-
konto (§ 8 Abs. 1) ebenfalls gutgeschrieben. 3Eine Verzinsung findet vorbehaltlich 
des § 19 Abs. 1 nicht statt.

(2)	� 1Das Jahr 2001 wird entsprechend dem Altersvorsorgeplan 2001 berücksichtigt; dies 
gilt auch für im Jahr 2001 eingetretene Rentenfälle. 2Ist der Versicherungsfall der 
teilweisen oder vollen Erwerbsminderung im Jahr 2001 eingetreten, gilt Satz 1 mit 
der Maßgabe, dass die zusatzversorgungsrechtliche Umsetzung der Neuregelungen 
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im gesetzlichen Erwerbsminderungsrecht aus der 39. Änderung der Satzung der VBL 
vom 19. Oktober 2001 oder der Änderung der Satzung der ZVKSaar vom 10. Dezem-
ber 2001 zu berücksichtigen ist.

(3)	� Soweit in den §§ 33, 34 und 39 auf Vorschriften des bis zum 31. Dezember 2000 gel-
tenden Satzungsrechts verwiesen wird, erfolgt dies durch Benennung der bisherigen 
Regelung in der VBL-Satzung mit dem Zusatz „a. F.”; für den Bereich der ZVK-Saar 
gelten die entsprechenden Vorschriften ihrer Satzung in der bis zum 31. Dezember 
2000 geltenden Fassung.

(4)	� 1Für die Berechnung der Anwartschaften sind, soweit jeweils erforderlich, die 
Rechengrößen (Entgelt, Gesamtbeschäftigungsquotient, Steuertabelle, Sozialversi-
cherungsbeiträge, Familienstand u. a.) vom 31. Dezember 2001 maßgebend; soweit 
gesamtversorgungsfähiges Entgelt zu berücksichtigen ist, ergibt sich dieses aus den 
entsprechenden Kalenderjahren vor dem 1. Januar 2002, dabei bleibt die Dynami-
sierung zum 1. Januar 2002 unberücksichtigt. 2Für die Rentenberechnung nach § 18 
Abs. 2 BetrAVG ist das am 31. Dezember 2001 geltende Rentenrecht maßgebend 
(Anlage 4 Nr. 5 Satz 2).

(5)	� 1Beanstandungen gegen die mitgeteilte Startgutschrift sind innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises der Zusatzversorgungs-
einrichtung schriftlich unmittelbar gegenüber der Zusatzversorgungseinrichtung zu 
erheben. 2Auf die Ausschlussfrist ist in dem Nachweis hinzuweisen.

(6)	� 1Soweit die Summe aus der Startgutschrift ohne Berücksichtigung des § 33 Abs. 
1 Satz 3, dem Zuschlag zur Startgutschrift nach § 33 Abs. 1a sowie dem Betrag, 
der nach § 33 Abs. 3a als zusätzliche Startgutschrift ermittelt wurde, die Höhe der 
Anwartschaft nach § 33 Abs. 1 erreicht oder übersteigt, verbleibt es bei der bereits 
mitgeteilten Startgutschrift. 2Einer gesonderten Mitteilung durch die Zusatzver-
sorgungseinrichtung bedarf es in diesen Fällen nicht, es sei denn es liegt eine 
Beanstandung nach Absatz 5 vor oder die Zusatzversorgungseinrichtung hat auf die 
Beanstandung der Startgutschriften verzichtet. 3Im Übrigen übermittelt die Zusatz-
versorgungseinrichtung eine neue Mitteilung über die Höhe der Startgutschrift.

§ 33 
Höhe der Anwartschaften

für am 31. Dezember 2001 schon und am 1. Januar 2002 noch Pflichtversicherte
(1) 	� 1Die Anwartschaften der am 31. Dezember 2001 schon und am 1. Januar 2002 noch 

Pflichtversicherten berechnen sich nach § 18 Abs. 2 BetrAVG, soweit sich aus Absatz 
2 nichts anderes ergibt. 2Satz 1 gilt entsprechend für Beschäftigte, die nach den am 
31. Dezember 2000 geltenden Vorschriften der Zusatzversorgungseinrichtung als 
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pflichtversichert gelten. 3Bei Anwendung von Satz 1 ist an Stelle des Faktors von 
2,25 v. H. nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG der Faktor zu berücksichtigen, der 
sich ergibt, indem man 100 v. H. durch die Zeit in Jahren vom erstmaligen Beginn der 
Pflichtversicherung bis zum Ende des Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet 
wird, teilt; der Faktor beträgt jedoch mindestens 2,25 v. H. und höchstens 2,5 v. H. 

Protokollnotiz zu Absatz 1 Satz 3:

1Bei Anwendung von Absatz 1 Satz 3 werden Teilmonate ermittelt, indem die 
Pflichtversicherungszeit unabhängig von der tatsächlichen Anzahl der Tage des 
betreffenden Monats durch 30 dividiert wird. 2Aus der Summe der (Teil-)Monate 
werden die Jahre der Pflichtversicherung berechnet. 3Die sich nach Satz 1 und 
2 ergebenden Werte werden jeweils auf zwei Nachkommastellen gemeinüblich 
gerundet. 4Der sich durch die Division mit der Zeit in Jahren ergebende Faktor 
wird auf vier Nachkommastellen gemeinüblich gerundet.

(1a)	�1Bei Beschäftigten, deren Anwartschaft nach Absatz 1 (rentenferne Jahrgänge) be-
rechnet wurde, wird auch ermittelt, welche Anwartschaft sich bei einer Berechnung 
nach § 18 Abs. 2 BetrAVG unter Berücksichtigung folgender Maßgaben ergeben 
würde:

1.	� 1Anstelle des Vomhundertsatzes nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG wird ein Un-
verfallbarkeitsfaktor entsprechend § 2 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG errechnet. 2Dieser wird 
ermittelt aus dem Verhältnis der Pflichtversicherungszeit vom Beginn der Pflicht-
versicherung bis zum 31. Dezember 2001 zu der Zeit vom Beginn der Pflichtversi-
cherung bis zum Ablauf des Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird. 3Der 
sich danach ergebende Vomhundertsatz wird auf zwei Stellen nach dem Komma 
gemeinüblich gerundet und um 7,5 Prozentpunkte vermindert.

2.	� 1Ist der nach Nummer 1 Satz 3 ermittelte Vomhundertsatz höher als der bisherige 
Vomhundertsatz nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG, wird für die Voll-Leistung 
nach § 18 Abs. 2 BetrAVG ein individueller Brutto- und Nettoversorgungssatz nach 
§ 41 Abs. 2 und 2b VBL-Satzung a. F. ermittelt. 2Als gesamtversorgungsfähige Zeit 
werden dabei berücksichtigt

	 a)	� die bis zum 31. Dezember 2001 erreichten Pflichtversicherungsmonate zuzüglich 
der Monate vom 1. Januar 2002 bis zum Ablauf des Monats, in dem das 65. 
Lebensjahr vollendet wird, und

	 b)	� die Monate ab Vollendung des 17. Lebensjahres bis zum 31. Dezember 2001 
abzüglich der Pflichtversicherungsmonate bis zum 31. Dezember 2001 zur Hälfte.
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Protokollnotiz zu Absatz 1a Satz 1 Nr. 2:

Der „bisherige Vomhundertsatz nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG“ wird für 
jedes Jahr der Pflichtversicherung mit dem Faktor 2,25 v. H. berechnet, Absatz 1 
Satz 3 findet keine Anwendung.

	� 3Für Beschäftigte, für die der Umlagesatz des Abrechnungsverbandes Ost der VBL 
maßgebend war und die nur Pflichtversicherungszeiten in der Zusatzversorgung 
nach dem 31. Dezember 1996 haben, gilt Satz 2 Buchst. b mit der Maßgabe, dass 
für die Zeit vor dem 1. Januar 1997 höchstens 75 Monate zur Hälfte berücksichtigt 
werden. 4Bei Anwendung des § 41 Abs. 2 Satz 5 VBL-Satzung a. F. gilt als Eintritt des 
Versicherungsfalls der Erste des Kalendermonats nach Vollendung des 65. Lebens-
jahres; als gesamtversorgungsfähige Zeit im Sinne des § 42 Abs. 1 VBL-Satzung a. F. 
sind die Zeiten nach Satz 2 Buchst. a zu berücksichtigen.

	� 2Ist die unter Berücksichtigung der Maßgaben nach den Nummern 1 und 2 berech-
nete Anwartschaft höher als die Anwartschaft nach Absatz 1, wird der Unterschieds-
betrag zwischen diesen beiden Anwartschaften ermittelt und als Zuschlag zur 
Anwartschaft nach Absatz 1 berücksichtigt. 3Der Zuschlag vermindert sich um den 
Betrag, der bereits nach Absatz 3a als zusätzliche Startgutschrift ermittelt wurde.

(2)	� 1Für Beschäftigte im Tarifgebiet West bzw. für bei der VBL versicherte Beschäftigte, 
für die der Umlagesatz des Abrechnungsverbandes West maßgeblich ist (§ 76 Abs. 4 
Satz 3 VBL-Satzung a. F.) oder die Pflichtversicherungszeiten in der Zusatzversorgung 
vor dem 1. Januar 1997 haben, und die am 1. Januar 2002 das 55. Lebensjahr vollen-
det haben (rentennahe Jahrgänge), ist Ausgangswert für die bis zum 31. Dezember 
2001 in der Zusatzversorgung (Gesamtversorgung) erworbene Anwartschaft die 
Versorgungsrente, die sich unter Beachtung der Maßgaben des § 32, insbesondere 
unter Berücksichtigung der Mindestgesamtversorgung (§ 41 Abs. 4 VBL-Satzung a. F.) 
und des § 44a VBL-Satzung a. F., für die Berechtigte/den Berechtigten bei Eintritt des 
Versicherungsfalles am 31. Dezember 2001, frühestens jedoch zum Zeitpunkt der 
Vollendung des 63. Lebensjahres ergeben würde. 2Von diesem Ausgangswert ist der 
Betrag abzuziehen, den die Versicherten aus dem Punktemodell bis zur Vollendung 
des 63. Lebensjahres vor Berücksichtigung des Abschlages noch erwerben könnten, 
wenn für sie zusatzversorgungspflichtige Entgelte in Höhe des gesamtversorgungs-
fähigen Entgelts gezahlt würden. 3Sind am 31. Dezember 2001 die Voraussetzungen 
für die Berücksichtigung des § 98 Abs. 5 VBL-Satzung a. F. erfüllt, berechnet sich 
der Versorgungsvomhundertsatz nach dieser Vorschrift mit der Maßgabe, dass 
nach § 98 Abs. 5 Satz 2 VBL-Satzung a. F. abzuziehende Monate die Monate sind, 
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die zwischen dem 31. Dezember 1991 und dem Ersten des Monats liegen, der auf 
die Vollendung des 63. Lebensjahres folgt. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten für Beschäftigte, 
die am 31. Dezember 2001 das 52. Lebensjahr vollendet haben und eine Rente für 
schwerbehinderte Menschen beanspruchen könnten, wenn sie zu diesem Zeitpunkt 
bereits das 60. Lebensjahr vollendet hätten, entsprechend mit der Maßgabe, dass an 
die Stelle des 63. Lebensjahres das entsprechende, für sie individuell frühestmögli-
che Eintrittsalter in die abschlagsfreie Rente für schwerbehinderte Menschen maß-
geblich ist. 5Werden in den Fällen des Satzes 4 die Voraussetzungen für die Mindest-
gesamtversorgung zwischen dem Zeitpunkt der Hochrechnung nach Satz 4 und der 
Vollendung des 63. Lebensjahres erfüllt, erfolgt die Berechnung der Anwartschaft 
abweichend von Satz 4 bezogen auf den Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen der 
Mindestgesamtversorgung erfüllt wären.

(3)	� Für Beschäftigte im Tarifgebiet West bzw. für bei der VBL versicherte Beschäftigte, 
für die der Umlagesatz des Abrechnungsverbandes West maßgeblich ist (§ 76 Abs. 4 
Satz 3 VBL-Satzung a. F.) oder die Pflichtversicherungszeiten in der Zusatzversorgung 
vor dem 1. Januar 1997 haben, und die vor dem 14. November 2001 Altersteilzeit 
oder einen Vorruhestand vereinbart haben, gilt Absatz 2 mit folgenden Maßgaben:

	 a) 	� An die Stelle des 63. Lebensjahres tritt das vereinbarte Ende des Altersteilzeitar-
beitsverhältnisses bzw. in den Fällen des Vorruhestandes das Alter, zu dem nach 
der Vorruhestandsvereinbarung die Rente beginnen würde.

	 b) 	� 1Der anzurechnende Bezug nach Absatz 4 wird in den Fällen, in denen die 
Mindestgesamtversorgung nach dem bis zum 31. Dezember 2000 geltenden 
Zusatzversorgungsrecht maßgeblich gewesen wäre, um die Abschläge vermin-
dert, die sich zu dem Zeitpunkt, auf den die Startgutschrift hochgerechnet wird, 
voraussichtlich ergeben werden; diese Abschläge sind der Zusatzversorgungs-
einrichtung vom Beschäftigten in geeigneter Weise nachzuweisen. 2Die Start-
gutschrift ist in den Fällen des Satzes 1 um den Betrag der sich im Zeitpunkt der 
Hochrechnung nach Satz 1 voraussichtlich ergebenden Abschläge gemäß § 7 Abs. 
3 zu erhöhen.

(3a)	�1Pflichtversicherte, bei denen der Versicherungsfall der vollen Erwerbsminderung 
vor dem 1. Januar 2007 eingetreten ist, deren Startgutschrift nach Absatz 1 berech-
net wurde und die am 31. Dezember 2001

	 a)	� das 47. Lebensjahr vollendet sowie
	 b)	� mindestens 120 Umlagemonate zurückgelegt hatten,
		�  erhalten in Abweichung von dem üblichen Verfahren eine zusätzliche Start-

gutschrift in Höhe des Betrages, um den die Startgutschrift nach Absatz 2 die 
Startgutschrift nach Absatz 1 übersteigt; bei Berechnung der Startgutschrift nach 
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Absatz 2 sind die Maßgaben der Sätze 2 und 3 zu beachten. 2Die Berechnung 
erfolgt bezogen auf die Vollendung des 63. Lebensjahres. 3Als anzurechnender 
Bezug wird die tatsächliche, entsprechend Absatz 5 auf das vollendete 63. Le-
bensjahr hochgerechnete gesetzliche Rente zugrunde gelegt. 4Die sich nach den 
Sätzen 1 bis 3 ergebende zusätzliche Startgutschrift gilt bei Anwendung des § 19 
als soziale Komponente im Sinne des § 9.

(4)	� 1Für die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 2 ist die Rentenauskunft des 
gesetzlichen Rentenversicherungsträgers zum Stichtag 31. Dezember 2001 nach 
Durchführung einer Kontenklärung maßgebend. 2Die Pflichtversicherten haben, sofern 
sie nicht bereits über eine Rentenauskunft aus dem Jahr 2001 verfügen, bis zum 30. 
September 2002 eine Rentenauskunft zu beantragen und diese unverzüglich der 
zuständigen Zusatzversorgungseinrichtung zu übersenden. 3Sofern die Rentenauskunft 
aus von den Pflichtversicherten zu vertretenden Gründen bis zum 31. Dezember 2003 
nicht beigebracht wird, wird die Startgutschrift nach Absatz 1 berechnet. 4Bei Vorlie-
gen besonderer Gründe kann die Zusatzversorgungseinrichtung eine angemessene 
Fristverlängerung gewähren. 5Soweit bis zum 31. Dezember 2002 bereits ein bestands- 
oderrechtskräftiger Rentenbescheid der gesetzlichen Rentenversicherung vorliegt, 
ist – abweichend von Satz 1 – dieser Grundlage für die Berechnung nach Absatz 2.

(5)	� 1Für die Zeit bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres werden Entgeltpunkte in 
Höhe des jährlichen Durchschnitts der in dem Zeitraum vom 1. Januar 1999 bis 31. 
Dezember 2001 tatsächlich aus Beitragszeiten erworbenen Entgeltpunkte in Ansatz 
gebracht. 2Bei Pflichtversicherten, die nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung 
versichert sind, wird der anzurechnende Bezug nach der bisher geltenden Regelung 
berücksichtigt; Zuschüsse werden in Höhe des jährlichen Durchschnitts der in der 
Zeit vom 1. Januar 1999 bis 31. Dezember 2001 tatsächlich gemeldeten Zuschüsse in 
Ansatz gebracht. 3Ist in den Jahren 1999 bis 2001 kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt bezogen worden, ist gesamtversorgungsfähiges Entgelt das zusatzversor-
gungspflichtige Entgelt, das sich ergeben hätte, wenn für den gesamten Monat De-
zember 2001 eine Beschäftigung vorgelegen hätte. 4Sind in den Jahren 1999 bis 2001 
keine Entgeltpunkte erworben worden, ist für die Ermittlung der Entgeltpunkte das 
rentenversicherungspflichtige Entgelt maßgebend, das im Monat Dezember 2001 
bezogen worden wäre, wenn während des gesamten Monats eine Beschäftigung 
vorgelegen hätte; für die Ermittlung der Zuschüsse gilt dies entsprechend.

(6)	� 1Für die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 1 und 2 haben die Pflichtver-
sicherten bis zum 31. Dezember 2002 ihrem Arbeitgeber den Familienstand am 
31. Dezember 2001 (§ 41 Abs. 2c Satz 1 Buchst. a und b VBL-Satzung a. F.) mitzutei-
len. 2Der Arbeitgeber hat die Daten an die Zusatzversorgungseinrichtung zu melden.
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(7)	� 1Für die Dynamisierung der Anwartschaften gilt § 19. 2Auf den Zuschlag zur Anwart-
schaft nach Absatz 1a werden für die Jahre 2001 bis 2010 keine Bonuspunkte (§ 19) 
gewährt. 3Die Vergabe von Bonuspunkten für die Zeit bis zum 31. Dezember 2016 
wird durch die Neuberechnung der Startgutschriften aufgrund der Änderungen 
durch § 1 des Änderungstarifvertrages Nr. 10 zum ATV vom 8. Juni 2017 nicht be-
rührt.“

Protokollnotiz zu Absatz 1 und Absatz 1a: 

Zur Ermittlung der Anwartschaften nach den Absätzen 1 und 1a wird bei Be-
rechnung der Voll-Leistung nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG ausschließlich das so 
genannte Näherungsverfahren entsprechend § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 Buchst. f 
BetrAVG berücksichtigt.

Protokollnotiz zu Absatz 7:

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass wegen der unverändert hohen 
Mindestverzinsung zumindest mittelfristig weiterhin keine Ausschüttung von 
Bonuspunkten für die seit 2001 im Punktemodell erworbenen Anwartschaften 
und die Startgutschriften erfolgen wird.

§ 34 
Höhe der Anwartschaften

für am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherte
(1)	� 1Die Startgutschriften der am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherten werden nach 

der am 31. Dezember 2001 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. 
2Auf einen gesetzlichen Anspruch nach § 18 Abs. 2 BetrAVG sind § 33 Abs. 1 Satz 3 
und Abs. 1a entsprechend anzuwenden. 3Für die Dynamisierung der Anwartschaften 
gilt § 33 Abs. 7 entsprechend.

(2)	� 1Für Beschäftigte, für die § 105b VBL-Satzung a. F. gilt, findet Absatz 1 mit der 
Maßgabe Anwendung, dass die Startgutschriften nur nach § 44 VBL-Satzung a. F. 
berechnet werden und dass der Berechnung das Entgelt zugrunde zu legen ist, das 
bei Pflichtversicherung in den letzten fünf Jahren vor Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses zusatzversorgungspflichtig gewesen wäre. 2Für Beschäftigte nach Satz 1 
gilt die Wartezeit als erfüllt.

(3)	� Für die freiwillig Weiterversicherten gilt Absatz 1 entsprechend.
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ABSCHNITT IV 
SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§ 35 
Sterbegeld

1Sterbegeld wird bei Fortgeltung des bisherigen Rechts Anspruchsberechtigten unter 
Berücksichtigung des am 31. Dezember 2001 maßgebenden Gesamtbeschäftigungsquo-
tienten in folgender Höhe gezahlt für Sterbefälle
im Jahr 2002	 1535	Euro,
im Jahr 2003	 1500	Euro,
im Jahr 2004	 1200	Euro,
im Jahr 2005	  900	Euro,
im Jahr 2006	  600	Euro,
im Jahr 2007	  300	Euro.
2Ab dem Jahr 2008 entfällt das Sterbegeld.

§ 36 
Sonderregelungen für die Jahre 2001/2002

(1)	� Anstelle von § 2 Abs. 2 und des Satzes 1 der Anlage 2 finden bis zum 31. Dezember 
2002 der § 5 Abs. 3 und § 6 Abs. 1 bis 3 Versorgungs-TV sowie § 4 Abs. 1 und § 5 
Abs. 1 bis 3 VersTV-Saar weiterhin Anwendung.

(2)	� Soweit bis zum 31. Dezember 2002 zusatzversorgungspflichtiges Entgelt entspre-
chend § 8 Versorgungs-TV oder § 7 VersTV-Saar gemeldet wurde, hat es dabei sein 
Bewenden.

(3)	� Soweit bis zum 31. Dezember 2002 Beiträge im Sinne des § 25 entsprechend den 
Vorschriften des Versorgungs-TV oder des VersTV-Saar gezahlt wurden, hat es dabei 
sein Bewenden.

§ 36a 
Übergangsregelungen

(1)	� Ist die/der Versicherte oder die/der Betriebsrentenberechtigte vor dem 1. Juli 2007 
verstorben, findet § 10 Abs. 1 Satz 5 keine Anwendung; dies gilt nicht für Neuzusa-
gen, die nach dem 31. Dezember 2006 erteilt wurden.

(2)	� 1Für Mutterschutzzeiten nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG, die in der Zeit vom 
1. Januar 2002 bis zum 31. Dezember 2011 liegen, gilt § 9 Abs. 1 Satz 4 und 5 mit 
folgenden Maßgaben:
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	 a)	� 1Die Mutterschutzzeiten werden auf schriftlichen Antrag der Beschäftigten 
berücksichtigt. 2Geeignete Nachweise zum Beginn und Ende der Mutterschutz-
fristen sind vorzulegen. 3Der Antrag und die Nachweise sind bei der Zusatzver-
sorgungseinrichtung einzureichen, bei der die Pflichtversicherung während der 
Mutterschutzzeit bestanden hat.

	 b)	� 1Das für die Mutterschutzzeit anzusetzende zusatzversorgungspflichtige Entgelt 
wird errechnet aus dem durchschnittlichen kalendertäglichen zusatzversor-
gungspflichtigen Entgelt des Kalenderjahres, das dem Jahr vorangeht, in dem 
die Mutterschutzfrist begonnen hat. 2Bei der Berechnung des durchschnittlichen 
Entgelts werden Kalendermonate ohne zusatzversorgungspflichtiges Entgelt 
nicht berücksichtigt. 3Ist in diesem Zeitraum kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt angefallen, ist für die Berechnung das Entgelt zugrunde zu legen, das sich 
als durchschnittliches zusatzversorgungspflichtiges Entgelt im Kalenderjahr vor 
Beginn der Mutterschutzzeit ergeben hätte.

	 c)	� Das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach Buchst. b vermindert sich um das 
zusatzversorgungspflichtige Entgelt, das nach § 9 Abs. 1 in der Fassung des Ände-
rungstarifvertrages Nr. 2 vom 12. März 2003 für Kalendermonate berücksichtigt 
worden ist, in denen das Arbeitsverhältnis ganz oder teilweise nach § 6 Abs. 1 
MuSchG geruht hat.

	� 2Für Mutterschutzzeiten vor dem 1. Januar 2002 gilt Satz 1 bei entsprechendem An-
trag der Versicherten bzw. der Rentenberechtigten sinngemäß für die Berechnung 
ihrer Startgutschriften. 3Am 31. Dezember 2001 Rentenberechtigte mit Mutter-
schutzzeiten vor dem 1. Januar 2002 erhalten auf Antrag einen Zuschlag zu ihrer 
Besitzstandsrente, der sich ergibt, wenn auf der Grundlage der Entgelte gemäß 
Satz 1 Buchst. b entsprechend § 8 Versorgungspunkte gutgeschrieben würden.

§ 37 
Sonderregelungen für die VBL

(1) 	� 1Zu § 16 Abs. 1: Bei Pflichtversicherten, für die der Umlagesatz des Abrechnungs-
verbandes West der VBL maßgebend ist, beträgt der Umlage-Beitrag 1,41 v. H. des 
zusatzversorgungspflichtigen Entgelts. 2Neben dem Umlage-Beitrag nach Satz 1 wird 
ein zusätzlicher Arbeitnehmerbeitrag zur Umlage in Höhe von 0,4 v. H. des zusatz-
versorgungspflichtigen Entgelts erhoben; abweichend davon beträgt der zusätzliche 
Arbeitnehmerbeitrag zur Umlage bei

	 a)	� den Beschäftigten eines Mitglieds der TdL oder eines Mitglieds eines Mitglieds-
verbandes der TdL, die bei der VBL pflichtversichert sind, in der Zeit vom 1. Juli 
2016 bis 30. Juni 2017 0,3 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts;
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	 b)	� den Beschäftigten des Bundes und den Beschäftigten eines Mitglieds eines Mit-
gliedsverbandes der VKA, die bei der VBL pflichtversichert sind,

		  –	� in der Zeit vom 1. Juli 2016 bis 30. Juni 2017 0,2 v. H. des zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelts und

		  –	� in der Zeit vom 1. Juli 2017 bis 30. Juni 2018 0,3 v. H. des zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelts.

	� 3Der zusätzliche Arbeitnehmerbeitrag zur Umlage nach Satz 2 dient der Finanzierung 
von Mehrkosten aufgrund der Veränderung der biometrischen Risiken (Richttafeln 
Heubeck 1998, derzeit VBL 2010G); er wird zunächst in einem Sondervermögen des 
Abrechnungsverbandes West der VBL angespart. 4Die Arbeitgeber im Abrechnungs-
verband West der VBL tragen entsprechend dem periodischen Bedarf im Umlage-
verfahren eine Umlage von 6,45 v. H. bis zu 6,85 v. H. der zusatzversorgungspflichti-
gen Entgelte. 5Für die Finanzierung der sich aufgrund der veränderten biometrischen 
Risikoverhältnisse im Abrechnungsverband West der VBL ergebenden Mehrkosten 
gilt folgendes Verfahren:

	 a)	� Die Mehrkosten aufgrund der veränderten biometrischen Risikoverhältnisse im 
Sinne von Satz 3 werden für den jeweiligen Deckungsabschnitt pauschal ermit-
telt, indem auf die sich für die einzelnen Kalenderjahre des Deckungsabschnitts 
ergebenden Rentenausgaben der sich aus der Anlage 6 jeweils ergebende Vom-
hundertsatz angewandt wird.

	 b)	� Die Hälfte der sich nach Buchstabe a ergebenden Mehrkosten in dem jeweiligen 
Deckungsabschnitt wird durch eine Entnahme aus dem Sondervermögen nach Satz 
3 finanziert; die aus dem Sondervermögen hierzu entnommenen Mittel sind dem 
jeweiligen Arbeitgeber bzw. seiner Arbeitgebergruppe in dem Verhältnis zuzurech-
nen, in dem das Sondervermögen von deren Beschäftigten aufgebaut wurde.

	 c)	� Die andere Hälfte der sich nach Buchstabe a ergebenden Mehrkosten, höchs-
tens jedoch 0,4 v. H. der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte, wird von den 
Arbeitgebern im Rahmen der Festsetzung des Finanzierungsaufwandes für den 
jeweiligen Deckungsabschnitt getragen.

	 d)	� Die Anwendung der Buchstaben a bis c im jeweiligen Deckungsabschnitt setzt 
einen Umlagesatz in diesem Deckungsabschnitt von mindestens 7,86 v. H. voraus.

(2)	� Zu § 16 Abs. 2: Bei Pflichtversicherten, deren zusatzversorgungspflichtiges Entgelt 
sich nach für das Tarifgebiet West geltenden Tarifvertragsregelungen bemisst und 
für die der Umlagesatz des Abrechnungsverbandes West maßgebend ist, gilt anstelle 
des in § 16 Abs. 2 genannten Betrages ein Betrag von 92,03 Euro.

(3)	� 1Zu § 17: Die Sanierungsgelder nach § 17 werden im Abrechnungsverband West nach 
dem Verhältnis der Entgeltsumme aller Pflichtversicherten zuzüglich der neunfachen 
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Rentensumme aller Renten zu den entsprechenden Werten, die einem Arbeitgeber-
verband oder einem Arbeitgeber zurechenbar sind, erhoben. 2Die Satzung regelt die 
Grundsätze der Zuordnung von Beteiligten zu den jeweiligen Arbeitgebergruppen 
entsprechend dem Altersvorsorgeplan 2001 und dem Beschluss des Verwaltungsra-
tes vom 1. Februar 2002.

(4)	� Zu § 26 Abs. 3: Die VBL hat die für die sonstigen Pensionskassen geltenden Regelun-
gen des § 54 Abs. 2 und 3 VAG in Verbindung mit der Anlageverordnung, der §§ 54b, 
66 VAG einschließlich der nach § 65 VAG erlassenen Deckungsrückstellungsverord-
nung zu beachten, soweit sich aufsichtsrechtlich nichts anderes ergibt.

(5)	� Zu § 34 Abs. 1: § 34 Abs. 1 Satz 2 gilt in folgender Fassung: „2Soweit die Startgut-
schrift nach § 18 Abs. 2 BetrAVG berechnet wurde, sind § 32 Abs. 6 sowie § 33 Abs. 1 
Satz 3 und Abs. 1a entsprechend anzuwenden.“

(6) 	� Zu § 36a Abs. 2: Anstelle von § 36a Abs. 2 Sätze 2 und 3 gilt folgender Satz 2: „2Für 
Mutterschutzzeiten vor dem 1. Januar 2002 gilt Satz 1 bei entsprechendem Antrag 
der Versicherten bzw. Rentenberechtigten sinngemäß für die Berechnung ihrer bis 
zum 31. Dezember 2001 erworbenen Anwartschaften.“

Protokollnotizen zu Absatz 1:

1.	� Eine Entnahme aus dem Sondervermögen erfolgt erst ab 2023.
2.	� Über die Frage der Finanzierung der durch die neuen Startgutschriften ent-

stehenden Mehrkosten werden die Tarifvertragsparteien entscheiden, wenn 
das derzeitige von den Arbeitgebern zu tragende Finanzierungsvolumen 
(Umlage/Sanierungsgeldsätze) bei der VBL (Abrechnungsverband West) 
nicht ausreichen sollte.

§ 37a 
Sonderregelungen für das Tarifgebiet Ost

(1) 	� 1Bei Pflichtversicherten, für die der Umlagesatz des Abrechnungsverbandes Ost der 
VBL maßgebend ist, beträgt der Arbeitnehmerbeitrag zur Pflichtversicherung 2,0 
v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts. 2Dieser Arbeitnehmerbeitrag zur 
Kapitaldeckung erhöht sich auf 4,25 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts; 
abweichend davon beträgt der Arbeitnehmerbeitrag zur Kapitaldeckung bei

	 a)	� den Beschäftigten eines Mitglieds der TdL oder eines Mitglieds eines Mitglieds-
verbandes der TdL, die bei der VBL pflichtversichert sind, in der Zeit vom 1. Juli 
2016 bis 30. Juni 2017 3,5 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts;
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	 b)	� den Beschäftigten des Bundes und den Beschäftigten eines Mitglieds eines Mit-
gliedsverbandes der VKA, die bei der VBL pflichtversichert sind,

		  –	� in der Zeit vom 1. Juli 2016 bis 30. Juni 2017 2,75 v. H. des zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelts und

		  –	� in der Zeit vom 1. Juli 2017 bis 30. Juni 2018 3,5 v. H. des zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelts.

	� 3Der Arbeitgeberbeitrag im Kapitaldeckungsverfahren der VBL-Ost beträgt 2,0 v. H. 
der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte. 4Im Umlageverfahren tragen die Arbeit-
geber im Abrechnungsverband Ost der VBL entsprechend dem periodischen Bedarf 
eine Umlage von 1,0 v. H. bis zu 3,25 v. H. der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte. 
5Mit dieser Umlage werden auch die Leistungen aus der Kapitaldeckung finanziert, 
soweit die Entnahmen aus der Kapitaldeckung dazu nicht ausreichen (Mischfinanzie-
rung).

(2) 	� In den Fällen der freiwilligen Versicherung aufgrund von § 2 Abs. 2 wird ein entspre-
chender Arbeitnehmerbeitrag zur freiwilligen Versicherung erhoben; § 16 Abs. 1 
Satz 2 gilt entsprechend.

Gemeinsame Niederschriftserklärung zu § 37a Abs. 1 ATV

Die Tarifvertragsparteien stimmen darin überein, dass die Erhebung des Arbeit-
nehmerbeitrags in Höhe von 0,2 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts 
ab 1. Januar 2003 im Rahmen des Umlageverfahrens entsprechend § 16 Abs. 1 
erfolgt; eine weitere Präjudizierung zum Arbeitnehmerbeitrag erfolgt hierdurch 
nicht.

(3) 	� Der Zuschuss nach § 25 Abs. 1 Satz 4 wird für Beschäftigte im Tarifgebiet Ost um 
den Betrag gemindert, der sich ohne die Befreiung von der Pflichtversicherung als 
Arbeitnehmerbeitrag nach Absatz 1 ergeben würde.

Protokollnotiz zu Absatz 1: 

Solange wegen der aktuellen Niedrigzinsphase tatsächlich ein Beitrag von über 
8,0 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts zur Finanzierung der Leistun-
gen des Punktemodells im Rahmen der Kapitaldeckung erforderlich ist, wirkt sich 
der zusätzliche Arbeitnehmerbeitrag nach Absatz 1 Satz 2 nicht auf den sofort 
unverfallbaren Teil der Anwartschaften aus.
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Protokollnotiz zu den Absätzen 2 und 3: 

In den Fällen der Absätze 2 und 3 wird als Arbeitnehmerbeitrag ein Beitrag von 
2,0 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts zugrunde gelegt.

§ 37b 
Rechtsfolgen des Ausscheidens eines Beteiligten aus der VBL

1Mit dem Ausscheiden eines Beteiligten aus der VBL enden die Pflichtversicherungen der 
bei ihm im Arbeitsverhältnis stehenden Beschäftigten. 2Die Versicherungen bleiben bei 
der VBL als beitragsfreie Versicherungen bis zum Beginn einer erneuten Pflichtversiche-
rung bzw. bis zum Eintritt des Versicherungsfalls ebenso bestehen wie die dort erworbe-
nen Anwartschaften und Leistungsansprüche der aktiven und ehemaligen Beschäftigten 
des ausgeschiedenen Beteiligten. 3Diese dürfen nicht abweichend von Anwartschaften 
und Leistungsansprüchen solcher Beschäftigten geregelt werden, deren Arbeitgeber 
weiterhin Beteiligter der VBL ist.

§ 37c 
Zahlung eines Gegenwertes

(1) �1Zur Sicherung der Umlage- und Solidargemeinschaft zahlt ein Beteiligter, der aus der 
VBL ausscheidet, einen Gegenwert an die VBL für die dort verbleibenden Leistungs-
ansprüche und unverfallbaren Anwartschaften, die ihm zuzurechnen sind. 2Bei der 
Berechnung des Gegenwertes sind folgende Grundsätze zu berücksichtigten:

	 a)	� Der ausgeschiedene Beteiligte hat neben den Leistungsansprüchen und Anwart-
schaften, die seine aktiven und ehemaligen Beschäftigten und deren Hinterblie-
bene bei der VBL während seiner Beteiligung erworben haben, auch die bis zu 
seinem Ausscheiden entstandenen Leistungsansprüche und Anwartschaften 
auszufinanzieren, die ihm nach der Satzung der VBL in den bis zum 31. Dezember 
2015 gültigen Fassungen bzw. aufgrund Verpflichtungserklärung ausdrücklich zu-
geordnet worden sind und die nicht bereits vor dem Zeitpunkt des Ausscheidens 
kapitalgedeckt finanziert waren.

	 b)	� Die Höhe des Gegenwertes ist nach den anerkannten Regeln der Versicherungs-
mathematik unter Heranziehung von zum Ausscheidenszeitpunkt bestehenden 
und unter Verwendung der in den nachfolgenden Buchstaben c bis e näher 
bezeichneten Rechnungsgrundlagen zu berechnen.

	 c)	� Als Rechnungszins wird der zum Ausscheidenszeitpunkt jeweils gültige Höchst-
zinssatz nach § 2 Abs. 1 der Verordnung über Rechnungsgrundlagen für die 
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Deckungsrückstellungen (Deckungsrückstellungsverordnung) zu Grunde gelegt, 
mindestens jedoch 2 v. H. und höchstens 4 v. H.

	 d)	� Hinsichtlich der biometrischen Risiken sind die jeweils aktuellen Sterbetafeln der 
VBL für die Pflichtversicherung zu berücksichtigen.

	 e)	� Die Verwaltungskosten werden pauschal mit 2 v. H. des Gegenwertes berechnet.

Protokollnotiz zu Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c: 

Im Fall des Wegfalls des Zinssatzes der Deckungsrückstellungsverordnung wird 
die Anknüpfung an einen anderen angemessenen Zinssatz durch die Tarifver-
tragsparteien vereinbart.

(2) 	� Zum Ausgleich des Risikos, dass der nach Absatz 1 ermittelte Gegenwert aufgrund 
sich verändernder Rechnungsgrundlagen zu hoch oder zu niedrig ist, gilt Folgendes:

	 a)	� 1Die VBL wiederholt die Gegenwertberechnung nach Absatz 1 alle zehn Jahre. 
2Die Kosten hierfür trägt die Umlagegemeinschaft. 3Auf Veranlassung der VBL 
oder des ausgeschiedenen Beteiligten kann eine Neuberechnung auch bereits 
nach Ablauf von fünf Jahren seit der letzten Berechnung erneut durchgeführt 
werden. 4In diesem Fall werden die Kosten durch den Veranlasser getragen.

	 b)	� 1Übersteigt nach der Neuberechnung der bisher berechnete Gegenwert die 
bestehenden Verpflichtungen (Überschuss), werden dem ausgeschiedenen 
Beteiligten für jeweils fünf volle Jahre seit dem Ausscheiden 6,25 v. H. dieses 
Überschusses ausgezahlt. 2Nach Ablauf von 80 Jahren seit dem Ausscheiden, 
spätestens mit dem Versterben des letzten Leistungsempfängers werden 100 
v. H. des zu diesem Zeitpunkt festgestellten Überschusses ausgezahlt.

	 c)	� 1Decken die zum Zeitpunkt der Neuberechnung aus dem bisherigen Gegenwert 
noch vorhandenen Mittel nicht alle bestehenden Verpflichtungen, besteht eine 
Nachschusspflicht des ausgeschiedenen Beteiligten. 2Für die Nachschusspflicht 
gelten die in Buchstabe b aufgeführten Regelungen entsprechend.

	 d)	� 1Auf Antrag des ausgeschiedenen Beteiligten unterbleibt die Neuberechnung nach 
Buchstaben a bis c, wenn der ausgeschiedene Beteiligte einen Zuschlag von 10 v. H. 
der Gegenwertsumme innerhalb von sechs Monaten nach seinem Ausscheiden 
zahlt. 2Reichen Zuschlag und Gegenwert nicht aus, um die dem ausgeschiedenen 
Beteiligten zuzurechnenden Leistungsansprüche und Anwartschaften zu finan-
zieren, tragen dieses Risiko die Solidargemeinschaft der verbliebenen Beteiligten 
sowie diejenigen Beteiligten, die sich für das Erstattungsmodell nach § 37e ent-
schieden haben, entsprechend dem periodischen Bedarf im Umlageverfahren.
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§ 37d 
Vermögensanrechnung

1Ergab sich bei Ende des letzten Deckungsabschnitts vor dem Ausscheiden des Betei-
ligten ein überschüssiges Vermögen, verringert sich der Gegenwert nach § 37c um 
den Anteil, der dem ausgeschiedenen Beteiligten nach Satz 3 zuzurechnen ist. 2Als 
überschüssiges Vermögen gilt der Betrag, der aufgrund eines Überschusses am Ende 
des vorangegangenen Deckungsabschnitts als sonstige Einnahme bei der Kalkulation des 
Finanzierungsaufwandes im laufenden Deckungsabschnitt berücksichtigt wurde. 3Der 
Anteil des ausgeschiedenen Beteiligten berechnet sich wie folgt:
	 a)	� Der Anteil des ausscheidenden Beteiligten an dem überschüssigen Vermögen 

wird nach der Summe der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte der über ihn 
Pflichtversicherten bei Ende der Beteiligung im Verhältnis zur Summe der zusatz-
versorgungspflichtigen Entgelte aller zu diesem Zeitpunkt Pflichtversicherten 
ermittelt.

	 b)	� Der ausgeschiedene Beteiligte erhält von dem Vermögensanteil nach Buchstabe 
a 30 v. H. sowie für jedes vollendete Kalenderjahr, das nach dem Ende der Beteili-
gung bis zum Ende des laufenden Deckungsabschnitts folgt,

		  –	� bei einem fünfjährigen Deckungsabschnitt weitere 10,0 v. H. und
		  –	� bei einem siebenjährigen Deckungsabschnitt weitere 6,67 v. H., 
		  höchstens insgesamt 70 v. H.
4Ergab sich bei Ende des letzten Deckungsabschnitts vor dem Ausscheiden des Beteilig-
ten eine Unterfinanzierung, die im Zuge der Kalkulation für den Finanzierungsaufwand 
des laufenden Deckungsabschnitts in diesem ausgeglichen wird, erhöht sich der Gegen-
wert nach § 37c um den Anteil, der dem ausgeschiedenen Beteiligten in entsprechender 
Anwendung von Satz 3 zuzurechnen ist. 5Die Anrechnung des überschüssigen Vermögens 
nach Satz 1 oder der Ausgleich einer Unterdeckung nach Satz 4 erfolgt nur einmalig bei 
Beendigung der Beteiligung. 6Eine über die Sätze 1 bis 4 hinausgehende Vermögensbe-
teiligung bzw. Beteiligung an einer Unterdeckung erfolgt nicht.

§ 37e 
Erstattungsmodell

1Der ausgeschiedene Beteiligte ist berechtigt, anstelle der Zahlung eines Gegenwertes 
nach § 37c die Aufwendungen der VBL für die ihm nach § 37c Abs. 1 Satz 2 Buchst. a 
zuzurechnenden Leistungsansprüche zuzüglich anteiliger Verwaltungskosten in Höhe 
von 2 v. H. des jeweiligen Erstattungsbetrages fortlaufend zu erstatten (Erstattungs-
modell). 2Er kann – auch nachträglich – den Erstattungszeitraum verkürzen, indem er 
einen Deckungsstock zur Ausfinanzierung verbleibender Ansprüche nach § 37c Abs. 1 
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Satz 2 Buchst. b bis c aufbaut oder zukünftig einen Gegenwert zur Ausfinanzierung 
solcher verbleibenden Ansprüche zahlt. 3Dabei sind folgende Grundsätze zu berück-
sichtigen:
	 a) 	� Beim Erstattungsmodell kann der ausscheidende Beteiligte zwischen reiner Er-

stattung, verkürzter Erstattung mit Deckungsstock und verkürzter Erstattung mit 
verbleibendem Gegenwert wählen.

	 b)	� 1Das Ende des zu vereinbarenden Erstattungszeitraums kann der ausscheidende 
Beteiligte festlegen. 2Wählt er das reine Erstattungsmodell, endet der Erstat-
tungszeitraum mit der letzten ihm zuzurechnenden Rentenzahlung.

	 c)	� 1Aufbau und Höhe eines vom ausscheidenden Beteiligten gewählten Deckungs-
stocks bestimmen sich nach dem von ihm festgelegten Ende des Erstattungszeit-
raums und den dann noch vorhandenen Leistungsansprüchen und Anwartschaf-
ten; die Einzelheiten sind unter entsprechender Berücksichtigung der Maßgaben 
nach § 37c Abs. 1 Satz 2 Buchst. b bis e durch die VBL festzulegen. 2Ist der 
Deckungsstock am Ende des gewählten Erstattungszeitraums höher als die noch 
vorhandenen Leistungsansprüche, erhält der ausgeschiedene Beteiligte den 
Überschuss.

	 d)	� 1Wählt der ausscheidende Beteiligte die Zahlung eines verbleibenden Gegen-
wertes für die bei Ende des von ihm festgelegten Erstattungszeitraums noch 
vorhandenen Leistungsansprüche und Anwartschaften, so gelten für den Ge-
genwert § 37c Abs. 1 und 2 entsprechend. 2Dies gilt auch bei einem gebildeten 
Deckungsstock.

	 e)	� 1Ausgeschiedene Beteiligte, die statt der Zahlung eines Gegenwertes nach § 37c 
Abs. 1 das Erstattungsmodell wählen, werden für die Dauer der Erstattungen – 
wie bei einer fortbestehenden Beteiligung – an den Kosten von vergangenen 
bzw. zukünftigen Beendigungen von Beteiligungen beteiligt, soweit diese von 
den ausgeschiedenen Beteiligten nicht selbst getragen werden. 2Der ausgeschie-
dene Beteiligte hat keine Ausfallsicherung beizubringen.

	 f)	� § 37d gilt entsprechend.

§ 37f 
Rechtsfolgen von Personalübertragungen

(1) 	� 1Werden kraft Rechtsvorschrift (Gesetz, Verordnung, Satzung) oder aufgrund einer 
Vereinbarung (einschließlich Betriebsübergang und Fusion) zwischen einem an der 
VBL Beteiligten und einem nicht beteiligten Arbeitgeber Arbeitsverhältnisse mit 
Pflichtversicherten auf Letzteren übertragen (Personalübertragungen) und scheidet 
dadurch ein wesentlicher Teil von Pflichtversicherten des Beteiligten aus der VBL 
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aus, ist dieser verpflichtet, hierfür einen anteiligen Gegenwert zu zahlen. 2Dabei sind 
folgende Grundsätze zu berücksichtigen.

	 a)	� 1Ein wesentlicher Teil von Pflichtversicherten ist gegeben, wenn in den vergange-
nen zehn Jahren (jeweils Stand Jahresende) zehn v. H. der Pflichtversicherten des 
Beteiligten oder 500 Pflichtversicherte übertragen worden sind. 2Der zehnjährige 
Betrachtungszeitraum beginnt neu, wenn ein Gegenwert geschuldet wird. 3Hat 
ein beteiligter Arbeitgeber im Betrachtungszeitraum im Wege einer Personal-
übertragung von nicht beteiligten Arbeitgebern zusätzliche Pflichtversicherte 
übernommen, wird der Umfang zugunsten des Beteiligten berücksichtigt.

	 b)	� 1Mit dem anteiligen Gegenwert sind unverfallbare Anwartschaften der Versicher-
ten zu finanzieren, deren Pflichtversicherungen wegen der Personalübertragun-
gen während des Betrachtungszeitraums enden. 2Zusätzlich sind Anwartschaften 
von beitragsfreien Versicherungen sowie Leistungsansprüche von Betriebsren-
tenberechtigten und Hinterbliebenen in dem Anteil zu finanzieren, der dem 
Verhältnis des übertragenen Pflichtversichertenbestandes zu dem Pflichtversi-
chertenbestand des Beteiligten vor der Personalübertragung entspricht.

	 c)	� Im Übrigen gelten die Grundsätze nach § 37c und § 37d entsprechend.
	 d)	� 1Anstelle eines anteiligen Gegenwertes kann der Beteiligte die Aufwendungen 

der VBL für die ihm im Zusammenhang mit den Personalübertragungen nach 
Buchstabe b zuzurechnenden Leistungsansprüche entsprechend § 37e erstatten. 
2§ 37d gilt entsprechend.

(2)	� Die Personalübertragungen nach Absatz 1 stellen für sich genommen keinen Grund 
zur fristlosen Kündigung der Beteiligung dar.

(3)	� Die Einzelheiten zu Absatz 1 regelt die VBL eigenständig.

§ 38 
Sonderregelung für die VKA

1Zu § 29 Abs. 2: Beschäftigte, deren zusätzliche Altersvorsorge bei einem Lebensversi-
cherungsunternehmen durchgeführt worden ist, sind auf ihren schriftlichen Antrag beim 
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen bei der Zusatzversorgungseinrichtung zu ver-
sichern. 2Der Antrag kann nur bis zum Ablauf von sechs Monaten nach dem Beginn der 
Mitgliedschaft des Arbeitgebers bei einem Mitgliedverband der Vereinigung der kommu-
nalen Arbeitgeberverbände gestellt werden. 3Beschäftigte, die den Antrag nach Satz 1 
nicht stellen, haben die Lebensversicherung mindestens zu den bisherigen Bedingungen 
fortzuführen. 4Der Arbeitgeber hat sich nach den am Tage vor dem Beitritt des Arbeitge-
bers zu einem Mitgliedverband der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
bestehenden Vereinbarungen an den Beiträgen zur Lebensversicherung zu beteiligen. 
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5Daneben hat der Arbeitgeber für die Zeit, für die die Beschäftigten Arbeitsentgelt erhal-
ten, einen zusätzlichen Beitragsanteil in Höhe von 1,5 v. H. des der Beitragsberechnung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts zu entrich-
ten; dabei bleibt die Beitragsbemessungsgrenze unberücksichtigt. 6Die Beitragsanteile 
des Arbeitgebers dürfen den insgesamt zu zahlenden Beitrag nicht übersteigen.

§ 39 
Sonderregelungen für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt

(1) 	� 1Bei Bund und TdL gilt für pflichtversicherte Beschäftigte und für freiwillig Ver-
sicherte Beschäftigte mit wissenschaftlicher Tätigkeit (§ 2 Absatz 2) Folgendes: 
Soweit das monatliche zusatzversorgungspflichtige Entgelt den Grenzbetrag nach 
Satz 2 übersteigt, hat der Arbeitgeber ab 1. Januar 2002 im Rahmen der freiwilligen 
Versicherung nach § 26 Abs. 3 Satz 1 einen Beitrag von acht v. H. des übersteigen-
den Betrages an die Zusatzversorgungseinrichtung zu zahlen. 2Grenzbetrag ist das 
1,181-fache des Betrages der Entgeltgruppe 15 Stufe 5 TVöD/Bund Tarifgebiet West 
bzw. Tarifgebiet Ost – jährlich einmal einschließlich der Jahressonderzahlung, wenn 
die/der Beschäftigte eine zusatzversorgungspflichtige Jahressonderzahlung erhält. 
3Die Sätze 1 und 2 gelten nur für Beschäftigte, für die keine zusätzliche Umlage nach 
Absatz 2 zu entrichten ist.

(2) 	� 1Für Beschäftigte, für die für Dezember 2001 schon und für Januar 2002 noch eine 
zusätzliche Umlage nach § 29 Abs. 4 VBL-Satzung a. F. gezahlt wurde, gilt Folgendes: 
Soweit das monatliche zusatzversorgungspflichtige Entgelt den Grenzbetrag nach 
Satz 3 übersteigt, ist in diesem Arbeitsverhältnis zusätzlich eine Umlage von neun 
v. H. des übersteigenden Betrages zu zahlen. 2Die sich daraus ergebenden Versor-
gungspunkte sind zu verdreifachen. 3Grenzbetrag ist das 1,133-fache des Betrages 
der Entgeltgruppe 15 Stufe 6 TVöD/VKA Tarifgebiet West bzw. Tarifgebiet Ost – jähr-
lich einmal einschließlich der Jahressonderzahlung, wenn die/der Beschäftigte eine 
zusatzversorgungspflichtige Jahressonderzahlung erhält.

Protokollnotiz:

Bei Beschäftigten im Tarifgebiet Ost, für die der Umlagesatz des Abrechnungs-
verbandes West der VBL maßgeblich ist, sind bei Erhebung des Beitrags nach 
Absatz 1 und der zusätzlichen Umlage nach Absatz 2 die jeweiligen Beträge für 
das Tarifgebiet West zu berücksichtigen.
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§ 40 
In-Kraft-Treten

(1) 	� 1Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2001 in Kraft. 2Abweichend von 
Satz 1 tritt § 2 Abs. 2 am 1. Januar 2003 mit der Maßgabe in Kraft, dass er nur für 
nach dem 31. Dezember 2002 begründete Arbeitsverhältnisse Anwendung findet.

(2) 	� 1Dieser Tarifvertrag kann jederzeit schriftlich mit einer Frist von drei Monaten zum 
Monatsende gekündigt werden, frühestens jedoch zum 30. Juni 2026. 2Abweichend 
von Satz 1 kann dieser Tarifvertrag von und gegenüber der TdL mit einer Frist von 
drei Monaten zum Monatsende gekündigt werden, frühestens jedoch zum 31. De-
zember 2024.

(3) 	� Mit dem In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages treten – unbeschadet des § 36 – außer 
Kraft der

	 a)	� Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer des Bundes und der Länder 
sowie von Arbeitnehmern kommunaler Verwaltungen und Betriebe (Versor-
gungs-TV) vom 4. November 1966,

	 b)	� Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer des Saarlandes und der 
Mitglieder des Kommunalen Arbeitgeberverbandes e. V. Saar (VersTVSaar) vom 
15. November 1966.

(4)	� Soweit vorstehend keine Regelung getroffen ist, findet der als Anlage 5 beigefügte 
Altersvorsorgeplan 2001 vom 13. November 2001 mit seinen Anlagen Anwendung 
(einschließlich des Ausschlusses der Entgeltumwandlung und der Verhandlungszusa-
ge nach 1.3).
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ANLAGE 1
Geltungsbereich

1Tarifverträge im Sinne des § 1 sind der
1.	� Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD),
2.	� Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L),
3.	� Tarifvertrag für die Auszubildenden des öffentlichen Dienstes (TVAöD),
4.	� Tarifvertrag für Auszubildende der Länder in Ausbildungsberufen nach dem Berufs-

bildungsgesetz (TVA-L BBiG),
5.	� Tarifvertrag für Auszubildende der Länder in Pflegeberufen (TVA-L Pflege),
6.	� Tarifvertrag über die Regelung der Rechtsverhältnisse der nicht vollbeschäftigten 

amtlichen Tierärzte und Fleischkontrolleure in öffentlichen Schlachthöfen und in 
Einfuhruntersuchungsstellen (TV Ang iöS),

7.	� Tarifvertrag über die Regelung der Rechtsverhältnisse der nicht vollbeschäftigten 
amtlichen Tierärzte und Fleischkontrolleure in öffentlichen Schlachthöfen und in 
Einfuhruntersuchungsstellen (TV Ang-O iöS),

8.	� Tarifvertrag Versorgungsbetriebe (TV-V),
9.	� Spartentarifvertrag Nahverkehrsbetriebe eines Arbeitgeberverbandes, der der Ver-

einigung der kommunalen Arbeitgeberverbände angehört, soweit die Anwendung 
des öffentlichen Zusatzversorgungsrechts dort geregelt ist,

10.	� Tarifvertrag für die Arbeitnehmer/Innen der Wasserwirtschaft in Nordrhein-West
falen (TV-WW/NW).

Protokollnotiz zu Satz 1: 

Soweit in Satz 1 der Anlage 1 in der Fassung des 3. Änderungstarifvertrags auf-
geführte Tarifverträge noch nicht durch einen der in Satz 1 der Anlage 1 aufge-
führten Tarifverträge abgelöst sind, verbleibt es bis zur Ablösung beim bisherigen 
Geltungsbereich.

2Dieser Tarifvertrag gilt nicht für die Beschäftigten
	 a)	� des Landes und der Stadtgemeinde Bremen bzw. der Mitglieder des kommu-

nalen Arbeitgeberverbandes Bremen e. V., die unter den Geltungsbereich des 
Bremischen Ruhelohngesetzes vom 22. Dezember 1998 fallen,

	 b)	� der Freien und Hansestadt Hamburg,
	 c)	� der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Vereinigung Hamburg e. V.
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ANLAGE 2
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

1Von der Pflicht zur Versicherung sind Beschäftigte ausgenommen, die
1.	� nach einer aufgrund einer im Zeitpunkt des Beginns der Mitgliedschaft/Beteiligung 

bestehenden Ruhelohnordnung oder einer entsprechenden Bestimmung eine 
Anwartschaft oder einen Anspruch auf Ruhelohn haben und denen Hinterbliebenen-
versorgung gewährleistet ist,

2.	� eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf lebenslängliche Versorgung nach beam-
ten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder entsprechenden 
kirchenrechtlichen Regelungen mindestens in Höhe der beamtenrechtlichen Mindest-
versorgungsbezüge haben und denen Hinterbliebenenversorgung gewährleistet ist,

3.	� aufgrund Tarifvertrages, Arbeitsvertrages, der Satzung der Zusatzversorgungsein-
richtung oder der Satzung einer Zusatzversorgungseinrichtung, von der Versicherun-
gen übergeleitet werden, von der Versicherungspflicht befreit worden sind,

4.	� für das bei dem Beteiligten bestehende Arbeitsverhältnis aufgrund gesetzlicher, 
tariflicher oder vertraglicher Vorschrift einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung 
(Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen, Versorgungsanstalt der deutschen 
Kulturorchester, Bahnversicherungsanstalt Abteilung B oder eine gleichartige Ver-
sorgungseinrichtung) angehören müssen,

5.	� bei der Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen oder der Versorgungsanstalt der 
deutschen Kulturorchester freiwillig weiterversichert sind, und zwar auch dann, 
wenn diese freiwilligen Weiterversicherungen später als drei Monate nach dem 
Beginn des Arbeitsverhältnisses enden,

6.	� Rente wegen Alters nach §§ 35 bis 40 bzw. §§ 235 bis 238 SGB VI als Vollrente erhal-
ten oder erhalten haben oder wenn der Versicherungsfall der Betriebsrente wegen 
Alters (§ 5) bei einer Zusatzversorgungseinrichtung, von der Überleitungen (§ 4) 
erfolgen, eingetreten ist,

7.	� eine Übergangszahlung nach § 46 Nummer 4 TVöD BT-V (VKA) oder § 47 Nummer 3 
TV-L beziehungsweise eine Übergangsversorgung nach den tariflichen Vorgängerre-
gelungen erhalten oder

8.	� im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV geringfügig beschäftigt sind.
	� 2Auf ihren beim Arbeitgeber schriftlich zu stellenden Antrag sind Beschäftigte, 

solange sie freiwilliges Mitglied des Versorgungswerks der Presse sind, nicht zu ver-
sichern; wird der Antrag spätestens zwölf Monate nach Beginn der Pflicht zur Ver-
sicherung gestellt, gilt die Pflichtversicherung als nicht entstanden.3Zwischen den 
Tarifvertragsparteien besteht Einvernehmen, dass die Arbeiterinnen und Arbeiter
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a)	� der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes,
	 b)	� der Häfen- und Schifffahrtsverwaltung des Landes Niedersachsen und der Was-

serwirtschaftsverwaltungen der Länder
	� weiterhin bei der Bahnversicherungsanstalt Abteilung B versichert bleiben, soweit 

die Bahnversicherungsanstalt Abteilung B als Versicherungsträger bestimmt ist.

ANLAGE 3
Ausnahmen vom und Sonderregelungen zum 

zusatzversorgungspflichtigen Entgelt
1Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt im Sinne des § 15 Abs. 2 sind
1.	� Bestandteile des Arbeitsentgelts, die durch Tarifvertrag auf Bundes-, Landes- oder 

landesbezirklicher Ebene ausdrücklich als nicht zusatzversorgungspflichtig bezeich-
net sind sowie über- und außertarifliche Bestandteile des Arbeitsentgelts, soweit sie 
durch Betriebsvereinbarung oder Arbeitsvertrag ausdrücklich als nicht zusatzversor-
gungspflichtig bezeichnet sind,

Protokollnotiz zu Nr. 1: 

Für am 30. Juni 2007 bestehende Vereinbarungen in Tarifverträgen, Betriebsver-
einbarungen oder Arbeitsverträgen über die Ausnahme von Bestandteilen des 
Arbeitsentgelts aus der Zusatzversorgung gilt Anlage 3 Satz 1 Nr. 1 in der bis zum 
1. Januar 2007 geltenden Fassung.

2.	� Bestandteile des Arbeitsentgelts, die auf einer Verweisung auf beamtenrechtliche 
Vorschriften beruhen, soweit die beamtenrechtlichen Bezüge nicht ruhegehaltfähig 
sind,

3.	� Aufwandsentschädigungen; reisekostenähnliche Entschädigungen (z. B. Ausbleibezu-
lage, Auswärtszulage),

4.	� geldliche Nebenleistungen wie Ersatz von Werbungskosten (z. B. Aufwendungen für 
Werkzeuge, Berufskleidung, Fortbildung) sowie Zuschüsse z. B. zu Fahr-, Heizungs-, 
Wohnungs-, Essens-, Kontoführungskosten, Schul- und Sprachenbeihilfen, Mietbei-
träge, Kassenverlustentschädigungen (Mankogelder, Fehlgeldentschädigungen),

5.	� Leistungszulagen, Leistungsprämien sowie erfolgsabhängige Entgelte (z. B. Tantie-
men, Provisionen, Abschlussprämien und entsprechende Leistungen, Prämien für 
Verbesserungsvorschläge, Erfindervergütungen),
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6.	� einmalige und sonstige nicht laufend monatlich gezahlte über- oder außertarifliche 
Leistungen,

7.	� Entgelte aus Nebentätigkeiten einschließlich Einkünfte, die aus ärztlichen Liquida
tionserlösen zufließen,

8.	� Krankengeldzuschüsse,
9.	� Jubiläumsgelder,
10.	� Aufwendungen des Arbeitgebers für eine Zukunftssicherung der Beschäftigten,
11.	� geldwerte Vorteile/Sachbezüge, soweit derartige Leistungen nicht anstelle von Ent-

gelt für Zeiträume gezahlt werden, für die laufendes zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt zusteht,

12.	� Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit,
13.	� einmalige Zahlungen (z. B. Urlaubsabgeltungen, Abfindungen), die aus Anlass der 

Beendigung, des Eintritts des Ruhens oder nach der Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses gezahlt werden,

14.	� einmalige Zahlungen (z. B. Zuwendungen) insoweit, als bei ihrer Berechnung Zeiten 
berücksichtigt sind, für die keine Umlagen für laufendes zusatzversorgungspflichti-
ges Entgelt zu entrichten sind,

15.	� einmalige Unfallentschädigungen,
16.	� bei einer Verwendung im Ausland diejenigen Bestandteile des Arbeitsentgelts,  

die wegen dieser Verwendung über das für eine gleichwertige Tätigkeit im Inland 
zustehende Arbeitsentgelt hinaus gezahlt werden.

�2Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist ferner der Teil des steuerpflichtigen 
Arbeitsentgelts, der nach Anwendung des Satzes 1 den 2,5fachen Wert der monatli-
chen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung (West bzw. 
Ost) übersteigt; wenn eine zusatzversorgungspflichtige Jahressonderzahlung gezahlt 
wird, ist der vorgenannte Wert jährlich einmal im Monat der Jahressonderzahlung zu 
verdoppeln.3Als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt gilt für Kalendermonate, in denen 
Beschäftigte für mindestens einen Tag Anspruch auf Krankengeldzuschuss haben – 
auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers 
nicht gezahlt wird –, das fiktive Entgelt nach § 21 TVöD/§ 21 TV-L bzw. entsprechenden 
tarifvertraglichen Regelungen, das für die Tage, für die tatsächlich Anspruch auf Entgelt, 
Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss bestand, im Falle eines entsprechenden 
Entgeltfortzahlungsanspruchs gezahlt worden wäre. 4In diesen Kalendermonaten geleis-
tete einmalige Zahlungen sind neben dem fiktiven Entgelt nach § 21 TVöD/§ 21 TV-L bzw. 
entsprechenden tarifvertraglichen Regelungen nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 zusatz-
versorgungspflichtiges Entgelt. 5Für Beschäftigte, die zur Übernahme von Aufgaben der 
Entwicklungshilfe im Sinne des § 1 Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 1969 in der je-

– 325 –

TARIFVERTRAG ALTERSVERSORGUNG – ATV



weils geltenden Fassung ohne Arbeitsentgelt beurlaubt sind, hat der Arbeitgeber für die 
Zeit der Beurlaubung Umlagen an die Zusatzversorgungseinrichtung abzuführen, wenn 
der Träger der Entwicklungshilfe die Umlagen erstattet. 6Für die Bemessung der Umlagen 
gilt als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt das Entgelt, von dem nach § 166 Abs. 1 Nr. 
4 SGB VI die Beiträge für die gesetzliche Rentenversicherung zu berechnen sind. 7Für 
Beschäftigte, die eine Ausgleichszahlung nach Maßgabe des § 11 des Tarifvertrages über 
sozialverträgliche Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit der Umgestaltung der 
Bundeswehr vom 18. Juli 2001 erhalten, ist zusatzversorgungspflichtiges Entgelt das der 
Bemessung dieser Ausgleichszahlung zugrunde liegende unverminderte Einkommen im 
Sinne des vorgenannten Tarifvertrages.

ANLAGE 4
Versicherungsmathematische Grundsätze für die Bewertung 

der Verpflichtungen im Rahmen der versicherungstechnischen Bilanz
1.	� Bewertungsgegenstand
	� Bewertet werden die Verpflichtungen nach dem Stande vom Bilanzstichtag (= Inven-

turstichtag). Bereits feststehende allgemeine Leistungsveränderungen, die erst nach 
dem Stichtag wirksam werden, bleiben unberücksichtigt.

2.	� Bewertungsmethode
	� Es wird der versicherungsmathematische Barwert der Verpflichtungen nach dem 

Grundsatz der Einzelbewertung ermittelt.
3.	� Rechnungsgrundlagen
	� Als biometrischen Rechnungsgrundlagen dienen die Richttafeln 1998 von Klaus Heu-

beck. Als Altersgrenze ist die Vollendung des 65. Lebensjahres in Ansatz zu bringen.
	� Der Rechnungszins beträgt 3,25 % in der Zeit bis zum Eintritt eines Versorgungsfalles 

und 5,25 % nach Eintritt eines Versorgungsfalles.
4.	� Verwaltungskostenrückstellung
	� Eine Verwaltungskostenrückstellung wird nicht gebildet.
5.	� Sonstiges
	� Solange die den Besitzstand abbildenden Versorgungspunkte noch nicht ermittelt 

sind, werden die anzurechnenden Sozialversicherungsrenten nach dem steuerlichen 
Näherungsverfahren in Ansatz gebracht. Der in diesem Verfahren anzusetzende 
Korrekturfaktor wird einheitlich für alle Berechtigten auf 0,9086 festgesetzt, Entgelt 
und Beitragsbemessungsgrenze sind nach dem Stande vom 31.12.2001 zu berück-
sichtigen.
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	� Ein nach Feststellung der den Besitzstand abbildenden Versorgungspunkte ermittel-
ter Unterschiedsbetrag gegenüber dem vorläufigen Bewertungsansatz bleibt bei der 
Ermittlung des Überschusses unberücksichtigt.

ANLAGE 5
Altersvorsorgeplan 2001

Dieser Tarifvertrag gilt einheitlich für die Tarifgebiete Ost und West

1.	� Ablösung des Gesamtversorgungssystems
1.1	� Das bisherige Gesamtversorgungssystem wird mit Ablauf des 31.12.2000 geschlos-

sen und durch das Punktemodell ersetzt. Zur juristischen Bewertung vgl. Anlage 1.
1.2	� Auf ein Zurückfallen der Renten und Anwartschaften auf den Stand des Jahres 2000 

wird verzichtet.
1.3	� Durch den Systemwechsel erhalten die Arbeitnehmer die Möglichkeit, eine zusätz-

liche kapitalgedeckte Altersversorgung durch eigene Beiträge unter Inanspruch-
nahme der steuerlichen Förderung aufzubauen (Riester-Rente). Diese Möglichkeit 
soll auch bei den Zusatzversorgungskassen eröffnet werden. Die Möglichkeit der 
Entgeltumwandlung besteht derzeit – einheitlich für alle Arbeitnehmer – nicht; die 
Tarifvertragsparteien geben sich eine Verhandlungszusage für eine tarifvertragliche 
Regelung zur Entgeltumwandlung.

1.4	� Die Umlagefinanzierung wird auch nach Systemwechsel beibehalten. Sie kann 
schrittweise nach den Möglichkeiten der einzelnen Zusatzversorgungskassen durch 
Kapitaldeckung abgelöst werden (Kombinationsmodell).

2.	� Punktemodell
2.1	� Die Leistungsbemessung erfolgt nach dem Punktemodell. Es werden diejenigen 

Leistungen zugesagt, die sich ergeben würden, wenn eine Gesamt- Beitragsleistung 
von 4 v. H. vollständig in ein kapitalgedecktes System eingezahlt würde.

2.2	� Soweit eine Kapitaldeckung vorhanden ist, werden die tatsächlich erzielten Kapital-
erträge veranschlagt. Soweit keine Kapitaldeckung vorhanden ist, wird jährlich die 
laufende Verzinsung der zehn größten Pensionskassen gemäß jeweils aktuellem Ge-
schäftsbericht des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen (bzw. Nach-
folgeeinrichtung) zugrunde gelegt. Überschüsse werden wie bei einer Pensionskasse 
festgestellt. Von diesen Überschüssen werden nach Abzug der Verwaltungskosten 
(soweit fiktiv: 2 v. H.) vorrangig die sozialen Komponenten und dann Bonuspunkte 
finanziert. Soziale Komponenten sind:
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	 a)	� Zurechnungszeiten bei Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten (vgl. 
Textziffer 2.5).

	 b)	� Kindererziehungszeiten
		�  Berücksichtigung eines Beitrages von 20 Euro pro Monat pro Kind für die Dauer 

der gesetzlichen Erziehungszeit (ohne Beschäftigung).
	 c)	� Übergangsregelung für alle Versicherten mit einer Mindestpflichtversicherungs-

zeit von 20 Jahren die monatlich weniger als 3.600 DM brutto verdienen. Ihre 
erworbenen Anwartschaften werden festgestellt und ggf. auf mindestens 0,8 
Versorgungspunkte für jedes volle Kalenderjahr der Pflichtversicherung angeho-
ben (Einbeziehung des Beschäftigungsquotienten).

2.3	� Die als Anlage beigefügte Tabelle kommt zur Anwendung. Diese Tabelle basiert auf 
folgenden Parametern:

	� Ein Zinssatz entsprechend § 2 der Deckungsrückstellungsverordnung von derzeit 
3,25 v. H. vor Eintritt des Versorgungsfalls wird zugrunde gelegt. Nach Eintritt des 
Versorgungsfalls gilt ein Zinssatz von 5,25 v. H. Bei Änderungen des Verordnungs-
Zinssatzes gilt dieser bis zum Wirksamwerden einer entsprechenden tarifvertragli-
chen Anpassung fort. Die versicherungsmathematischen Berechnungen basieren auf 
den Richttafeln 1998 von Klaus Heubeck.

2.4	� Die Versicherungsfälle entsprechen denen in der gesetzlichen Rentenversicherung 
(Altersrenten, Erwerbsminderungsrenten, Hinterbliebenenrenten). Bei teilweiser Er-
werbsminderung wird die Hälfte des Betrages gezahlt, der bei voller Erwerbsminde-
rung zustünde. Abschläge werden für jeden Monat der vorzeitigen Inanspruchnah-
me der Rente (wie gesetzliche Rentenversicherung) in Höhe von 0,3 v. H. erhoben; 
höchstens jedoch insgesamt 10,8 v. H.

2.5	� Bei Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten vor Vollendung des 60. Lebens-
jahres werden Versorgungspunkte hinzugerechnet. Für ein Referenzentgelt wird für 
jedes Kalenderjahr vor Vollendung des 60. Lebensjahres je ein Versorgungspunkt 
hinzugerechnet.

2.6	� Von den Verpflichtungen zur Beitragszahlung in der Textziffer 2.1 dieses Tarifver-
trages kann bis zu einer Mindesthöhe von zwei v. H. für die Dauer von bis zu drei 
Jahren im Rahmen eines landesbezirklichen Tarifvertrages abgewichen werden, 
wenn sich der Betrieb in einer wirtschaftlichen Notlage befindet. Die Feststellung 
der wirtschaftlichen Notlage wird durch eine paritätisch besetzte Kommission der 
Tarifvertragsparteien getroffen.

	 Die Regelung kann verlängert werden.
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2.7	� Entgelte aus Altersteilzeit werden in Höhe des vereinbarten Entgelts mindestens 
jedoch mit 90 v. H. des vor Beginn der Altersteilzeit maßgebenden Wertes berück-
sichtigt (wie nach bisherigem Recht). Fälle des Vorruhestandes werden wie nach 
altem Recht behandelt.

3.	� Übergangsrecht
3.	� Die Höhe der laufenden Renten und der Ausgleichsbeträge wird zum 31.12.2001 

festgestellt.
3.2	� Die laufenden Renten werden als Besitzstandsrenten weitergezahlt. Die abbaubaren 

Ausgleichsbeträge werden in Höhe des Dynamisierungsgewinns abgebaut.
3.3	� Die Besitzstandsrenten und die Neurenten werden beginnend mit dem Jahr 2002 

jeweils zum 01.07. eines Jahres bis 2007 mit 1 v. H. jährlich dynamisiert.
3.4	� Die Anwartschaften der am 31.12.2001 schon und am 01.01.2002 noch pflichtversi-

cherten Arbeitnehmer werden wie folgt berechnet:
3.4.1	� Es gelten die Berechnungsvorgaben des § 18 Abs. 2 BetrAVG. Der danach festge-

stellte Betrag wird in Versorgungspunkte unter Berücksichtigung eines Zinssatzes 
von 3,25 umgerechnet und in das Punktemodell transferiert. Die transferierten 
Versorgungspunkte nehmen an der Dynamisierung nach Ziffer 2.2 teil.

3.4.2	� Für Arbeitnehmer im Tarifgebiet West, die am 01.01.2002 das 55. Lebensjahr 
vollendet haben (rentennahe Jahrgänge), gilt folgende Besitzstandsregelung: 
Auf der Grundlage des am 31.12.2000 geltenden Rechts der Zusatzversorgung 
ist Ausgangswert für die Bemessung des in das Punktemodell zu transferieren-
den Betrages die individuell bestimmte Versorgungsrente im Alter von 63 (bei 
Behinderten Alter entsprechend gesetzlicher Rentenversicherung) unter Be-
rücksichtigung der Mindestgesamtversorgung und des § 44 a VBL-Satzung bzw. 
entsprechende Versorgungsregelung; die gesetzliche Rente ist nach persönlichen 
Daten anzurechnen; von diesem nach den Bemessungsgrößen per 31.12.2001 
einmalig ermittelten Ausgangswert ist die aus dem Punktemodell noch zu erwer-
bende Betriebsrente abzuziehen; die Differenz ist die Besitzstandsrente; sie wird 
in Versorgungspunkte umgerechnet und in das Punktemodell transferiert.

3.4.3	� Textziffer 3.4.2 gilt entsprechend für solche Arbeitnehmer, die im Jahre 2001 das 
55. Lebensjahr vollendet und vor Inkrafttreten des Tarifvertrages Altersteilzeit 
bzw. Vorruhestand vereinbart haben.

3.5	� Die im bisherigen Versorgungssystem erworbenen Anwartschaften von Arbeitneh-
mern, die am 01.01.2002 nicht mehr pflichtversichert sind und die eine unverfall
bare Anwartschaft haben, werden entsprechend der bisherigen Versicherungsren-
tenberechnung festgestellt, transferiert und nicht dynamisiert.
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4.	� Finanzierung
4.1	� Jede Kasse regelt ihre Finanzierung selbst. Zusätzlicher Finanzbedarf über die tat-

sächliche Umlage des Jahres 2001 hinaus (Stichtag 01.11.2001) – mindestens jedoch 
ab Umlagesatz von 4 v. H. – wird durch steuerfreie, pauschale Sanierungsgelder 
gedeckt. Im Tarifgebiet West verbleibt es bei den von den Arbeitnehmern  
bei Zusatzversorgungskassen geleisteten Beiträgen.

4.2	� Für die VBL-West gilt:
	� Ab 2002 betragen die Belastungen der Arbeitgeber 8,45 v. H. Dies teilt sich auf in 

eine steuerpflichtige, mit 180 DM/Monat pauschal versteuerte Umlage von 6,45 v. H.  
und steuerfreie pauschale Sanierungsgelder von 2,0 v. H., die zur Deckung eines 
Fehlbetrages im Zeitpunkt der Schließung dienen sollen.

	� Ab 2002 beträgt der aus versteuertem Einkommen zu entrichtende Umlagebeitrag 
der Arbeitnehmer 1,41 v. H.

4.3	� Die Verteilung der Sanierungsgelder auf Arbeitgeberseite bestimmt sich nach dem 
Verhältnis der Entgeltsumme aller Pflichtversicherten zuzüglich der neunfachen 
Rentensumme aller Renten zu den entsprechenden Werten, die einem Arbeitgeber-
verband bzw. bei Verbandsfreien, dem einzelnen Arbeitgeber zuzurechnen sind; ist ein 
verbandsfreier Arbeitgeber einer Gebietskörperschaft mittelbar oder haushaltsmäßig 
im Wesentlichen zuzuordnen, wird dieser bei der Gebietskörperschaft einbezogen. 
Arbeitgebern, die seit dem 1. November 2001 durch Ausgliederung entstanden sind, 
sind zur Feststellung der Verteilung der Sanierungszuschüsse Renten in dem Verhältnis 
zuzurechnen, das dem Verhältnis der Zahl der Pflichtversicherten des Ausgegliederten 
zu der Zahl der Pflichtversicherten des Ausgliedernden zum 01.11.2001 entspricht.

4.4	� Bei abnehmendem Finanzierungsbedarf für die laufenden Ausgaben werden die 
übersteigenden Einnahmen – getrennt und individualisierbar – zum Aufbau einer 
Kapitaldeckung eingesetzt.

5.	� Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass mit diesem Tarifvertrag das Abwan-
dern von Betrieben oder Betriebsteilen aus den Zusatzversorgungseinrichtungen 
des öffentlichen Dienstes verhindert wird. Während der Laufzeit des Tarifvertrages 
überprüfen die Tarifvertrags-parteien, ob es zu signifikanten Abwanderungen aus 
einzelnen Zusatzversorgungseinrichtungen gekommen ist. Sie beauftragen einen 
Gutachter, die Gründe für eventuelle Abwanderungen darzustellen. Dies gilt auch für 
den Tarifvertrag über sozialverträgliche Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit 
der Umgestaltung der Bundeswehr.

6.	 �Laufzeit des Tarifvertrages bis zum 31.12.2007.
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ANLAGE 1 ZUM ALTERSVORSORGEPLAN 2001
Juristische Zulässigkeit  

des rückwirkenden Systemwechsels
zum 31.12.2000
(Arbeitskreis 2)

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass der rückwirkende Wechsel vom Ge-
samtversorgungssystem in ein Punktemodell zum 01.01.2001 verfassungsrechtlich zuläs-
sig ist. Dies gilt auch für den Transfer der am 31.12.2000 bestehenden Anwartschaften.
Für das Jahr 2001 ist aus verwaltungstechnischen Gründen eine Einführungsphase für 
das neue System vorgesehen, in der sich Anwartschaften technisch weiterhin nach den 
Berechnungsmethoden des alten Systems fortentwickeln. Diese für die Betroffenen 
günstige Übergangsregelung liegt in der Normsetzungsbefugnis der Tarifvertrags
parteien.
Seit dem Ergebnis der Tarifrunde 2000 konnte niemand auf den Fortbestand des bishe-
rigen Versorgungssystems vertrauen und deshalb davon ausgehen, dass dieses unverän-
dert bestehen bleiben würde.
Sollte ein Bundesgericht abschließend feststellen, dass Arbeitnehmern oder Versor-
gungsempfängern mit Vordienstzeiten (Beschäftigungen außerhalb des öffentlichen 
Dienstes) im neuen System im Hinblick auf den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 
vom 22.03.2000 (1 BvR 1136/96) höhere als die überführten Ansprüche zustehen, wer-
den den Berechtigten diese Ansprüche auch dann rückwirkend erfüllt, wenn sie sie nicht 
vor der neuen Entscheidung geltend gemacht haben.
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ANLAGE 2 ZUM ALTERSVORSORGEPLAN 2001
Rentenformel im Punktemodell

ohne Zwischenschaltung eines Regelbeitrages und bei Überschussanteilen  
in Form von beitragslosen Versorgungspunkten

Die Rentenhöhe ist abhängig von der gesamten Erwerbsbiografie im öffentlichen Dienst. 
In jedem Beschäftigungsjahr t werden Versorgungspunkte VP t erworben. Die Höhe der 
Versorgungspunkte ergibt sich aus der Formel:

VPt = E t / RE x Tabx 
Ggf. wird VPt aus Überschüssen erhöht.

Darin bedeuten
VPt Versorgungspunkt für das Jahr t
Et Entgelt des Versicherten im Jahr t

RE Referenzentgelt
Tabx Tabellenwert für das Alter x des Versicherten im Jahr t

Im Versorgungsfall ergibt sich die Rente nach der Formel

Rente = [ Summe aller VPt ] x Messbetrag 
Der Messbetrag beträgt 0,4 % des Referenzentgeltes.

x Tabx x Tabx x Tabx x Tabx

17 3,1 29 2,1 41 1,5 53 1,0
18 3,0 30 2,0 42 1,4 54 1,0
19 2,9 31 2,0 43 1,4 55 1,0
20 2,8 32 1,9 44 1,3 56 1,0
21 2,7 33 1,9 45 1,3 57 0,9
22 2,6 34 1,8 46 1,3 58 0,9
23 2,5 35 1,7 47 1,2 59 0,9
24 2,4 36 1,7 48 1,2 60 0,9
25 2,4 37 1,6 49 1,2 61 0,9
26 2,3 38 1,6 50 1,1 62 0,8
27 2,2 39 1,6 51 1,1 63 0,8

28 2,2 40 1,5 52 1,1 64 
und älter 0,8
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ANLAGE 6
Ermittlung der biometriebedingten Mehrkosten

Auf der Grundlage der Berechnungen von Aon Hewitt im Schreiben vom 7. Januar 2015 
werden die Mehrkosten aufgrund der veränderten biometrischen Verhältnisse pauschal 
ermittelt, indem jeweils folgender Vomhundertsatz auf die Rentenausgaben angewandt 
wird, die sich in dem Kalenderjahr unter Berücksichtigung der tatsächlichen biometri-
schen Risikoverhältnisse voraussichtlich ergeben werden:

Kalenderjahr Anteil der Mehrkosten aufgrund der veränderten biometrischen Verhält-
nisse an den voraussichtlichen tatsächlichen Rentenausgaben in v. H.

2023 4,77
2024 5,34
2025 5,93
2026 6,51
2027 7,06
2028 7,63
2029 8,16
2030 8,67
2031 9,17
2032 9,63
2033 10,10
2034 10,57
2035 11,08
2036 11,59
2037 12,14
2038 12,67
2039 13,12
2040 13,62
2041 14,06
2042 14,47
2043 14,86
2044 15,21
2045 15,49
2046 15,75
2047 15,99
2048 16,17
2049 16,30
2050 16,42
2051 16,48
2052 16,52
2053 16,59

ab 2054 16,60
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Gemeinsame Niederschriftserklärung der Tarifvertragsparteien

Entsprechend Nr. 2 der Niederschrift über den Abschluss der Tarifverhandlungen 
zur Zukunft der Zusatzversorgung vom 1. März 2002 erklären die Tarifvertrags-
parteien Folgendes:

1.	� Im Zusammenhang mit den Änderungen zu § 33 sind weitere Fallkonstellationen 
umfassend erörtert worden. Die Tarifvertragsparteien sind sich einig, dass kein 
weiterer Änderungsbedarf besteht.

2.	� Für die Waldarbeiter wird eine dem § 19 Abs. 1 Satz 7 ATV/ATV-K entsprechende 
Regelung im ATV-W angestrebt.

3.	� Die Abfindung nach § 22 Abs. 2 ATV/ATV-K ist während des Bezugs einer Erwerbs-
minderungsrente nur auf Antrag der/des Rentenberechtigten zulässig.

4.	� Soweit eine Nachversicherung sog. unterhälftig Teilzeitbeschäftigter bisher nicht 
erfolgt ist, soll diese nunmehr zeitnah nachgeholt werden.

5.	� Die Zusatzversorgungseinrichtungen haben nach § 26 Abs. 3 Satz 1 ATV/ATV-K eine 
freiwillige Versicherung in Anlehnung an das Punktemodell anzubieten.

6.	� Bei Berechnung der Startgutschriften erfolgt eine ausschließlich stichtagsbezo
gene Berücksichtigung des Familienstandes zum 31.12.2001, auf deren Basis eine 
Differenzierung nach Steuerklasse III/0 bzw. I/0 erfolgt; ein späterer Wechsel der 
berücksichtigten Steuerklasse ist ausgeschlossen.

7.	� In den Fällen des § 33 Abs. 1 ATV/ATV-K erfolgt bei Berechnung des anzurechnenden 
Bezuges eine Rechtskreistrennung (Ost/West) bei der Frage der zu berücksichti-
genden Beitragsbemessungsgrenze. Dies gilt auch für die Berechnung des fiktiven 
Nettoarbeitsentgelts (§ 41 Abs. 2c VBL-Satzung a. F.).

8.	� Die noch erreichbare Betriebsrente nach § 33 Abs. 2 Satz 2 ATV/ATV-K ist unter 
Berücksichtigung der sich nach § 38 ATV-K, § 39 Abs. 1 bzw. 2 ATV ggf. noch erge-
benden Betriebsrente zu berechnen.

9.	� Auch in den Fällen des Vorruhestandes erfolgt die Hochrechnung der Anwartschaft 
entsprechend § 33 Abs. 3 ATV/ATV-K nicht auf das vollendete 63. Lebensjahr, son-
dern auf den voraussichtlichen Rentenbeginn.

10.	� Die Tarifvertragsparteien gehen weiterhin davon aus, dass die im Altersvorsorgeplan 
2001 bzw. ATV/ATV-K gefundenen Regelungen zur Ermittlung der Startgutschrift 
inklusive der Übergangsregelungen zur Anwendung des § 44a VBL-Satzung a. F.  
(ausschließlich im § 33 Abs. 2, 3 und 3a) rechtmäßig sind.
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IX. 
TARIFVERTRAG ZUR  

ENTGELTUMWANDLUNG  
FÜR DIE BESCHÄFTIGTEN  

DES BUNDES UND DER LÄNDER  
(TV-ENTGELTU-B/L)

vom 25. Mai 2011

Präambel
1Die Bundesrepublik Deutschland und zahlreiche Bundesländer führen seit über 60 Jah-
ren die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) als gemeinsame Anstalt des 
öffentlichen Rechts fort. 2Bei der VBL wird dementsprechend die betriebliche Altersver-
sorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes des Bundes und der Mehrzahl der in 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder zusammengeschlossenen Länder durchgeführt. 
3In Anbetracht dessen schließen die Bundesrepublik Deutschland und die Tarifgemein-
schaft deutscher Länder diesen Tarifvertrag gemeinsam. 

INHALTSVERZEICHNIS

Präambel �������������������������������������������������������������������������������������������������������������  335
§ 1	 Geltungsbereich �����������������������������������������������������������������������������������������  336
§ 2	 Grundsatz der Entgeltumwandlung �����������������������������������������������������������  336
§ 3	 Anspruchsvoraussetzungen �����������������������������������������������������������������������  336
§ 4	 Umwandelbare Entgeltbestandteile ����������������������������������������������������������  337
§ 5	 Geltendmachung des Entgeltumwandlungsanspruchs �����������������������������  337
§ 6	 Durchführungsweg �������������������������������������������������������������������������������������  337
§ 7	 In-Kraft-Treten ��������������������������������������������������������������������������������������������  338
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§ 1 
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Auszubildende 
(Beschäftigte), die unter den Geltungsbereich des 
a)	� Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) oder des Tarifvertrages für Auszu-

bildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) bzw. des 
b)	� Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L), des Tarifvertrages für 

Auszubildende der Länder in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz 
(TVA-L BBiG) oder des Tarifvertrages für Auszubildende der Länder in Pflegeberufen 
(TVA-L Pflege) 

	 fallen. 
§ 2 

Grundsatz der Entgeltumwandlung
Dieser Tarifvertrag regelt die Grundsätze zur Umwandlung tarifvertraglicher Entgeltbe-
standteile zum Zwecke der betrieblichen Altersversorgung. 

Protokollerklärung: 

Der Klammerzusatz „(einschließlich des Ausschlusses der Entgeltumwandlung 
und der Verhandlungszusage nach 1.3)“ in § 40 Abs. 4 des Tarifvertrages Alters-
versorgung findet keine Anwendung mehr. 

§ 3 
Anspruchsvoraussetzungen

(1)	� Beschäftigte haben Anspruch darauf, dass künftige Entgeltansprüche durch Entgelt-
umwandlung für ihre betriebliche Altersversorgung verwendet werden. 

(2)	� 1Der Höchstbetrag für die Entgeltumwandlung wird begrenzt auf jährlich bis zu 
4 v. H. der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze (West) in der allgemeinen Renten-
versicherung zuzüglich 1.800 Euro. 2Im beiderseitigen Einvernehmen kann in der 
Entgeltumwandlungsvereinbarung (§ 5 Abs. 2) vereinbart werden, dass ein über den 
Höchstbetrag nach Satz 1 hinausgehender Betrag des Entgelts umgewandelt wird. 

(3)	� Der umzuwandelnde Entgeltbetrag für ein Jahr muss mindestens 1/160 der Bezugs-
größe nach § 18 Abs. 1 SGB IV erreichen. 
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§ 4 
Umwandelbare Entgeltbestandteile

(1)	� Beschäftigte können nur künftige Entgeltansprüche umwandeln. 
(2)	� Umwandelbar sind künftige Ansprüche auf die Jahressonderzahlung sowie auf 

monatliche Entgeltbestandteile. 
(3)	� Vermögenswirksame Leistungen können nicht umgewandelt werden. 

§ 5 
Geltendmachung des Entgeltumwandlungsanspruchs

(1)	� Beschäftigte müssen den Anspruch auf Entgeltumwandlung rechtzeitig gegenüber 
dem Arbeitgeber schriftlich geltend machen. 

(2)	� Für die Entgeltumwandlung schließen die/der Beschäftigte und der Arbeitgeber eine 
schriftliche Vereinbarung (Entgeltumwandlungsvereinbarung). 

(3)	� 1Die Umwandlung monatlicher Entgeltbestandteile hat mindestens für den Zeitraum 
eines Jahres zu erfolgen. 2In begründeten Einzelfällen ist ein kürzerer Zeitraum 
zulässig. 3Der Arbeitgeber kann bei Umwandlung monatlicher Entgeltbestandteile 
verlangen, dass für den Zeitraum eines Jahres gleich bleibende monatliche Beträge 
umgewandelt werden. 

(4)	� Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Änderung bestehender Vereinbarungen zur Ent-
geltumwandlung entsprechend. 

§ 6 
Durchführungsweg

1Für den Durchführungsweg gelten die Vorschriften des Betriebsrentengesetzes. 2Die 
Entgeltumwandlung ist bei der VBL durchzuführen; dies gilt nicht für die Beschäftigten 
des Saarlandes und der Freien und Hansestadt Hamburg. 

Protokollerklärung: 

Die Tarifvertragsparteien stimmen darin überein, dass die Durchführung der 
Entgeltumwandlung ausschließlich bei der Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder erfolgt, die seit jeher für die betriebliche Altersversorgung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer von Bund und Ländern zuständig ist. Lediglich 
im Saarland und in der Freien und Hansestadt Hamburg wird die betriebliche 
Altersversorgung nicht über die VBL durchgeführt; dort gelten für den Durchfüh-
rungsweg deshalb ausschließlich die Vorschriften des Betriebsrentengesetzes. 
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§ 7 
In-Kraft-Treten

(1)	� Dieser Tarifvertrag tritt am 1. August 2011 in Kraft. 
(2)	� Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalender-

vierteljahres, frühestens zum 31. Dezember 2011, schriftlich gekündigt werden. 
(3)	� Mit In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages tritt der Tarifvertrag zur Entgeltumwand-

lung für die Beschäftigten der Länder vom 12. Oktober 2006 (TV-EntgeltU-L) außer 
Kraft. 

(4)	� Die Rechtswirksamkeit von bereits vor In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages  
abgeschlossenen Entgeltumwandlungsvereinbarungen bleibt unberührt, ebenso  
die Möglichkeit nachträglicher Änderungen entsprechend § 5 TV-EntgeltU-L. 
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X. 
TARIFVERTRAG ÜBER DIE REGELUNG  

DER ARBEITSBEDINGUNGEN DER  
PRAKTIKANTINNEN/PRAKTIKANTEN  

DER LÄNDER 
(TV PRAKT-L) 

vom 9. Dezember 2011 
in der Fassung des 6. Änderungstarifvertrages vom 29. November 2021

INHALTSVERZEICHNIS
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§ 7	 Wöchentliche und tägliche Arbeitszeit ������������������������������������������������������  342
§ 8	 Entgelt ��������������������������������������������������������������������������������������������������������  342
§ 9	 Sonstige Entgeltregelungen �����������������������������������������������������������������������  343
§ 10	Urlaub ���������������������������������������������������������������������������������������������������������  344
§ 11	Entgelt im Krankheitsfall ����������������������������������������������������������������������������  344
§ 12	Entgeltfortzahlung in anderen Fällen ���������������������������������������������������������  344
§ 13	Vermögenswirksame Leistungen ���������������������������������������������������������������  344
§ 14	Jahressonderzahlung ����������������������������������������������������������������������������������  345
§ 15	Beendigung des Praktikantenverhältnisses �����������������������������������������������  345
§ 16	Zeugnis ��������������������������������������������������������������������������������������������������������  346
§ 17	Ausschlussfrist ��������������������������������������������������������������������������������������������  346
§ 18	Inkrafttreten, Laufzeit ��������������������������������������������������������������������������������  346

– 339 –

TV PRAKT-L



§ 1 
Geltungsbereich

(1)	� Dieser Tarifvertrag gilt für Praktikantinnen/Praktikanten für den Beruf
	 a)	� der Sozialarbeiterin/des Sozialarbeiters, der Sozialpädagogin/des Sozialpäda

gogen und der Heilpädagogin/des Heilpädagogen während der praktischen 
Tätigkeit, die nach Abschluss des Fachhochschulstudiums der staatlichen An-
erkennung als Sozialarbeiterin/Sozialarbeiter, Sozialpädagogin/Sozialpädagoge 
oder Heilpädagogin/Heilpädagoge vorauszugehen hat,

	 b)	� der pharmazeutisch-technischen Assistentin/des pharmazeutisch-technischen 
Assistenten während der praktischen Tätigkeit nach § 6 des Gesetzes über den 
Beruf des pharmazeutisch-technischen Assistenten in der Neufassung vom  
23. September 1997 (BGBl. I S. 2349),

	 c)	� der Erzieherin/des Erziehers und der Kinderpflegerin/des Kinderpflegers wäh-
rend der praktischen Tätigkeit, die nach den geltenden Ausbildungsordnungen 
der staatlichen Anerkennung als Erzieherin/Erzieher oder Kinderpflegerin/Kin-
derpfleger vorauszugehen hat,

	 d)	� der Masseurin und medizinischen Bademeisterin/des Masseurs und medizini-
schen Bademeisters während der praktischen Tätigkeit nach § 7 des Gesetzes 
über die Berufe in der Physiotherapie (Masseur- und Physiotherapeutengesetz) 
vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1084),

	� die in einem Praktikantenverhältnis zu einem Arbeitgeber stehen, dessen Beschäf-
tigte unter den Geltungsbereich des TV-L fallen.

(2)	� Dieser Tarifvertrag gilt nicht für Praktikantinnen/Praktikanten, deren praktische 
Tätigkeit in die schulische Ausbildung oder die Hochschulausbildung integriert ist.

(3)	� Für Praktikantinnen und Praktikanten des Landes Berlin gelten einheitlich die Rege-
lungen dieses Tarifvertrages für das Tarifgebiet West.

§ 2 
Praktikantenvertrag, Nebenabreden

(1)	� Vor Beginn des Praktikantenverhältnisses ist ein schriftlicher Praktikantenvertrag  
zu schließen. 

(2)	� 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie  
können gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.
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§ 3 
Probezeit

(1)	 Die Probezeit beträgt drei Monate.
(2)	� Während der Probezeit kann das Praktikantenverhältnis von beiden Seiten jederzeit 

ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden.

§ 4 
Ärztliche Untersuchungen

(1)	� 1Die Praktikantinnen/Praktikanten können bei begründeter Veranlassung ver-
pflichtet werden, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage 
sind, die nach § 1 Absatz 1 erforderliche praktische Tätigkeit auszuüben. 2Bei dem 
beauftragten Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt, Personalarzt oder Amtsarzt 
handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt 
haben. 3Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Arbeitgeber.

(2)	� Praktikantinnen/Praktikanten, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt 
oder mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt sind, sind auf ihren An-
trag bei Beendigung des Praktikantenverhältnisses ärztlich zu untersuchen.

§ 5 
Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Haftung, Schutzkleidung

(1)	� Praktikantinnen/Praktikanten haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu 
wahren wie die Beschäftigten des Arbeitgebers.

(2)	� 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Praktikantinnen/Praktikanten ihrem Arbeit-
geber rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Neben
tätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die nach  
§ 1 Absatz 1 erforderliche praktische Tätigkeit der Praktikantinnen/Praktikanten 
oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen.

(3)	� 1Die Praktikantinnen/Praktikanten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, 
Provisionen oder sonstige Vergünstigungen mit Bezug auf ihre Tätigkeit nicht an-
nehmen. 2Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich. 3Werden 
ihnen derartige Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unver-
züglich anzuzeigen. 

(4)	� Für die Schadenshaftung der Praktikantinnen/Praktikanten finden die Bestim-
mungen, die für die Beamten des jeweiligen Landes jeweils gelten, entsprechende 
Anwendung. 

(5)	� Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet ist, 
wird sie unentgeltlich zur Verfügung gestellt und bleibt Eigentum des Arbeitgebers.
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§ 6 
Personalakten

1Die Praktikantinnen/Praktikanten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständi-
gen Personalakten. 2Sie können das Recht auf Einsicht durch eine/n hierzu schriftlich 
Bevollmächtigte/n ausüben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Perso-
nalakten erhalten. 4Die Praktikantinnen/Praktikanten müssen über Beschwerden und 
Behauptungen tatsächlicher Art, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden 
können, vor Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 5Ihre Äußerung ist zu den 
Personalakten zu nehmen.

§ 7 
Wöchentliche und tägliche Arbeitszeit

Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit und die tägliche Arbeitszeit 
der Praktikantinnen/Praktikanten richten sich nach den Bestimmungen, die für die 
Arbeitszeit der bei dem Arbeitgeber in dem künftigen Beruf der Praktikantinnen/Prakti-
kanten Beschäftigten gelten.

§ 8 
Entgelt

(1)	 Das monatliche Entgelt beträgt für Praktikantinnen/Praktikanten für den Beruf
–	 ��der Sozialarbeiterin/des Sozialarbeiters,  

der Sozialpädagogin/des Sozialpädagogen, 
der Heilpädagogin/des Heilpädagogen

	 �ab 1. Dezember 2022 1.903,54 Euro,
–	 ��der pharmazeutisch-technischen Assistentin/ 

des pharmazeutisch-technischen Assistenten, 
der Erzieherin/des Erziehers

	 �ab 1. Dezember 2022 1.678,26 Euro,
–	 ��der Kinderpflegerin/des Kinderpflegers, 

der Masseurin und medizinischen Bademeisterin/ 
des Masseurs und medizinischen Bademeisters, 
der Rettungsassistentin/des Rettungsassistenten

	 �ab 1. Dezember 2022 1.621,31 Euro.
(2)	 Für die Berechnung und Auszahlung des Entgelts gilt § 24 TV-L entsprechend.
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§ 9 
Sonstige Entgeltregelungen

(1)	� 1Für die praktische Tätigkeit an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen, am 24. Dezem-
ber und am 31. Dezember, für den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, 
für die Überstunden und für die Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des 
Arbeitgebers geltenden Regelungen sinngemäß. 2Dabei gilt als Stundenanteil des 
Tabellenentgelts im Sinne des § 8 Absatz 1 Satz 2 TV-L der auf eine Stunde entfallen-
de Anteil des Entgelts (§ 8 Absatz 1).3Zur Ermittlung dieses Anteils ist das jeweilige 
Entgelt durch das 4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit (§ 7) zu teilen.

(2)	� Soweit Beschäftigten im Sinne von § 38 Absatz 5 Satz 1 TV-L gemäß § 19 Absatz 5 
Satz 2 TV-L in Verbindung mit § 33 Absatz 1 Buchstabe c und Absatz 6 BAT/BAT-O 
eine Zulage zusteht, erhalten Praktikantinnen/Praktikanten unter denselben Voraus-
setzungen die entsprechende Zulage in voller Höhe.

(3)	� Soweit Beschäftigten, die im Heimerziehungsdienst tätig sind, eine Zulage nach der 
Anlage A zum TV-L zusteht, erhalten Praktikantinnen und Praktikanten unter densel-
ben Voraussetzungen die entsprechende Zulage in voller Höhe.

(4)	� Soweit Beschäftigten gemäß § 8 Absatz 7 bzw. 8 TV-L eine Wechselschicht- bzw. 
Schichtzulage zusteht, erhalten Praktikantinnen und Praktikanten unter denselben 
Voraussetzungen 75 v. H. des entsprechenden Zulagenbetrages.

(5)	� 1Falls im Rahmen des Praktikantenvertrages eine Vereinbarung über die Gewährung 
einer Personalunterkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert kündbaren Neben-
abrede (§ 2 Absatz 2) festzulegen. 2Der Wert der Personalunterkunft wird im Tarifgebiet 
West nach dem Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte für Angestell-
te vom 16. März 1974 in der jeweils geltenden Fassung auf das Entgelt (§ 8 Absatz 1) mit 
der Maßgabe angerechnet, dass der nach § 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 des genannten 
Tarifvertrages maßgebende Quadratmetersatz um 15 v. H. zu kürzen ist. 3Sachbezüge 
sind in Höhe der durch Rechtsverordnung nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 SGB IV be-
stimmten Werte anzurechnen. Kann die Praktikantin/der Praktikant während der Zeit, 
für die nach §§ 10, 11 und 12 Bezüge zustehen, Sachbezüge aus berechtigtem Grund 
nicht abnehmen, sind diese nach den Sachbezugswerten abzugelten.
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§ 10 
Urlaub

1Praktikantinnen/Praktikanten erhalten Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung 
der für die Beschäftigten des Arbeitgebers geltenden Regelungen. 2Während des Erho-
lungsurlaubs wird das Entgelt (§ 8 Absatz 1) fortgezahlt.

§ 11 
Entgelt im Krankheitsfall

(1)	� 1Werden Praktikantinnen/Praktikanten durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit 
ohne ihr Verschulden verhindert, die nach § 1 Absatz 1 erforderliche praktische Tä-
tigkeit auszuüben, erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zu einer Dauer 
von sechs Wochen das Entgelt (§ 8 Absatz 1) in entsprechender Anwendung der für 
die Beschäftigten des Arbeitgebers geltenden Regelungen fortgezahlt. 2Im Übrigen 
gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.

(2)	� 1Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Arbeitgeber 
erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Arbeitgeber zugezogene Berufs-
krankheit verursacht ist, erhält die Praktikantin/der Praktikant nach Ablauf des nach 
Absatz 1 maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn 
der Arbeitsunfähigkeit einen Krankengeldzuschuss. 2Der Krankengeldzuschuss wird 
in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen den tatsächlichen Barleistungen des 
Sozialversicherungsträgers und dem sich nach Absatz 1 ergebenden Nettoentgelt 
gezahlt. 3Voraussetzung für die Zahlung des Krankengeldzuschusses ist, dass der 
zuständige Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit 
anerkennt.

§ 12 
Entgeltfortzahlung in anderen Fällen

Praktikantinnen/Praktikanten haben Anspruch auf Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung 
ihres Entgelts (§ 8 Absatz 1) unter denselben Voraussetzungen wie die Beschäftigten des 
Arbeitgebers.

§ 13 
Vermögenswirksame Leistungen

Praktikantinnen/Praktikanten haben unter denselben Voraussetzungen wie die Beschäf-
tigten des Arbeitgebers Anspruch auf eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von 
13,29 Euro monatlich.
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§ 14 
Jahressonderzahlung

(1)	� 1Praktikantinnen/Praktikanten, die am 1. Dezember in einem Praktikantenverhältnis 
stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung. 2Diese beträgt 95 v. H. des 
Entgelts (§ 8 Absatz 1), das den Praktikantinnen/Praktikanten für November zusteht.

(2)	� 1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem 
Praktikantinnen/Praktikanten keinen Anspruch auf Entgelt (§ 8 Absatz 1), Fortzah-
lung des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 10) oder im Krankheitsfall (§ 11) 
haben. 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die Praktikantinnen 
wegen Beschäftigungsverboten nach § 3 Absätze 1 und 2 des Mutterschutzgeset-
zes kein Entgelt erhalten haben. 3Sie unterbleibt ferner für Kalendermonate der 
Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
(BEEG) bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag 
vor Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf Zuschuss zum Mutterschafts-
geld bestanden hat..

(3)	� Die Jahressonderzahlung wird mit dem für November zustehenden Entgelt ausgezahlt.

(4)	� 1Praktikantinnen/Praktikanten, die im unmittelbaren Anschluss an das Praktikanten
verhältnis von ihrem Arbeitgeber in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden und 
am 1. Dezember noch in diesem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten zusammen mit 
der anteiligen Jahressonderzahlung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige Jahres
sonderzahlung aus dem Praktikantenverhältnis. 2Erfolgt die Übernahme im Laufe 
eines Kalendermonats, wird für diesen Monat nur die anteilige Jahressonderzahlung 
aus dem Arbeitsverhältnis gezahlt.

§ 15 
Beendigung des Praktikantenverhältnisses

(1)	� Das Praktikantenverhältnis endet mit dem im Praktikantenvertrag vereinbarten 
Zeitpunkt, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

(2)	� Nach der Probezeit (§ 3) kann das Praktikantenverhältnis unbeschadet der gesetz
lichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden

	 a)	 aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist,
	 b)	 �von der Praktikantin/dem Praktikanten mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen.
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§ 16 
Zeugnis

1Der Arbeitgeber hat den Praktikantinnen/Praktikanten bei Beendigung des Praktikan-
tenverhältnisses ein Zeugnis auszustellen. 2Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer 
und Ziel des Praktikums sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse enthal-
ten. 3Auf Verlangen der Praktikantinnen/Praktikanten sind auch Angaben über Führung, 
Leistung und besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen.

§ 17 
Ausschlussfrist

1Ansprüche aus dem Praktikantenverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer 
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von der Praktikantin/dem Praktikan-
ten oder vom Arbeitgeber schriftlich geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachver-
halt reicht die einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällig werdende 
Leistungen aus.

§ 18 
Inkrafttreten, Laufzeit

(1)	 1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.
(2)	� Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalender-

halbjahres schriftlich gekündigt werden.
(3)	� Abweichend von Absatz 2 kann § 8 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum 

Ende eines Kalendermonats, frühestens jedoch zum 30. September 2021, schriftlich 
gekündigt werden; eine Kündigung nach Absatz 2 erfasst nicht den § 8 Absatz 1.

(4)	� Abweichend von Absatz 2 kann § 14 von jeder Tarifvertragspartei auf landesbezirkli-
cher Ebene mit einer Frist von drei Monaten zum 31. Dezember eines Kalenderjahres 
schriftlich gekündigt werden.

(5)	� Dieser Tarifvertrag ersetzt für den Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
mit Wirkung vom 1. Januar 2012 die in der Anlage aufgeführten Tarifverträge.
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Anlage (zu § 18 Absatz 5)
1.	� Tarifvertrag über die vorläufige Weitergeltung der Regelungen für die Praktikantin-

nen/Praktikanten vom 12. Oktober 2006 in der Fassung des Änderungstarifvertrages 
Nr. 2 vom 10. März 2011.

2.	� Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen der Praktikantinnen/ 
Praktikanten (TV Prakt) vom 22. März 1991.

3.	� Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen der Praktikantinnen/ 
Praktikanten (TV Prakt-O) vom 5. März 1991.

4.	� Tarifvertrag über eine Zuwendung für Praktikantinnen (Praktikanten) vom  
12. Oktober 1973.

5.	� Tarifvertrag über eine Zuwendung für Praktikantinnen/Praktikanten (TV Zuwendung 
Prakt-O) vom 5. März 1991.

6.	� Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Auszubildende vom  
17. Dezember 1970.

7.	� Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Auszubildende (TV VL Azubi-O) 
vom 8. Mai 1991.
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Vorbemerkungen 

Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass bei erforderlichen Umstruktu-
rierungen die Sicherung von Beschäftigungsmöglichkeiten sowie die Qualifizierung der 
Beschäftigten unter Nutzung aller bestehenden Möglichkeiten Vorrang hat gegenüber 
Entlassungen und den damit verbundenen Maßnahmen zur sozialverträglichen Abfede-
rung.

§ 1 
Anderweitige Beschäftigung

(1)	� 1Vor Abschluss eines Tarifvertrages nach § 3 Absatz 1 hat der Arbeitgeber zu prüfen, 
ob die in Betracht kommenden Beschäftigten auf einem anderen gleichwertigen Ar-
beitsplatz vorrangig an demselben Ort im Umfang ihrer bisherigen Arbeitszeit weiter 
beschäftigt werden können. 2Ein Arbeitsplatz ist gleichwertig, wenn sich durch die 
neue Tätigkeit die bisherige Eingruppierung nicht ändert.

(2)	� Steht ein Arbeitsplatz im Sinne des Absatzes 1 nicht zur Verfügung, soll sich der 
Arbeitgeber um einen gleichwertigen Arbeitsplatz im Umfang der bisherigen Ar-
beitszeit bei einem anderen Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes an demselben 
Ort bemühen.

Protokollerklärung zu § 1 Absatz 2:

Öffentlicher Dienst im Sinne des Absatzes 2 ist eine Beschäftigung
a)	� beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde oder bei einem Gemeinde-

verband oder bei einem sonstigen Mitglied eines Arbeitgeberverbandes, der 
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) angehört,

b)	� bei einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts, die 
den TV-L, den TVöD, den BAT-O, den BAT oder einen Tarifvertrag wesentlich 
gleichen Inhalts anwendet.

(3)	� 1Steht ein Arbeitsplatz nach Absatz 1 oder Absatz 2 nicht zur Verfügung, soll der 
Arbeitgeber auch einen niedriger bewerteten Arbeitsplatz anbieten. 2Nimmt die/der 
Beschäftigte einen solchen Arbeitsplatz an, kann für die Dauer eines Jahres keine 
Herabsetzung der Arbeitszeit gegen den Willen der/des Beschäftigten erfolgen; für 
den gleichen Zeitraum besteht Kündigungsschutz für eine betriebsbedingte Beendi-
gungskündigung.
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§ 2 
Fortbildung, Umschulung

(1)	� 1Wird eine Beschäftigte/ein Beschäftigter, für die/den ein landesbezirklicher Tarif-
vertrag im Sinne des § 3 Absatz 1 gilt oder ohne einen Wechsel des Arbeitsplatzes 
nach § 1 gegolten hätte, für eine Tätigkeit bei demselben Arbeitgeber in einem 
anderen, nicht von § 3 Absatz 1 betroffenen Bereich fortgebildet oder umgeschult, 
ist sie/er für die zur Fortbildung oder Umschulung erforderliche Zeit, längstens für 
zwölf Monate, von der Arbeit freizustellen. Während der Freistellung ist das Tabel-
lenentgelt fortzuzahlen. 3Die Kosten der Fortbildung oder Umschulung trägt der 
Arbeitgeber, soweit kein anderer Kostenträger zuständig ist.

(2)	� Setzt die/der Beschäftigte nach der Fortbildung oder Umschulung aus einem von 
ihr/ihm zu vertretenden Grunde das Arbeitsverhältnis nicht für mindestens einen 
der Dauer der Fortbildung oder Umschulung entsprechenden Zeitraum fort, ist der 
Arbeitgeber berechtigt, das nach Absatz 1 Satz 2 gezahlte Entgelt und die Kosten der 
Fortbildung oder Umschulung zurückzufordern.

§ 3 
Besondere regelmäßige Arbeitszeit

(1)	� 1Zur Vermeidung von betriebsbedingten Kündigungen und damit zur Sicherung der 
Arbeitsplätze kann bis zum 31. Dezember 2011 durch landesbezirklichen Tarifvertrag 
die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit (§ 6 Absatz 1 TV-L) für höchstens drei 
Jahre, längstens bis zum 31. Dezember 2014 nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 her-
abgesetzt werden. 2Die Nachwirkung nach § 4 Absatz 5 des Tarifvertragsgesetzes ist 
für die landesbezirklichen Tarifverträge ausgeschlossen. 3Die landesbezirklichen Ta-
rifverträge können vorsehen, dass bei Beschäftigten, denen eine Herabsetzung der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit aus sozialen Gründen billigerweise nicht 
zuzumuten ist, auf eine Herabsetzung der Arbeitszeit ganz oder teilweise verzichtet 
werden kann.

(2)	� 1Bei einer Herabsetzung der Arbeitszeit auf bis zu 80 v. H. der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit kann ein teilweiser Entgeltausgleich vereinbart werden. 
2Wird die Arbeitszeit in begründeten Fällen auf unter 80 v. H. bis zu 75 v. H. der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit herabgesetzt, ist für diese zusätzliche  
Herabsetzung ein teilweiser Entgeltausgleich zu vereinbaren.

(3)	� Beschäftigte, die im Zeitpunkt der Herabsetzung der Arbeitszeit bereits mit einer 
geringeren als der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit beschäftigt sind, werden 
von Absatz 1 nur dann erfasst, wenn ihre bisherige Arbeitszeit oberhalb der herab-
gesetzten Arbeitszeit liegt.
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(4)	� 1Der Arbeitgeber überprüft in angemessenen Zeitabständen, ob die nach Absatz 1 
herabgesetzte Arbeitszeit ganz oder teilweise wieder heraufgesetzt werden kann. 
2Satz 1 gilt entsprechend, sobald sich die Möglichkeit von Neueinstellungen ergibt; 
das Interesse des Arbeitgebers an der Sicherung einer ausgewogenen Personalstruk-
tur bleibt unberührt.

(5)	� Solange für Beschäftigte eine herabgesetzte Arbeitszeit gilt, kann ihnen nicht be-
triebsbedingt gekündigt werden.

(6)	� Die Absätze 1 bis 5 finden keine Anwendung auf Beschäftigte, deren wöchentliche 
Arbeitszeit aufgrund von vor dem 1. Mai 1998 getroffenen Regelungen bereits 
herabgesetzt worden ist oder noch herabgesetzt wird.

(7)	� Für Lehrkräfte sowie für wissenschaftliche Angestellte an Hochschulen können 
abweichende Regelungen vereinbart werden.

§ 4 
Abfindung

(1)	� Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis aus Gründen des Personalabbaus entweder 
gekündigt oder durch Auflösungsvertrag beendet wird, erhalten eine Abfindung.

(2)	 �1Die Abfindung beträgt für jedes volle Jahr der Beschäftigungszeit (§ 34 Absatz 3 Satz 
1 und 2 TV-L) ein Viertel des letzten Tabellenentgelts, mindestens aber die Hälfte 
und höchstens das Fünffache dieses Entgelts. 2Abweichend von Satz 1 kann, wenn 
das Arbeitsverhältnis durch Auflösungsvertrag beendet wird, die Abfindung bis zum 
Siebenfachen des in Satz 1 genannten Tabellenentgelts festgelegt werden.

(3)	� 1Der Anspruch auf Abfindung entsteht am Tag nach der Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses. 2Hat der Arbeitgeber gekündigt, wird die Abfindung fällig, sobald end-
gültig feststeht, dass das Arbeitsverhältnis beendet ist (z. B. bei Verzicht auf Klage 
gegen die Kündigung oder bei Vorliegen einer rechtskräftigen Entscheidung).

(4)	� Abfindungen nach tariflichen Vorschriften und nach Sozialplänen sowie Abfindun-
gen, die im Rahmen eines Kündigungsschutzverfahrens vergleichsweise vereinbart 
oder nach Auflösungsantrag durch Urteil zugesprochen werden, sind auf die Abfin-
dung nach diesem Tarifvertrag anzurechnen.

(5)	 Eine Abfindung steht nicht zu, wenn
	 a)	� die Kündigung aus einem von der/dem Beschäftigten zu vertretenden Grund 

(z. B. Ablehnung eines anderen angebotenen Arbeitsplatzes, es sei denn, dass 
ihr/ihm die Annahme nach ihren/seinen Kenntnissen und Fähigkeiten billiger
weise nicht zugemutet werden kann) erfolgt ist oder

	 b)	� die/der Beschäftigte im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber ausgeschieden ist, 
weil er von einem anderen Arbeitgeber im Geltungsbereich des TV-L, des TVöD 
oder des BAT-O/BAT übernommen wird.
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(6)	� 1Tritt die/der Beschäftigte in ein Arbeitsverhältnis bei einem Arbeitgeber im 
Geltungsbereich des TV-L, des TVöD oder des BAT-O/BAT ein und ist die Zahl der 
zwischen der Beendigung des alten und der Begründung des neuen Arbeitsverhält-
nisses liegenden Kalendermonate geringer als die der Abfindung zugrunde liegende 
Anzahl von Bruchteilen des Tabellenentgelts (Absatz 2), verringert sich die Abfin-
dung entsprechend. 2Überzahlte Beträge sind zurückzuzahlen.

(7)	� Absatz 6 gilt entsprechend, wenn innerhalb des gleichen Zeitraums ein Anspruch auf 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung entsteht.

§ 5 
In-Kraft-Treten

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. November 2006 in Kraft und am 31. Dezember 2011 außer 
Kraft. Er ersetzt im Geltungsbereich des TV-L den Tarifvertrag zur sozialen Absicherung 
vom 6. Juli 1992.
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Telefon: 0331/27184-0
Telefax: 0331/27184-30
info@gew-brandenburg.de
www.gew-brandenburg.de

GEW Bremen
Bahnhofsplatz 22-28
28195 Bremen
Telefon: 0421/33764-0
Telefax: 0421/33764-30
info@gew-hb.de
www.gew-bremen.de

GEW Hamburg
Rothenbaumchaussee 15
20148 Hamburg
Telefon: 040/414633-0
Telefax: 040/440877
info@gew-hamburg.de
www.gew-hamburg.de

GEW Hessen
Zimmerweg 12 
60325 Frankfurt 
Telefon: 069/971293-0
Telefax: 069/971293-93
info@gew-hessen.de
www.gew-hessen.de

GEW Mecklenburg- 
Vorpommern
Lübecker Straße 265a
19059 Schwerin
Telefon: 0385/48527-0
Telefax: 0385/48527-24
landesverband@gew-mv.de
www.gew-mv.de

GEW Niedersachsen
Berliner Allee 16  
30175 Hannover
Telefon: 0511/33804-0
Telefax: 0511/33804-46
email@gew-nds.de
www.gew-nds.de

Nünningstraße 11  
45141 Essen
Telefon: 0201/29403-01
Telefax: 0201/29403-51
info@gew-nrw.de
www.gew-nrw.de

GEW Rheinland-Pfalz
Dreikönigshof

55116 Mainz
Telefon: 06131/28988-0
Telefax: 06131/28988-80
gew@gew-rlp.de
www.gew-rlp.de

GEW Saarland
Mainzer Straße 84
66121 Saarbrücken
Telefon: 0681/66830-0
Telefax: 0681/66830-17
info@gew-saarland.de
www.gew-saarland.de

GEW Sachsen
Nonnenstraße 58  
04229 Leipzig
Telefon: 0341/4947-412
Telefax: 0341/4947-406
kontakt@gew-sachsen.de
www.gew-sachsen.de

GEW Sachsen-Anhalt
Markgrafenstraße 6
39114 Magdeburg
Telefon: 0391/73554-0
Telefax: 0391/73134-05
info@gew-lsa.de
www.gew-lsa.de

GEW Schleswig-Holstein
Legienstraße 22-24  
24103 Kiel
Telefon: 0431/5195-150
Telefax: 0431/5195-154
info@gew-sh.de
www.gew-sh.de

GEW Thüringen
Heinrich-Mann-Straße 22 
99096 Erfurt
Telefon: 0361/59095-0
Telefax: 0361/59095-60
info@gew-thueringen.de
www.gew-thueringen.de

GEW-Hauptvorstand
Reifenberger Straße 21
60489 Frankfurt a.M.
Telefon: 069/78973-0
Telefax: 069/78973-201
info@gew.de
www.gew.de

GEW-Hauptstadtbüro
Wallstraße 68
10179 Berlin
Telefon: 030/235014-0
Telefax: 030/235014-10
hauptstadtbuero@gew.de

Fachgruppe
Nach § 22 der GEW-Satzung bestehen folgende Fachgruppen:
• Erwachsenenbildung
• Gesamtschulen
• Gewerbliche Schulen
• Grundschulen 
• Gymnasien
• Hauptschulen
• Hochschule und Forschung
• Kaufmännische Schulen
• Realschulen
•  Schulaufsicht und Schulverwaltung
•  Sonderpädagogische Berufe
• Sozialpädagogische Berufe

Tarifgruppe/Besoldungsgruppe
Die Angaben der Entgelt- oder Besoldungsgruppe ermög-
licht die korrekte Berechnung des satzungsgemäßen Bei-
trags. Sollten Sie keine Besoldung oder Entgelt nach TVöD/

Betrieb/Dienststelle

Namen der Hochschule/der Forschungseinrichtung und die 
Bezeichnung des Fachbereichs/Fachs angeben.

Mitgliedsbeitrag
•      Beamt*innen zahlen 0,85 Prozent der Besoldungs gruppe 

und -stufe, nach der sie besoldet werden.
•      Angestellte mit Tarifvertrag zahlen 0,77 Prozent der Ent-

geltgruppe und -stufe, nach der  vergütet wird; Angestellte 

•   Der Mindestbeitrag beträgt immer 0,6 Prozent der 
 untersten Stufe der Entgeltgruppe 1 des TVöD.

•    beitrags.
•   
•   Studierende zahlen einen Festbetrag von 2,50 Euro.
•   

Festbetrag von 4 Euro.
•   Bei Empfänger*innen von Pensionen beträgt der Beitrag 

Rentner*innen beträgt der Beitrag 0,66 Prozent der 
  

 ordnung zu entnehmen.

IHR KONTAKT ZUR GEW
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 TARIFRECHT  
IM   ÖFFENTLICHEN DIENST

  DER LÄNDER

TARIFVERTRAG DER LÄNDER


